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Die Idee zu der vorliegenden Sammlung von europäischem Recht, deut-
schen Gesetzen und Verordnungen sowie Codices und ethischen Richt-
linien entstand während der Tätigkeit im Kunstrecht, sowohl aus an-
waltlicher wie auch aus wissenschaftlicher Sicht. 

Nachdem das Kunstrecht nicht mehr nur eine Querschnittsmaterie dar-
stellt, sondern sich vielmehr zu einem eigenständigen Gebiet entwickelt 
hat, war es an der Zeit, die entsprechenden Normen und Vorschriften in 
einem eigenen kleinen Band für die tägliche Arbeit im Kunstrecht zu 
vereinen. Hierbei war es der Wunsch aller am Projekt Beteiligten, die 
Auswahl so kompakt wie möglich und so umfassend wie nötig zu tref-
fen. Die Orientierung hierfür bildete die tägliche praktische Arbeit, 
insbesondere der Aufruf immer gleicher Normen. Entsprechend wurden 
auch die wichtigsten Auszüge aus dem BGB, dem HGB und dem Ein-
kommensteuergesetz mitaufgenommen, da diese in der täglichen Praxis 
der an Kunst beteiligten Personen häufig Verwendung finden. 

Die Sammlung ist hierarchisch nach Europarecht, deutschem Recht und 
non-binding law gegliedert. Eine besondere Bedeutung haben die ethi-
schen Richtlinien der einzelnen Verbände, da diese bisher noch nicht in 
dieser Form verfügbar waren. 

Zu großem Dank bin ich meinem Team verpflichtet, das sowohl bei der 
Auswahl wie auch beim Lektorat geholfen und letztendlich dazu beige-
tragen hat, dass die Sammlung fertiggestellt wurde. Insbesondere danke 
ich Frau Heike Stahlmecke, Herrn Dr. Felix Michl, Herrn Benjamin 
Hauck, Frau Julia Schwenk, Frau Luise Reichl und Herrn Wenzel Kiehne. 

Für Anregungen, Tipps und Informationen die Korrektur oder die Auf-
nahme weiterer wichtiger Vorschriften betreffend, bin ich dankbar. Es 
ist uns ein großes Anliegen, die Sammlung stets jährlich auf aktuellem 
Stand zu halten. 

Heidelberg, Mai 2017 

Nicolai Kemle  
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I. Richtlinie 2014/60/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 15. Mai 2014 über die Rückgabe von unrechtmäßig 
aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten  
Kulturgütern und zur Änderung der Verordnung (EU)  
Nr. 1024/2012 (Neufassung) 

Amtsblatt der Europäischen Union, L 159/1, 28.05.2014 (DE) 
 
DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
UNION — gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 114, auf Vorschlag der Europäischen Kommissi-
on, nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Par-
lamente, gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (1), in Erwägung 
folgender Gründe: 
(1) Die Richtlinie 93/7/EWG des Rates (2) ist durch die Richtlinien 96/100/EG 
(3) und 2001/38/EG (4) des Europäischen Parlaments und des Rates in wesentli-
chen Punkten geändert worden. Da nunmehr weitere Änderungen vorgenom-
men werden sollen, empfiehlt sich aus Gründen der Klarheit eine Neufassung. 
(2) Der Binnenmarkt umfasst einen Raum ohne Binnengrenzen, in dem der 
freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital gemäß dem 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union gewährleistet ist (AEUV). 
Gemäß Artikel 36 AEUV stehen die einschlägigen Bestimmungen über den 
freien Warenverkehr Einfuhr-, Ausfuhr- und Durchfuhrverboten oder -be-
schränkungen nicht entgegen, die zum Schutz des nationalen Kulturgutes von 
künstlerischem, geschichtlichem oder archäologischen Wert gerechtfertigt sind. 
(3) Aufgrund und im Rahmen von Artikel 36 AEUV haben die Mitgliedstaaten 
das Recht, ihre nationalen Kulturgüter zu bestimmen und die notwendigen 
Maßnahmen zu deren Schutz zu treffen. Dennoch spielt die Union eine wertvol-
le Rolle, indem sie die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten beim 
Schutz des kulturellen Erbes von europäischer Bedeutung fördert, zu dem das 
genannte nationale Kulturgut gehört. 
(4) Mit der Richtlinie 93/7/EWG wurde eine Rückgaberegelung eingeführt, 
die es den Mitgliedstaaten ermöglicht, die Rückgabe von Kulturgütern in ihr 
Hoheitsgebiet zu erreichen, die im Sinne von Artikel 36 AEUV als nationales 
Kulturgut eingestuft sind, das unter die gemeinsamen Kategorien von Kulturgü-
tern gemäß dem Anhang dieser Richtlinie fällt, und die in Verletzung der natio-
nalen Vorschriften oder der Verordnung (EG) Nr. 116/2009 des Rates (5) aus 
ihrem Hoheitsgebiet verbracht wurden. Diese Richtlinie erfasste auch Kulturgü-
ter, die als nationales Kulturgut eingestuft wurden und zu öffentlichen Samm-
lungen gehören oder im Bestandsverzeichnis kirchlicher Einrichtungen aufge-
führt sind und nicht unter diese gemeinsamen Kategorien fallen. 
(5) Aufgrund der Richtlinie 93/7/EWG arbeiten die Mitgliedstaaten auf Ver-
waltungsebene in Fragen ihres nationalen Kulturgutes zusammen, und zwar in 
enger Verbindung mit ihrer Zusammenarbeit mit Interpol und anderen zustän-
digen Stellen in Bezug auf gestohlene Kunstwerke, wobei insbesondere verlo-
rengegangene, gestohlene oder unrechtmäßig verbrachte Kulturgüter, die Teil 
des nationalen Kulturgutes und der öffentlichen Sammlungen der Mitgliedstaa-
ten sind, zu erfassen sind. 
(6) Das in der Richtlinie 93/7/EWG vorgesehene Rückgabeverfahren stellte 
einen ersten Schritt auf dem Wege zu einer Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten auf dem Gebiet des Schutzes der Kulturgüter im Rahmen des 
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Binnenmarktes dar, mit dem Ziel der weiteren gegenseitigen Anerkennung der 
einschlägigen nationalen Rechtsvorschriften. 
(7) Die Verordnung (EG) Nr. 116/2009 — zusammen mit Richtlinie 93/7/EWG 
— führte eine Regelung auf Unionsebene zum Schutz der Kulturgüter der Mit-
gliedstaaten ein. 
(8) Das Ziel der Richtlinie 93/7/EWG bestand darin, die materielle Rückgabe 
der Kulturgüter an den Mitgliedstaat sicherzustellen, aus dessen Hoheitsgebiet 
sie unrechtmäßig verbracht wurden — ungeachtet der an diesen Kulturgütern 
bestehenden Eigentumsrechten. Die Anwendung dieser Richtlinie hat jedoch die 
Grenzen der Regelung zur Rückgabe dieser Kulturgüter aufgezeigt. Die Berichte 
über die Umsetzung der Richtlinie haben aufgezeigt, dass die Richtlinie insbe-
sondere aufgrund ihres begrenzten Anwendungsbereichs, der auf die im Anhang 
dieser Richtlinie festgelegten Bedingungen zurückzuführen ist, sowie aufgrund 
des kurzen Zeitraums für die Einleitung von Rückgabeverfahren und der mit 
diesen Verfahren verbundenen Kosten selten angewendet wurde. 
(9) Der Geltungsbereich der vorliegenden Richtlinie sollte auf jedes Kulturgut 
ausgeweitet werden, das von einem Mitgliedstaat nach den nationalen Rechts-
vorschriften oder Verwaltungsverfahren im Sinne des Artikels 36 AEUV als 
nationales Kulturgut von künstlerischem, geschichtlichem oder archäologischem 
Wert eingestuft oder definiert wurde. Die vorliegende Richtlinie sollte somit 
Gegenstände von historischem, paläontologischem, ethnographischem, numis-
matischem Interesse oder wissenschaftlichem Wert erfassen, unabhängig davon, 
ob es sich dabei um einen Teil einer öffentlichen oder sonstiger Sammlungen 
oder ein Einzelstück handelt und ob diese Gegenstände aus regulären oder uner-
laubten Grabungen stammen, sofern sie als nationales Kulturgut eingestuft oder 
definiert sind. Des Weiteren sollten als nationales Kulturgut eingestufte oder 
definierte Kulturgüter nicht länger bestimmten Kategorien angehören und keine 
Alters- bzw. Wertgrenzen einhalten müssen, um für eine Rückgabe im Rahmen 
dieser Richtlinie in Frage zu kommen. 
(10) In Artikel 36 AEUV wird die Vielfalt der nationalen Regelungen zum 
Schutz der nationalen Kulturgüter anerkannt. Um gegenseitiges Vertrauen, 
Bereitschaft zur Zusammenarbeit und Verständnis zwischen den Mitgliedstaaten 
zu fördern, sollte die Bedeutung des Begriffs „nationales Kulturgut“ im Rahmen 
des Artikels 36 AEUV definiert werden. Die Mitgliedstaaten sollten zudem die 
Rückgabe von Kulturgütern an den Mitgliedstaat, aus dessen Hoheitsgebiet diese 
Güter unrechtmäßig verbracht wurden, ungeachtet des Zeitpunkts des Beitritts 
jenes Mitgliedstaats erleichtern und dafür sorgen, dass die Rückgabe solcher 
Güter keine unverhältnismäßigen Kosten verursacht. Es sollte den Mitgliedstaa-
ten möglich sein, die Rückgabe von Kulturgütern unter Einhaltung der betref-
fenden Bestimmungen des AEUV zu veranlassen, die nicht als nationale Kultur-
güter des AEUV eingestuft oder definiert sind, sowie von Kulturgütern, die vor 
dem 1. Januar 1993 unrechtmäßig verbracht wurden. 
(11) Die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten auf der Verwaltungsebene sollte 
verstärkt werden, um eine wirksamere und einheitlichere Anwendung dieser 
Richtlinie zu fördern. Daher sollten die zentralen Stellen ersucht werden, wirk-
sam untereinander zusammenzuarbeiten und Informationen über unrechtmäßig 
verbrachte Kulturgüter auszutauschen und hierzu das Binnenmarktinformati-
onssystem („IMI“) gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Europäischen 
Parlaments und des Rates zu nutzen (6). Im Hinblick auf eine bessere Umsetzung 
dieser Richtlinie sollte ein spezifisches Modul des IMI-Systems für Kulturgüter 
entwickelt werden. Es ist wünschenswert, dass auch die übrigen zuständigen 
Stellen der Mitgliedstaaten sich gegebenenfalls dieses Systems bedienen. 
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(12) Damit der Schutz personenbezogener Daten gewährleistet ist, sollten bei 
der administrativen Zusammenarbeit und beim Informationsaustausch zwischen 
den zuständigen Stellen die Regeln eingehalten werden, die in der Richtlinie 
95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (7) und, soweit das IMI 
eingesetzt wird, in der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 festgelegt sind. Die Be-
griffsbestimmungen der Richtlinie 95/46/EG und der Verordnung (EG) Nr. 
45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates (8) sollten auch für die 
Zwecke der vorliegenden Richtlinie gelten. 
(13) Die Frist, innerhalb deren zu prüfen ist, ob das in einem anderen Mitglied-
staat aufgefundene Kulturgut ein Kulturgut im Sinne der Richtlinie 93/7/EWG 
darstellt, wurde für die Praxis als zu kurz erachtet. Daher sollte sie auf sechs 
Monate verlängert werden. Eine längere Frist sollte den Mitgliedstaaten ermög-
lichen, die Maßnahmen zu ergreifen, die notwendig sind, um das Kulturgut zu 
bewahren und gegebenenfalls zu verhindern, dass es dem Rückgabeverfahren 
entzogen wird. 
(14) Die Frist für eine Rückgabeklage muss ebenfalls auf drei Jahre nach dem 
Zeitpunkt, zu dem der Mitgliedstaat, aus dessen Hoheitsgebiet das Kulturgut 
unrechtmäßig verbracht wurde, von dem Ort der Belegenheit des Kulturgutes 
und der Identität seines Eigenbesitzers oder Fremdbesitzers Kenntnis erhält, 
verlängert werden. Die Verlängerung dieses Zeitraums sollte die Rückgabe 
erleichtern und der unrechtmäßigen Verbringung nationaler Kulturgüter entge-
genwirken. Der Eindeutigkeit halber sollte klargestellt werden, dass die Verjäh-
rungsfrist ab dem Zeitpunkt der Kenntnisnahme durch die zentrale Stelle des 
Mitgliedstaats, aus dessen Hoheitsgebiet das Kulturgut unrechtmäßig verbracht 
wurde, läuft. 
(15) Gemäß der Richtlinie 93/7/EWG erlosch der Rückgabeanspruch 30 Jahre 
nach dem Zeitpunkt, zu dem das Kulturgut unrechtmäßig aus dem Hoheitsge-
biet des Mitgliedstaats verbracht wurde. Im Fall von Kulturgütern, die zu öffent-
lichen Sammlungen gehören, sowie von Kulturgütern, die im Bestandsverzeich-
nis kirchlicher Einrichtungen in Mitgliedstaaten aufgeführt sind, in denen sie 
nach den nationalen Rechtsvorschriften besonderen Schutzregelungen unterlie-
gen, gilt allerdings unter bestimmten Umständen eine längere Frist für den 
Rückgabeanspruch. Da Mitgliedstaaten nach den nationalen Rechtsvorschriften 
möglicherweise besondere Schutzregelungen für religiöse Einrichtungen an-
wenden, die keine kirchlichen Einrichtungen sind, sollte diese Richtlinie auch 
für diese anderen religiösen Einrichtungen gelten. 
(16) In seinen Schlussfolgerungen über die Prävention und Bekämpfung des 
unrechtmäßigen Handels mit Kulturgütern vom 13./14. Dezember 2011 hat der 
Rat die Notwendigkeit von Maßnahmen zur wirksameren Prävention und Be-
kämpfung von Straftaten betreffend Kulturgüter anerkannt. Er empfahl, dass die 
Kommission zur Prävention und Bekämpfung des unrechtmäßigen Handels mit 
Kulturgütern die Mitgliedstaaten beim wirksamen Schutz von Kulturgütern 
unterstützt und gegebenenfalls ergänzende Maßnahmen fördert. Darüber hinaus 
empfahl der Rat, dass die Mitgliedstaaten die Ratifizierung des am 17. November 
1970 in Paris unterzeichneten Unesco-Übereinkommens über die Maßnahmen 
zum Verbot und zur Verhütung der unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereig-
nung von Kulturgut und des am 24. Juni 1995 in Rom unterzeichneten UNIDRO-
IT-Übereinkommens über gestohlene oder rechtswidrig ausgeführte Kulturgüter 
erwägen. 
(17) Es sollte daher sichergestellt werden, dass alle Marktteilnehmer beim 
Handel mit Kulturgütern die erforderliche Sorgfalt walten lassen. Der Erwerb 
eines Kulturgutes mit illegaler Herkunft hat nur dann wirklich abschreckende 
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Folgen, wenn der Eigenbesitzer des Gegenstandes neben der Zahlung einer 
Entschädigung auch dazu verpflichtet ist, nachzuweisen, dass er mit der erfor-
derlichen Sorgfalt vorgegangen ist. Zur Verwirklichung der Ziele der Union auf 
dem Gebiet der Prävention und Bekämpfung des unrechtmäßigen Handels mit 
Kulturgütern sollte daher in dieser Richtlinie festgelegt werden, dass der Eigen-
besitzer nur dann eine Entschädigung erhalten kann, wenn er nachweist, dass er 
beim Erwerb des Kulturgutes mit der gebotenen Sorgfalt vorgegangen ist. 
(18) Es wäre ebenfalls für jede Person und insbesondere für jeden Marktteil-
nehmer hilfreich, einen leichten Zugang zu den öffentlichen Informationen über 
die von den Mitgliedstaaten als nationale Kulturgüter eingestuften oder definier-
ten Kulturgüter zu haben. Die Mitgliedstaaten sollten sich darum bemühen, dass 
der Zugang zu diesen öffentlichen Informationen vereinfacht wird. 
(19) Zur Erleichterung einer einheitlichen Auslegung des Begriffs der erforder-
lichen Sorgfalt sollten in dieser Richtlinie nicht erschöpfende Kriterien festgelegt 
werden, die bei der Entscheidung, ob der Eigenbesitzer beim Erwerb des Kultur-
gutes mit der gebotenen Sorgfalt vorgegangen ist, zu berücksichtigen sind. 
(20) Da das Ziel dieser Richtlinie, nämlich die Ermöglichung der Rückgabe von 
als „nationales Kulturgut“ eingestuften oder definierten Kulturgütern, die un-
rechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbracht wurden, von 
den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kann, sondern viel-
mehr wegen seines Umfangs und seiner Folgen auf Unionsebene besser zu ver-
wirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags 
über die Europäische Union verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. 
Entsprechend dem im demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit geht diese Richtlinie nicht über das für die Verwirklichung dieses 
Ziels erforderliche Maß hinaus. 
(21) Da die Aufgaben des mit der Verordnung (EG) Nr. 116/2009 eingesetzten 
Ausschusses durch die Streichung des Anhangs der Richtlinie 93/7/EWG wegfal-
len, sind die Bezugnahmen auf diesen Ausschuss dementsprechend zu streichen. 
Um die Plattform für den Austausch von Erfahrungen und bewährten Praktiken 
mit bzw. bei der Umsetzung dieser Richtlinie zwischen den Mitgliedstaaten 
beizubehalten, sollte die Kommission eine Sachverständigengruppe einsetzen, 
die aus Experten aus den für die Umsetzung dieser Richtlinie zuständigen zent-
ralen Stellen der Mitgliedstaaten besteht und unter anderem in die Entwicklung 
eines spezifischen Moduls des IMI-Systems für Kulturgüter eingebunden werden 
sollte. 
(22) Da der Anhang der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 eine Liste der Best-
immungen über die Verwaltungszusammenarbeit enthält, die in Rechtsakten der 
Union enthalten sind und mit Hilfe des IMI umgesetzt werden, ist dieser Anhang 
zu ändern und die vorliegende Richtlinie aufzunehmen. 
(23) Die Verpflichtung zur Umsetzung der vorliegenden Richtlinie in nationa-
les Recht muss auf die Bestimmungen beschränkt bleiben, die inhaltliche Ände-
rungen gegenüber den vorherigen Richtlinien darstellen. Die Verpflichtung zur 
Umsetzung der unveränderten Bestimmungen ergibt sich aus der früheren 
Richtlinie. 
(24) Die Pflichten der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Fristen zur Umsetzung 
der in Anhang I Teil B aufgeführten Richtlinien in nationales Recht dürfen 
durch diese Richtlinie nicht berührt werden — 
HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 
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Artikel 1 
Diese Richtlinie findet Anwendung auf die Rückgabe von Kulturgütern, die von 
einem Mitgliedstaat als „nationales Kulturgut“ im Sinne des Artikels 2 Nummer 
1 eingestuft oder definiert und unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet dieses 
Mitgliedstaats verbracht wurden. 

Artikel 2 
Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 
1. „Kulturgut“ einen Gegenstand, der vor oder nach der unrechtmäßigen 

Verbringung aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats nach den nationa-
len Rechtsvorschriften oder Verwaltungsverfahren im Sinne des Artikels 36 
AEUV von diesem Mitgliedstaat als „nationales Kulturgut von künstleri-
schem, geschichtlichem oder archäologischem Wert“ eingestuft oder defi-
niert wurde; 

2. „unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbracht“ 
a) jede Verbringung aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats entgegen 

dessen Rechtsvorschriften für den Schutz nationaler Kulturgüter oder 
entgegen der Verordnung (EG) Nr. 116/2009 oder 

b) jede nicht erfolgte Rückgabe nach Ablauf der Frist für eine vorüberge-
hende rechtmäßige Verbringung bzw. jeder Verstoß gegen eine andere 
Bedingung für diese vorübergehende Verbringung; 

3. „ersuchender Mitgliedstaat“ den Mitgliedstaat, aus dessen Hoheitsgebiet 
das Kulturgut unrechtmäßig verbracht wurde; 

4. „ersuchter Mitgliedstaat“ den Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich 
ein Kulturgut befindet, das unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines an-
deren Mitgliedstaats verbracht wurde; 

5. „Rückgabe“ die materielle Rückgabe des Kulturgutes in das Hoheitsgebiet 
des ersuchenden Mitgliedstaats; 

6. „Eigenbesitzer“ die Person, die die tatsächliche Sachherrschaft über das 
Kulturgut für sich selbst ausübt; 

7. „Fremdbesitzer“ die Person, die die tatsächliche Sachherrschaft über das 
Kulturgut für andere ausübt; 

8. „öffentliche Sammlungen“ diejenigen Sammlungen, die nach der Rechts-
ordnung dieses Mitgliedstaats als öffentlich gelten, und die im Eigentum 
dieses Mitgliedstaats, einer lokalen oder einer regionalen Behörde inner-
halb dieses Mitgliedstaats oder einer im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats 
gelegenen Einrichtung stehen, wobei dieser Mitgliedstaat oder eine lokale 
oder regionale Behörde entweder Eigentümer dieser Einrichtung ist oder 
sie zu einem beträchtlichen Teil finanziert. 

Artikel 3 
Die unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten 
Kulturgüter werden nach den in dieser Richtlinie vorgesehenen Verfahren und 
Bedingungen zurückgegeben. 

Artikel 4 
Jeder Mitgliedstaat benennt eine oder mehrere zentrale Stellen, die die in dieser 
Richtlinie vorgesehenen Aufgaben wahrnehmen. 
Die Mitgliedstaaten haben der Kommission die zentralen Stellen mitzuteilen, die 
sie gemäß diesem Artikel benennen. 
Die Kommission veröffentlicht eine Liste dieser zentralen Stellen sowie spätere 
Änderungen im Amtsblatt der Europäischen Union Reihe C. 
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Artikel 5 
Die zentralen Stellen der Mitgliedstaaten arbeiten zusammen und fördern eine 
Abstimmung zwischen den zuständigen nationalen Behörden der Mitgliedstaa-
ten. Diese erfüllen insbesondere folgende Aufgaben: 
1. auf Antrag des ersuchenden Mitgliedstaats Nachforschungen nach einem 

bestimmten Kulturgut, das unrechtmäßig aus seinem Hoheitsgebiet ver-
bracht wurde, und nach der Identität seines Eigenbesitzers und/oder 
Fremdbesitzers. Diesem Antrag sind alle erforderlichen Angaben, insbeson-
dere über den tatsächlichen oder vermutlichen Ort der Belegenheit des Kul-
turgutes, zur Erleichterung der Nachforschungen beizufügen; 

2. Unterrichtung der betroffenen Mitgliedstaaten im Fall des Auffindens eines 
Kulturgutes in ihrem Hoheitsgebiet, wenn begründeter Anlass für die Ver-
mutung besteht, dass das Kulturgut unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaats verbracht wurde; 

3. Erleichterung der Überprüfung durch die zuständigen Behörden des ersu-
chenden Mitgliedstaats, ob der betreffende Gegenstand ein Kulturgut dar-
stellt, sofern die Überprüfung innerhalb von sechs Monaten nach der Un-
terrichtung gemäß Nummer 2 erfolgt. Wird diese Überprüfung nicht inner-
halb der festgelegten Frist durchgeführt, so sind die Nummern 4 und 5 
nicht mehr anwendbar; 

4. in Zusammenarbeit mit dem betroffenen Mitgliedstaat erforderlichenfalls 
Erlass der notwendigen Maßnahmen für die physische Erhaltung des Kul-
turgutes; 

5. Erlass der erforderlichen vorläufigen Maßnahmen, um zu verhindern, dass 
das Kulturgut dem Rückgabeverfahren entzogen wird; 

6. Wahrnehmung der Rolle eines Vermittlers zwischen dem Eigenbesitzer 
und/oder Fremdbesitzer und dem ersuchenden Mitgliedstaat in der Frage 
der Rückgabe. Zu diesem Zweck können die zuständigen Behörden des er-
suchten Mitgliedstaats unbeschadet des Artikels 6 zunächst die Einleitung 
eines Schiedsverfahrens gemäß den nationalen Rechtsvorschriften des er-
suchten Mitgliedstaats erleichtern, sofern der ersuchende Mitgliedstaat so-
wie der Eigenbesitzer oder Fremdbesitzer ihre förmliche Zustimmung ertei-
len. 

Im Hinblick auf die Zusammenarbeit und die Abstimmung untereinander nutzen 
die zentralen Stellen der Mitgliedstaaten ein auf Kulturgüter abgestimmtes 
spezifisches Modul des mit der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 eingeführten 
Binnenmarktinformationssystems („IMI“). Sie können das IMI auch für die Ver-
breitung einschlägiger fallbezogener Informationen über Kulturgüter, die ge-
stohlen oder unrechtmäßig aus ihrem Hoheitsgebiet verbracht wurden, nutzen. 
Die Mitgliedstaaten entscheiden, ob auch die sonstigen zuständigen Stellen das 
IMI für die Zwecke der vorliegenden Richtlinie nutzen. 

Artikel 6 
Der ersuchende Mitgliedstaat kann gegen den Eigenbesitzer und ersatzweise 
gegen den Fremdbesitzer bei dem zuständigen Gericht des ersuchten Mitglied-
staats Klage auf Rückgabe eines Kulturgutes erheben, das sein Hoheitsgebiet 
unrechtmäßig verlassen hat. 
Die Klage auf Rückgabe ist nur dann zulässig, wenn der Klageschrift Folgendes 
beigefügt ist: 
a) ein Dokument mit der Beschreibung des Gutes, das Gegenstand der Klage ist, 

und der Erklärung, dass es sich dabei um ein Kulturgut handelt; 
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b) eine Erklärung der zuständigen Stellen des ersuchenden Mitgliedstaats, wo-
nach das Kulturgut unrechtmäßig aus seinem Hoheitsgebiet verbracht wurde. 

Artikel 7 
Die zuständige zentrale Stelle des ersuchenden Mitgliedstaats setzt die zuständi-
ge zentrale Stelle des ersuchten Mitgliedstaats unverzüglich von der Erhebung 
der Rückgabeklage in Bezug auf das betreffende Gut in Kenntnis. 
Die zuständige zentrale Stelle des ersuchten Mitgliedstaats unterrichtet unver-
züglich die zentrale Stelle der anderen Mitgliedstaaten. 
Der Informationsaustausch erfolgt über das IMI im Einklang mit den rechtlichen 
Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten und der Privatsphäre, 
unbeschadet der Möglichkeit der zuständigen zentralen Stellen, neben dem IMI 
auf andere Informationsmedien zurückzugreifen. 

Artikel 8 
(1) Die Mitgliedstaaten sehen in ihren Rechtsvorschriften vor, dass der Rück-
gabeanspruch gemäß dieser Richtlinie drei Jahre nach dem Zeitpunkt erlischt, zu 
dem die zuständige zentrale Stelle des ersuchenden Mitgliedstaats von dem Ort 
der Belegenheit des Kulturgutes und der Identität seines Eigenbesitzers oder 
Fremdbesitzers Kenntnis erhält. 
In jedem Fall erlischt der Rückgabeanspruch 30 Jahre nach dem Zeitpunkt, zu 
dem das Kulturgut unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet des ersuchenden Mit-
gliedstaats verbracht wurde. 
Handelt es sich jedoch um Kulturgüter, die zu öffentlichen Sammlungen im 
Sinne des Artikels 2 Nummer 8 gehören, sowie um Kulturgüter, die im Be-
standsverzeichnis kirchlicher oder anderer religiöser Einrichtungen in den Mit-
gliedstaaten aufgeführt sind, in denen sie nach den innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften besonderen Schutzregelungen unterliegen, so erlischt der Rückgabean-
spruch nach 75 Jahren; hiervon ausgenommen sind die Mitgliedstaaten, in denen 
der Rückgabeanspruch unverjährbar ist, sowie bilaterale Abkommen zwischen 
Mitgliedstaaten, in denen eine Verjährungsfrist von über 75 Jahren festgelegt ist. 
(2) Die Rückgabeklage ist unzulässig, wenn das Verbringen des Kulturgutes 
aus dem Hoheitsgebiet des ersuchenden Mitgliedstaats zu dem Zeitpunkt, zu 
dem die Klage erhoben wird, nicht mehr unrechtmäßig ist. 

Artikel 9 
Vorbehaltlich der Artikel 8 und 14 wird die Rückgabe des Kulturgutes von dem 
zuständigen Gericht angeordnet, wenn erwiesen ist, dass es sich dabei um ein 
Kulturgut im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 handelt und die Verbringung aus 
dem Hoheitsgebiet unrechtmäßig war. 

Artikel 10 
Wird die Rückgabe angeordnet, so gewährt das zuständige Gericht des ersuch-
ten Mitgliedstaats dem Eigenbesitzer eine dem jeweiligen Fall angemessene 
Entschädigung, sofern der Eigenbesitzer nachweist, dass er beim Erwerb des 
Kulturgutes mit der erforderlichen Sorgfalt vorgegangen ist. 
Bei der Entscheidung, ob der Eigenbesitzer mit der erforderlichen Sorgfalt vor-
gegangen ist, werden alle Umstände des Erwerbs berücksichtigt, insbesondere 
die Unterlagen über die Herkunft des Kulturgutes, die nach dem Recht des ersu-
chenden Mitgliedstaats erforderlichen Ausfuhrgenehmigungen, die jeweiligen 
Eigenschaften der Beteiligten, der gezahlte Preis, die Einsichtnahme des Eigen-
besitzers in die zugänglichen Verzeichnisse entwendeter Kulturgüter, alle ein-
schlägigen Informationen, die er mit zumutbarem Aufwand hätte erhalten kön-
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nen, oder jeder andere Schritt, den eine vernünftige Person unter denselben 
Umständen unternommen hätte. 
Im Fall einer Schenkung oder Erbschaft darf die Rechtsstellung des Eigenbesit-
zers nicht günstiger sein als die des Schenkers oder Erblassers. 
Der ersuchende Mitgliedstaat hat die Entschädigung bei der Rückgabe zu zahlen. 

Artikel 11 
Die Ausgaben, die sich aus dem Vollzug der Entscheidung ergeben, mit der die 
Rückgabe des Kulturgutes angeordnet wird, gehen zu Lasten des ersuchenden 
Mitgliedstaats. Gleiches gilt für die Kosten der Maßnahmen gemäß Artikel 5 
Nummer 4. 

Artikel 12 
Die Zahlung der angemessenen Entschädigung gemäß Artikel 10 und der Aus-
gaben gemäß Artikel 11 steht dem Recht des ersuchenden Mitgliedstaats nicht 
entgegen, die Erstattung dieser Beträge von den Personen zu fordern, die für die 
unrechtmäßige Verbringung des Kulturgutes aus seinem Hoheitsgebiet verant-
wortlich sind. 

Artikel 13 
Die Frage des Eigentums an dem Kulturgut nach erfolgter Rückgabe bestimmt 
sich nach dem Recht des ersuchenden Mitgliedstaats. 

Artikel 14 
Diese Richtlinie gilt nur in Fällen, in denen Kulturgüter ab dem 1. Januar 1993 
unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbracht werden. 

Artikel 15 
(1) Jeder Mitgliedstaat kann die in dieser Richtlinie vorgesehenen Regelungen 
auf die Rückgabe anderer als in Artikel 2 Absatz 1 definierter Kulturgüter an-
wenden. 
(2) Jeder Mitgliedstaat kann die in dieser Richtlinie vorgesehene Regelung auf 
Anträge auf Rückgabe von Kulturgütern anwenden, die vor dem 1. Januar 1993 
unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten verbracht wur-
den. 

Artikel 16 
Diese Richtlinie lässt zivil- oder strafrechtliche Maßnahmen unberührt, die dem 
ersuchenden Mitgliedstaat und/oder dem Eigentümer eines entwendeten Kul-
turgutes aufgrund der nationalen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten zur 
Verfügung stehen. 

Artikel 17 
(1) Bis zum 18. Dezember 2015 und anschließend alle fünf Jahre übermitteln 
die Mitgliedstaaten der Kommission einen Bericht über die Anwendung dieser 
Richtlinie. 
(2) Alle fünf Jahre legt die Kommission dem Europäischen Parlament, dem 
Rat und dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss einen Bericht mit 
einer Bewertung der Anwendung und der Wirksamkeit dieser Richtlinie vor. 
Dieser Bericht kann erforderlichenfalls von geeigneten Vorschlägen begleitet 
sein. 

Artikel 18 
Im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 wird folgende Nummer hinzuge-
fügt: 
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„8. Richtlinie 2014/60/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. 
Mai 2014 über die Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern sowie zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 1024/2012 (9) Artikel 5 und 7. 

Artikel 19 
(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in 
Kraft, die erforderlich sind, um Artikel 2 Nummer 1, Artikel 5 Absatz 1 Nummer 
3, Artikel 5 Absatz 2, Artikel 7 Absatz 3, Artikel 8 Absatz 1, Artikel 10 Absätze 1 
und 2 und Artikel 17 Absatz 1 dieser Richtlinie bis zum 18. Dezember 2015 nach-
zukommen. 
Sie übermitteln der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Vorschriften. 
Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften 
selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf die 
vorliegende Richtlinie Bezug. In diese Vorschriften fügen sie die Erklärung ein, 
dass Bezugnahmen in den geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf 
die durch die vorliegende Richtlinie aufgehobene(n) Richtlinie(n) als Bezugnah-
men auf die vorliegende Richtlinie gelten. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzel-
heiten dieser Bezugnahme und die Formulierung dieser Erklärung. 
(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten 
nationalen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallen-
den Gebiet erlassen. 

Artikel 20 
Die Richtlinie 93/7/EWG, in der Fassung der in Anhang I Teil A aufgeführten 
Richtlinien, wird unbeschadet der Verpflichtung der Mitgliedstaaten hinsichtlich 
der in Anhang I Teil B genannten Fristen für die Umsetzung in nationales Recht 
mit Wirkung vom 19. Dezember 2015 aufgehoben. 
Bezugnahmen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Bezugnahmen auf die 
vorliegende Richtlinie und sind nach Maßgabe der Entsprechungstabelle in 
Anhang II zu lesen. 

Artikel 21 
Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft. 
Artikel 2 Nummern 2 bis 8, Artikel 3, Artikel 4, Artikel 5 Absatz 1 Nummern 1, 2 
und 4 bis 6, Artikel 6, Artikel 7 Absätze 1 und 2, Artikel 8 Absatz 2, Artikel 9, 
Artikel 10 Absätze 3 und 4 sowie Artikel 11 bis 16 gelten ab dem 19. Dezember 
2015. 

Artikel 22 
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
Geschehen zu Brüssel am 15. Mai 2014. 
Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident M. SCHULZ 
Im Namen des Rates 
Der Präsident D. KOURKOULAS 

Fußnoten 
(1) Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 16. April 2014 (noch nicht im 
Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates vom 8. Mai 2014. 
(2) Richtlinie 93/7/EWG des Rates vom 15. März 1993 über die Rückgabe von 
unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kultur-
gütern (ABl. L 74 vom 27.3.1993, S. 74). 
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(3) Richtlinie 96/100/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. 
Februar 1997 zur Änderung des Anhangs der Richtlinie 93/7/EWG über die 
Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ver-
brachten Kulturgütern (ABl. L 60 vom 1.3.1997, S. 59). 
(4) Richtlinie 2001/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. 
Juni 2001 zur Änderung des Anhangs der Richtlinie 93/7/EWG über die Rückga-
be von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten 
Kulturgütern (ABl. L 187 vom 10.7.2001, S. 43). 
(5) Verordnung (EG) Nr. 116/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 über die 
Ausfuhr von Kulturgütern (ABl. L 39 vom 10.2.2009, S. 1). 
(6) Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 25. Oktober 2012 über die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Bin-
nenmarkt-Informationssystems und zur Aufhebung der Entscheidung 
2008/49/EG der Kommission (ABl. L 316 vom 14.11.2012, S. 1). 
(7) Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. 
Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten und zum freien Datenverkehr (ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 
74). 
(8) Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemein-
schaft und zum freien Datenverkehr (ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1). 
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II. Verordnung (EG) Nr. 116/2009 des Rates vom 18. Dezember 
2008 über die Ausfuhr von Kulturgütern  

Ausfertigungsdatum: 18.12.2008, Gültig ab: 02.03.2009, Fundstelle: ABl. L 39 vom 10.2. 
2009, 1; Verordnung (EG) Nr. 116/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 über die Ausfuhr 
von Kulturgütern (kodifizierte Fassung).  
 
DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - gestützt auf den Vertrag zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 133, auf Vor-
schlag der Kommission, in Erwägung nachstehender Gründe: 
 
(1) Die Verordnung (EWG) Nr. 3911/92 des Rates vom 9. Dezember 1992 über 
die Ausfuhr von Kulturgütern ist mehrfach und in wesentlichen Punkten geän-
dert worden. Aus Gründen der Übersichtlichkeit und Klarheit empfiehlt es sich, 
die genannte Verordnung zu kodifizieren. 
(2) Um den Binnenmarkt aufrechtzuerhalten, müssen im Warenverkehr mit 
Drittländern Vorschriften erlassen werden, die den Schutz von Kulturgütern 
gewährleisten. 
(3) Es erscheint angezeigt, insbesondere Maßnahmen vorzusehen, welche 
eine einheitliche Kontrolle der Ausfuhr von Kulturgütern an den Außengrenzen 
der Gemeinschaft sicherstellen. 
(4) Eine derartige Regelung sollte darin bestehen, dass vor der Ausfuhr der 
unter diese Verordnung fallenden Kulturgüter eine von den zuständigen Mit-
gliedstaaten ausgestellte Ausfuhrgenehmigung vorzulegen ist. Dies setzt eine 
genaue Festlegung des sachlichen Anwendungsbereichs dieser Maßnahmen 
einschließlich ihrer Durchführungsmodalitäten voraus. Die Durchführung der 
Regelung sollte so einfach und wirksam wie möglich gestaltet werden. 
(5) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Maßnahmen 
sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Fest-
legung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen 
Durchführungsbestimmungen erlassen werden. 
(6) Angesichts der eingehenden Erfahrungen der Behörden der Mitgliedstaa-
ten bei der Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 515/97 des Rates vom 13. März 
1997 betreffend die gegenseitige Unterstützung der Verwaltungsbehörden der 
Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit dieser Behörden mit der Kommission, 
um die ordnungsgemäße Anwendung der Zoll- und der Agrarregelung zu ge-
währleisten sollte jene Verordnung auch auf diesen Sachbereich Anwendung 
finden. 
(7) Mit Anhang I dieser Verordnung sollen die Kategorien von Kulturgütern 
eindeutig festgelegt werden, die im Handel mit Drittländern eines besonderen 
Schutzes bedürfen; den Mitgliedstaaten bleibt es jedoch unbenommen, festzule-
gen, welche Gegenstände als nationales Kulturgut im Sinne des Artikels 30 des 
Vertrags einzustufen sind - 
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 Definition 
Unbeschadet der Befugnisse der Mitgliedstaaten nach Artikel 30 des Vertrages 
gelten als "Kulturgüter" im Sinne dieser Verordnung die im Anhang I aufgeführ-
ten Güter. 
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Artikel 2 Ausfuhrgenehmigung 
(1) Die Ausfuhr von Kulturgütern aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft darf 
nur erfolgen, wenn eine Ausfuhrgenehmigung vorliegt. 
(2) Die Ausfuhrgenehmigung wird auf Antrag des Beteiligten erteilt: 

a) von einer zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheits-
gebiet sich das betreffende Kulturgut am 1. Januar 1993 rechtmäßig 
und endgültig befunden hat, 

b) oder, nach dem genannten Datum, von einer zuständigen Behörde des 
Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet es sich nach rechtmäßiger und 
endgültiger Verbringung aus einem anderen Mitgliedstaat oder nach 
der Einfuhr aus einem Drittland oder der Wiedereinfuhr aus einem 
Drittland nach rechtmäßiger Verbringung aus einem Mitgliedstaat in 
dieses Land befindet.  

Unbeschadet des Absatzes 4 ist jedoch der nach Buchstaben a oder b des Unter-
absatzes 1 zuständige Mitgliedstaat ermächtigt, keine Ausfuhrgenehmigungen 
für die im Anhang I unter dem ersten und zweiten Gedankenstrich der Katego-
rie A.1 aufgeführten Kulturgüter zu verlangen, wenn diese von archäologisch 
oder wissenschaftlich beschränktem Wert sind, vorausgesetzt, dass sie nicht 
unmittelbar aus Grabungen, archäologischen Funden und archäologischen Stät-
ten in einem Mitgliedstaat stammen oder dass der Handel mit ihnen rechtmäßig 
ist.  
Die Ausfuhrgenehmigung kann im Hinblick auf die Ziele dieser Verordnung 
dann verweigert werden, wenn die betreffenden Kulturgüter unter eine Rechts-
vorschrift zum Schutz nationalen Kulturguts von künstlerischem, geschichtli-
chem oder archäologischem Wert in dem betreffenden Mitgliedstaat 
fallen. 
Erforderlichenfalls tritt die unter dem Buchstaben b des Unterabsatzes 1 genann-
te Behörde mit den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, aus dem das be-
treffende Kulturgut stammt, in Verbindung, insbesondere mit den nach der 
Richtlinie 93/7/EWG des Rates vom 15. März 1993 über die Rückgabe von un-
rechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgü-
tern zuständigen Behörden. 
(3) Die Ausfuhrgenehmigung gilt in der gesamten Gemeinschaft. 
(4) Unbeschadet der Absätze 1, 2 und 3 unterliegt die direkte Ausfuhr von 
nationalem Kulturgut von künstlerischem, geschichtlichem oder archäologi-
schem Wert, das kein Kulturgut im Sinne dieser Verordnung ist, aus dem Zoll-
gebiet der Gemeinschaft den innerstaatlichen Rechtsvorschriften des Ausfuhr-
mitgliedstaats. 

Artikel 3 Zuständige Behörden 
(1) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission ein Verzeichnis der 
Behörden, die für die Erteilung der Ausfuhrgenehmigungen für Kulturgüter 
zuständig sind. 
(2) Die Kommission veröffentlicht das Verzeichnis dieser Behörden sowie 
sämtliche Änderungen des Verzeichnisses im Amtsblatt der Europäischen Uni-
on, Reihe C. 

Artikel 4 Vorlegen der Genehmigung 
Die Ausfuhrgenehmigung ist der für die Annahme der Zollerklärung zuständi-
gen Zollstelle bei der Erfüllung der Ausfuhrzollförmlichkeiten als Beleg für die 
Zollerklärung vorzulegen. 
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Artikel 5 Beschränkung der zuständigen Zollstellen 
(1) Die Mitgliedstaaten können die Zahl der Zollstellen beschränken, die für 
die Erfüllung der Ausfuhrzollförmlichkeiten für Kulturgüter zuständig sind. 
(2) Machen die Mitgliedstaaten von der Möglichkeit nach Absatz 1 Gebrauch, 
so teilen sie der Kommission die ermächtigten Zollstellen mit. Die Kommission 
veröffentlicht diese Mitteilungen im Amtsblatt der Europäischen Union, Rei-
he C. 

Artikel 6 Zusammenarbeit der Verwaltungen 
Zur Durchführung dieser Verordnung gelten die Vorschriften der Verordnung 
(EG) Nr. 515/97, insbesondere die Vorschriften über die Vertraulichkeit der 
Auskünfte, entsprechend. Über die in Absatz 1 vorgesehene Zusammenarbeit 
hinaus treffen die Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer gegenseitigen Beziehungen 
alle zweckdienlichen Vorkehrungen für eine Zusammenarbeit zwischen den 
Zollverwaltungen und den zuständigen Behörden nach Artikel 4 der Richtlinie 
93/7/EWG. 

Artikel 7 Durchführungsvorschriften 
Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Maßnahmen, insbe-
sondere die Vorschriften über den zu verwendenden Vordruck (z. B. das Muster 
und die technischen Einzelheiten) werden nach dem in Artikel 8 Absatz 2 ge-
nannten Verfahren erlassen. 

Artikel 8 Ausschuss 
(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 
(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 3 und 7 
des Beschlusses 1999/468/EG. 

Artikel 9 Sanktionen 
Die Mitgliedstaaten legen die Sanktionen fest, die bei einem Verstoß gegen diese 
Verordnung zu verhängen sind und treffen alle geeigneten Maßnahmen, um 
deren Durchsetzung zu gewährleisten. Die Sanktionen müssen wirksam, ver-
hältnismäßig und abschreckend sein. 

Artikel 10 Berichterstattung 
(1) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über die zur Durchfüh-
rung dieser Verordnung getroffenen Maßnahmen. Die Kommission teilt diese 
Informationen den anderen Mitgliedstaaten mit. 
(2) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss alle drei Jahre einen Bericht 
über die Durchführung dieser Verordnung vor. Der Rat überprüft auf Vorschlag 
der Kommission alle drei Jahre die im Anhang I genannten Beträge und bringt 
sie gegebenenfalls entsprechend den wirtschaftlichen und monetären Daten in 
der Gemeinschaft auf den neuesten Stand. 

Artikel 11 Aufhebung 
Die Verordnung (EWG) Nr. 3911/92, geändert durch die in Anhang II aufgeführ-
ten Verordnungen, wird aufgehoben.  
Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnahmen auf die 
vorliegende Verordnung und sind nach Maßgabe der Entsprechungstabelle in 
Anhang III zu lesen. 
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Artikel 12 In Kraft treten 
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. Diese Verordnung ist in allen ihren 
Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
 
Geschehen zu Brüssel am 18. Dezember 2008. 
Im Namen des Rates 
Der Präsident M. BARNIER 
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III. Kulturschutzbestimmungen der Europäischen Gemeinschaft 

Die Europäische Union (EU), auch Europäische Gemeinschaft (EG), früher Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), ist eine sich stetig weiterentwickelnde 
internationale, europäische Organisation. Eines der Hauptziele der EU ist die 
Einrichtung eines europäischen Binnenmarktes. Innerhalb des europäischen 
Binnenmarktes ist der freie Warenverkehr, der grundsätzlich auch Kulturgüter 
umfasst, gewährleistet. Zum Schutz ihres nationalen Kulturgutes dürfen die 
Mitgliedstaaten jedoch Aus- und Einfuhrbeschränkungen in ihren innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften vorsehen. Die EU hat ihrerseits Vorschriften zum 
Schutz von Kulturgut erlassen. 
 
Rechtsakte der EU sind Verordnungen und Richtlinien. Eine Verordnung erzeugt 
unmittelbar Rechte und Pflichten für den Bürger, sie muss also nicht vom Staat 
in nationales Recht überführt werden. Hingegen bedarf die Richtlinie einer 
innerstaatlichen Umsetzung. 

EG-Verordnungen zur Ein- und Ausfuhr von Kulturgütern 
Die Verordnung (EG) Nr. 116/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 über die 
Ausfuhr von Kulturgütern (bisher Verordnung (EWG) Nr. 3911/92 des Rates 
vom 9. Dezember 1992 über die Ausfuhr von Kulturgütern) und die Verordnung 
(EG) Nr. 1210/2003 des Rates vom 7. Juli 2003 über bestimmte Beschränkungen 
in den wirtschaftlichen und finanziellen Beziehungen zu Irak und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EG) Nr. 2465/1996 regeln die Ein- und Ausfuhr von Kul-
turgütern aus und in den Wirtschaftsraum der EU. 
 
Die Verordnungen haben vorbeugenden Charakter, denn die darin enthaltenen 
Bestimmungen sollen die unrechtmäßige Ein- und Ausfuhr von Kulturgut ver-
hindern. 

Ein- und Ausfuhr im Warenverkehr mit Drittstaaten 
Die Verordnung (EG) Nr. 116/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 über die 
Ausfuhr von Kulturgütern soll das unrechtmäßige Verbringen von Kulturgut 
aus dem Wirtschaftsraum der EU in Drittstaaten (Staaten, die nicht Mitglieder 
der EU sind) unterbinden. 
Sie enthält Regelungen 
- zum Anwendungsbereich der Verordnung 
- zum Begriff des geschützten Kulturgutes 
- zu Zuständigkeiten und Verfahren 
Die Verordnung (EG) Nr. 1210/2003 des Rates vom 7. Juli 2003 ist Folge der 
Resolution Nr. 1483 (2003) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen. Die 
Verordnung soll verhindern, dass bestimmte irakische Kulturgüter in den Wirt-
schaftsraum der EU ein- oder ausgeführt beziehungsweise verbracht werden 
und mit ihnen gehandelt wird. 
Sie enthält Regelungen  
- zum Anwendungsbereich der Verordnung 
- zum Umfang des Schutzes 

Rückgabeansprüche der Mitgliedstaaten untereinander 
Die Richtlinie der EWG Nr. 93/7 des Rates vom 15. März 1993 über die Rückgabe 
von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates verbrachten 
Kulturgütern (EWG-Kulturgüterrückgaberichtlinie) regelt die Rückgabeansprü-
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che der Mitgliedstaaten untereinander und das Rückgabeverfahren. Mit der 
Aufhebung der nationalen Zollgrenzen bedurfte es europarechtlicher Bestim-
mungen in Ergänzung der nationalen Ausfuhrbestimmungen zum Schutz des 
Kulturgutes vor Abwanderung. 
 
Diese Richtlinie wurde mit dem Kulturgüterrückgabegesetz vom 15. Oktober 
1998 umgesetzt. Das Kulturgüterrückgabegesetz regelt die Geltendmachung des 
Rückgabeanspruchs Deutschlands, die Rückgabe von unrechtmäßig aus dem 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates verbrachten Kulturgütern und das jeweilige 
Verfahren. Es ergänzt somit das Gesetz zum Schutz deutschen Kulturgutes ge-
gen Abwanderung. 
EWG-Kulturgüterrückgaberichtlinie und UNESCO-Kulturgutübereinkommen 
 
Da das UNESCO-Übereinkommen vom 14. November 1970 über Maßnahmen 
zum Verbot und zur Verhütung der rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und Über-
eignung von Kulturgut die Rückgabe von Kulturgut international regelt, wurden 
die EWG-Kulturgüterrückgaberichtlinie (93/7/EWG) und das UNESCO-
Kulturgutübereinkommen in einem neuen Gesetz zusammengefasst: 
Der Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Mai 2007 zur Ausführung des UNESCO-
Übereinkommens vom 14. November 1970 über Maßnahmen zum Verbot und 
zur Verhütung der rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kul-
turgut regelt das Kulturgüterrückgabegesetz von 1998 neu. 
Zur Umsetzung der Kulturgüterrückgaberichtlinie (93/7/EWG) enthält das Kul-
turgüterrückgabegesetz unter anderem Regelungen 
- zum Begriff des geschützten Kulturgutes 
- zur Zuständigkeit für die Geltendmachung des öffentlich-rechtlichen Rück-

gabeanspruchs für deutsches national wertvolles Kulturgut gegen einen ande-
ren Mitgliedstaat 

- zu den Voraussetzungen des Rückgabeanspruchs eines anderen Mitgliedstaa-
tes gegen die Bundesrepublik Deutschland 

- zur Zuständigkeit und zum Verfahren der Rückgabe von Kulturgut 
- zu den Strafbestimmungen   
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IV. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) [Auszug] 

Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I 
S. 42, 2909; 2003 I S.738), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 24. Mai 2016 (BGBl. 
I S. 1190) geändert worden ist. 
Stand: Neugefasst durch Bek. v. 2.1.2002 I 42, 2909; 2003, 738;  
zuletzt geändert durch Art. 3 G v. 24.5.2016 I 1190 
[…] 
 

Titel 5 
Vertretung und Vollmacht 

§ 164 Wirkung der Erklärung des Vertreters 
(1) Eine Willenserklärung, die jemand innerhalb der ihm zustehenden Vertre-
tungsmacht im Namen des Vertretenen abgibt, wirkt unmittelbar für und gegen 
den Vertretenen. Es macht keinen Unterschied, ob die Erklärung ausdrücklich 
im Namen des Vertretenen erfolgt oder ob die Umstände ergeben, dass sie in 
dessen Namen erfolgen soll. 
(2) Tritt der Wille, in fremdem Namen zu handeln, nicht erkennbar hervor, so 
kommt der Mangel des Willens, im eigenen Namen zu handeln, nicht in Be-
tracht. 
(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 finden entsprechende Anwendung, wenn 
eine gegenüber einem anderen abzugebende Willenserklärung dessen Vertreter 
gegenüber erfolgt. 

§ 165 Beschränkt geschäftsfähiger Vertreter 
Die Wirksamkeit einer von oder gegenüber einem Vertreter abgegebenen Wil-
lenserklärung wird nicht dadurch beeinträchtigt, dass der Vertreter in der Ge-
schäftsfähigkeit beschränkt ist. 

§ 166 Willensmängel; Wissenszurechnung 
(1) Soweit die rechtlichen Folgen einer Willenserklärung durch Willensmän-
gel oder durch die Kenntnis oder das Kennenmüssen gewisser Umstände beein-
flusst werden, kommt nicht die Person des Vertretenen, sondern die des Vertre-
ters in Betracht. 
(2) Hat im Falle einer durch Rechtsgeschäft erteilten Vertretungsmacht 
(Vollmacht) der Vertreter nach bestimmten Weisungen des Vollmachtgebers 
gehandelt, so kann sich dieser in Ansehung solcher Umstände, die er selbst 
kannte, nicht auf die Unkenntnis des Vertreters berufen. Dasselbe gilt von Um-
ständen, die der Vollmachtgeber kennen musste, sofern das Kennenmüssen der 
Kenntnis gleichsteht. 

§ 167 Erteilung der Vollmacht 
(1) Die Erteilung der Vollmacht erfolgt durch Erklärung gegenüber dem zu 
Bevollmächtigenden oder dem Dritten, dem gegenüber die Vertretung stattfin-
den soll. 
(2) Die Erklärung bedarf nicht der Form, welche für das Rechtsgeschäft be-
stimmt ist, auf das sich die Vollmacht bezieht. 

§ 168 Erlöschen der Vollmacht 
Das Erlöschen der Vollmacht bestimmt sich nach dem ihrer Erteilung zugrunde 
liegenden Rechtsverhältnis. Die Vollmacht ist auch bei dem Fortbestehen des 
Rechtsverhältnisses widerruflich, sofern sich nicht aus diesem ein anderes 
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ergibt. Auf die Erklärung des Widerrufs findet die Vorschrift des § 167 Abs. 1 
entsprechende Anwendung. 

§ 169 Vollmacht des Beauftragten und des geschäftsführenden Gesell-
schafters 
Soweit nach den §§ 674, 729 die erloschene Vollmacht eines Beauftragten oder 
eines geschäftsführenden Gesellschafters als fortbestehend gilt, wirkt sie nicht 
zugunsten eines Dritten, der bei der Vornahme eines Rechtsgeschäfts das Erlö-
schen kennt oder kennen muss. 

§ 170 Wirkungsdauer der Vollmacht 
Wird die Vollmacht durch Erklärung gegenüber einem Dritten erteilt, so bleibt 
sie diesem gegenüber in Kraft, bis ihm das Erlöschen von dem Vollmachtgeber 
angezeigt wird. 

§ 171 Wirkungsdauer bei Kundgebung 
(1) Hat jemand durch besondere Mitteilung an einen Dritten oder durch 
öffentliche Bekanntmachung kundgegeben, dass er einen anderen bevollmäch-
tigt habe, so ist dieser auf Grund der Kundgebung im ersteren Falle dem Dritten 
gegenüber, im letzteren Falle jedem Dritten gegenüber zur Vertretung befugt. 
(2) Die Vertretungsmacht bleibt bestehen, bis die Kundgebung in derselben 
Weise, wie sie erfolgt ist, widerrufen wird. 

§ 172 Vollmachtsurkunde 
(1) Der besonderen Mitteilung einer Bevollmächtigung durch den Vollmacht-
geber steht es gleich, wenn dieser dem Vertreter eine Vollmachtsurkunde aus-
gehändigt hat und der Vertreter sie dem Dritten vorlegt. 
(2) Die Vertretungsmacht bleibt bestehen, bis die Vollmachtsurkunde dem 
Vollmachtgeber zurückgegeben oder für kraftlos erklärt wird. 

§ 173 Wirkungsdauer bei Kenntnis und fahrlässiger Unkenntnis 
Die Vorschriften des § 170, des § 171 Abs. 2 und des § 172 Abs. 2 finden keine 
Anwendung, wenn der Dritte das Erlöschen der Vertretungsmacht bei der Vor-
nahme des Rechtsgeschäfts kennt oder kennen muss. 

§ 174 Einseitiges Rechtsgeschäft eines Bevollmächtigten 
Ein einseitiges Rechtsgeschäft, das ein Bevollmächtigter einem anderen gegen-
über vornimmt, ist unwirksam, wenn der Bevollmächtigte eine Vollmachtsur-
kunde nicht vorlegt und der andere das Rechtsgeschäft aus diesem Grunde 
unverzüglich zurückweist. Die Zurückweisung ist ausgeschlossen, wenn der 
Vollmachtgeber den anderen von der Bevollmächtigung in Kenntnis gesetzt 
hatte. 

§ 175 Rückgabe der Vollmachtsurkunde 
Nach dem Erlöschen der Vollmacht hat der Bevollmächtigte die Vollmachtsur-
kunde dem Vollmachtgeber zurückzugeben; ein Zurückbehaltungsrecht steht 
ihm nicht zu. 

§ 176 Kraftloserklärung der Vollmachtsurkunde 
(1) Der Vollmachtgeber kann die Vollmachtsurkunde durch eine öffentliche 
Bekanntmachung für kraftlos erklären; die Kraftloserklärung muss nach den für 
die öffentliche Zustellung einer Ladung geltenden Vorschriften der Zivilpro-
zessordnung veröffentlicht werden. Mit dem Ablauf eines Monats nach der 
letzten Einrückung in die öffentlichen Blätter wird die Kraftloserklärung wirk-
sam. 
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(2) Zuständig für die Bewilligung der Veröffentlichung ist sowohl das Amts-
gericht, in dessen Bezirk der Vollmachtgeber seinen allgemeinen Gerichtsstand 
hat, als das Amtsgericht, welches für die Klage auf Rückgabe der Urkunde, abge-
sehen von dem Wert des Streitgegenstands, zuständig sein würde. 
(3) Die Kraftloserklärung ist unwirksam, wenn der Vollmachtgeber die Voll-
macht nicht widerrufen kann. 

§ 177 Vertragsschluss durch Vertreter ohne Vertretungsmacht 
(1) Schließt jemand ohne Vertretungsmacht im Namen eines anderen einen 
Vertrag, so hängt die Wirksamkeit des Vertrags für und gegen den Vertretenen 
von dessen Genehmigung ab. 
(2) Fordert der andere Teil den Vertretenen zur Erklärung über die Genehmi-
gung auf, so kann die Erklärung nur ihm gegenüber erfolgen; eine vor der Auf-
forderung dem Vertreter gegenüber erklärte Genehmigung oder Verweigerung 
der Genehmigung wird unwirksam. Die Genehmigung kann nur bis zum Ablauf 
von zwei Wochen nach dem Empfang der Aufforderung erklärt werden; wird sie 
nicht erklärt, so gilt sie als verweigert. 

§ 178 Widerrufsrecht des anderen Teils 
Bis zur Genehmigung des Vertrags ist der andere Teil zum Widerruf berechtigt, 
es sei denn, dass er den Mangel der Vertretungsmacht bei dem Abschluss des 
Vertrags gekannt hat. Der Widerruf kann auch dem Vertreter gegenüber erklärt 
werden. 

§ 179 Haftung des Vertreters ohne Vertretungsmacht 
(1) Wer als Vertreter einen Vertrag geschlossen hat, ist, sofern er nicht seine 
Vertretungsmacht nachweist, dem anderen Teil nach dessen Wahl zur Erfüllung 
oder zum Schadensersatz verpflichtet, wenn der Vertretene die Genehmigung 
des Vertrags verweigert. 
(2) Hat der Vertreter den Mangel der Vertretungsmacht nicht gekannt, so ist 
er nur zum Ersatz desjenigen Schadens verpflichtet, welchen der andere Teil 
dadurch erleidet, dass er auf die Vertretungsmacht vertraut, jedoch nicht über 
den Betrag des Interesses hinaus, welches der andere Teil an der Wirksamkeit 
des Vertrags hat. 
(3) Der Vertreter haftet nicht, wenn der andere Teil den Mangel der Vertre-
tungsmacht kannte oder kennen musste. Der Vertreter haftet auch dann nicht, 
wenn er in der Geschäftsfähigkeit beschränkt war, es sei denn, dass er mit Zu-
stimmung seines gesetzlichen Vertreters gehandelt hat. 

§ 180 Einseitiges Rechtsgeschäft 
Bei einem einseitigen Rechtsgeschäft ist Vertretung ohne Vertretungsmacht 
unzulässig. Hat jedoch derjenige, welchem gegenüber ein solches Rechtsgeschäft 
vorzunehmen war, die von dem Vertreter behauptete Vertretungsmacht bei der 
Vornahme des Rechtsgeschäfts nicht beanstandet oder ist er damit einverstan-
den gewesen, dass der Vertreter ohne Vertretungsmacht handele, so finden die 
Vorschriften über Verträge entsprechende Anwendung. Das Gleiche gilt, wenn 
ein einseitiges Rechtsgeschäft gegenüber einem Vertreter ohne Vertretungs-
macht mit dessen Einverständnis vorgenommen wird. 

§ 181 Insichgeschäft 
Ein Vertreter kann, soweit nicht ein anderes ihm gestattet ist, im Namen des 
Vertretenen mit sich im eigenen Namen oder als Vertreter eines Dritten ein 
Rechtsgeschäft nicht vornehmen, es sei denn, dass das Rechtsgeschäft aus-
schließlich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit besteht. 
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Titel 6 
Einwilligung und Genehmigung 

§ 182 Zustimmung 
(1) Hängt die Wirksamkeit eines Vertrags oder eines einseitigen Rechtsge-
schäfts, das einem anderen gegenüber vorzunehmen ist, von der Zustimmung 
eines Dritten ab, so kann die Erteilung sowie die Verweigerung der Zustimmung 
sowohl dem einen als dem anderen Teil gegenüber erklärt werden. 
(2) Die Zustimmung bedarf nicht der für das Rechtsgeschäft bestimmten 
Form. 
(3) Wird ein einseitiges Rechtsgeschäft, dessen Wirksamkeit von der Zu-
stimmung eines Dritten abhängt, mit Einwilligung des Dritten vorgenommen, so 
finden die Vorschriften des § 111 Satz 2, 3 entsprechende Anwendung. 

§ 183 Widerruflichkeit der Einwilligung 
Die vorherige Zustimmung (Einwilligung) ist bis zur Vornahme des Rechtsge-
schäfts widerruflich, soweit nicht aus dem ihrer Erteilung zugrunde liegenden 
Rechtsverhältnis sich ein anderes ergibt. Der Widerruf kann sowohl dem einen 
als dem anderen Teil gegenüber erklärt werden. 

§ 184 Rückwirkung der Genehmigung 
(1) Die nachträgliche Zustimmung (Genehmigung) wirkt auf den Zeitpunkt 
der Vornahme des Rechtsgeschäfts zurück, soweit nicht ein anderes bestimmt 
ist. 
(2) Durch die Rückwirkung werden Verfügungen nicht unwirksam, die vor 
der Genehmigung über den Gegenstand des Rechtsgeschäfts von dem Genehmi-
genden getroffen worden oder im Wege der Zwangsvollstreckung oder der 
Arrestvollziehung oder durch den Insolvenzverwalter erfolgt sind. 

§ 185 Verfügung eines Nichtberechtigten 
(1) Eine Verfügung, die ein Nichtberechtigter über einen Gegenstand trifft, ist 
wirksam, wenn sie mit Einwilligung des Berechtigten erfolgt. 
(2) Die Verfügung wird wirksam, wenn der Berechtigte sie genehmigt oder 
wenn der Verfügende den Gegenstand erwirbt oder wenn er von dem Berechtig-
ten beerbt wird und dieser für die Nachlassverbindlichkeiten unbeschränkt 
haftet. In den beiden letzteren Fällen wird, wenn über den Gegenstand mehrere 
miteinander nicht in Einklang stehende Verfügungen getroffen worden sind, nur 
die frühere Verfügung wirksam. 
[…]  
 

Abschnitt 3 
Schuldverhältnisse aus Verträgen 

Untertitel 1 
Begründung 

§ 311 Rechtsgeschäftliche und rechtsgeschäftsähnliche Schuldverhält-
nisse 
(1) Zur Begründung eines Schuldverhältnisses durch Rechtsgeschäft sowie 
zur Änderung des Inhalts eines Schuldverhältnisses ist ein Vertrag zwischen den 
Beteiligten erforderlich, soweit nicht das Gesetz ein anderes vorschreibt. 
(2) Ein Schuldverhältnis mit Pflichten nach § 241 Abs. 2 entsteht auch durch 
1. die Aufnahme von Vertragsverhandlungen, 
2. die Anbahnung eines Vertrags, bei welcher der eine Teil im Hinblick auf 

eine etwaige rechtsgeschäftliche Beziehung dem anderen Teil die Möglich-
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keit zur Einwirkung auf seine Rechte, Rechtsgüter und Interessen gewährt 
oder ihm diese anvertraut, oder 

3. ähnliche geschäftliche Kontakte. 
(3) Ein Schuldverhältnis mit Pflichten nach § 241 Abs. 2 kann auch zu Perso-
nen entstehen, die nicht selbst Vertragspartei werden sollen. Ein solches Schuld-
verhältnis entsteht insbesondere, wenn der Dritte in besonderem Maße Vertrau-
en für sich in Anspruch nimmt und dadurch die Vertragsverhandlungen oder 
den Vertragsschluss erheblich beeinflusst. 

§ 311a Leistungshindernis bei Vertragsschluss 
(1) Der Wirksamkeit eines Vertrags steht es nicht entgegen, dass der Schuld-
ner nach § 275 Abs. 1 bis 3 nicht zu leisten braucht und das Leistungshindernis 
schon bei Vertragsschluss vorliegt. 
(2) Der Gläubiger kann nach seiner Wahl Schadensersatz statt der Leistung 
oder Ersatz seiner Aufwendungen in dem in § 284 bestimmten Umfang verlan-
gen. Dies gilt nicht, wenn der Schuldner das Leistungshindernis bei Vertrags-
schluss nicht kannte und seine Unkenntnis auch nicht zu vertreten hat. § 281 
Abs. 1 Satz 2 und 3 und Abs. 5 findet entsprechende Anwendung. 

§ 311b Verträge über Grundstücke, das Vermögen und den Nachlass 
(1) Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum an 
einem Grundstück zu übertragen oder zu erwerben, bedarf der notariellen Beur-
kundung. Ein ohne Beachtung dieser Form geschlossener Vertrag wird seinem 
ganzen Inhalt nach gültig, wenn die Auflassung und die Eintragung in das 
Grundbuch erfolgen. 
(2) Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil verpflichtet, sein künftiges Ver-
mögen oder einen Bruchteil seines künftigen Vermögens zu übertragen oder mit 
einem Nießbrauch zu belasten, ist nichtig. 
(3) Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil verpflichtet, sein gegenwärtiges 
Vermögen oder einen Bruchteil seines gegenwärtigen Vermögens zu übertragen 
oder mit einem Nießbrauch zu belasten, bedarf der notariellen Beurkundung. 
(4) Ein Vertrag über den Nachlass eines noch lebenden Dritten ist nichtig. 
Das Gleiche gilt von einem Vertrag über den Pflichtteil oder ein Vermächtnis 
aus dem Nachlass eines noch lebenden Dritten. 
(5) Absatz 4 gilt nicht für einen Vertrag, der unter künftigen gesetzlichen 
Erben über den gesetzlichen Erbteil oder den Pflichtteil eines von ihnen ge-
schlossen wird. Ein solcher Vertrag bedarf der notariellen Beurkundung. 

§ 311c Erstreckung auf Zubehör 
Verpflichtet sich jemand zur Veräußerung oder Belastung einer Sache, so er-
streckt sich diese Verpflichtung im Zweifel auch auf das Zubehör der Sache. 
 

Untertitel 2 
Grundsätze bei Verbraucherverträgen und besondere Vertriebsformen 

Kapitel 1 
Anwendungsbereich und Grundsätze bei Verbraucherverträgen 

§ 312 Anwendungsbereich 
(1) Die Vorschriften der Kapitel 1 und 2 dieses Untertitels sind nur auf Ver-
braucherverträge im Sinne des § 310 Absatz 3 anzuwenden, die eine entgeltliche 
Leistung des Unternehmers zum Gegenstand haben. 
(2) Von den Vorschriften der Kapitel 1 und 2 dieses Untertitels ist nur § 312a 
Absatz 1, 3, 4 und 6 auf folgende Verträge anzuwenden: 
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1. notariell beurkundete Verträge 
a) über Finanzdienstleistungen, die außerhalb von Geschäftsräumen ge-

schlossen werden, 
b) die keine Verträge über Finanzdienstleistungen sind; für Verträge, für 

die das Gesetz die notarielle Beurkundung des Vertrags oder einer 
Vertragserklärung nicht vorschreibt, gilt dies nur, wenn der Notar 
darüber belehrt, dass die Informationspflichten nach § 312d Absatz 1 
und das Widerrufsrecht nach § 312g Absatz 1 entfallen, 

2. Verträge über die Begründung, den Erwerb oder die Übertragung von 
Eigentum oder anderen Rechten an Grundstücken, 

3. Verträge über den Bau von neuen Gebäuden oder erhebliche Umbaumaß-
nahmen an bestehenden Gebäuden, 

4. Verträge über Reiseleistungen nach § 651a, wenn diese 
a) im Fernabsatz geschlossen werden oder 
b) außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen werden, wenn die münd-

lichen Verhandlungen, auf denen der Vertragsschluss beruht, auf vor-
hergehende Bestellung des Verbrauchers geführt worden sind, 

5. Verträge über die Beförderung von Personen, 
6. Verträge über Teilzeit-Wohnrechte, langfristige Urlaubsprodukte, Vermitt-

lungen und Tauschsysteme nach den §§ 481 bis 481b, 
7. Behandlungsverträge nach § 630a, 
8. Verträge über die Lieferung von Lebensmitteln, Getränken oder sonstigen 

Haushaltsgegenständen des täglichen Bedarfs, die am Wohnsitz, am Auf-
enthaltsort oder am Arbeitsplatz eines Verbrauchers von einem Unterneh-
mer im Rahmen häufiger und regelmäßiger Fahrten geliefert werden, 

9. Verträge, die unter Verwendung von Warenautomaten und automatisierten 
Geschäftsräumen geschlossen werden, 

10. Verträge, die mit Betreibern von Telekommunikationsmitteln mit Hilfe 
öffentlicher Münz- und Kartentelefone zu deren Nutzung geschlossen wer-
den, 

11. Verträge zur Nutzung einer einzelnen von einem Verbraucher hergestellten 
Telefon-, Internet- oder Telefaxverbindung, 

12. außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge, bei denen die 
Leistung bei Abschluss der Verhandlungen sofort erbracht und bezahlt wird 
und das vom Verbraucher zu zahlende Entgelt 40 Euro nicht überschreitet, 
und 

13. Verträge über den Verkauf beweglicher Sachen auf Grund von Zwangsvoll-
streckungsmaßnahmen oder anderen gerichtlichen Maßnahmen. 

(3) Auf Verträge über soziale Dienstleistungen, wie Kinderbetreuung oder 
Unterstützung von dauerhaft oder vorübergehend hilfsbedürftigen Familien oder 
Personen, einschließlich Langzeitpflege, sind von den Vorschriften der Kapitel 1 
und 2 dieses Untertitels nur folgende anzuwenden: 
1. die Definitionen der außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Ver-

träge und der Fernabsatzverträge nach den §§ 312b und 312c, 
2. § 312a Absatz 1 über die Pflicht zur Offenlegung bei Telefonanrufen, 
3. § 312a Absatz 3 über die Wirksamkeit der Vereinbarung, die auf eine über 

das vereinbarte Entgelt für die Hauptleistung hinausgehende Zahlung ge-
richtet ist, 

4. § 312a Absatz 4 über die Wirksamkeit der Vereinbarung eines Entgelts für 
die Nutzung von Zahlungsmitteln, 

5. § 312a Absatz 6, 
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1. § 312d Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 246a § 1 Absatz 2 und 3 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche über die Pflicht zur In-
formation über das Widerrufsrecht und 

2. § 312g über das Widerrufsrecht. 
(4) Auf Verträge über die Vermietung von Wohnraum sind von den Vor-
schriften der Kapitel 1 und 2 dieses Untertitels nur die in Absatz 3 Nummer 1 bis 
7 genannten Bestimmungen anzuwenden. Die in Absatz 3 Nummer 1, 6 und 7 
genannten Bestimmungen sind jedoch nicht auf die Begründung eines Mietver-
hältnisses über Wohnraum anzuwenden, wenn der Mieter die Wohnung zuvor 
besichtigt hat. 
(5) Bei Vertragsverhältnissen über Bankdienstleistungen sowie Dienstleistun-
gen im Zusammenhang mit einer Kreditgewährung, Versicherung, Altersver-
sorgung von Einzelpersonen, Geldanlage oder Zahlung (Finanzdienstleistungen), 
die eine erstmalige Vereinbarung mit daran anschließenden aufeinanderfolgen-
den Vorgängen oder eine daran anschließende Reihe getrennter, in einem zeitli-
chen Zusammenhang stehender Vorgänge gleicher Art umfassen, sind die Vor-
schriften der Kapitel 1 und 2 dieses Untertitels nur auf die erste Vereinbarung 
anzuwenden. § 312a Absatz 1, 3, 4 und 6 ist daneben auf jeden Vorgang anzu-
wenden. Wenn die in Satz 1 genannten Vorgänge ohne eine solche Vereinba-
rung aufeinanderfolgen, gelten die Vorschriften über Informationspflichten des 
Unternehmers nur für den ersten Vorgang. Findet jedoch länger als ein Jahr kein 
Vorgang der gleichen Art mehr statt, so gilt der nächste Vorgang als der erste 
Vorgang einer neuen Reihe im Sinne von Satz 3. 
(6) Von den Vorschriften der Kapitel 1 und 2 dieses Untertitels ist auf Verträ-
ge über Versicherungen sowie auf Verträge über deren Vermittlung nur § 312a 
Absatz 3, 4 und 6 anzuwenden. 

§ 312a Allgemeine Pflichten und Grundsätze bei Verbraucherverträgen; 
Grenzen der Vereinbarung von Entgelten 
(1) Ruft der Unternehmer oder eine Person, die in seinem Namen oder Auf-
trag handelt, den Verbraucher an, um mit diesem einen Vertrag zu schließen, 
hat der Anrufer zu Beginn des Gesprächs seine Identität und gegebenenfalls die 
Identität der Person, für die er anruft, sowie den geschäftlichen Zweck des An-
rufs offenzulegen. 
(2) Der Unternehmer ist verpflichtet, den Verbraucher nach Maßgabe des 
Artikels 246 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche zu infor-
mieren. Der Unternehmer kann von dem Verbraucher Fracht-, Liefer- oder 
Versandkosten und sonstige Kosten nur verlangen, soweit er den Verbraucher 
über diese Kosten entsprechend den Anforderungen aus Artikel 246 Absatz 1 
Nummer 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche informiert 
hat. Die Sätze 1 und 2 sind weder auf außerhalb von Geschäftsräumen geschlos-
sene Verträge noch auf Fernabsatzverträge noch auf Verträge über Finanzdienst-
leistungen anzuwenden. 
(3) Eine Vereinbarung, die auf eine über das vereinbarte Entgelt für die 
Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers gerichtet ist, kann ein 
Unternehmer mit einem Verbraucher nur ausdrücklich treffen. Schließen der 
Unternehmer und der Verbraucher einen Vertrag im elektronischen Geschäfts-
verkehr, wird eine solche Vereinbarung nur Vertragsbestandteil, wenn der 
Unternehmer die Vereinbarung nicht durch eine Voreinstellung herbeiführt. 
(4) Eine Vereinbarung, durch die ein Verbraucher verpflichtet wird, ein Ent-
gelt dafür zu zahlen, dass er für die Erfüllung seiner vertraglichen Pflichten ein 
bestimmtes Zahlungsmittel nutzt, ist unwirksam, wenn 



 
 32 

1. für den Verbraucher keine gängige und zumutbare unentgeltliche Zah-
lungsmöglichkeit besteht oder 

2. das vereinbarte Entgelt über die Kosten hinausgeht, die dem Unternehmer 
durch die Nutzung des Zahlungsmittels entstehen. 

(5) Eine Vereinbarung, durch die ein Verbraucher verpflichtet wird, ein Ent-
gelt dafür zu zahlen, dass der Verbraucher den Unternehmer wegen Fragen oder 
Erklärungen zu einem zwischen ihnen geschlossenen Vertrag über eine Ruf-
nummer anruft, die der Unternehmer für solche Zwecke bereithält, ist unwirk-
sam, wenn das vereinbarte Entgelt das Entgelt für die bloße Nutzung des Tele-
kommunikationsdienstes übersteigt. Ist eine Vereinbarung nach Satz 1 unwirk-
sam, ist der Verbraucher auch gegenüber dem Anbieter des Telekommunikati-
onsdienstes nicht verpflichtet, ein Entgelt für den Anruf zu zahlen. Der Anbieter 
des Telekommunikationsdienstes ist berechtigt, das Entgelt für die bloße Nut-
zung des Telekommunikationsdienstes von dem Unternehmer zu verlangen, der 
die unwirksame Vereinbarung mit dem Verbraucher geschlossen hat. 
(6) Ist eine Vereinbarung nach den Absätzen 3 bis 5 nicht Vertragsbestandteil 
geworden oder ist sie unwirksam, bleibt der Vertrag im Übrigen wirksam. 
 

Kapitel 2 
Außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge und  

Fernabsatzverträge 

§ 312b Außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge 
(1) Außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge sind Verträge, 
1. die bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit des Verbrauchers und des 

Unternehmers an einem Ort geschlossen werden, der kein Geschäftsraum 
des Unternehmers ist, 

2. für die der Verbraucher unter den in Nummer 1 genannten Umständen ein 
Angebot abgegeben hat, 

3. die in den Geschäftsräumen des Unternehmers oder durch Fernkommuni-
kationsmittel geschlossen werden, bei denen der Verbraucher jedoch un-
mittelbar zuvor außerhalb der Geschäftsräume des Unternehmers bei 
gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit des Verbrauchers und des Unter-
nehmers persönlich und individuell angesprochen wurde, oder 

4. die auf einem Ausflug geschlossen werden, der von dem Unternehmer oder 
mit seiner Hilfe organisiert wurde, um beim Verbraucher für den Verkauf 
von Waren oder die Erbringung von Dienstleistungen zu werben und mit 
ihm entsprechende Verträge abzuschließen. 

5. Dem Unternehmer stehen Personen gleich, die in seinem Namen oder 
Auftrag handeln. 

(2) Geschäftsräume im Sinne des Absatzes 1 sind unbewegliche Gewerberäu-
me, in denen der Unternehmer seine Tätigkeit dauerhaft ausübt, und bewegliche 
Gewerberäume, in denen der Unternehmer seine Tätigkeit für gewöhnlich aus-
übt. Gewerberäume, in denen die Person, die im Namen oder Auftrag des Unter-
nehmers handelt, ihre Tätigkeit dauerhaft oder für gewöhnlich ausübt, stehen 
Räumen des Unternehmers gleich. 

§ 312c Fernabsatzverträge 
(1) Fernabsatzverträge sind Verträge, bei denen der Unternehmer oder eine in 
seinem Namen oder Auftrag handelnde Person und der Verbraucher für die 
Vertragsverhandlungen und den Vertragsschluss ausschließlich Fernkommuni-
kationsmittel verwenden, es sei denn, dass der Vertragsschluss nicht im Rahmen 
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eines für den Fernabsatz organisierten Vertriebs- oder Dienstleistungssystems 
erfolgt. 
(2) Fernkommunikationsmittel im Sinne dieses Gesetzes sind alle Kommuni-
kationsmittel, die zur Anbahnung oder zum Abschluss eines Vertrags eingesetzt 
werden können, ohne dass die Vertragsparteien gleichzeitig körperlich anwe-
send sind, wie Briefe, Kataloge, Telefonanrufe, Telekopien, E-Mails, über den 
Mobilfunkdienst versendete Nachrichten (SMS) sowie Rundfunk und Tele-
medien. 

§ 312d Informationspflichten 
(1) Bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen und bei 
Fernabsatzverträgen ist der Unternehmer verpflichtet, den Verbraucher nach 
Maßgabe des Artikels 246a des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz-
buche zu informieren. Die in Erfüllung dieser Pflicht gemachten Angaben des 
Unternehmers werden Inhalt des Vertrags, es sei denn, die Vertragsparteien 
haben ausdrücklich etwas anderes vereinbart. 
(2) Bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen und bei 
Fernabsatzverträgen über Finanzdienstleistungen ist der Unternehmer abwei-
chend von Absatz 1 verpflichtet, den Verbraucher nach Maßgabe des Artikels 
246b des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche zu informieren. 

§ 312e Verletzung von Informationspflichten über Kosten 
Der Unternehmer kann von dem Verbraucher Fracht-, Liefer- oder Versandkos-
ten und sonstige Kosten nur verlangen, soweit er den Verbraucher über diese 
Kosten entsprechend den Anforderungen aus § 312d Absatz 1 in Verbindung mit 
Artikel 246a § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Einführungsgesetzes zum Bür-
gerlichen Gesetzbuche informiert hat. 

§ 312f Abschriften und Bestätigungen 
(1) Bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen ist der 
Unternehmer verpflichtet, dem Verbraucher alsbald auf Papier zur Verfügung zu 
stellen 
1. eine Abschrift eines Vertragsdokuments, das von den Vertragsschließenden 

so unterzeichnet wurde, dass ihre Identität erkennbar ist, oder 
2. eine Bestätigung des Vertrags, in der der Vertragsinhalt wiedergegeben ist. 

Wenn der Verbraucher zustimmt, kann für die Abschrift oder die Bestäti-
gung des Vertrags auch ein anderer dauerhafter Datenträger verwendet 
werden. Die Bestätigung nach Satz 1 muss die in Artikel 246a des Einfüh-
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche genannten Angaben nur ent-
halten, wenn der Unternehmer dem Verbraucher diese Informationen nicht 
bereits vor Vertragsschluss in Erfüllung seiner Informationspflichten nach 
§ 312d Absatz 1 auf einem dauerhaften Datenträger zur Verfügung gestellt 
hat. 

(2) Bei Fernabsatzverträgen ist der Unternehmer verpflichtet, dem Verbrau-
cher eine Bestätigung des Vertrags, in der der Vertragsinhalt wiedergegeben ist, 
innerhalb einer angemessenen Frist nach Vertragsschluss, spätestens jedoch bei 
der Lieferung der Ware oder bevor mit der Ausführung der Dienstleistung be-
gonnen wird, auf einem dauerhaften Datenträger zur Verfügung zu stellen. Die 
Bestätigung nach Satz 1 muss die in Artikel 246a des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche genannten Angaben enthalten, es sei denn, der Un-
ternehmer hat dem Verbraucher diese Informationen bereits vor Vertragsschluss 
in Erfüllung seiner Informationspflichten nach § 312d Absatz 1 auf einem dau-
erhaften Datenträger zur Verfügung gestellt. 
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(3) Bei Verträgen über die Lieferung von nicht auf einem körperlichen Daten-
träger befindlichen Daten, die in digitaler Form hergestellt und bereitgestellt 
werden (digitale Inhalte), ist auf der Abschrift oder in der Bestätigung des Ver-
trags nach den Absätzen 1 und 2 gegebenenfalls auch festzuhalten, dass der 
Verbraucher vor Ausführung des Vertrags 
1. ausdrücklich zugestimmt hat, dass der Unternehmer mit der Ausführung 

des Vertrags vor Ablauf der Widerrufsfrist beginnt, und 
2. seine Kenntnis davon bestätigt hat, dass er durch seine Zustimmung mit 

Beginn der Ausführung des Vertrags sein Widerrufsrecht verliert. 
(4) Diese Vorschrift ist nicht anwendbar auf Verträge über Finanzdienstleis-
tungen. 

§ 312g Widerrufsrecht 
(1) Dem Verbraucher steht bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlosse-
nen Verträgen und bei Fernabsatzverträgen ein Widerrufsrecht gemäß § 355 zu. 
(2) Das Widerrufsrecht besteht, soweit die Parteien nichts anderes vereinbart 
haben, nicht bei folgenden Verträgen: 
1. Verträge zur Lieferung von Waren, die nicht vorgefertigt sind und für 

deren Herstellung eine individuelle Auswahl oder Bestimmung durch den 
Verbraucher maßgeblich ist oder die eindeutig auf die persönlichen Be-
dürfnisse des Verbrauchers zugeschnitten sind, 

2. Verträge zur Lieferung von Waren, die schnell verderben können oder 
deren Verfallsdatum schnell überschritten würde, 

3. Verträge zur Lieferung versiegelter Waren, die aus Gründen des Gesund-
heitsschutzes oder der Hygiene nicht zur Rückgabe geeignet sind, wenn ih-
re Versiegelung nach der Lieferung entfernt wurde, 

4. Verträge zur Lieferung von Waren, wenn diese nach der Lieferung auf 
Grund ihrer Beschaffenheit untrennbar mit anderen Gütern vermischt 
wurden, 

5. Verträge zur Lieferung alkoholischer Getränke, deren Preis bei Vertrags-
schluss vereinbart wurde, die aber frühestens 30 Tage nach Vertragsschluss 
geliefert werden können und deren aktueller Wert von Schwankungen auf 
dem Markt abhängt, auf die der Unternehmer keinen Einfluss hat, 

6. Verträge zur Lieferung von Ton- oder Videoaufnahmen oder Computer-
software in einer versiegelten Packung, wenn die Versiegelung nach der 
Lieferung entfernt wurde, 

7. Verträge zur Lieferung von Zeitungen, Zeitschriften oder Illustrierten mit 
Ausnahme von Abonnement-Verträgen, 

8. Verträge zur Lieferung von Waren oder zur Erbringung von Dienstleistun-
gen, einschließlich Finanzdienstleistungen, deren Preis von Schwankungen 
auf dem Finanzmarkt abhängt, auf die der Unternehmer keinen Einfluss hat 
und die innerhalb der Widerrufsfrist auftreten können, insbesondere 
Dienstleistungen im Zusammenhang mit Aktien, mit Anteilen an offenen 
Investmentvermögen im Sinne von § 1 Absatz 4 des Kapitalanlagegesetz-
buchs und mit anderen  handelbaren Wertpapieren, Devisen, Derivaten o-
der Geldmarktinstrumenten, 

9. vorbehaltlich des Satzes 2 Verträge zur Erbringung von Dienstleistungen in 
den Bereichen Beherbergung zu anderen Zwecken als zu Wohnzwecken, 
Beförderung von Waren, Kraftfahrzeugvermietung, Lieferung von Speisen 
und Getränken sowie zur Erbringung weiterer Dienstleistungen im Zu-
sammenhang mit Freizeitbetätigungen, wenn der Vertrag für die Erbrin-
gung einen spezifischen Termin oder Zeitraum vorsieht, 
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10. Verträge, die im Rahmen einer Vermarktungsform geschlossen werden, bei 
der der Unternehmer Verbrauchern, die persönlich anwesend sind oder de-
nen diese Möglichkeit gewährt wird, Waren oder Dienstleistungen anbietet, 
und zwar in einem vom Versteigerer durchgeführten, auf konkurrierenden 
Geboten basierenden transparenten Verfahren, bei dem der Bieter, der den 
Zuschlag erhalten hat, zum Erwerb der Waren oder Dienstleistungen ver-
pflichtet ist (öffentlich zugängliche Versteigerung), 

11. Verträge, bei denen der Verbraucher den Unternehmer ausdrücklich aufge-
fordert hat, ihn aufzusuchen, um dringende Reparatur- oder Instandhal-
tungsarbeiten vorzunehmen; dies gilt nicht hinsichtlich weiterer bei dem 
Besuch erbrachter Dienstleistungen, die der Verbraucher nicht ausdrück-
lich verlangt hat, oder hinsichtlich solcher bei dem Besuch gelieferter Wa-
ren, die bei der Instandhaltung oder Reparatur nicht unbedingt als Ersatz-
teile benötigt werden, 

12. Verträge zur Erbringung von Wett- und Lotteriedienstleistungen, es sei 
denn, dass der Verbraucher seine Vertragserklärung telefonisch abgegeben 
hat oder der Vertrag außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen wurde, 
und 

13. notariell beurkundete Verträge; dies gilt für Fernabsatzverträge über Fi-
nanzdienstleistungen nur, wenn der Notar bestätigt, dass die Rechte des 
Verbrauchers aus § 312d Absatz 2 gewahrt sind. 
Die Ausnahme nach Satz 1 Nummer 9 gilt nicht für Verträge über Reiseleis-
tungen nach § 651a, wenn diese außerhalb von Geschäftsräumen geschlos-
sen worden sind, es sei denn, die mündlichen Verhandlungen, auf denen 
der Vertragsschluss beruht, sind auf vorhergehende Bestellung des Ver-
brauchers geführt worden. 

(3) Das Widerrufsrecht besteht ferner nicht bei Verträgen, bei denen dem 
Verbraucher bereits auf Grund der §§ 495, 506 bis 513 ein Widerrufsrecht nach 
§ 355 zusteht, und nicht bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen 
Verträgen, bei denen dem Verbraucher bereits nach § 305 Absatz 1 bis 6 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs ein Widerrufsrecht zusteht. 

§ 312h Kündigung und Vollmacht zur Kündigung 
Wird zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher nach diesem Unter-
titel ein Dauerschuldverhältnis begründet, das ein zwischen dem Verbraucher 
und einem anderen Unternehmer bestehendes Dauerschuldverhältnis ersetzen 
soll, und wird anlässlich der Begründung des Dauerschuldverhältnisses von dem 
Verbraucher 
1. die Kündigung des bestehenden Dauerschuldverhältnisses erklärt und der 

Unternehmer oder ein von ihm beauftragter Dritter zur Übermittlung der 
Kündigung an den bisherigen Vertragspartner des Verbrauchers beauftragt 
oder 

2. der Unternehmer oder ein von ihm beauftragter Dritter zur Erklärung der 
Kündigung gegenüber dem bisherigen Vertragspartner des Verbrauchers 
bevollmächtigt, bedarf die Kündigung des Verbrauchers oder die Vollmacht 
zur Kündigung der Textform. 

[…] 
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Titel 2 
Gegenseitiger Vertrag 

§ 320 Einrede des nicht erfüllten Vertrags 
(1) Wer aus einem gegenseitigen Vertrag verpflichtet ist, kann die ihm oblie-
gende Leistung bis zur Bewirkung der Gegenleistung verweigern, es sei denn, 
dass er vorzuleisten verpflichtet ist. Hat die Leistung an mehrere zu erfolgen, so 
kann dem einzelnen der ihm gebührende Teil bis zur Bewirkung der ganzen 
Gegenleistung verweigert werden. Die Vorschrift des § 273 Abs. 3 findet keine 
Anwendung. 
(2) Ist von der einen Seite teilweise geleistet worden, so kann die Gegenleis-
tung insoweit nicht verweigert werden, als die Verweigerung nach den Umstän-
den, insbesondere wegen verhältnismäßiger Geringfügigkeit des rückständigen 
Teils, gegen Treu und Glauben verstoßen würde. 

§ 321 Unsicherheitseinrede 
(1) Wer aus einem gegenseitigen Vertrag vorzuleisten verpflichtet ist, kann 
die ihm obliegende Leistung verweigern, wenn nach Abschluss des Vertrags 
erkennbar wird, dass sein Anspruch auf die Gegenleistung durch mangelnde 
Leistungsfähigkeit des anderen Teils gefährdet wird. Das Leistungsverweige-
rungsrecht entfällt, wenn die Gegenleistung bewirkt oder Sicherheit für sie 
geleistet wird. 
(2) Der Vorleistungspflichtige kann eine angemessene Frist bestimmen, in 
welcher der andere Teil Zug um Zug gegen die Leistung nach seiner Wahl die 
Gegenleistung zu bewirken oder Sicherheit zu leisten hat. Nach erfolglosem 
Ablauf der Frist kann der Vorleistungspflichtige vom Vertrag zurücktreten. 
§ 323 findet entsprechende Anwendung. 

§ 322 Verurteilung zur Leistung Zug-um-Zug 
(1) Erhebt aus einem gegenseitigen Vertrag der eine Teil Klage auf die ihm 
geschuldete Leistung, so hat die Geltendmachung des dem anderen Teil zu-
stehenden Rechts, die Leistung bis zur Bewirkung der Gegenleistung zu verwei-
gern, nur die Wirkung, dass der andere Teil zur Erfüllung Zug um Zug zu verur-
teilen ist. 
(2) Hat der klagende Teil vorzuleisten, so kann er, wenn der andere Teil im 
Verzug der Annahme ist, auf Leistung nach Empfang der Gegenleistung klagen. 
(3) Auf die Zwangsvollstreckung findet die Vorschrift des § 274 Abs. 2 An-
wendung. 

§ 323 Rücktritt wegen nicht oder nicht vertragsgemäß erbrachter Leis-
tung 
(1) Erbringt bei einem gegenseitigen Vertrag der Schuldner eine fällige Leis-
tung nicht oder nicht vertragsgemäß, so kann der Gläubiger, wenn er dem 
Schuldner erfolglos eine angemessene Frist zur Leistung oder Nacherfüllung 
bestimmt hat, vom Vertrag zurücktreten. 
(2) Die Fristsetzung ist entbehrlich, wenn 
1. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert, 
2. der Schuldner die Leistung bis zu einem im Vertrag bestimmten Termin 

oder innerhalb einer im Vertrag bestimmten Frist nicht bewirkt, obwohl die 
termin- oder fristgerechte Leistung nach einer Mitteilung des Gläubigers an 
den Schuldner vor Vertragsschluss oder auf Grund anderer den Vertragsab-
schluss begleitenden Umstände für den Gläubiger wesentlich ist, oder 
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3. im Falle einer nicht vertragsgemäß erbrachten Leistung besondere Umstän-
de vorliegen, die unter Abwägung der beiderseitigen Interessen den sofor-
tigen Rücktritt rechtfertigen. 

(3) Kommt nach der Art der Pflichtverletzung eine Fristsetzung nicht in 
Betracht, so tritt an deren Stelle eine Abmahnung. 
(4) Der Gläubiger kann bereits vor dem Eintritt der Fälligkeit der Leistung 
zurücktreten, wenn offensichtlich ist, dass die Voraussetzungen des Rücktritts 
eintreten werden. 
(5) Hat der Schuldner eine Teilleistung bewirkt, so kann der Gläubiger vom 
ganzen Vertrag nur zurücktreten, wenn er an der Teilleistung kein Interesse hat. 
Hat der Schuldner die Leistung nicht vertragsgemäß bewirkt, so kann der Gläu-
biger vom Vertrag nicht zurücktreten, wenn die Pflichtverletzung unerheblich 
ist. 
(6) Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Gläubiger für den Umstand, 
der ihn zum Rücktritt berechtigen würde, allein oder weit überwiegend verant-
wortlich ist oder wenn der vom Schuldner nicht zu vertretende Umstand zu 
einer Zeit eintritt, zu welcher der Gläubiger im Verzug der Annahme ist. 

§ 324 Rücktritt wegen Verletzung einer Pflicht nach § 241 Abs. 2 
Verletzt der Schuldner bei einem gegenseitigen Vertrag eine Pflicht nach § 241 
Abs. 2, so kann der Gläubiger zurücktreten, wenn ihm ein Festhalten am Vertrag 
nicht mehr zuzumuten ist. 
[…] 
 

Abschnitt 8 
Einzelne Schuldverhältnisse 

Titel 1 
Kauf, Tausch 
Untertitel 1 

Allgemeine Vorschriften 

§ 433 Vertragstypische Pflichten beim Kaufvertrag 
(1) Durch den Kaufvertrag wird der Verkäufer einer Sache verpflichtet, dem 
Käufer die Sache zu übergeben und das Eigentum an der Sache zu verschaffen. 
Der Verkäufer hat dem Käufer die Sache frei von Sach- und Rechtsmängeln zu 
verschaffen. 
(2) Der Käufer ist verpflichtet, dem Verkäufer den vereinbarten Kaufpreis zu 
zahlen und die gekaufte Sache abzunehmen. 

§ 434 Sachmangel 
(1) Die Sache ist frei von Sachmängeln, wenn sie bei Gefahrübergang die 
vereinbarte Beschaffenheit hat. Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart ist, ist 
die Sache frei von Sachmängeln, 
1. wenn sie sich für die nach dem Vertrag vorausgesetzte Verwendung eignet, 

sonst 
2. wenn sie sich für die gewöhnliche Verwendung eignet und eine Beschaf-

fenheit aufweist, die bei Sachen der gleichen Art üblich ist und die der Käu-
fer nach der Art der Sache erwarten kann. 
Zu der Beschaffenheit nach Satz 2 Nr. 2 gehören auch Eigenschaften, die 
der Käufer nach den öffentlichen Äußerungen des Verkäufers, des Herstel-
lers (§ 4 Abs. 1 und 2 des Produkthaftungsgesetzes) oder seines Gehilfen 
insbesondere in der Werbung oder bei der Kennzeichnung über bestimmte 
Eigenschaften der Sache erwarten kann, es sei denn, dass der Verkäufer die 
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Äußerung nicht kannte und auch nicht kennen musste, dass sie im Zeit-
punkt des Vertragsschlusses in gleichwertiger Weise berichtigt war oder 
dass sie die Kaufentscheidung nicht beeinflussen konnte. 

(2) Ein Sachmangel ist auch dann gegeben, wenn die vereinbarte Montage 
durch den Verkäufer oder dessen Erfüllungsgehilfen unsachgemäß durchgeführt 
worden ist. Ein Sachmangel liegt bei einer zur Montage bestimmten Sache ferner 
vor, wenn die Montageanleitung mangelhaft ist, es sei denn, die Sache ist fehler-
frei montiert worden. 
(3) Einem Sachmangel steht es gleich, wenn der Verkäufer eine andere Sache 
oder eine zu geringe Menge liefert. 

§ 435 Rechtsmangel 
Die Sache ist frei von Rechtsmängeln, wenn Dritte in Bezug auf die Sache keine 
oder nur die im Kaufvertrag übernommenen Rechte gegen den Käufer geltend 
machen können. Einem Rechtsmangel steht es gleich, wenn im Grundbuch ein 
Recht eingetragen ist, das nicht besteht. 

§ 436 Öffentliche Lasten von Grundstücken 
(1) Soweit nicht anders vereinbart, ist der Verkäufer eines Grundstücks ver-
pflichtet, Erschließungsbeiträge und sonstige Anliegerbeiträge für die Maßnah-
men zu tragen, die bis zum Tage des Vertragsschlusses bautechnisch begonnen 
sind, unabhängig vom Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld. 
(2) Der Verkäufer eines Grundstücks haftet nicht für die Freiheit des Grund-
stücks von anderen öffentlichen Abgaben und von anderen öffentlichen Lasten, 
die zur Eintragung in das Grundbuch nicht geeignet sind. 

§ 437 Rechte des Käufers bei Mängeln 
Ist die Sache mangelhaft, kann der Käufer, wenn die Voraussetzungen der fol-
genden Vorschriften vorliegen und soweit nicht ein anderes bestimmt ist, 
1. nach § 439 Nacherfüllung verlangen, 
2. nach den §§ 440, 323 und 326 Abs. 5 von dem Vertrag zurücktreten oder 

nach § 441 den Kaufpreis mindern und 
3. nach den §§ 440, 280, 281, 283 und 311a Schadensersatz oder nach § 284 

Ersatz vergeblicher Aufwendungen verlangen. 

§ 438 Verjährung der Mängelansprüche 
(1) Die in § 437 Nr. 1 und 3 bezeichneten Ansprüche verjähren 
1. in 30 Jahren, wenn der Mangel 

a) in einem dinglichen Recht eines Dritten, auf Grund dessen Herausga-
be der Kaufsache verlangt werden kann, oder 

b) in einem sonstigen Recht, das im Grundbuch eingetragen ist, besteht, 
2. in fünf Jahren 

a) bei einem Bauwerk und 
b) bei einer Sache, die entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise 

für ein Bauwerk verwendet worden ist und dessen Mangelhaftigkeit 
verursacht hat, und 

3. im Übrigen in zwei Jahren. 
(2) Die Verjährung beginnt bei Grundstücken mit der Übergabe, im Übrigen 
mit der Ablieferung der Sache. 
(3) Abweichend von Absatz 1 Nr. 2 und 3 und Absatz 2 verjähren die Ansprü-
che in der regelmäßigen Verjährungsfrist, wenn der Verkäufer den Mangel 
arglistig verschwiegen hat. Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 tritt die Verjährung 
jedoch nicht vor Ablauf der dort bestimmten Frist ein. 
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(4) Für das in § 437 bezeichnete Rücktrittsrecht gilt § 218. Der Käufer kann 
trotz einer Unwirksamkeit des Rücktritts nach § 218 Abs. 1 die Zahlung des 
Kaufpreises insoweit verweigern, als er auf Grund des Rücktritts dazu berechtigt 
sein würde. Macht er von diesem Recht Gebrauch, kann der Verkäufer vom 
Vertrag zurücktreten. 
(5) Auf das in § 437 bezeichnete Minderungsrecht finden § 218 und Absatz 4 
Satz 2 entsprechende Anwendung. 

§ 439 Nacherfüllung 
(1) Der Käufer kann als Nacherfüllung nach seiner Wahl die Beseitigung des 
Mangels oder die Lieferung einer mangelfreien Sache verlangen. 
(2) Der Verkäufer hat die zum Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten 
zu tragen. 
(3) Der Verkäufer kann die vom Käufer gewählte Art der Nacherfüllung 
unbeschadet des § 275 Abs. 2 und 3 verweigern, wenn sie nur mit unverhältnis-
mäßigen Kosten möglich ist. Dabei sind insbesondere der Wert der Sache in 
mangelfreiem Zustand, die Bedeutung des Mangels und die Frage zu berücksich-
tigen, ob auf die andere Art der Nacherfüllung ohne erhebliche Nachteile für 
den Käufer zurückgegriffen werden könnte. Der Anspruch des Käufers be-
schränkt sich in diesem Fall auf die andere Art der Nacherfüllung; das Recht des 
Verkäufers, auch diese unter den Voraussetzungen des Satzes 1 zu verweigern, 
bleibt unberührt. 
(4) Liefert der Verkäufer zum Zwecke der Nacherfüllung eine mangelfreie 
Sache, so kann er vom Käufer Rückgewähr der mangelhaften Sache nach Maß-
gabe der §§ 346 bis 348 verlangen. 

§ 440 Besondere Bestimmungen für Rücktritt und Schadensersatz 
Außer in den Fällen des § 281 Abs. 2 und des § 323 Abs. 2 bedarf es der Fristset-
zung auch dann nicht, wenn der Verkäufer beide Arten der Nacherfüllung ge-
mäß § 439 Abs. 3 verweigert oder wenn die dem Käufer zustehende Art der 
Nacherfüllung fehlgeschlagen oder ihm unzumutbar ist. Eine Nachbesserung gilt 
nach dem erfolglosen zweiten Versuch als fehlgeschlagen, wenn sich nicht 
insbesondere aus der Art der Sache oder des Mangels oder den sonstigen Um-
ständen etwas anderes ergibt. 

§ 441 Minderung 
(1) Statt zurückzutreten, kann der Käufer den Kaufpreis durch Erklärung 
gegenüber dem Verkäufer mindern. Der Ausschlussgrund des § 323 Abs. 5 Satz 2 
findet keine Anwendung. 
(2) Sind auf der Seite des Käufers oder auf der Seite des Verkäufers mehrere 
beteiligt, so kann die Minderung nur von allen oder gegen alle erklärt werden. 
(3) Bei der Minderung ist der Kaufpreis in dem Verhältnis herabzusetzen, in 
welchem zur Zeit des Vertragsschlusses der Wert der Sache in mangelfreiem 
Zustand zu dem wirklichen Wert gestanden haben würde. Die Minderung ist, 
soweit erforderlich, durch Schätzung zu ermitteln. 
(4) Hat der Käufer mehr als den geminderten Kaufpreis gezahlt, so ist der 
Mehrbetrag vom Verkäufer zu erstatten. § 346 Abs. 1 und § 347 Abs. 1 finden 
entsprechende Anwendung. 

§ 442 Kenntnis des Käufers 
(1) Die Rechte des Käufers wegen eines Mangels sind ausgeschlossen, wenn 
er bei Vertragsschluss den Mangel kennt. Ist dem Käufer ein Mangel infolge 
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grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben, kann der Käufer Rechte wegen 
dieses Mangels nur geltend machen, wenn der Verkäufer den Mangel arglistig 
verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Sache übernommen 
hat. 
(2) Ein im Grundbuch eingetragenes Recht hat der Verkäufer zu beseitigen, 
auch wenn es der Käufer kennt. 

§ 443 Garantie 
(1) Geht der Verkäufer, der Hersteller oder ein sonstiger Dritter in einer 
Erklärung oder einschlägigen Werbung, die vor oder bei Abschluss des Kaufver-
trags verfügbar war, zusätzlich zu der gesetzlichen Mängelhaftung insbesondere 
die Verpflichtung ein, den Kaufpreis zu erstatten, die Sache auszutauschen, 
nachzubessern oder in ihrem Zusammenhang Dienstleistungen zu erbringen, 
falls die Sache nicht diejenige Beschaffenheit aufweist oder andere als die Män-
gelfreiheit betreffende Anforderungen nicht erfüllt, die in der Erklärung oder 
einschlägigen Werbung beschrieben sind (Garantie), stehen dem Käufer im 
Garantiefall unbeschadet der gesetzlichen Ansprüche die Rechte aus der Garan-
tie gegenüber demjenigen zu, der die Garantie gegeben hat (Garantiegeber). 
(2) Soweit der Garantiegeber eine Garantie dafür übernommen hat, dass die 
Sache für eine bestimmte Dauer eine bestimmte Beschaffenheit behält (Haltbar-
keitsgarantie), wird vermutet, dass ein während ihrer Geltungsdauer auftreten-
der Sachmangel die Rechte aus der Garantie begründet. 

§ 444 Haftungsausschluss 
Auf eine Vereinbarung, durch welche die Rechte des Käufers wegen eines Man-
gels ausgeschlossen oder beschränkt werden, kann sich der Verkäufer nicht 
berufen, soweit er den Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die 
Beschaffenheit der Sache übernommen hat. 

§ 445 Haftungsbegrenzung bei öffentlichen Versteigerungen 
Wird eine Sache auf Grund eines Pfandrechts in einer öffentlichen Versteige-
rung unter der Bezeichnung als Pfand verkauft, so stehen dem Käufer Rechte 
wegen eines Mangels nur zu, wenn der Verkäufer den Mangel arglistig ver-
schwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Sache übernommen 
hat. 

§ 446 Gefahr- und Lastenübergang 
Mit der Übergabe der verkauften Sache geht die Gefahr des zufälligen Unter-
gangs und der zufälligen Verschlechterung auf den Käufer über. Von der Über-
gabe an gebühren dem Käufer die Nutzungen und trägt er die Lasten der Sache. 
Der Übergabe steht es gleich, wenn der Käufer im Verzug der Annahme ist. 

§ 447 Gefahrübergang beim Versendungskauf 
(1) Versendet der Verkäufer auf Verlangen des Käufers die verkaufte Sache 
nach einem anderen Ort als dem Erfüllungsort, so geht die Gefahr auf den Käu-
fer über, sobald der Verkäufer die Sache dem Spediteur, dem Frachtführer oder 
der sonst zur Ausführung der Versendung bestimmten Person oder Anstalt 
ausgeliefert hat. 
(2) Hat der Käufer eine besondere Anweisung über die Art der Versendung 
erteilt und weicht der Verkäufer ohne dringenden Grund von der Anweisung ab, 
so ist der Verkäufer dem Käufer für den daraus entstehenden Schaden verant-
wortlich. 
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§ 448 Kosten der Übergabe und vergleichbare Kosten 
(1) Der Verkäufer trägt die Kosten der Übergabe der Sache, der Käufer die 
Kosten der Abnahme und der Versendung der Sache nach einem anderen Ort als 
dem Erfüllungsort. 
(2) Der Käufer eines Grundstücks trägt die Kosten der Beurkundung des 
Kaufvertrags und der Auflassung, der Eintragung ins Grundbuch und der zu der 
Eintragung erforderlichen Erklärungen. 

§ 449 Eigentumsvorbehalt 
(1) Hat sich der Verkäufer einer beweglichen Sache das Eigentum bis zur 
Zahlung des Kaufpreises vorbehalten, so ist im Zweifel anzunehmen, dass das 
Eigentum unter der aufschiebenden Bedingung vollständiger Zahlung des Kauf-
preises übertragen wird (Eigentumsvorbehalt). 
(2) Auf Grund des Eigentumsvorbehalts kann der Verkäufer die Sache nur 
herausverlangen, wenn er vom Vertrag zurückgetreten ist. 
(3) Die Vereinbarung eines Eigentumsvorbehalts ist nichtig, soweit der Eigen-
tumsübergang davon abhängig gemacht wird, dass der Käufer Forderungen 
eines Dritten, insbesondere eines mit dem Verkäufer verbundenen Unterneh-
mens, erfüllt. 

§ 450 Ausgeschlossene Käufer bei bestimmten Verkäufen 
(1) Bei einem Verkauf im Wege der Zwangsvollstreckung dürfen der mit der 
Vornahme oder Leitung des Verkaufs Beauftragte und die von ihm zugezogenen 
Gehilfen einschließlich des Protokollführers den zu verkaufenden Gegenstand 
weder für sich persönlich oder durch einen anderen noch als Vertreter eines 
anderen kaufen. 
(2) Absatz 1 gilt auch bei einem Verkauf außerhalb der Zwangsvollstreckung, 
wenn der Auftrag zu dem Verkauf auf Grund einer gesetzlichen Vorschrift 
erteilt worden ist, die den Auftraggeber ermächtigt, den Gegenstand für Rech-
nung eines anderen verkaufen zu lassen, insbesondere in den Fällen des Pfand-
verkaufs und des in den §§ 383 und 385 zugelassenen Verkaufs, sowie bei einem 
Verkauf aus einer Insolvenzmasse. 

§ 451 Kauf durch ausgeschlossenen Käufer 
(1) Die Wirksamkeit eines dem § 450 zuwider erfolgten Kaufs und der Über-
tragung des gekauften Gegenstandes hängt von der Zustimmung der bei dem 
Verkauf als Schuldner, Eigentümer oder Gläubiger Beteiligten ab. Fordert der 
Käufer einen Beteiligten zur Erklärung über die Genehmigung auf, so findet 
§ 177 Abs. 2 entsprechende Anwendung. 
(2) Wird infolge der Verweigerung der Genehmigung ein neuer Verkauf 
vorgenommen, so hat der frühere Käufer für die Kosten des neuen Verkaufs 
sowie für einen Mindererlös aufzukommen. 

§ 452 Schiffskauf 
Die Vorschriften dieses Untertitels über den Kauf von Grundstücken finden auf 
den Kauf von eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken entsprechende 
Anwendung. 

§ 453 Rechtskauf 
(1) Die Vorschriften über den Kauf von Sachen finden auf den Kauf von 
Rechten und sonstigen Gegenständen entsprechende Anwendung. 
(2) Der Verkäufer trägt die Kosten der Begründung und Übertragung des 
Rechts. 
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(3) Ist ein Recht verkauft, das zum Besitz einer Sache berechtigt, so ist der 
Verkäufer verpflichtet, dem Käufer die Sache frei von Sach- und Rechtsmängeln 
zu übergeben. 
[…] 

Titel 12 
Auftrag, Geschäftsbesorgungsvertrag und Zahlungsdienste 

Untertitel 1 
Auftrag 

§ 662 Vertragstypische Pflichten beim Auftrag 
Durch die Annahme eines Auftrags verpflichtet sich der Beauftragte, ein ihm 
von dem Auftraggeber übertragenes Geschäft für diesen unentgeltlich zu besor-
gen. 

§ 663 Anzeigepflicht bei Ablehnung 
Wer zur Besorgung gewisser Geschäfte öffentlich bestellt ist oder sich öffentlich 
erboten hat, ist, wenn er einen auf solche Geschäfte gerichteten Auftrag nicht 
annimmt, verpflichtet, die Ablehnung dem Auftraggeber unverzüglich anzuzei-
gen. Das Gleiche gilt, wenn sich jemand dem Auftraggeber gegenüber zur Be-
sorgung gewisser Geschäfte erboten hat. 

§ 664 Unübertragbarkeit; Haftung für Gehilfen 
(1) Der Beauftragte darf im Zweifel die Ausführung des Auftrags nicht einem 
Dritten übertragen. Ist die Übertragung gestattet, so hat er nur ein ihm bei der 
Übertragung zur Last fallendes Verschulden zu vertreten. Für das Verschulden 
eines Gehilfen ist er nach § 278 verantwortlich. 
(2) Der Anspruch auf Ausführung des Auftrags ist im Zweifel nicht übertrag-
bar. 

§ 665 Abweichung von Weisungen 
Der Beauftragte ist berechtigt, von den Weisungen des Auftraggebers abzuwei-
chen, wenn er den Umständen nach annehmen darf, dass der Auftraggeber bei 
Kenntnis der Sachlage die Abweichung billigen würde. Der Beauftragte hat vor 
der Abweichung dem Auftraggeber Anzeige zu machen und dessen Entschlie-
ßung abzuwarten, wenn nicht mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist. 

§ 666 Auskunfts- und Rechenschaftspflicht 
Der Beauftragte ist verpflichtet, dem Auftraggeber die erforderlichen Nachrich-
ten zu geben, auf Verlangen über den Stand des Geschäfts Auskunft zu erteilen 
und nach der Ausführung des Auftrags Rechenschaft abzulegen. 

§ 667 Herausgabepflicht 
Der Beauftragte ist verpflichtet, dem Auftraggeber alles, was er zur Ausführung 
des Auftrags erhält und was er aus der Geschäftsbesorgung erlangt, herauszuge-
ben. 

§ 668 Verzinsung des verwendeten Geldes 
Verwendet der Beauftragte Geld für sich, das er dem Auftraggeber herauszuge-
ben oder für ihn zu verwenden hat, so ist er verpflichtet, es von der Zeit der 
Verwendung an zu verzinsen. 

§ 669 Vorschusspflicht 
Für die zur Ausführung des Auftrags erforderlichen Aufwendungen hat der 
Auftraggeber dem Beauftragten auf Verlangen Vorschuss zu leisten. 
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§ 670 Ersatz von Aufwendungen 
Macht der Beauftragte zum Zwecke der Ausführung des Auftrags Aufwendun-
gen, die er den Umständen nach für erforderlich halten darf, so ist der Auftrag-
geber zum Ersatz verpflichtet. 

§ 671 Widerruf; Kündigung 
(1) Der Auftrag kann von dem Auftraggeber jederzeit widerrufen, von dem 
Beauftragten jederzeit gekündigt werden. 
(2) Der Beauftragte darf nur in der Art kündigen, dass der Auftraggeber für 
die Besorgung des Geschäfts anderweit Fürsorge treffen kann, es sei denn, dass 
ein wichtiger Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt er ohne 
solchen Grund zur Unzeit, so hat er dem Auftraggeber den daraus entstehenden 
Schaden zu ersetzen. 
(3) Liegt ein wichtiger Grund vor, so ist der Beauftragte zur Kündigung auch 
dann berechtigt, wenn er auf das Kündigungsrecht verzichtet hat. 

§ 672 Tod oder Geschäftsunfähigkeit des Auftraggebers 
Der Auftrag erlischt im Zweifel nicht durch den Tod oder den Eintritt der Ge-
schäftsunfähigkeit des Auftraggebers. Erlischt der Auftrag, so hat der Beauftrag-
te, wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist, die Besorgung des übertrage-
nen Geschäfts fortzusetzen, bis der Erbe oder der gesetzliche Vertreter des Auf-
traggebers anderweit Fürsorge treffen kann; der Auftrag gilt insoweit als fortbe-
stehend. 

§ 673 Tod des Beauftragten 
Der Auftrag erlischt im Zweifel durch den Tod des Beauftragten. Erlischt der 
Auftrag, so hat der Erbe des Beauftragten den Tod dem Auftraggeber unverzüg-
lich anzuzeigen und, wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist, die Besor-
gung des übertragenen Geschäfts fortzusetzen, bis der Auftraggeber anderweit 
Fürsorge treffen kann; der Auftrag gilt insoweit als fortbestehend. 

§ 674 Fiktion des Fortbestehens 
Erlischt der Auftrag in anderer Weise als durch Widerruf, so gilt er zugunsten 
des Beauftragten gleichwohl als fortbestehend, bis der Beauftragte von dem 
Erlöschen Kenntnis erlangt oder das Erlöschen kennen muss. 
 

Untertitel 2 
Geschäftsbesorgungsvertrag 

§ 675 Entgeltliche Geschäftsbesorgung 
(1) Auf einen Dienstvertrag oder einen Werkvertrag, der eine Geschäftsbe-
sorgung zum Gegenstand hat, finden, soweit in diesem Untertitel nichts Abwei-
chendes bestimmt wird, die Vorschriften der §§ 663, 665 bis 670, 672 bis 674 und, 
wenn dem Verpflichteten das Recht zusteht, ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist zu kündigen, auch die Vorschriften des § 671 Abs. 2 entsprechende Anwen-
dung. 
(2) Wer einem anderen einen Rat oder eine Empfehlung erteilt, ist, unbescha-
det der sich aus einem Vertragsverhältnis, einer unerlaubten Handlung oder 
einer sonstigen gesetzlichen Bestimmung ergebenden Verantwortlichkeit, zum 
Ersatz des aus der Befolgung des Rates oder der Empfehlung entstehenden 
Schadens nicht verpflichtet. 
(3) Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil verpflichtet, die Anmeldung oder 
Registrierung des anderen Teils zur Teilnahme an Gewinnspielen zu bewirken, 
die von einem Dritten durchgeführt werden, bedarf der Textform. 
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§ 675a Informationspflichten 
Wer zur Besorgung von Geschäften öffentlich bestellt ist oder sich dazu öffent-
lich erboten hat, stellt für regelmäßig anfallende standardisierte Geschäftsvor-
gänge (Standardgeschäfte) unentgeltlich Informationen über Entgelte und Aus-
lagen der Geschäftsbesorgung in Textform zur Verfügung, soweit nicht eine 
Preisfestsetzung nach § 315 erfolgt oder die Entgelte und Auslagen gesetzlich 
verbindlich geregelt sind. 

§ 675b Aufträge zur Übertragung von Wertpapieren in Systemen 
Der Teilnehmer an Wertpapierlieferungs- und Abrechnungssystemen kann 
einen Auftrag, der die Übertragung von Wertpapieren oder Ansprüchen auf 
Herausgabe von Wertpapieren im Wege der Verbuchung oder auf sonstige 
Weise zum Gegenstand hat, von dem in den Regeln des Systems bestimmten 
Zeitpunkt an nicht mehr widerrufen. 
[…] 
 

Titel 26 
Ungerechtfertigte Bereicherung 

§ 812 Herausgabeanspruch 
(1) Wer durch die Leistung eines anderen oder in sonstiger Weise auf dessen 
Kosten etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, ist ihm zur Herausgabe verpflich-
tet. Diese Verpflichtung besteht auch dann, wenn der rechtliche Grund später 
wegfällt oder der mit einer Leistung nach dem Inhalt des Rechtsgeschäfts be-
zweckte Erfolg nicht eintritt. 
(2) Als Leistung gilt auch die durch Vertrag erfolgte Anerkennung des Beste-
hens oder des Nichtbestehens eines Schuldverhältnisses. 

§ 813 Erfüllung trotz Einrede 
(1) Das zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleistete kann auch 
dann zurückgefordert werden, wenn dem Anspruch eine Einrede entgegenstand, 
durch welche die Geltendmachung des Anspruchs dauernd ausgeschlossen 
wurde. Die Vorschrift des § 214 Abs. 2 bleibt unberührt. 
(2) Wird eine betagte Verbindlichkeit vorzeitig erfüllt, so ist die Rückforde-
rung ausgeschlossen; die Erstattung von Zwischenzinsen kann nicht verlangt 
werden. 

§ 814 Kenntnis der Nichtschuld 
Das zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleistete kann nicht 
zurückgefordert werden, wenn der Leistende gewusst hat, dass er zur Leistung 
nicht verpflichtet war, oder wenn die Leistung einer sittlichen Pflicht oder einer 
auf den Anstand zu nehmenden Rücksicht entsprach. 

§ 815 Nichteintritt des Erfolgs 
Die Rückforderung wegen Nichteintritts des mit einer Leistung bezweckten 
Erfolgs ist ausgeschlossen, wenn der Eintritt des Erfolgs von Anfang an unmög-
lich war und der Leistende dies gewusst hat oder wenn der Leistende den Ein-
tritt des Erfolgs wider Treu und Glauben verhindert hat. 

§ 816 Verfügung eines Nichtberechtigten 
(1) Trifft ein Nichtberechtigter über einen Gegenstand eine Verfügung, die 
dem Berechtigten gegenüber wirksam ist, so ist er dem Berechtigten zur Her-
ausgabe des durch die Verfügung Erlangten verpflichtet. Erfolgt die Verfügung 
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unentgeltlich, so trifft die gleiche Verpflichtung denjenigen, welcher auf Grund 
der Verfügung unmittelbar einen rechtlichen Vorteil erlangt. 
(2) Wird an einen Nichtberechtigten eine Leistung bewirkt, die dem Berech-
tigten gegenüber wirksam ist, so ist der Nichtberechtigte dem Berechtigten zur 
Herausgabe des Geleisteten verpflichtet. 

§ 817 Verstoß gegen Gesetz oder gute Sitten 
War der Zweck einer Leistung in der Art bestimmt, dass der Empfänger durch 
die Annahme gegen ein gesetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten versto-
ßen hat, so ist der Empfänger zur Herausgabe verpflichtet. Die Rückforderung 
ist ausgeschlossen, wenn dem Leistenden gleichfalls ein solcher Verstoß zur Last 
fällt, es sei denn, dass die Leistung in der Eingehung einer Verbindlichkeit be-
stand; das zur Erfüllung einer solchen Verbindlichkeit Geleistete kann nicht 
zurückgefordert werden. 

§ 818 Umfang des Bereicherungsanspruchs 
(1) Die Verpflichtung zur Herausgabe erstreckt sich auf die gezogenen Nut-
zungen sowie auf dasjenige, was der Empfänger auf Grund eines erlangten 
Rechts oder als Ersatz für die Zerstörung, Beschädigung oder Entziehung des 
erlangten Gegenstands erwirbt. 
(2) Ist die Herausgabe wegen der Beschaffenheit des Erlangten nicht möglich 
oder ist der Empfänger aus einem anderen Grunde zur Herausgabe außerstande, 
so hat er den Wert zu ersetzen. 
(3) Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Ersatz des Wertes ist ausge-
schlossen, soweit der Empfänger nicht mehr bereichert ist. 
(4) Von dem Eintritt der Rechtshängigkeit an haftet der Empfänger nach den 
allgemeinen Vorschriften. 

§ 819 Verschärfte Haftung bei Kenntnis und bei Gesetzes- oder Sitten-
verstoß 
(1) Kennt der Empfänger den Mangel des rechtlichen Grundes bei dem Emp-
fang oder erfährt er ihn später, so ist er von dem Empfang oder der Erlangung 
der Kenntnis an zur Herausgabe verpflichtet, wie wenn der Anspruch auf Her-
ausgabe zu dieser Zeit rechtshängig geworden wäre. 
(2) Verstößt der Empfänger durch die Annahme der Leistung gegen ein ge-
setzliches Verbot oder gegen die guten Sitten, so ist er von dem Empfang der 
Leistung an in der gleichen Weise verpflichtet. 

§ 820 Verschärfte Haftung bei ungewissem Erfolgseintritt 
(1) War mit der Leistung ein Erfolg bezweckt, dessen Eintritt nach dem Inhalt 
des Rechtsgeschäfts als ungewiss angesehen wurde, so ist der Empfänger, falls 
der Erfolg nicht eintritt, zur Herausgabe so verpflichtet, wie wenn der Anspruch 
auf Herausgabe zur Zeit des Empfangs rechtshängig geworden wäre. Das Glei-
che gilt, wenn die Leistung aus einem Rechtsgrund, dessen Wegfall nach dem 
Inhalt des Rechtsgeschäfts als möglich angesehen wurde, erfolgt ist und der 
Rechtsgrund wegfällt. 
(2) Zinsen hat der Empfänger erst von dem Zeitpunkt an zu entrichten, in 
welchem er erfährt, dass der Erfolg nicht eingetreten oder dass der Rechtsgrund 
weggefallen ist; zur Herausgabe von Nutzungen ist er insoweit nicht verpflich-
tet, als er zu dieser Zeit nicht mehr bereichert ist. 
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§ 821 Einrede der Bereicherung 
Wer ohne rechtlichen Grund eine Verbindlichkeit eingeht, kann die Erfüllung 
auch dann verweigern, wenn der Anspruch auf Befreiung von der Verbindlich-
keit verjährt ist. 

§ 822 Herausgabepflicht Dritter 
Wendet der Empfänger das Erlangte unentgeltlich einem Dritten zu, so ist, 
soweit infolgedessen die Verpflichtung des Empfängers zur Herausgabe der 
Bereicherung ausgeschlossen ist, der Dritte zur Herausgabe verpflichtet, wie 
wenn er die Zuwendung von dem Gläubiger ohne rechtlichen Grund erhalten 
hätte. 
 

Titel 27 
Unerlaubte Handlungen 

§ 823 Schadensersatzpflicht 
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die 
Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich 
verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens ver-
pflichtet. 
(2) Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz 
eines anderen bezweckendes Gesetz verstößt. Ist nach dem Inhalt des Gesetzes 
ein Verstoß gegen dieses auch ohne Verschulden möglich, so tritt die Ersatz-
pflicht nur im Falle des Verschuldens ein. 

§ 824 Kreditgefährdung 
(1) Wer der Wahrheit zuwider eine Tatsache behauptet oder verbreitet, die 
geeignet ist, den Kredit eines anderen zu gefährden oder sonstige Nachteile für 
dessen Erwerb oder Fortkommen herbeizuführen, hat dem anderen den daraus 
entstehenden Schaden auch dann zu ersetzen, wenn er die Unwahrheit zwar 
nicht kennt, aber kennen muss. 
(2) Durch eine Mitteilung, deren Unwahrheit dem Mitteilenden unbekannt 
ist, wird dieser nicht zum Schadensersatz verpflichtet, wenn er oder der Emp-
fänger der Mitteilung an ihr ein berechtigtes Interesse hat. 

§ 825 Bestimmung zu sexuellen Handlungen 
Wer einen anderen durch Hinterlist, Drohung oder Missbrauch eines Abhängig-
keitsverhältnisses zur Vornahme oder Duldung sexueller Handlungen bestimmt, 
ist ihm zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 

§ 826 Sittenwidrige vorsätzliche Schädigung 
Wer in einer gegen die guten Sitten verstoßenden Weise einem anderen vorsätz-
lich Schaden zufügt, ist dem anderen zum Ersatz des Schadens verpflichtet. 

§ 827 Ausschluss und Minderung der Verantwortlichkeit 
Wer im Zustand der Bewusstlosigkeit oder in einem die freie Willensbestim-
mung ausschließenden Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit einem 
anderen Schaden zufügt, ist für den Schaden nicht verantwortlich. Hat er sich 
durch geistige Getränke oder ähnliche Mittel in einen vorübergehenden Zustand 
dieser Art versetzt, so ist er für einen Schaden, den er in diesem Zustand wider-
rechtlich verursacht, in gleicher Weise verantwortlich, wie wenn ihm Fahrläs-
sigkeit zur Last fiele; die Verantwortlichkeit tritt nicht ein, wenn er ohne Ver-
schulden in den Zustand geraten ist. 
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§ 828 Minderjährige 
(1) Wer nicht das siebente Lebensjahr vollendet hat, ist für einen Schaden, 
den er einem anderen zufügt, nicht verantwortlich. 
(2) Wer das siebente, aber nicht das zehnte Lebensjahr vollendet hat, ist für 
den Schaden, den er bei einem Unfall mit einem Kraftfahrzeug, einer Schienen-
bahn oder einer Schwebebahn einem anderen zufügt, nicht verantwortlich. Dies 
gilt nicht, wenn er die Verletzung vorsätzlich herbeigeführt hat. 
(3) Wer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist, sofern seine Verant-
wortlichkeit nicht nach Absatz 1 oder 2 ausgeschlossen ist, für den Schaden, den 
er einem anderen zufügt, nicht verantwortlich, wenn er bei der Begehung der 
schädigenden Handlung nicht die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erfor-
derliche Einsicht hat. 

§ 829 Ersatzpflicht aus Billigkeitsgründen 
Wer in einem der in den §§ 823 bis 826 bezeichneten Fälle für einen von ihm 
verursachten Schaden auf Grund der §§ 827, 828 nicht verantwortlich ist, hat 
gleichwohl, sofern der Ersatz des Schadens nicht von einem aufsichtspflichtigen 
Dritten erlangt werden kann, den Schaden insoweit zu ersetzen, als die Billigkeit 
nach den Umständen, insbesondere nach den Verhältnissen der Beteiligten, eine 
Schadloshaltung erfordert und ihm nicht die Mittel entzogen werden, deren er 
zum angemessenen Unterhalt sowie zur Erfüllung seiner gesetzlichen Unter-
haltspflichten bedarf. 

§ 830 Mittäter und Beteiligte 
(1) Haben mehrere durch eine gemeinschaftlich begangene unerlaubte Hand-
lung einen Schaden verursacht, so ist jeder für den Schaden verantwortlich. Das 
Gleiche gilt, wenn sich nicht ermitteln lässt, wer von mehreren Beteiligten den 
Schaden durch seine Handlung verursacht hat. 
(2) Anstifter und Gehilfen stehen Mittätern gleich. 

§ 831 Haftung für den Verrichtungsgehilfen 
(1) Wer einen anderen zu einer Verrichtung bestellt, ist zum Ersatz des Scha-
dens verpflichtet, den der andere in Ausführung der Verrichtung einem Dritten 
widerrechtlich zufügt. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Geschäftsherr 
bei der Auswahl der bestellten Person und, sofern er Vorrichtungen oder Gerät-
schaften zu beschaffen oder die Ausführung der Verrichtung zu leiten hat, bei 
der Beschaffung oder der Leitung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobach-
tet oder wenn der Schaden auch bei Anwendung dieser Sorgfalt entstanden sein 
würde. 
(2) Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher für den Ge-
schäftsherrn die Besorgung eines der im Absatz 1 Satz 2 bezeichneten Geschäfte 
durch Vertrag übernimmt. 

§ 832 Haftung des Aufsichtspflichtigen 
(1) Wer kraft Gesetzes zur Führung der Aufsicht über eine Person verpflichtet 
ist, die wegen Minderjährigkeit oder wegen ihres geistigen oder körperlichen 
Zustands der Beaufsichtigung bedarf, ist zum Ersatz des Schadens verpflichtet, 
den diese Person einem Dritten widerrechtlich zufügt. Die Ersatzpflicht tritt 
nicht ein, wenn er seiner Aufsichtspflicht genügt oder wenn der Schaden auch 
bei gehöriger Aufsichtsführung entstanden sein würde. 
(2) Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher die Führung der 
Aufsicht durch Vertrag übernimmt. 
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§ 833 Haftung des Tierhalters 
Wird durch ein Tier ein Mensch getötet oder der Körper oder die Gesundheit 
eines Menschen verletzt oder eine Sache beschädigt, so ist derjenige, welcher 
das Tier hält, verpflichtet, dem Verletzten den daraus entstehenden Schaden zu 
ersetzen. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden durch ein Haustier 
verursacht wird, das dem Beruf, der Erwerbstätigkeit oder dem Unterhalt des 
Tierhalters zu dienen bestimmt ist, und entweder der Tierhalter bei der Beauf-
sichtigung des Tieres die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder der 
Schaden auch bei Anwendung dieser Sorgfalt entstanden sein würde. 

§ 834 Haftung des Tieraufsehers 
Wer für denjenigen, welcher ein Tier hält, die Führung der Aufsicht über das 
Tier durch Vertrag übernimmt, ist für den Schaden verantwortlich, den das Tier 
einem Dritten in der im § 833 bezeichneten Weise zufügt. Die Verantwortlich-
keit tritt nicht ein, wenn er bei der Führung der Aufsicht die im Verkehr erfor-
derliche Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden auch bei Anwendung dieser 
Sorgfalt entstanden sein würde. 

§ 835 (weggefallen) 

§ 836 Haftung des Grundstücksbesitzers 
(1) Wird durch den Einsturz eines Gebäudes oder eines anderen mit einem 
Grundstück verbundenen Werkes oder durch die Ablösung von Teilen des Ge-
bäudes oder des Werkes ein Mensch getötet, der Körper oder die Gesundheit 
eines Menschen verletzt oder eine Sache beschädigt, so ist der Besitzer des 
Grundstücks, sofern der Einsturz oder die Ablösung die Folge fehlerhafter Er-
richtung oder mangelhafter Unterhaltung ist, verpflichtet, dem Verletzten den 
daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn 
der Besitzer zum Zwecke der Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforderli-
che Sorgfalt beobachtet hat. 
(2) Ein früherer Besitzer des Grundstücks ist für den Schaden verantwortlich, 
wenn der Einsturz oder die Ablösung innerhalb eines Jahres nach der Beendi-
gung seines Besitzes eintritt, es sei denn, dass er während seines Besitzes die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat oder ein späterer Besitzer durch 
Beobachtung dieser Sorgfalt die Gefahr hätte abwenden können. 
(3) Besitzer im Sinne dieser Vorschriften ist der Eigenbesitzer. 

§ 837 Haftung des Gebäudebesitzers 
Besitzt jemand auf einem fremden Grundstück in Ausübung eines Rechts ein 
Gebäude oder ein anderes Werk, so trifft ihn anstelle des Besitzers des Grund-
stücks die im § 836 bestimmte Verantwortlichkeit. 

§ 838 Haftung des Gebäudeunterhaltungspflichtigen 
Wer die Unterhaltung eines Gebäudes oder eines mit einem Grundstück ver-
bundenen Werkes für den Besitzer übernimmt oder das Gebäude oder das Werk 
vermöge eines ihm zustehenden Nutzungsrechts zu unterhalten hat, ist für den 
durch den Einsturz oder die Ablösung von Teilen verursachten Schaden in 
gleicher Weise verantwortlich wie der Besitzer. 

§ 839 Haftung bei Amtspflichtverletzung 
(1) Verletzt ein Beamter vorsätzlich oder fahrlässig die ihm einem Dritten 
gegenüber obliegende Amtspflicht, so hat er dem Dritten den daraus entstehen-
den Schaden zu ersetzen. Fällt dem Beamten nur Fahrlässigkeit zur Last, so kann 
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er nur dann in Anspruch genommen werden, wenn der Verletzte nicht auf 
andere Weise Ersatz zu erlangen vermag. 
(2) Verletzt ein Beamter bei dem Urteil in einer Rechtssache seine Amts-
pflicht, so ist er für den daraus entstehenden Schaden nur dann verantwortlich, 
wenn die Pflichtverletzung in einer Straftat besteht. Auf eine pflichtwidrige 
Verweigerung oder Verzögerung der Ausübung des Amts findet diese Vorschrift 
keine Anwendung. 
(3) Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Verletzte vorsätzlich oder fahr-
lässig unterlassen hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels abzu-
wenden. 

§ 839a Haftung des gerichtlichen Sachverständigen 
(1) Erstattet ein vom Gericht ernannter Sachverständiger vorsätzlich oder 
grob fahrlässig ein unrichtiges Gutachten, so ist er zum Ersatz des Schadens 
verpflichtet, der einem Verfahrensbeteiligten durch eine gerichtliche Entschei-
dung entsteht, die auf diesem Gutachten beruht. 
(2) § 839 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 840 Haftung mehrerer 
(1) Sind für den aus einer unerlaubten Handlung entstehenden Schaden meh-
rere nebeneinander verantwortlich, so haften sie als Gesamtschuldner. 
(2) Ist neben demjenigen, welcher nach den §§ 831, 832 zum Ersatz des von 
einem anderen verursachten Schadens verpflichtet ist, auch der andere für den 
Schaden verantwortlich, so ist in ihrem Verhältnis zueinander der andere allein, 
im Falle des § 829 der Aufsichtspflichtige allein verpflichtet. 
(3) Ist neben demjenigen, welcher nach den §§ 833 bis 838 zum Ersatz des 
Schadens verpflichtet ist, ein Dritter für den Schaden verantwortlich, so ist in 
ihrem Verhältnis zueinander der Dritte allein verpflichtet. 

§ 841 Ausgleichung bei Beamtenhaftung 
Ist ein Beamter, der vermöge seiner Amtspflicht einen anderen zur Geschäfts-
führung für einen Dritten zu bestellen oder eine solche Geschäftsführung zu 
beaufsichtigen oder durch Genehmigung von Rechtsgeschäften bei ihr mitzu-
wirken hat, wegen Verletzung dieser Pflichten neben dem anderen für den von 
diesem verursachten Schaden verantwortlich, so ist in ihrem Verhältnis zuei-
nander der andere allein verpflichtet. 

§ 842 Umfang der Ersatzpflicht bei Verletzung einer Person 
Die Verpflichtung zum Schadensersatz wegen einer gegen die Person gerichte-
ten unerlaubten Handlung erstreckt sich auf die Nachteile, welche die Handlung 
für den Erwerb oder das Fortkommen des Verletzten herbeiführt. 

§ 843 Geldrente oder Kapitalabfindung 
(1) Wird infolge einer Verletzung des Körpers oder der Gesundheit die Er-
werbsfähigkeit des Verletzten aufgehoben oder gemindert oder tritt eine Ver-
mehrung seiner Bedürfnisse ein, so ist dem Verletzten durch Entrichtung einer 
Geldrente Schadensersatz zu leisten. 
(2) Auf die Rente finden die Vorschriften des § 760 Anwendung. Ob, in wel-
cher Art und für welchen Betrag der Ersatzpflichtige Sicherheit zu leisten hat, 
bestimmt sich nach den Umständen. 
(3) Statt der Rente kann der Verletzte eine Abfindung in Kapital verlangen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
(4) Der Anspruch wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass ein anderer dem 
Verletzten Unterhalt zu gewähren hat. 
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§ 844 Ersatzansprüche Dritter bei Tötung 
(1) Im Falle der Tötung hat der Ersatzpflichtige die Kosten der Beerdigung 
demjenigen zu ersetzen, welchem die Verpflichtung obliegt, diese Kosten zu 
tragen. 
(2) Stand der Getötete zur Zeit der Verletzung zu einem Dritten in einem 
Verhältnis, vermöge dessen er diesem gegenüber kraft Gesetzes unterhalts-
pflichtig war oder unterhaltspflichtig werden konnte, und ist dem Dritten infol-
ge der Tötung das Recht auf den Unterhalt entzogen, so hat der Ersatzpflichtige 
dem Dritten durch Entrichtung einer Geldrente insoweit Schadensersatz zu 
leisten, als der Getötete während der mutmaßlichen Dauer seines Lebens zur 
Gewährung des Unterhalts verpflichtet gewesen sein würde; die Vorschriften 
des § 843 Abs. 2 bis 4 finden entsprechende Anwendung. Die Ersatzpflicht tritt 
auch dann ein, wenn der Dritte zur Zeit der Verletzung gezeugt, aber noch nicht 
geboren war. 

§ 845 Ersatzansprüche wegen entgangener Dienste 
Im Falle der Tötung, der Verletzung des Körpers oder der Gesundheit sowie im 
Falle der Freiheitsentziehung hat der Ersatzpflichtige, wenn der Verletzte kraft 
Gesetzes einem Dritten zur Leistung von Diensten in dessen Hauswesen oder 
Gewerbe verpflichtet war, dem Dritten für die entgehenden Dienste durch Ent-
richtung einer Geldrente Ersatz zu leisten. Die Vorschrift des § 843 Abs. 2 bis 4 
findet entsprechende Anwendung. 

§ 846 Mitverschulden des Verletzten 
Hat in den Fällen der §§ 844, 845 bei der Entstehung des Schadens, den der 
Dritte erleidet, ein Verschulden des Verletzten mitgewirkt, so finden auf den 
Anspruch des Dritten die Vorschriften des § 254 Anwendung. 

§ 847 (weggefallen) 

§ 848 Haftung für Zufall bei Entziehung einer Sache 
Wer zur Rückgabe einer Sache verpflichtet ist, die er einem anderen durch eine 
unerlaubte Handlung entzogen hat, ist auch für den zufälligen Untergang, eine 
aus einem anderen Grunde eintretende zufällige Unmöglichkeit der Herausgabe 
oder eine zufällige Verschlechterung der Sache verantwortlich, es sei denn, dass 
der Untergang, die anderweitige Unmöglichkeit der Herausgabe oder die Ver-
schlechterung auch ohne die Entziehung eingetreten sein würde. 

§ 849 Verzinsung der Ersatzsumme 
Ist wegen der Entziehung einer Sache der Wert oder wegen der Beschädigung 
einer Sache die Wertminderung zu ersetzen, so kann der Verletzte Zinsen des zu 
ersetzenden Betrags von dem Zeitpunkt an verlangen, welcher der Bestimmung 
des Wertes zugrunde gelegt wird. 

§ 850 Ersatz von Verwendungen 
Macht der zur Herausgabe einer entzogenen Sache Verpflichtete Verwendungen 
auf die Sache, so stehen ihm dem Verletzten gegenüber die Rechte zu, die der 
Besitzer dem Eigentümer gegenüber wegen Verwendungen hat. 

§ 851 Ersatzleistung an Nichtberechtigten 
Leistet der wegen der Entziehung oder Beschädigung einer beweglichen Sache 
zum Schadensersatz Verpflichtete den Ersatz an denjenigen, in dessen Besitz 
sich die Sache zur Zeit der Entziehung oder der Beschädigung befunden hat, so 
wird er durch die Leistung auch dann befreit, wenn ein Dritter Eigentümer der 
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Sache war oder ein sonstiges Recht an der Sache hatte, es sei denn, dass ihm das 
Recht des Dritten bekannt oder infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt ist. 

§ 852 Herausgabeanspruch nach Eintritt der Verjährung 
Hat der Ersatzpflichtige durch eine unerlaubte Handlung auf Kosten des Verletz-
ten etwas erlangt, so ist er auch nach Eintritt der Verjährung des Anspruchs auf 
Ersatz des aus einer unerlaubten Handlung entstandenen Schadens zur Heraus-
gabe nach den Vorschriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Berei-
cherung verpflichtet. Dieser Anspruch verjährt in zehn Jahren von seiner Ent-
stehung an, ohne Rücksicht auf die Entstehung in 30 Jahren von der Begehung 
der Verletzungshandlung oder dem sonstigen, den Schaden auslösenden Ereig-
nis an. 

§ 853 Arglisteinrede 
Erlangt jemand durch eine von ihm begangene unerlaubte Handlung eine Forde-
rung gegen den Verletzten, so kann der Verletzte die Erfüllung auch dann ver-
weigern, wenn der Anspruch auf Aufhebung der Forderung verjährt ist. 
[...] 
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V. Gesetz über den rechtlichen Schutz von Design  
(Designgesetz – DesignG) 

Designgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2014 (BGBl. I S. 122), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. April 2016 (BGBl. I S. 558) geändert wor-
den ist.  
Stand: Neugefasst durch Bek. v. 24.2.2014 I 122, zuletzt geändert durch Art. 1 G v. 4.4.2016 
I 558. 
 

Abschnitt 1 
Schutzvoraussetzungen 

§ 1 Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Gesetzes 
1. ist ein Design die zweidimensionale oder dreidimensionale Erscheinungs-

form eines ganzen Erzeugnisses oder eines Teils davon, die sich insbeson-
dere aus den Merkmalen der Linien, Konturen, Farben, der Gestalt, Oberflä-
chenstruktur oder der Werkstoffe des Erzeugnisses selbst oder seiner Ver-
zierung ergibt; 

2. ist ein Erzeugnis jeder industrielle oder handwerkliche Gegenstand, ein-
schließlich Verpackung, Ausstattung, grafischer Symbole und typografi-
scher Schriftzeichen sowie von Einzelteilen, die zu einem komplexen Er-
zeugnis zusammengebaut werden sollen; ein Computerprogramm gilt nicht 
als Erzeugnis; 

3. ist ein komplexes Erzeugnis ein Erzeugnis aus mehreren Bauelementen, die 
sich ersetzen lassen, so dass das Erzeugnis auseinander- und wieder zu-
sammengebaut werden kann; 

4. ist eine bestimmungsgemäße Verwendung die Verwendung durch den 
Endbenutzer, ausgenommen Maßnahmen der Instandhaltung, Wartung o-
der Reparatur; 

5. gilt als Rechtsinhaber der in das Register eingetragene Inhaber des einge-
tragenen Designs. 

§ 2 Designschutz 
(1) Als eingetragenes Design wird ein Design geschützt, das neu ist und 
Eigenart hat. 
(2) Ein Design gilt als neu, wenn vor dem Anmeldetag kein identisches De-
sign offenbart worden ist. Designs gelten als identisch, wenn sich ihre Merkmale 
nur in unwesentlichen Einzelheiten unterscheiden. 
(3) Ein Design hat Eigenart, wenn sich der Gesamteindruck, den es beim 
informierten Benutzer hervorruft, von dem Gesamteindruck unterscheidet, den 
ein anderes Design bei diesem Benutzer hervorruft, das vor dem Anmeldetag 
offenbart worden ist. Bei der Beurteilung der Eigenart wird der Grad der Gestal-
tungsfreiheit des Entwerfers bei der Entwicklung des Designs berücksichtigt. 

§ 3 Ausschluss vom Designschutz 
(1) Vom Designschutz ausgeschlossen sind 
1. Erscheinungsmerkmale von Erzeugnissen, die ausschließlich durch deren 

technische Funktion bedingt sind; 
2. Erscheinungsmerkmale von Erzeugnissen, die zwangsläufig in ihrer genau-

en Form und ihren genauen Abmessungen nachgebildet werden müssen, 
damit das Erzeugnis, in das das Design aufgenommen oder bei dem es ver-
wendet wird, mit einem anderen Erzeugnis mechanisch zusammengebaut 
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oder verbunden oder in diesem, an diesem oder um dieses herum ange-
bracht werden kann, so dass beide Erzeugnisse ihre Funktion erfüllen; 

3. Designs, die gegen die öffentliche Ordnung oder gegen die guten Sitten 
verstoßen; 

4. Designs, die eine missbräuchliche Benutzung eines der in Artikel 6ter der 
Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums 
aufgeführten Zeichen oder von sonstigen Abzeichen, Emblemen und Wap-
pen von öffentlichem Interesse darstellen. 

(2) Erscheinungsmerkmale im Sinne von Absatz 1 Nummer 2 sind vom De-
signschutz nicht ausgeschlossen, wenn sie dem Zweck dienen, den Zusammen-
bau oder die Verbindung einer Vielzahl von untereinander austauschbaren 
Teilen innerhalb eines Bauteilesystems zu ermöglichen. 

§ 4 Bauelemente komplexer Erzeugnisse 
Ein Design, das bei einem Erzeugnis, das Bauelement eines komplexen Erzeug-
nisses ist, benutzt oder in dieses Erzeugnis eingefügt wird, gilt nur dann als neu 
und hat nur dann Eigenart, wenn das Bauelement, das in ein komplexes Erzeug-
nis eingefügt ist, bei dessen bestimmungsgemäßer Verwendung sichtbar bleibt 
und diese sichtbaren Merkmale des Bauelements selbst die Voraussetzungen der 
Neuheit und Eigenart erfüllen. 

§ 5 Offenbarung 
Ein Design ist offenbart, wenn es bekannt gemacht, ausgestellt, im Verkehr 
verwendet oder auf sonstige Weise der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wur-
de, es sei denn, dass dies den in der Gemeinschaft tätigen Fachkreisen des be-
treffenden Sektors im normalen Geschäftsverlauf vor dem Anmeldetag des 
Designs nicht bekannt sein konnte. Ein Design gilt nicht als offenbart, wenn es 
einem Dritten lediglich unter der ausdrücklichen oder stillschweigenden Bedin-
gung der Vertraulichkeit bekannt gemacht wurde. 

§ 6 Neuheitsschonfrist 
Eine Offenbarung bleibt bei der Anwendung des § 2 Absatz 2 und 3 unberück-
sichtigt, wenn ein Design während der zwölf Monate vor dem Anmeldetag 
durch den Entwerfer oder seinen Rechtsnachfolger oder durch einen Dritten als 
Folge von Informationen oder Handlungen des Entwerfers oder seines Rechts-
nachfolgers der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wurde. Dasselbe gilt, wenn 
das Design als Folge einer missbräuchlichen Handlung gegen den Entwerfer 
oder seinen Rechtsnachfolger offenbart wurde. 
 

Abschnitt 2 
Berechtigte 

§ 7 Recht auf das eingetragene Design 
(1) Das Recht auf das eingetragene Design steht dem Entwerfer oder seinem 
Rechtsnachfolger zu. Haben mehrere Personen gemeinsam ein Design entwor-
fen, so steht ihnen das Recht auf das eingetragene Design gemeinschaftlich zu. 
(2) Wird ein Design von einem Arbeitnehmer in Ausübung seiner Aufgaben 
oder nach den Weisungen seines Arbeitgebers entworfen, so steht das Recht an 
dem eingetragenen Design dem Arbeitgeber zu, sofern vertraglich nichts ande-
res vereinbart wurde. 

§ 8 Formelle Berechtigung 
Anmelder und Rechtsinhaber gelten in Verfahren, die ein eingetragenes Design 
betreffen, als berechtigt und verpflichtet. 
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§ 9 Ansprüche gegenüber Nichtberechtigten 
(1) Ist ein eingetragenes Design auf den Namen eines nicht nach § 7 Berech-
tigten eingetragen, kann der Berechtigte unbeschadet anderer Ansprüche die 
Übertragung des eingetragenen Designs oder die Einwilligung in dessen Lö-
schung verlangen. Soweit in die Löschung eingewilligt wird, gelten die Schutz-
wirkungen des eingetragenen Designs in diesem Umfang als von Anfang an 
nicht eingetreten. Wer von mehreren Berechtigten nicht als Rechtsinhaber 
eingetragen ist, kann die Einräumung seiner Mitinhaberschaft verlangen. 
(2) Die Ansprüche nach Absatz 1 können nur innerhalb einer Ausschlussfrist 
von drei Jahren ab Bekanntmachung des eingetragenen Designs durch Klage 
geltend gemacht werden. Das gilt nicht, wenn der Rechtsinhaber bei der Anmel-
dung oder bei einer Übertragung des eingetragenen Designs bösgläubig war. 
(3) Bei einem vollständigen Wechsel der Rechtsinhaberschaft nach Absatz 1 
Satz 1 erlöschen mit der Eintragung des Berechtigten in das Register Lizenzen 
und sonstige Rechte. Wenn der frühere Rechtsinhaber oder ein Lizenznehmer 
das eingetragene Design verwertet oder dazu tatsächliche und ernsthafte Anstal-
ten getroffen hat, kann er diese Verwertung fortsetzen, wenn er bei dem neuen 
Rechtsinhaber innerhalb einer Frist von einem Monat nach dessen Eintragung 
eine einfache Lizenz beantragt. Die Lizenz ist für einen angemessenen Zeitraum 
zu angemessenen Bedingungen zu gewähren. Die Sätze 2 und 3 finden keine 
Anwendung, wenn der Rechtsinhaber oder der Lizenznehmer zu dem Zeitpunkt, 
als er mit der Verwertung begonnen oder Anstalten dazu getroffen hat, bösgläu-
big war. 
(4) Die Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens gemäß Absatz 2, die rechts-
kräftige Entscheidung in diesem Verfahren sowie jede andere Beendigung dieses 
Verfahrens und jede Änderung der Rechtsinhaberschaft als Folge dieses Verfah-
rens werden in das Register für eingetragene Designs (Register) eingetragen. 

§ 10 Entwerferbenennung 
Der Entwerfer hat gegenüber dem Anmelder oder dem Rechtsinhaber das Recht, 
im Verfahren vor dem Deutschen Patent- und Markenamt und im Register als 
Entwerfer benannt zu werden. Wenn das Design das Ergebnis einer Gemein-
schaftsarbeit ist, kann jeder einzelne Entwerfer seine Nennung verlangen. 
 

Abschnitt 3 
Eintragungsverfahren 

§ 11 Anmeldung 
(1) Die Anmeldung zur Eintragung eines Designs in das Register ist beim 
Deutschen Patent- und Markenamt einzureichen. Die Anmeldung kann auch 
über ein Patentinformationszentrum eingereicht werden, wenn diese Stelle 
durch Bekanntmachung des Bundesministeriums der Justiz und für Verbrau-
cherschutz im Bundesgesetzblatt dazu bestimmt ist, Designanmeldungen entge-
genzunehmen. 
(2) Die Anmeldung muss enthalten: 
1. einen Antrag auf Eintragung, 
2. Angaben, die es erlauben, die Identität des Anmelders festzustellen und 
3. eine zur Bekanntmachung geeignete Wiedergabe des Designs. 
Wird ein Antrag nach § 21 Absatz 1 Satz 1 gestellt, kann die Wiedergabe durch 
einen flächenmäßigen Designabschnitt ersetzt werden. 
(3) Die Anmeldung muss eine Angabe der Erzeugnisse enthalten, in die das 
Design aufgenommen oder bei denen es verwendet werden soll. 
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(4) Die Anmeldung muss den weiteren Anmeldungserfordernissen entspre-
chen, die in einer Rechtsverordnung nach § 26 bestimmt worden sind. 
(5) Die Anmeldung kann zusätzlich enthalten: 
1. eine Beschreibung zur Erläuterung der Wiedergabe, 
2. einen Antrag auf Aufschiebung der Bildbekanntmachung nach § 21 Absatz 

1 Satz 1, 
3. ein Verzeichnis mit der Warenklasse oder den Warenklassen, in die das 

Design einzuordnen ist, 
4. die Angabe des Entwerfers oder der Entwerfer, 
5. die Angabe eines Vertreters. 
(6) Die Angaben nach den Absätzen 3 und 5 Nummer 3 haben keinen Einfluss 
auf den Schutzumfang des eingetragenen Designs. 
(7) Der Anmelder kann die Anmeldung jederzeit zurücknehmen. 

§ 12 Sammelanmeldung 
(1) Mehrere Designs können in einer Anmeldung zusammengefasst werden 
(Sammelanmeldung). Die Sammelanmeldung darf nicht mehr als 100 Designs 
umfassen. 
(2) Der Anmelder kann eine Sammelanmeldung durch Erklärung gegenüber 
dem Deutschen Patent- und Markenamt teilen. Die Teilung lässt den Anmelde-
tag unberührt. Ist die Summe der Gebühren, die nach dem Patentkostengesetz 
für jede Teilanmeldung zu entrichten wären, höher als die gezahlten Anmelde-
gebühren, so ist der Differenzbetrag nachzuentrichten. 

§ 13 Anmeldetag 
(1) Der Anmeldetag eines Designs ist der Tag, an dem die Unterlagen mit den 
Angaben nach § 11 Absatz 2 
1. beim Deutschen Patent- und Markenamt 
2. oder, wenn diese Stelle durch Bekanntmachung des Bundesministeriums 

der Justiz und für Verbraucherschutz im Bundesgesetzblatt dazu bestimmt 
ist, bei einem Patentinformationszentrum eingegangen sind. 

(2) Wird wirksam eine Priorität nach § 14 oder § 15 in Anspruch genommen, 
tritt bei der Anwendung der §§ 2 bis 6, 12 Absatz 2 Satz 2, § 21 Absatz 1 Satz 1, 
§ 33 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und § 41 der Prioritätstag an die Stelle des An-
meldetages. 

§ 14 Ausländische Priorität 
(1) Wer nach einem Staatsvertrag die Priorität einer früheren ausländischen 
Anmeldung desselben Designs in Anspruch nimmt, hat vor Ablauf des 16. Mo-
nats nach dem Prioritätstag Zeit, Land und Aktenzeichen der früheren Anmel-
dung anzugeben und eine Abschrift der früheren Anmeldung einzureichen. 
Innerhalb der Frist können die Angaben geändert werden. 
(2) Ist die frühere Anmeldung in einem Staat eingereicht worden, mit dem 
kein Staatsvertrag über die Anerkennung der Priorität besteht, so kann der 
Anmelder ein dem Prioritätsrecht nach der Pariser Verbandsübereinkunft ent-
sprechendes Prioritätsrecht in Anspruch nehmen, soweit nach einer Bekannt-
machung des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz im 
Bundesgesetzblatt der andere Staat auf Grund einer ersten Anmeldung beim 
Deutschen Patent- und Markenamt ein Prioritätsrecht gewährt, das nach Vo-
raussetzungen und Inhalt dem Prioritätsrecht nach der Pariser Verbands-
übereinkunft vergleichbar ist; Absatz 1 ist anzuwenden. 
(3) Werden die Angaben nach Absatz 1 rechtzeitig gemacht und wird die 
Abschrift rechtzeitig eingereicht, so trägt das Deutsche Patent- und Markenamt 
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die Priorität in das Register ein. Hat der Anmelder eine Priorität erst nach der 
Bekanntmachung der Eintragung eines Designs in Anspruch genommen oder 
Angaben geändert, wird die Bekanntmachung insofern nachgeholt. Werden die 
Angaben nach Absatz 1 nicht rechtzeitig gemacht oder wird die Abschrift nicht 
rechtzeitig eingereicht, so gilt die Erklärung über die Inanspruchnahme der 
Priorität als nicht abgegeben. Das Deutsche Patent- und Markenamt stellt dies 
fest. 

§ 15 Ausstellungspriorität 
(1) Hat der Anmelder ein Design 
1. auf einer amtlichen oder amtlich anerkannten internationalen Ausstellung 

im Sinne des am 22. November 1928 in Paris unterzeichneten Abkommens 
über internationale Ausstellungen oder 

2. auf einer sonstigen inländischen oder ausländischen Ausstellung zur Schau 
gestellt, kann er, wenn er die Anmeldung innerhalb einer Frist von sechs 
Monaten seit der erstmaligen Zurschaustellung einreicht, von diesem Tag 
an ein Prioritätsrecht in Anspruch nehmen. 

(2) Die in Absatz 1 Nummer 1 bezeichneten Ausstellungen werden vom Bun-
desministerium der Justiz und für Verbraucherschutz im Bundesanzeiger be-
kannt gemacht. 
(3) Die Ausstellungen im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 werden im Einzel-
fall vom Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz bestimmt und 
im Bundesanzeiger bekannt gemacht. 
(4) Wer eine Priorität nach Absatz 1 in Anspruch nimmt, hat vor Ablauf des 16. 
Monats nach dem Tag der erstmaligen Zurschaustellung des Musters diesen Tag 
und die Ausstellung anzugeben sowie einen Nachweis für die Zurschaustellung 
einzureichen. § 14 Absatz 3 gilt entsprechend. 
(5) Die Ausstellungspriorität nach Absatz 1 verlängert die Prioritätsfristen 
nach § 14 Absatz 1 nicht. 

§ 16 Prüfung der Anmeldung 
(1) Das Deutsche Patent- und Markenamt prüft, ob 
1. die Anmeldegebühren nach § 5 Absatz 1 Satz 1 des Patentkostengesetzes 

und 
2. die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Anmeldetages nach § 11 

Absatz 2 vorliegen und 
3. die Anmeldung den sonstigen Anmeldungserfordernissen entspricht. 
(2) Gilt die Anmeldung wegen Nichtzahlung der Anmeldegebühren nach § 6 
Absatz 2 des Patentkostengesetzes als zurückgenommen, stellt das Deutsche 
Patent- und Markenamt dies fest. 
(3) Werden bei nicht ausreichender Gebührenzahlung innerhalb einer vom 
Deutschen Patent- und Markenamt gesetzten Frist die Anmeldegebühren für 
eine Sammelanmeldung nicht in ausreichender Menge nachgezahlt oder wird 
vom Anmelder keine Bestimmung darüber getroffen, welche Designs durch den 
gezahlten Gebührenbetrag gedeckt werden sollen, so bestimmt das Deutsche 
Patent- und Markenamt, welche Designs berücksichtigt werden. Im Übrigen gilt 
die Anmeldung als zurückgenommen. Das Deutsche Patent- und Markenamt 
stellt dies fest. 
(4) Das Deutsche Patent- und Markenamt fordert bei Mängeln nach Absatz 1 
Nummer 2 und 3 den Anmelder auf, innerhalb einer bestimmten Frist die festge-
stellten Mängel zu beseitigen. Kommt der Anmelder der Aufforderung des Deut-
schen Patent- und Markenamts nach, so erkennt das Deutsche Patent- und 
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Markenamt bei Mängeln nach Absatz 1 Nummer 2 als Anmeldetag nach § 13 
Absatz 1 den Tag an, an dem die festgestellten Mängel beseitigt werden. Werden 
die Mängel nicht fristgerecht beseitigt, so weist das Deutsche Patent- und Mar-
kenamt die Anmeldung durch Beschluss zurück. 

§ 17 Weiterbehandlung der Anmeldung 
(1) Ist nach Versäumung einer vom Deutschen Patent- und Markenamt be-
stimmten Frist die Designanmeldung zurückgewiesen worden, so wird der Be-
schluss über die Zurückweisung wirkungslos, ohne dass es seiner ausdrückli-
chen Aufhebung bedarf, wenn der Anmelder die Weiterbehandlung der Anmel-
dung beantragt und die versäumte Handlung nachholt. 
(2) Der Antrag zur Weiterbehandlung ist innerhalb einer Frist von einem 
Monat nach Zustellung des Beschlusses über die Zurückweisung der Designan-
meldung einzureichen. Die versäumte Handlung ist innerhalb dieser Frist nach-
zuholen. 
(3) Gegen die Versäumung der Frist nach Absatz 2 und der Frist zur Zahlung 
der Weiterbehandlungsgebühr nach § 6 Absatz 1 Satz 1 des Patentkostengeset-
zes ist eine Wiedereinsetzung nicht gegeben. 
(4) Über den Antrag beschließt die Stelle, die über die nachgeholte Handlung 
zu beschließen hat. 

§ 18 Eintragungshindernisse 
Ist der Gegenstand der Anmeldung kein Design im Sinne des § 1 Nummer 1 oder 
ist ein Design nach § 3 Absatz 1 Nummer 3 oder Nummer 4 vom Designschutz 
ausgeschlossen, so weist das Deutsche Patent- und Markenamt die Anmeldung 
zurück. 

§ 19 Führung des Registers und Eintragung 
(1) Das Register für eingetragene Designs wird vom Deutschen Patent- und 
Markenamt geführt. 
(2) Das Deutsche Patent- und Markenamt trägt die eintragungspflichtigen An-
gaben des Anmelders in das Register ein, ohne dessen Berechtigung zur Anmel-
dung und die Richtigkeit der in der Anmeldung gemachten Angaben zu prüfen, 
und bestimmt, welche Warenklassen einzutragen sind. 

§ 20 Bekanntmachung 
Die Eintragung in das Register wird mit einer Wiedergabe des eingetragenen 
Designs durch das Deutsche Patent- und Markenamt bekannt gemacht. Sie 
erfolgt ohne Gewähr für die Vollständigkeit der Abbildung und die Erkennbar-
keit der Erscheinungsmerkmale des Designs. 

§ 21 Aufschiebung der Bekanntmachung 
(1) Mit der Anmeldung kann für die Wiedergabe die Aufschiebung der Be-
kanntmachung um 30 Monate ab dem Anmeldetag beantragt werden. Wird der 
Antrag gestellt, so beschränkt sich die Bekanntmachung auf die Eintragung des 
einzutragenden Designs in das Register. 
(2) Der Schutz kann auf die Schutzdauer nach § 27 Absatz 2 erstreckt werden, 
wenn der Rechtsinhaber innerhalb der Aufschiebungsfrist die Erstreckungsge-
bühr nach § 5 Absatz 1 Satz 1 des Patentkostengesetzes entrichtet. Sofern von 
der Möglichkeit des § 11 Absatz 2 Satz 2 Gebrauch gemacht worden ist, ist in-
nerhalb der Aufschiebungsfrist auch eine Wiedergabe des einzutragenden De-
signs einzureichen. 
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(3) Die Bekanntmachung mit der Wiedergabe nach § 20 wird unter Hinweis 
auf die Bekanntmachung nach Absatz 1 Satz 2 bei Ablauf der Aufschiebungsfrist 
oder auf Antrag auch zu einem früheren Zeitpunkt nachgeholt. 
(4) Die Schutzdauer endet mit dem Ablauf der Aufschiebungsfrist, wenn der 
Schutz nicht nach Absatz 2 erstreckt wird. Bei eingetragenen Designs, die auf 
Grund einer Sammelanmeldung eingetragen worden sind, kann die nachgeholte 
Bekanntmachung auf einzelne eingetragene Designs beschränkt werden. 

§ 22 Einsichtnahme in das Register 
(1) Die Einsicht in das Register steht jedermann frei. Das Recht, die Wieder-
gabe eines eingetragenen Designs und die vom Deutschen Patent- und Marken-
amt über das eingetragene Design geführten Akten einzusehen, besteht, wenn 
1. die Wiedergabe bekannt gemacht worden ist, 
2. der Anmelder oder Rechtsinhaber seine Zustimmung erteilt hat oder 
3. ein berechtigtes Interesse glaubhaft gemacht wird. 
(2) Die Einsicht in die Akten nach Absatz 1 Satz 2 kann bei elektronisch 
geführten Akten auch über das Internet gewährt werden. 
(3) Die Akteneinsicht nach den Absätzen 1 und 2 ist ausgeschlossen, soweit 
eine Rechtsvorschrift entgegensteht oder soweit das schutzwürdige Interesse des 
Betroffenen im Sinne des § 3 Absatz 1 des Bundesdatenschutzgesetzes offen-
sichtlich überwiegt. 

§ 23 Verfahrensvorschriften, Beschwerde und Rechtsbeschwerde 
(1) Im Deutschen Patent- und Markenamt werden zur Durchführung der 
Verfahren in Designangelegenheiten eine oder mehrere Designstellen und De-
signabteilungen gebildet. Die Designstellen sind für die Entscheidungen im 
Verfahren nach diesem Gesetz mit Ausnahme des Nichtigkeitsverfahrens nach 
§ 34a zuständig und sind mit einem rechtskundigen Mitglied im Sinne des § 26 
Absatz 2 Satz 2 des Patentgesetzes zu besetzen. § 47 des Patentgesetzes gilt 
entsprechend. 
(2) Im Nichtigkeitsverfahren nach § 34a beschließt eine der Designabteilun-
gen des Deutschen Patent- und Markenamts, die jeweils mit drei rechtskundigen 
Mitgliedern im Sinne des § 26 Absatz 2 Satz 2 des Patentgesetzes zu besetzen 
sind. Wirft die Sache besondere technische Fragen auf, so soll ein technisches 
Mitglied im Sinne des § 26 Absatz 2 Satz 2 des Patentgesetzes hinzugezogen 
werden. Über die Zuziehung eines technischen Mitglieds entscheidet der Vorsit-
zende der zuständigen Designabteilung durch nicht selbständig anfechtbaren 
Beschluss. 
(3) Für die Ausschließung und Ablehnung der Mitglieder der Designstellen 
und der Designabteilungen gelten die §§ 41 bis 44, 45 Absatz 2 Satz 2 und die 
§§ 47 bis 49 der Zivilprozessordnung über die Ausschließung und Ablehnung 
der Gerichtspersonen entsprechend. Über das Ablehnungsgesuch entscheidet, 
soweit es einer Entscheidung bedarf, ein anderes rechtskundiges Mitglied des 
Deutschen Patent- und Markenamts, das der Präsident des Deutschen Patent- 
und Markenamts allgemein für Entscheidungen dieser Art bestimmt hat. § 123 
Absatz 1 bis 5 und 7 und die §§ 124, 126 bis 128a des Patentgesetzes sind ent-
sprechend anzuwenden. 
(4) Gegen die Beschlüsse des Deutschen Patent- und Markenamts im Verfah-
ren nach diesem Gesetz findet die Beschwerde an das Bundespatentgericht statt. 
Über die Beschwerde entscheidet ein Beschwerdesenat des Bundespatentge-
richts in der Besetzung mit drei rechtskundigen Mitgliedern; Absatz 2 Satz 2 und 
3 gilt entsprechend. Die §§ 69, 73 Absatz 2 bis 4, § 74 Absatz 1, § 75 Absatz 1, die 
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§§ 76 bis 80 und 86 bis 99, 123 Absatz 1 bis 5 und 7 und die §§ 124, 126 bis 128b 
des Patentgesetzes finden entsprechende Anwendung. Im Beschwerdeverfahren 
gegen Beschlüsse, die im Nichtigkeitsverfahren nach § 34a ergangen sind, gilt 
§ 84 Absatz 2 Satz 2 und 3 des Patentgesetzes entsprechend. 
(5) Gegen die Beschlüsse des Beschwerdesenats über eine Beschwerde nach 
Absatz 2 findet die Rechtsbeschwerde an den Bundesgerichtshof statt, wenn der 
Beschwerdesenat die Rechtsbeschwerde zugelassen hat. § 100 Absatz 2 und 3, 
die §§ 101 bis 109, 123 Absatz 1 bis 5 und 7 sowie die §§ 124 und 128b des Pa-
tentgesetzes finden entsprechende Anwendung. 

§ 24 Verfahrenskostenhilfe 
In Verfahren nach § 23 Absatz 1 erhält der Anmelder auf Antrag unter entspre-
chender Anwendung der §§ 114 bis 116 der Zivilprozessordnung Verfahrenskos-
tenhilfe, wenn hinreichende Aussicht auf Eintragung des Musters in das Regis-
ter besteht. Auf Antrag ist einem Beteiligten im Verfahren nach § 34a unter 
entsprechender Anwendung des § 132 Absatz 2 des Patentgesetzes Verfahrens-
kostenhilfe zu gewähren. Auf Antrag des Rechtsinhabers kann Verfahrenskos-
tenhilfe auch für die Kosten der Erstreckung des Schutzes nach § 21 Absatz 2 
Satz 1 und für die Aufrechterhaltungsgebühren nach § 28 Absatz 1 Satz 1 ge-
währt werden. § 130 Absatz 2 und 3 sowie die §§ 133 bis 135, 136 Satz 1, die 
§§ 137 und 138 des Patentgesetzes finden entsprechende Anwendung. 

§ 25 Elektronische Verfahrensführung, Verordnungsermächtigung 
(1) Soweit in Verfahren vor dem Deutschen Patent- und Markenamt für 
Anmeldungen, Anträge oder sonstige Handlungen die Schriftform vorgesehen 
ist, gelten die Regelungen des § 130a Absatz 1 Satz 1 und 3 sowie Absatz 3 der 
Zivilprozessordnung entsprechend.1 
(2) Die Prozessakten des Bundespatentgerichts und des Bundesgerichtshofs 
können elektronisch geführt werden. Die Vorschriften der Zivilprozessordnung 
über elektronische Dokumente, die elektronische Akte und die elektronische 
Verfahrensführung im Übrigen gelten entsprechend, soweit sich aus diesem 
Gesetz nichts anderes ergibt. 
(3) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz bestimmt 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates 
1. den Zeitpunkt, von dem an elektronische Dokumente bei dem Patentamt 

und den Gerichten eingereicht werden können, die für die Bearbeitung der 
Dokumente geeignete Form, ob eine elektronische Signatur zu verwenden 
ist und wie diese Signatur beschaffen ist; 

2. den Zeitpunkt, von dem an die Prozessakten nach Absatz 2 elektronisch 
geführt werden können, sowie die hierfür geltenden organisatorisch-
technischen Rahmenbedingungen für die Bildung, Führung und Aufbewah-
rung der elektronischen Prozessakten. 

§ 25 Absatz 1 gilt gemäß Artikel 11 in Verbindung mit Artikel 26 Absatz 1 des 
Gesetzes vom 10. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3786) ab 1. Januar 2018 in folgender 
Fassung: 
„(1) Soweit in Verfahren vor dem Deutschen Patent- und Markenamt für An-
meldungen, Anträge oder sonstige Handlungen die Schriftform vorgesehen ist, 
gelten die Regelungen des § 130a Absatz 1, 2 Satz 1, Absatz 5 und 6 der Zivilpro-
zessordnung entsprechend.“ 

§ 26 Verordnungsermächtigungen 
(1) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz regelt durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
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1. die Einrichtung und den Geschäftsgang des Deutschen Patent- und Mar-
kenamts sowie die Form des Verfahrens in Designangelegenheiten, soweit 
nicht durch Gesetz Bestimmungen darüber getroffen sind, 

2. die Form und die sonstigen Erfordernisse der Anmeldung und der Wieder-
gabe des Designs, 

3. die zulässigen Abmessungen eines nach § 11 Absatz 2 Satz 2 der Anmel-
dung beigefügten Designabschnitts, 

4. den Inhalt und Umfang einer der Anmeldung beigefügten Beschreibung zur 
Erläuterung der Wiedergabe, 

5. die Einteilung der Warenklassen, 
6. die Führung und Gestaltung des Registers einschließlich der in das Register 

einzutragenden Tatsachen sowie die Einzelheiten der Bekanntmachung, 
7. die Behandlung der einer Anmeldung zur Wiedergabe des eingetragenen 

Designs beigefügten Erzeugnisse nach Löschung der Eintragung in das Re-
gister und 

8. das Verfahren beim Deutschen Patent- und Markenamt für den Schutz 
gewerblicher Muster und Modelle nach dem Haager Abkommen. 

(2) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, Beamte des gehobenen und mittleren Dienstes sowie vergleichbare An-
gestellte mit der Wahrnehmung von Geschäften im Verfahren in Registersachen 
zu betrauen, die ihrer Art nach keine besonderen rechtlichen Schwierigkeiten 
bieten. Ausgeschlossen davon sind jedoch 
1. die Zurückweisung nach § 18 und die Verweigerung des Schutzes einer 

internationalen Eintragung nach § 69, 
2. die Entscheidungen im Nichtigkeitsverfahren nach § 34a und 
3. die Abhilfe oder Vorlage der Beschwerde (§ 23 Absatz 4 Satz 3) gegen einen 

Beschluss im Verfahren nach diesem Gesetz. 
(3) Für die Ausschließung und Ablehnung einer nach Maßgabe des Absatzes 
2 Satz 1 betrauten Person findet § 23 Absatz 3 Satz 1 und 2 entsprechende An-
wendung. 
(4) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz kann die 
Ermächtigungen nach den Absätzen 1 und 2 durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, ganz oder teilweise auf das Deutsche 
Patent- und Markenamt übertragen. 
 

Abschnitt 4 
Entstehung und Dauer des Schutzes 

§ 27 Entstehung und Dauer des Schutzes 
(1) Der Schutz entsteht mit der Eintragung in das Register. 
(2) Die Schutzdauer des eingetragenen Designs beträgt 25 Jahre, gerechnet ab 
dem Anmeldetag. 

§ 28 Aufrechterhaltung 
(1) Die Aufrechterhaltung des Schutzes wird durch Zahlung einer Aufrecht-
erhaltungsgebühr jeweils für das 6. bis 10., 11. bis 15., 16. bis 20. und für das 21. 
bis 25. Jahr der Schutzdauer bewirkt. Sie wird in das Register eingetragen und 
bekannt gemacht. 
(2) Wird bei eingetragenen Designs, die auf Grund einer Sammelanmeldung 
eingetragen worden sind, die Aufrechterhaltungsgebühr ohne nähere Angaben 
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nur für einen Teil der eingetragenen Designs gezahlt, so werden diese in der 
Reihenfolge der Anmeldung berücksichtigt. 
(3) Wird der Schutz nicht aufrechterhalten, so endet die Schutzdauer. 
 

Abschnitt 5 
Eingetragenes Design als Gegenstand des Vermögens 

§ 29 Rechtsnachfolge 
(1) Das Recht an einem eingetragenen Design kann auf andere übertragen 
werden oder übergehen. 
(2) Gehört das eingetragene Design zu einem Unternehmen oder zu einem 
Teil eines Unternehmens, so wird das eingetragene Design im Zweifel von der 
Übertragung oder dem Übergang des Unternehmens oder des Teils des Unter-
nehmens, zu dem das eingetragene Design gehört, erfasst. 
(3) Der Übergang des Rechts an dem eingetragenen Design wird auf Antrag 
des Rechtsinhabers oder des Rechtsnachfolgers in das Register eingetragen, 
wenn er dem Deutschen Patent- und Markenamt nachgewiesen wird. 

§ 30 Dingliche Rechte, Zwangsvollstreckung, Insolvenzverfahren 
(1) Das Recht an einem eingetragenen Design kann 
1. Gegenstand eines dinglichen Rechts sein, insbesondere verpfändet werden, 

oder 
2. Gegenstand von Maßnahmen der Zwangsvollstreckung sein. 
(2) Die in Absatz 1 Nummer 1 genannten Rechte oder die in Absatz 1 Num-
mer 2 genannten Maßnahmen werden auf Antrag eines Gläubigers oder eines 
anderen Berechtigten in das Register eingetragen, wenn sie dem Deutschen 
Patent- und Markenamt nachgewiesen werden. 
(3) Wird das Recht an einem eingetragenen Design durch ein Insolvenzver-
fahren erfasst, so wird das auf Antrag des Insolvenzverwalters oder auf Ersu-
chen des Insolvenzgerichts in das Register eingetragen. Für den Fall der Mitin-
haberschaft an einem eingetragenen Design findet Satz 1 auf den Anteil des 
Mitinhabers entsprechende Anwendung. Im Fall der Eigenverwaltung (§ 270 der 
Insolvenzordnung) tritt der Sachwalter an die Stelle des Insolvenzverwalters. 

§ 31 Lizenz 
(1) Der Rechtsinhaber kann Lizenzen für das gesamte Gebiet oder einen Teil 
des Gebiets der Bundesrepublik Deutschland erteilen. Eine Lizenz kann aus-
schließlich oder nicht ausschließlich sein. 
(2) Der Rechtsinhaber kann die Rechte aus dem eingetragenen Design gegen 
einen Lizenznehmer geltend machen, der hinsichtlich 
1. der Dauer der Lizenz, 
2. der Form der Nutzung des eingetragenen Designs, 
3. der Auswahl der Erzeugnisse, für die die Lizenz erteilt worden ist, 
4. des Gebiets, für das die Lizenz erteilt worden ist, oder 
5. der Qualität der vom Lizenznehmer hergestellten Erzeugnisse gegen eine 

Bestimmung des Lizenzvertrags verstößt. 
(3) Unbeschadet der Bestimmungen des Lizenzvertrags kann der Lizenzneh-
mer ein Verfahren wegen Verletzung eines eingetragenen Designs nur mit 
Zustimmung des Rechtsinhabers anhängig machen. Dies gilt nicht für den Inha-
ber einer ausschließlichen Lizenz, wenn der Rechtsinhaber, nachdem er dazu 
aufgefordert wurde, innerhalb einer angemessenen Frist nicht selbst ein Verlet-
zungsverfahren anhängig macht. 
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(4) Jeder Lizenznehmer kann als Streitgenosse einer vom Rechtsinhaber 
erhobenen Verletzungsklage beitreten, um den Ersatz seines eigenen Schadens 
geltend zu machen. 
(5) Die Rechtsnachfolge nach § 29 oder die Erteilung einer Lizenz im Sinne 
des Absatzes 1 berührt nicht Lizenzen, die Dritten vorher erteilt worden sind. 

§ 32 Angemeldete Designs 
Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten entsprechend für die Rechte, die durch 
die Anmeldung von Designs begründet werden. 
 

Abschnitt 6 
Nichtigkeit und Löschung 

§ 33 Nichtigkeit 
(1) Ein eingetragenes Design ist nichtig, wenn 
1. die Erscheinungsform des Erzeugnisses kein Design im Sinne des § 1 

Nummer 1 ist, 
2. das Design nicht neu ist oder keine Eigenart hat, 
3. das Design vom Designschutz nach § 3 ausgeschlossen ist. 
(2) Ein eingetragenes Design wird für nichtig erklärt, wenn 
1. es eine unerlaubte Benutzung eines durch das Urheberrecht geschützten 

Werkes darstellt, 
2. es in den Schutzumfang eines eingetragenen Designs mit älterem Zeitrang 

fällt, auch wenn dieses eingetragene Design erst nach dem Anmeldetag des 
für nichtig zu erklärenden eingetragenen Designs offenbart wurde, 

3. in ihm ein Zeichen mit Unterscheidungskraft älteren Zeitrangs verwendet 
wird und der Inhaber des Zeichens berechtigt ist, die Verwendung zu un-
tersagen. Der Inhaber des eingetragenen Designs kann wegen Nichtigkeit 
in die Löschung einwilligen. 

(3) Die Nichtigkeit wird durch Beschluss des Deutschen Patent- und Marken-
amts oder durch Urteil auf Grund Widerklage im Verletzungsverfahren festge-
stellt oder erklärt. 
(4) Die Schutzwirkungen der Eintragung eines Designs gelten mit Unanfecht-
barkeit des Beschlusses des Deutschen Patent- und Markenamts oder der 
Rechtskraft des Urteils, mit dem die Nichtigkeit festgestellt oder erklärt wird, als 
von Anfang an nicht eingetreten. 
(5) Die Nichtigkeit kann auch nach Beendigung der Schutzdauer des einge-
tragenen Designs oder nach einem Verzicht auf das eingetragene Design festge-
stellt oder erklärt werden. 

§ 34 Antragsbefugnis 
Zur Stellung des Antrags auf Feststellung der Nichtigkeit nach § 33 Absatz 1 ist 
jedermann befugt. Zur Stellung des Antrags auf Erklärung der Nichtigkeit nach 
§ 33 Absatz 2 ist nur der Inhaber des betroffenen Rechts befugt. Den Nichtig-
keitsgrund gemäß § 33 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung mit § 3 Absatz 1 
Nummer 4 kann nur derjenige geltend machen, der von der Benutzung betroffen 
ist; eine Geltendmachung von Amts wegen durch die zuständige Behörde bleibt 
unberührt. 

§ 34a Nichtigkeitsverfahren vor dem Deutschen Patent- und Markenamt 
(1) Der Antrag ist schriftlich beim Deutschen Patent- und Markenamt einzu-
reichen. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sind anzu-
geben. § 81 Absatz 6 und § 125 des Patentgesetzes gelten entsprechend. Der 
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Antrag ist unzulässig, soweit über denselben Streitgegenstand zwischen den 
Parteien durch unanfechtbaren Beschluss oder rechtskräftiges Urteil entschieden 
wurde. 
(2) Das Deutsche Patent- und Markenamt stellt dem Inhaber des eingetrage-
nen Designs den Antrag zu und fordert ihn auf, sich innerhalb eines Monats 
nach Zustellung zu dem Antrag zu erklären. Widerspricht der Inhaber dem 
Antrag nicht innerhalb dieser Frist, wird die Nichtigkeit festgestellt oder erklärt. 
(3) Wird dem Antrag rechtzeitig widersprochen, teilt das Deutsche Patent- 
und Markenamt dem Antragsteller den Widerspruch mit und trifft die zur Vor-
bereitung der Entscheidung erforderlichen Verfügungen. Eine Anhörung findet 
statt, wenn ein Beteiligter dies beantragt oder das Deutsche Patent- und Mar-
kenamt dies für sachdienlich erachtet. Die Vernehmung von Zeugen und Sach-
verständigen kann angeordnet werden; die §§ 373 bis 401 sowie die §§ 402 bis 
414 der Zivilprozessordnung gelten entsprechend. Über Anhörungen und Ver-
nehmungen ist eine Niederschrift zu fertigen, die den wesentlichen Gang der 
Verhandlung wiedergibt und die rechtserheblichen Erklärungen der Beteiligten 
enthält; die §§ 160a, 162 und 163 der Zivilprozessordnung gelten entsprechend. 
(4) Die Entscheidung ergeht schriftlich durch Beschluss. Der Tenor kann am 
Ende der Anhörung verkündet werden. Der Beschluss ist zu begründen und den 
Beteiligten zuzustellen. § 47 Absatz 2 des Patentgesetzes gilt entsprechend. 
(5) In dem Beschluss ist über die Kosten des Verfahrens zu entscheiden; § 62 
Absatz 2 und § 84 Absatz 2 Satz 2 des Patentgesetzes gelten entsprechend. Für 
die Festsetzung des Gegenstandswertes gelten § 23 Absatz 3 Satz 2 und § 33 
Absatz 1 des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes entsprechend. Der Beschluss 
über den Gegenstandswert kann mit der Entscheidung aus Satz 1 verbunden 
werden. 

§ 34b Aussetzung 
Ist oder wird während des Nichtigkeitsverfahrens ein Rechtsstreit anhängig, 
dessen Entscheidung vom Rechtsbestand des eingetragenen Designs abhängt, 
kann das Gericht die Aussetzung des Rechtsstreits anordnen. Die Aussetzung ist 
anzuordnen, wenn das Gericht das eingetragene Design für nichtig hält. Ist der 
Nichtigkeitsantrag unanfechtbar zurückgewiesen worden, ist das Gericht an 
diese Entscheidung nur gebunden, wenn sie zwischen denselben Parteien ergan-
gen ist. § 52b Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 34c Beitritt zum Nichtigkeitsverfahren 
(1) Ein Dritter kann einem Nichtigkeitsverfahren beitreten, wenn über den 
Antrag auf Feststellung oder Erklärung der Nichtigkeit noch keine unanfechtba-
re Entscheidung getroffen wurde und er glaubhaft machen kann, dass 
1. gegen ihn ein Verfahren wegen Verletzung desselben eingetragenen De-

signs anhängig ist oder 
2. er aufgefordert wurde, eine behauptete Verletzung desselben eingetragenen 

Designs zu unterlassen. 
Der Beitritt kann innerhalb von drei Monaten ab Einleitung des Verfahrens nach 
Satz 1 Nummer 1 oder ab Zugang der Unterlassungsaufforderung nach Satz 1 
Nummer 2 erklärt werden. 
(2) Der Beitritt erfolgt durch Antragstellung; die §§ 34 und 34a gelten ent-
sprechend. Erfolgt der Beitritt im Beschwerdeverfahren vor dem Bundespatent-
gericht, erhält der Beitretende die Stellung eines Beschwerdeführers. 

§ 35 Teilweise Aufrechterhaltung 
(1) Ein eingetragenes Design kann in geänderter Form bestehen bleiben, 
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1. durch Feststellung der Teilnichtigkeit oder im Wege der Erklärung eines 
Teilverzichts durch den Rechtsinhaber, wenn die Nichtigkeit nach § 33 Ab-
satz 1 wegen mangelnder Neuheit oder Eigenart (§ 2 Absatz 2 oder Absatz 
3) oder wegen Ausschlusses vom Designschutz (§ 3) festzustellen ist, oder 

2. durch Erklärung der Teilnichtigkeit sowie Einwilligung in die teilweise 
Löschung oder Erklärung eines Teilverzichts, wenn die Erklärung der Nich-
tigkeit nach § 33 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder 3 verlangt werden kann, 
sofern dann die Schutzvoraussetzungen erfüllt werden und das eingetrage-
ne Design seine Identität behält. 

(2) Eine Wiedergabe des Designs in geänderter Form im Sinne des § 11 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 3 ist beim Deutschen Patent- und Markenamt einzu-
reichen. 

§ 36 Löschung 
(1) Ein eingetragenes Design wird gelöscht 
1. bei Beendigung der Schutzdauer; 
2. bei Verzicht auf Antrag des Rechtsinhabers, wenn die Zustimmung anderer 

im Register eingetragener Inhaber von Rechten am eingetragenen Design 
sowie des Klägers im Falle eines Verfahrens nach § 9 vorgelegt wird; 

3. auf Antrag eines Dritten, wenn dieser mit dem Antrag eine öffentliche oder 
öffentlich beglaubigte Urkunde mit Erklärungen nach Nummer 2 vorlegt; 

4. bei Einwilligung in die Löschung nach § 9 oder § 33 Absatz 2 Satz 2; 
5. auf Grund eines unanfechtbaren Beschlusses oder rechtskräftigen Urteils 

über die Feststellung oder Erklärung der Nichtigkeit. 
Über die Ablehnung der Löschung entscheidet das Deutsche Patent- und Mar-
kenamt durch Beschluss. 
(2) Verzichtet der Rechtsinhaber nach Absatz 1 Nummer 2 und 3 nur teilwei-
se auf das eingetragene Design, erklärt er nach Absatz 1 Nummer 4 seine Ein-
willigung in die Löschung eines Teils des eingetragenen Designs oder wird nach 
Absatz 1 Nummer 5 eine Teilnichtigkeit festgestellt, so erfolgt statt der Lö-
schung des eingetragenen Designs eine entsprechende Eintragung in das Regis-
ter. 
 

Abschnitt 7 
Schutzwirkungen und Schutzbeschränkungen 

§ 37 Gegenstand des Schutzes 
(1) Der Schutz wird für diejenigen Merkmale der Erscheinungsform eines 
eingetragenen Designs begründet, die in der Anmeldung sichtbar wiedergege-
ben sind. 
(2) Enthält für die Zwecke der Aufschiebung der Bekanntmachung eine An-
meldung nach § 11 Absatz 2 Satz 2 einen flächenmäßigen Designabschnitt, so 
bestimmt sich bei ordnungsgemäßer Erstreckung mit Ablauf der Aufschiebung 
nach § 21 Absatz 2 der Schutzgegenstand nach der eingereichten Wiedergabe 
des eingetragenen Designs. 

§ 38 Rechte aus dem eingetragenen Design und Schutzumfang 
(1) Das eingetragene Design gewährt seinem Rechtsinhaber das ausschließli-
che Recht, es zu benutzen und Dritten zu verbieten, es ohne seine Zustimmung 
zu benutzen. Eine Benutzung schließt insbesondere die Herstellung, das Anbie-
ten, das Inverkehrbringen, die Einfuhr, die Ausfuhr, den Gebrauch eines Er-
zeugnisses, in das das eingetragene Design aufgenommen oder bei dem es ver-
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wendet wird, und den Besitz eines solchen Erzeugnisses zu den genannten Zwe-
cken ein. 
(2) Der Schutz aus einem eingetragenen Design erstreckt sich auf jedes De-
sign, das beim informierten Benutzer keinen anderen Gesamteindruck erweckt. 
Bei der Beurteilung des Schutzumfangs wird der Grad der Gestaltungsfreiheit 
des Entwerfers bei der Entwicklung seines Designs berücksichtigt. 
(3) Während der Dauer der Aufschiebung der Bekanntmachung (§ 21 Absatz 
1 Satz 1) setzt der Schutz nach den Absätzen 1 und 2 voraus, dass das Design das 
Ergebnis einer Nachahmung des eingetragenen Designs ist. 

§ 39 Vermutung der Rechtsgültigkeit 
Zugunsten des Rechtsinhabers wird vermutet, dass die an die Rechtsgültigkeit 
eines eingetragenen Designs zu stellenden Anforderungen erfüllt sind. 

§ 40 Beschränkungen der Rechte aus dem eingetragenen Design 
Rechte aus einem eingetragenen Design können nicht geltend gemacht werden 
gegenüber 
1. Handlungen, die im privaten Bereich zu nichtgewerblichen Zwecken vor-

genommen werden; 
2. Handlungen zu Versuchszwecken; 
3. Wiedergaben zum Zwecke der Zitierung oder der Lehre, vorausgesetzt, 

solche Wiedergaben sind mit den Gepflogenheiten des redlichen Geschäfts-
verkehrs vereinbar, beeinträchtigen die normale Verwertung des eingetra-
genen Designs nicht über Gebühr und geben die Quelle an; 

4. Einrichtungen in Schiffen und Luftfahrzeugen, die im Ausland zugelassen 
sind und nur vorübergehend in das Inland gelangen; 

5. der Einfuhr von Ersatzteilen und von Zubehör für die Reparatur sowie für 
die Durchführung von Reparaturen an Schiffen und Luftfahrzeugen im 
Sinne von Nummer 4. 

§ 41 Vorbenutzungsrecht 
(1) Rechte nach § 38 können gegenüber einem Dritten, der vor dem Anmelde-
tag im Inland ein identisches Design, das unabhängig von einem eingetragenen 
Design entwickelt wurde, gutgläubig in Benutzung genommen oder wirkliche 
und ernsthafte Anstalten dazu getroffen hat, nicht geltend gemacht werden. Der 
Dritte ist berechtigt, das Design zu verwerten. Die Vergabe von Lizenzen (§ 31) 
ist ausgeschlossen. 
(2) Die Rechte des Dritten sind nicht übertragbar, es sei denn, der Dritte 
betreibt ein Unternehmen und die Übertragung erfolgt zusammen mit dem 
Unternehmensteil, in dessen Rahmen die Benutzung erfolgte oder die Anstalten 
getroffen wurden. 
 

Abschnitt 8 
Rechtsverletzungen 

§ 42 Beseitigung, Unterlassung und Schadenersatz 
(1) Wer entgegen § 38 Absatz 1 Satz 1 ein eingetragenes Design benutzt 
(Verletzer), kann von dem Rechtsinhaber oder einem anderen Berechtigten 
(Verletzten) auf Beseitigung der Beeinträchtigung und bei Wiederholungsgefahr 
auf Unterlassung in Anspruch genommen werden. Der Anspruch auf Unterlas-
sung besteht auch dann, wenn eine Zuwiderhandlung erstmalig droht. 
(2) Handelt der Verletzer vorsätzlich oder fahrlässig, ist er zum Ersatz des 
daraus entstandenen Schadens verpflichtet. Bei der Bemessung des Schadenser-
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satzes kann auch der Gewinn, den der Verletzer durch die Verletzung des Rechts 
erzielt hat, berücksichtigt werden. Der Schadensersatzanspruch kann auch auf 
der Grundlage des Betrages berechnet werden, den der Verletzer als angemesse-
ne Vergütung hätte entrichten müssen, wenn er die Erlaubnis zur Nutzung des 
eingetragenen Designs eingeholt hätte. 

§ 43 Vernichtung, Rückruf und Überlassung 
(1) Der Verletzte kann den Verletzer auf Vernichtung der im Besitz oder 
Eigentum des Verletzers befindlichen rechtswidrig hergestellten, verbreiteten 
oder zur rechtswidrigen Verbreitung bestimmten Erzeugnisse in Anspruch 
nehmen. Satz 1 ist entsprechend auf die im Eigentum des Verletzers stehenden 
Vorrichtungen anzuwenden, die vorwiegend zur Herstellung dieser Erzeugnisse 
gedient haben. 
(2) Der Verletzte kann den Verletzer auf Rückruf von rechtswidrig hergestell-
ten, verbreiteten oder zur rechtswidrigen Verbreitung bestimmten Erzeugnissen 
oder auf deren endgültiges Entfernen aus den Vertriebswegen in Anspruch 
nehmen. 
(3) Statt der in Absatz 1 vorgesehenen Maßnahmen kann der Verletzte ver-
langen, dass ihm die Erzeugnisse, die im Eigentum des Verletzers stehen, gegen 
eine angemessene Vergütung, welche die Herstellungskosten nicht übersteigen 
darf, überlassen werden. 
(4) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 bis 3 sind ausgeschlossen, wenn die 
Maßnahme im Einzelfall unverhältnismäßig ist. Bei der Prüfung der Verhältnis-
mäßigkeit sind auch die berechtigten Interessen Dritter zu berücksichtigen. 
(5) Wesentliche Bestandteile von Gebäuden nach § 93 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs sowie ausscheidbare Teile von Erzeugnissen und Vorrichtungen, 
deren Herstellung und Verbreitung nicht rechtswidrig ist, unterliegen nicht den 
in den Absätzen 1 bis 3 vorgesehenen Maßnahmen. 

§ 44 Haftung des Inhabers eines Unternehmens 
Ist in einem Unternehmen von einem Arbeitnehmer oder Beauftragten ein ein-
getragenes Design widerrechtlich verletzt worden, so hat der Verletzte die An-
sprüche aus den §§ 42 und 43 mit Ausnahme des Anspruchs auf Schadenersatz 
auch gegen den Inhaber des Unternehmens. 

§ 45 Entschädigung 
Handelt der Verletzer weder vorsätzlich noch fahrlässig, so kann er zur Abwen-
dung der Ansprüche nach den §§ 42 und 43 den Verletzten in Geld entschädigen, 
wenn ihm durch die Erfüllung der Ansprüche ein unverhältnismäßig großer 
Schaden entstehen würde und dem Verletzten die Abfindung in Geld zuzumuten 
ist. Als Entschädigung ist der Betrag zu zahlen, der im Falle einer vertraglichen 
Einräumung des Rechts als Vergütung angemessen gewesen wäre. Mit der Zah-
lung der Entschädigung gilt die Einwilligung des Verletzten zur Verwertung im 
üblichen Umfang als erteilt. 

§ 46 Auskunft 
(1) Der Verletzte kann den Verletzer auf unverzügliche Auskunft über die 
Herkunft und den Vertriebsweg der rechtsverletzenden Erzeugnisse in An-
spruch nehmen. 
(2) In Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung oder in Fällen, in denen der 
Verletzte gegen den Verletzer Klage erhoben hat, besteht der Anspruch unbe-
schadet von Absatz 1 auch gegen eine Person, die in gewerblichem Ausmaß 
1. rechtsverletzende Erzeugnisse in ihrem Besitz hatte, 
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2. rechtsverletzende Dienstleistungen in Anspruch nahm, 
3. für rechtsverletzende Tätigkeiten genutzte Dienstleistungen erbrachte oder 
4. nach den Angaben einer in Nummer 1, 2 oder Nummer 3 genannten Person 

an der Herstellung, Erzeugung oder am Vertrieb solcher Erzeugnisse betei-
ligt war, es sei denn, die Person wäre nach den §§ 383 bis 385 der Zivilpro-
zessordnung im Prozess gegen den Verletzer zur Zeugnisverweigerung be-
rechtigt. Im Fall der gerichtlichen Geltendmachung des Anspruchs nach 
Satz 1 kann das Gericht den gegen den Verletzer anhängigen Rechtsstreit 
auf Antrag bis zur Erledigung des wegen des Auskunftsanspruchs geführ-
ten Rechtsstreits aussetzen. Der zur Auskunft Verpflichtete kann von dem 
Verletzten den Ersatz der für die Auskunftserteilung erforderlichen Auf-
wendungen verlangen. 

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete hat Angaben zu machen über 
1. Namen und Anschrift der Hersteller, Lieferanten und anderer Vorbesitzer 

der Erzeugnisse oder Dienstleistungen sowie der gewerblichen Abnehmer 
und Verkaufsstellen, für die sie bestimmt waren, und 

2. die Menge der hergestellten, ausgelieferten, erhaltenen oder bestellten 
Erzeugnisse sowie über die Preise, die für die betreffenden Erzeugnisse o-
der Dienstleistungen bezahlt wurden. 

(4) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 sind ausgeschlossen, wenn die 
Inanspruchnahme im Einzelfall unverhältnismäßig ist. 
(5) Erteilt der zur Auskunft Verpflichtete die Auskunft vorsätzlich oder grob 
fahrlässig falsch oder unvollständig, so ist er dem Verletzten zum Ersatz des 
daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 
(6) Wer eine wahre Auskunft erteilt hat, ohne dazu nach Absatz 1 oder Ab-
satz 2 verpflichtet gewesen zu sein, haftet Dritten gegenüber nur, wenn er wuss-
te, dass er zur Auskunftserteilung nicht verpflichtet war. 
(7) In Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung kann die Verpflichtung zur 
Erteilung der Auskunft im Wege der einstweiligen Verfügung nach den §§ 935 
bis 945 der Zivilprozessordnung angeordnet werden. 
(8) Die Erkenntnisse dürfen in einem Strafverfahren oder in einem Verfahren 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten wegen einer vor der Erteilung der 
Auskunft begangenen Tat gegen den Verpflichteten oder gegen einen in § 52 
Absatz 1 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen nur mit Zustim-
mung des Verpflichteten verwertet werden. 
(9) Kann die Auskunft nur unter Verwendung von Verkehrsdaten (§ 3 Num-
mer 30 des Telekommunikationsgesetzes) erteilt werden, ist für ihre Erteilung 
eine vorherige richterliche Anordnung über die Zulässigkeit der Verwendung 
der Verkehrsdaten erforderlich, die von dem Verletzten zu beantragen ist. Für 
den Erlass dieser Anordnung ist das Landgericht, in dessen Bezirk der zur Aus-
kunft Verpflichtete seinen Wohnsitz, seinen Sitz oder eine Niederlassung hat, 
ohne Rücksicht auf den Streitwert ausschließlich zuständig. Die Entscheidung 
trifft die Zivilkammer. Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit entsprechend. Die Kosten der richterlichen Anordnung 
trägt der Verletzte. Gegen die Entscheidung des Landgerichts ist die Beschwerde 
statthaft. Die Beschwerde ist binnen einer Frist von zwei Wochen einzulegen. 
Die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten bleiben im Übrigen 
unberührt. 
(10) Durch Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 9 wird das Grundrecht des 
Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) eingeschränkt. 
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§ 46a Vorlage und Besichtigung 
(1) Bei hinreichender Wahrscheinlichkeit einer Rechtsverletzung kann der 
Rechtsinhaber oder ein anderer Berechtigter den vermeintlichen Verletzer auf 
Vorlage einer Urkunde oder Besichtigung einer Sache in Anspruch nehmen, die 
sich in dessen Verfügungsgewalt befindet, wenn dies zur Begründung seiner 
Ansprüche erforderlich ist. Besteht die hinreichende Wahrscheinlichkeit einer in 
gewerblichem Ausmaß begangenen Rechtsverletzung, so erstreckt sich der 
Anspruch auch auf die Vorlage von Bank-, Finanz- oder Handelsunterlagen. 
Soweit der vermeintliche Verletzer geltend macht, dass es sich um vertrauliche 
Informationen handelt, trifft das Gericht die erforderlichen Maßnahmen, um den 
im Einzelfall gebotenen Schutz zu gewährleisten. 
(2) Der Anspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, wenn die Inanspruch-
nahme im Einzelfall unverhältnismäßig ist. 
(3) Die Verpflichtung zur Vorlage einer Urkunde oder zur Duldung der Be-
sichtigung einer Sache kann im Wege der einstweiligen Verfügung nach den 
§§ 935 bis 945 der Zivilprozessordnung angeordnet werden. Das Gericht trifft 
die erforderlichen Maßnahmen, um den Schutz vertraulicher Informationen zu 
gewährleisten. Dies gilt insbesondere in den Fällen, in denen die einstweilige 
Verfügung ohne vorherige Anhörung des Gegners erlassen wird. 
(4) § 811 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie § 46 Absatz 8 gelten entspre-
chend. 
(5) Wenn keine Verletzung vorlag oder drohte, kann der vermeintliche Ver-
letzer von demjenigen, der die Vorlage oder Besichtigung nach Absatz 1 begehrt 
hat, den Ersatz des ihm durch das Begehren entstandenen Schadens verlangen. 

§ 46b Sicherung von Schadensersatzansprüchen 
(1) Der Verletzte kann den Verletzer bei einer in gewerblichem Ausmaß 
begangenen Rechtsverletzung in den Fällen des § 42 Absatz 2 auch auf Vorlage 
von Bank-, Finanz- oder Handelsunterlagen oder einen geeigneten Zugang zu 
den entsprechenden Unterlagen in Anspruch nehmen, die sich in der Verfü-
gungsgewalt des Verletzers befinden und die für die Durchsetzung des Scha-
densersatzanspruchs erforderlich sind, wenn ohne die Vorlage die Erfüllung des 
Schadensersatzanspruchs fraglich ist. Soweit der Verletzer geltend macht, dass 
es sich um vertrauliche Informationen handelt, trifft das Gericht die erforderli-
chen Maßnahmen, um den im Einzelfall gebotenen Schutz zu gewährleisten. 
(2) Der Anspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, wenn die Inanspruch-
nahme im Einzelfall unverhältnismäßig ist. 
(3) Die Verpflichtung zur Vorlage der in Absatz 1 bezeichneten Urkunden 
kann im Wege der einstweiligen Verfügung nach den §§ 935 bis 945 der Zivil-
prozessordnung angeordnet werden, wenn der Schadensersatzanspruch offen-
sichtlich besteht. Das Gericht trifft die erforderlichen Maßnahmen, um den 
Schutz vertraulicher Informationen zu gewährleisten. Dies gilt insbesondere in 
den Fällen, in denen die einstweilige Verfügung ohne vorherige Anhörung des 
Gegners erlassen wird. 
(4) § 811 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie § 46 Absatz 8 gelten entspre-
chend. 

§ 47 Urteilsbekanntmachung 
Ist eine Klage auf Grund dieses Gesetzes erhoben worden, kann der obsiegenden 
Partei im Urteil die Befugnis zugesprochen werden, das Urteil auf Kosten der 
unterliegenden Partei öffentlich bekannt zu machen, wenn sie ein berechtigtes 
Interesse darlegt. Art und Umfang der Bekanntmachung werden im Urteil be-
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stimmt. Die Befugnis erlischt, wenn von ihr nicht innerhalb von drei Monaten 
nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils Gebrauch gemacht worden ist. Der 
Ausspruch nach Satz 1 ist nicht vorläufig vollstreckbar. 

§ 48 Erschöpfung 
Die Rechte aus einem eingetragenen Design erstrecken sich nicht auf Handlun-
gen, die ein Erzeugnis betreffen, in das ein unter den Schutzumfang des Rechts 
an einem eingetragenen Design fallendes Design eingefügt oder bei dem es 
verwendet wird, wenn das Erzeugnis vom Rechtsinhaber oder mit seiner Zu-
stimmung in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem ande-
ren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum in 
den Verkehr gebracht worden ist. 

§ 49 Verjährung 
Auf die Verjährung der in den §§ 42 bis 47 genannten Ansprüche finden die 
Vorschriften des Abschnitts 5 des Buches 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ent-
sprechende Anwendung. Hat der Verpflichtete durch die Verletzung auf Kosten 
des Berechtigten etwas erlangt, findet § 852 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ent-
sprechende Anwendung. 

§ 50 Ansprüche aus anderen gesetzlichen Vorschriften 
Ansprüche aus anderen gesetzlichen Vorschriften bleiben unberührt. 

§ 51 Strafvorschriften 
(1) Wer entgegen § 38 Absatz 1 Satz 1 ein eingetragenes Design benutzt, 
obwohl der Rechtsinhaber nicht zugestimmt hat, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Handelt der Täter gewerbsmäßig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren oder Geldstrafe. 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
(4) In den Fällen des Absatzes 1 wird die Tat nur auf Antrag verfolgt, es sei 
denn, dass die Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen öffentlichen 
Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen für geboten 
hält. 
(5) Gegenstände, auf die sich die Straftat bezieht, können eingezogen werden. 
§ 74a des Strafgesetzbuchs ist anzuwenden. Soweit den in § 43 bezeichneten 
Ansprüchen im Verfahren nach den Vorschriften der Strafprozessordnung über 
die Entschädigung des Verletzten (§§ 403 bis 406c) stattgegeben wird, sind die 
Vorschriften über die Einziehung nicht anzuwenden. 
(6) Wird auf Strafe erkannt, so ist, wenn der Rechtsinhaber es beantragt und 
ein berechtigtes Interesse daran dartut, anzuordnen, dass die Verurteilung auf 
Verlangen öffentlich bekannt gemacht wird. Die Art der Bekanntmachung ist im 
Urteil zu bestimmen. 
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Abschnitt 9 
Verfahren in Designstreitsachen 

§ 52 Designstreitsachen 
(1) Für alle Klagen, durch die ein Anspruch aus einem der in diesem Gesetz 
geregelten Rechtsverhältnisse geltend gemacht wird (Designstreitsachen), sind 
die Landgerichte mit Ausnahme der Feststellung oder Erklärung der Nichtigkeit 
nach § 33 ohne Rücksicht auf den Streitwert ausschließlich zuständig. 
(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
Designstreitsachen für die Bezirke mehrerer Landgerichte einem von ihnen 
zuzuweisen, sofern dies der sachlichen Förderung oder schnelleren Erledigung 
der Verfahren dient. Die Landesregierungen können diese Ermächtigungen auf 
die Landesjustizverwaltungen übertragen. 
(3) Die Länder können durch Vereinbarung den Designgerichten eines Lan-
des obliegende Aufgaben ganz oder teilweise dem zuständigen Designgericht 
eines anderen Landes übertragen. 
(4) Von den Kosten, die durch die Mitwirkung eines Patentanwalts in einer 
Designstreitsache entstehen, sind die Gebühren nach § 13 des Rechtsanwalts-
vergütungsgesetzes und außerdem die notwendigen Auslagen des Patentanwalts 
zu erstatten. 

§ 52a Geltendmachung der Nichtigkeit 
Eine Partei kann sich auf die fehlende Rechtsgültigkeit eines eingetragenen 
Designs nur durch Erhebung einer Widerklage auf Feststellung oder Erklärung 
der Nichtigkeit oder durch Stellung eines Antrags nach § 34 berufen. 

§ 52b Widerklage auf Feststellung oder Erklärung der Nichtigkeit 
(1) Die Designgerichte sind für Widerklagen auf Feststellung oder Erklärung 
der Nichtigkeit eines eingetragenen Designs zuständig, sofern diese im Zusam-
menhang mit Klagen wegen der Verletzung desselben eingetragenen Designs 
erhoben werden. § 34 gilt entsprechend. 
(2) Die Widerklage ist unzulässig, soweit im Nichtigkeitsverfahren (§ 34a) 
über denselben Streitgegenstand zwischen denselben Parteien durch unanfecht-
baren Beschluss entschieden wurde. 
(3) Auf Antrag des Inhabers des eingetragenen Designs kann das Gericht 
nach Anhörung der weiteren Beteiligten das Verfahren aussetzen und den Wi-
derkläger auffordern, innerhalb einer vom Gericht zu bestimmenden Frist beim 
Deutschen Patent- und Markenamt die Feststellung oder Erklärung der Nichtig-
keit dieses eingetragenen Designs zu beantragen. Wird der Antrag nicht inner-
halb der Frist gestellt, wird das Verfahren fortgesetzt; die Widerklage gilt als 
zurückgenommen. Das Gericht kann für die Dauer der Aussetzung einstweilige 
Verfügungen erlassen und Sicherheitsmaßnahmen treffen. 
(4) Das Gericht teilt dem Deutschen Patent- und Markenamt den Tag der 
Erhebung der Widerklage mit. Das Deutsche Patent- und Markenamt vermerkt 
den Tag der Erhebung im Register. Das Gericht übermittelt dem Deutschen 
Patent- und Markenamt eine Ausfertigung des rechtskräftigen Urteils. Das 
Deutsche Patent- und Markenamt trägt das Ergebnis des Verfahrens mit dem 
Datum der Rechtskraft in das Register ein. 

§ 53 Gerichtsstand bei Ansprüchen nach diesem Gesetz und dem Gesetz 
gegen den unlauteren Wettbewerb 
Ansprüche, welche die in diesem Gesetz geregelten Rechtsverhältnisse betreffen 
und auch auf Vorschriften des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
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gegründet werden, können abweichend von § 14 des Gesetzes gegen den unlau-
teren Wettbewerb vor dem für die Designstreitsache zuständigen Gericht gel-
tend gemacht werden. 

§ 54 Streitwertbegünstigung 
(1) Macht in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, in denen durch Klage ein 
Anspruch aus einem der in diesem Gesetz geregelten Rechtsverhältnisse geltend 
gemacht wird, eine Partei glaubhaft, dass die Belastung mit den Prozesskosten 
nach dem vollen Streitwert ihre wirtschaftliche Lage erheblich gefährden würde, 
so kann das Gericht auf ihren Antrag anordnen, dass die Verpflichtung dieser 
Partei zur Zahlung von Gerichtskosten sich nach einem ihrer Wirtschaftslage 
angepassten Teil des Streitwerts bemisst. 
(2) Die Anordnung nach Absatz 1 hat zur Folge, dass die begünstigte Partei 
die Gebühren ihres Rechtsanwalts ebenfalls nur nach diesem Teil des Streitwerts 
zu entrichten hat. Soweit ihr Kosten des Rechtsstreits auferlegt werden oder 
soweit sie diese übernimmt, hat sie die von dem Gegner entrichteten Gerichts-
gebühren und die Gebühren seines Rechtsanwalts nur nach dem Teil des Streit-
werts zu erstatten. Soweit die außergerichtlichen Kosten dem Gegner auferlegt 
oder von ihm übernommen werden, kann der Rechtsanwalt der begünstigten 
Partei seine Gebühren von dem Gegner nach dem für diesen geltenden Streit-
wert beitreiben. 
(3) Der Antrag nach Absatz 1 kann vor der Geschäftsstelle des Gerichts zur 
Niederschrift erklärt werden. Er ist vor der Verhandlung zur Hauptsache zu 
stellen. Danach ist er nur zulässig, wenn der angenommene oder festgesetzte 
Streitwert später durch das Gericht heraufgesetzt wird. Vor der Entscheidung 
über den Antrag ist der Gegner zu hören. 
 

Abschnitt 10 
Vorschriften über Maßnahmen der Zollbehörde 

§ 55 Beschlagnahme bei der Ein- und Ausfuhr 
(1) Liegt eine Rechtsverletzung nach § 38 Absatz 1 Satz 1 offensichtlich vor, 
so unterliegt das jeweilige Erzeugnis auf Antrag und gegen Sicherheitsleistung 
des Rechtsinhabers bei seiner Einfuhr oder Ausfuhr der Beschlagnahme durch 
die Zollbehörde, soweit nicht die Verordnung (EG) Nr. 1383/2003 des Rates vom 
22. Juli 2003 über das Vorgehen der Zollbehörden gegen Waren, die im Verdacht 
stehen, bestimmte Rechte geistigen Eigentums zu verletzen, und die Maßnah-
men gegenüber Waren, die erkanntermaßen derartige Rechte verletzen (ABl. EU 
Nr. L 196 S. 7) in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden ist. Das gilt für 
den Verkehr mit anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie mit den 
anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum nur, soweit Kontrollen durch die Zollbehörden stattfinden. 
(2) Ordnet die Zollbehörde die Beschlagnahme an, so unterrichtet sie unver-
züglich den Verfügungsberechtigten sowie den Rechtsinhaber. Diesem sind 
Herkunft, Menge und Lagerort der Erzeugnisse sowie Name und Anschrift des 
Verfügungsberechtigten mitzuteilen; das Brief- und Postgeheimnis (Artikel 10 
des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. Dem Rechtsinhaber ist Gele-
genheit zu geben, die Erzeugnisse zu besichtigen, soweit hierdurch nicht in 
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse eingegriffen wird. 
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§ 56 Einziehung, Widerspruch 
(1) Wird der Beschlagnahme nicht spätestens nach Ablauf von zwei Wochen 
nach Zustellung der Mitteilung nach § 55 Absatz 2 Satz 1 widersprochen, so 
ordnet die Zollbehörde die Einziehung der beschlagnahmten Erzeugnisse an. 
(2) Widerspricht der Verfügungsberechtigte der Beschlagnahme, so unter-
richtet die Zollbehörde hiervon unverzüglich den Rechtsinhaber. Dieser hat 
gegenüber der Zollbehörde unverzüglich zu erklären, ob er den Antrag nach 
§ 55 Absatz 1 in Bezug auf die beschlagnahmten Erzeugnisse aufrechterhält. 
(3) Nimmt der Rechtsinhaber den Antrag zurück, hebt die Zollbehörde die 
Beschlagnahme unverzüglich auf. Hält der Rechtsinhaber den Antrag aufrecht 
und legt er eine vollziehbare gerichtliche Entscheidung vor, die die Verwahrung 
der beschlagnahmten Erzeugnisse oder eine Verfügungsbeschränkung anordnet, 
trifft die Zollbehörde die erforderlichen Maßnahmen. 
(4) Liegen die Fälle des Absatzes 3 nicht vor, hebt die Zollbehörde die Be-
schlagnahme nach Ablauf von zwei Wochen nach Zustellung der Mitteilung an 
den Rechtsinhaber nach Absatz 2 Satz 1 auf. Weist der Rechtsinhaber nach, dass 
die gerichtliche Entscheidung nach Absatz 3 Satz 2 beantragt, ihm aber noch 
nicht zugegangen ist, wird die Beschlagnahme für längstens zwei weitere Wo-
chen aufrechterhalten. 
(5) Erweist sich die Beschlagnahme als von Anfang an ungerechtfertigt und 
hat der Rechtsinhaber den Antrag nach § 55 Absatz 1 in Bezug auf die beschlag-
nahmten Erzeugnisse aufrechterhalten oder sich nicht unverzüglich erklärt 
(Absatz 2 Satz 2), so ist er verpflichtet, den dem Verfügungsberechtigten durch 
die Beschlagnahme entstandenen Schaden zu ersetzen. 

§ 57 Zuständigkeiten, Rechtsmittel 
(1) Der Antrag nach § 55 Absatz 1 ist bei der Bundesfinanzdirektion zu stellen 
und hat Wirkung für ein Jahr, sofern keine kürzere Geltungsdauer beantragt 
wird; er kann wiederholt werden. Für die mit dem Antrag verbundenen Amts-
handlungen werden vom Rechtsinhaber Kosten nach Maßgabe des § 178 der 
Abgabenordnung erhoben. 
(2) Die Beschlagnahme und die Einziehung können mit den Rechtsmitteln 
angefochten werden, die im Bußgeldverfahren nach dem Gesetz über Ord-
nungswidrigkeiten gegen die Beschlagnahme und Einziehung zulässig sind. Im 
Rechtsmittelverfahren ist der Rechtsinhaber zu hören. Gegen die Entscheidung 
des Amtsgerichts ist die sofortige Beschwerde zulässig; über sie entscheidet das 
Oberlandesgericht. 

§ 57a Verfahren nach der Verordnung (EG) Nr. 1383/2003 
(1) Setzt die zuständige Zollbehörde nach Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 
1383/2003 die Überlassung der Waren aus oder hält diese zurück, unterrichtet 
sie davon unverzüglich den Rechtsinhaber sowie den Anmelder oder den Besit-
zer oder den Eigentümer der Waren. 
(2) Im Fall des Absatzes 1 kann der Rechtsinhaber beantragen, die Waren in 
dem nachstehend beschriebenen vereinfachten Verfahren im Sinn des Artikels 
11 der Verordnung (EG) Nr. 1383/2003 vernichten zu lassen. 
(3) Der Antrag muss bei der Zollbehörde innerhalb von zehn Arbeitstagen 
oder im Fall leicht verderblicher Waren innerhalb von drei Arbeitstagen nach 
Zugang der Unterrichtung nach Absatz 1 schriftlich gestellt werden. Er muss die 
Mitteilung enthalten, dass die Waren, die Gegenstand des Verfahrens sind, ein 
nach diesem Gesetz geschütztes Recht verletzen. Die schriftliche Zustimmung 
des Anmelders, des Besitzers oder des Eigentümers der Waren zu ihrer Vernich-
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tung ist beizufügen. Abweichend von Satz 3 kann der Anmelder, der Besitzer 
oder der Eigentümer die schriftliche Erklärung, ob er einer Vernichtung zu-
stimmt oder nicht, unmittelbar gegenüber der Zollbehörde abgeben. Die in Satz 
1 genannte Frist kann vor Ablauf auf Antrag des Rechtsinhabers um zehn Ar-
beitstage verlängert werden. 
(4) Die Zustimmung zur Vernichtung gilt als erteilt, wenn der Anmelder, der 
Besitzer oder der Eigentümer der Waren einer Vernichtung nicht innerhalb von 
zehn Arbeitstagen oder im Fall leicht verderblicher Waren innerhalb von drei 
Arbeitstagen nach Zugang der Unterrichtung nach Absatz 1 widerspricht. Auf 
diesen Umstand ist in der Unterrichtung nach Absatz 1 hinzuweisen. 
(5) Die Vernichtung der Waren erfolgt auf Kosten und Verantwortung des 
Rechtsinhabers. 
(6) Die Zollstelle kann die organisatorische Abwicklung der Vernichtung 
übernehmen. Absatz 5 bleibt unberührt. 
(7) Die Aufbewahrungsfrist nach Artikel 11 Absatz 1 zweiter Spiegelstrich der 
Verordnung (EG) Nr. 1383/2003 beträgt ein Jahr. 
(8) Im Übrigen gelten die §§ 55 bis 57 entsprechend, soweit nicht die Verord-
nung (EG) Nr. 1383/2003 Bestimmungen enthält, die dem entgegenstehen. 
 

Abschnitt 11 
Besondere Bestimmungen 

§ 58 Inlandsvertreter 
(1) Wer im Inland weder Wohnsitz, Sitz noch Niederlassung hat, kann an 
einem in diesem Gesetz geregelten Verfahren vor dem Deutschen Patent- und 
Markenamt oder dem Bundespatentgericht nur teilnehmen und die Rechte aus 
einem eingetragenen Design nur geltend machen, wenn er im Inland einen 
Rechtsanwalt oder Patentanwalt als Vertreter bestellt hat, der zur Vertretung im 
Verfahren vor dem Deutschen Patent- und Markenamt, dem Bundespatentge-
richt und in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, die das eingetragene Design 
betreffen, sowie zur Stellung von Strafanträgen bevollmächtigt ist. 
(2) Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines 
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum können zur Erbringung einer Dienstleistung im Sinne des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft als Vertreter im Sinne des Absatzes 1 
bestellt werden, wenn sie berechtigt sind, ihre berufliche Tätigkeit unter einer 
der in der Anlage zu § 1 des Gesetzes über die Tätigkeit europäischer Rechtsan-
wälte in Deutschland vom 9. März 2000 (BGBl. I S. 182) oder zu § 1 des Gesetzes 
über die Eignungsprüfung für die Zulassung zur Patentanwaltschaft vom 6. Juli 
1990 (BGBl. I S. 1349, 1351) in der jeweils geltenden Fassung genannten Berufs-
bezeichnungen auszuüben. 
(3) Der Ort, an dem ein nach Absatz 1 bestellter Vertreter seinen Geschäfts-
raum hat, gilt im Sinne des § 23 der Zivilprozessordnung als der Ort, an dem 
sich der Vermögensgegenstand befindet; fehlt ein solcher Geschäftsraum, so ist 
der Ort maßgebend, an dem der Vertreter im Inland seinen Wohnsitz, und in 
Ermangelung eines solchen der Ort, an dem das Deutsche Patent- und Marken-
amt seinen Sitz hat. 
(4) Die rechtsgeschäftliche Beendigung der Bestellung eines Vertreters nach 
Absatz 1 wird erst wirksam, wenn sowohl diese Beendigung als auch die Bestel-
lung eines anderen Vertreters gegenüber dem Deutschen Patent- und Marken-
amt oder dem Bundespatentgericht angezeigt wird. 
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§ 59 Berühmung eines eingetragenen Designs 
Wer eine Bezeichnung verwendet, die geeignet ist, den Eindruck zu erwecken, 
dass ein Erzeugnis durch ein eingetragenes Design geschützt sei, ist verpflichtet, 
jedem, der ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis der Rechtslage hat, auf 
Verlangen Auskunft darüber zu geben, auf welches eingetragene Design sich die 
Verwendung der Bezeichnung stützt. 

§ 60 Eingetragene Designs nach dem Erstreckungsgesetz 
(1) Für alle nach dem Erstreckungsgesetz vom 23. April 1992 (BGBl. I S. 938), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 10 des Gesetzes vom 12. März 2004 
(BGBl. I S. 390), erstreckten eingetragenen Designs gelten die Vorschriften die-
ses Gesetzes, soweit in den Absätzen 2 bis 7 nichts Abweichendes bestimmt ist. 
(2) Die Schutzdauer für eingetragene Designs, die am 28. Oktober 2001 nicht 
erloschen sind, endet 25 Jahre nach Ablauf des Monats, in den der Anmeldetag 
fällt. Die Aufrechterhaltung des Schutzes wird durch Zahlung einer Aufrechter-
haltungsgebühr für das 16. bis 20. Jahr und für das 21. bis 25. Jahr, gerechnet 
vom Anmeldetag an, bewirkt. 
(3) Ist der Anspruch auf Vergütung wegen der Benutzung eines eingetrage-
nen Designs nach den bis zum Inkrafttreten des Erstreckungsgesetzes anzuwen-
denden Rechtsvorschriften bereits entstanden, so ist die Vergütung noch nach 
diesen Vorschriften zu zahlen. 
(4) Wer ein eingetragenes Design, das durch einen nach § 4 des Erstre-
ckungsgesetzes in der Fassung vom 31. Mai 2004 erstreckten Urheberschein 
geschützt war oder das zur Erteilung eines Urheberscheins angemeldet worden 
war, nach den bis zum Inkrafttreten des Erstreckungsgesetzes anzuwendenden 
Rechtsvorschriften rechtmäßig in Benutzung genommen hat, kann dieses im 
gesamten Bundesgebiet weiterbenutzen. Der Inhaber des Schutzrechts kann von 
dem Benutzungsberechtigten eine angemessene Vergütung für die Weiterbenut-
zung verlangen. 
(5) Ist eine nach § 4 des Erstreckungsgesetzes in der Fassung vom 31. Mai 
2004 erstreckte Anmeldung eines Patents für ein industrielles Muster nach § 10 
Absatz 1 der Verordnung über industrielle Muster vom 17. Januar 1974 (GBl. I 
Nr. 15 S. 140), die durch die Verordnung vom 9. Dezember 1988 (GBl. I Nr. 28 
S. 333) geändert worden ist, bekannt gemacht worden, so steht dies der Be-
kanntmachung der Eintragung der Anmeldung in das Musterregister nach § 8 
Nummer 2 des Geschmacksmustergesetzes in der bis zum Ablauf des 31. Mai 
2004 geltenden Fassung gleich. 
(6) Soweit eingetragene Designs, die nach dem Erstreckungsgesetz auf das in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannte Gebiet oder das übrige Bundesgebiet 
erstreckt worden sind, in ihrem Schutzbereich übereinstimmen und infolge der 
Erstreckung zusammentreffen, können die Inhaber dieser Schutzrechte oder 
Schutzrechtsanmeldungen ohne Rücksicht auf deren Zeitrang Rechte aus den 
Schutzrechten oder Schutzrechtsanmeldungen weder gegeneinander noch gegen 
die Personen, denen der Inhaber des anderen Schutzrechts oder der anderen 
Schutzrechtsanmeldung die Benutzung gestattet hat, geltend machen. Der Ge-
genstand des Schutzrechts oder der Schutzrechtsanmeldung darf jedoch in dem 
Gebiet, auf das das Schutzrecht oder die Schutzrechtsanmeldung erstreckt wor-
den ist, nicht oder nur unter Einschränkungen benutzt werden, soweit die un-
eingeschränkte Benutzung zu einer wesentlichen Beeinträchtigung des Inhabers 
des anderen Schutzrechts oder der anderen Schutzrechtsanmeldung oder der 
Personen, denen er die Benutzung des Gegenstands seines Schutzrechts oder 
seiner Schutzrechtsanmeldung gestattet hat, führen würde, die unter Berück-
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sichtigung aller Umstände des Falles und bei Abwägung der berechtigten Inte-
ressen der Beteiligten unbillig wäre. 
(7) Die Wirkung eines nach § 1 oder § 4 des Erstreckungsgesetzes in der 
Fassung vom 31. Mai 2004 erstreckten eingetragenen Designs tritt gegen denje-
nigen nicht ein, der das eingetragene Design in dem Gebiet, in dem es bis zum 
Inkrafttreten des Erstreckungsgesetzes nicht galt, nach dem für den Zeitrang der 
Anmeldung maßgeblichen Tag und vor dem 1. Juli 1990 rechtmäßig in Benut-
zung genommen hat. Dieser ist befugt, das eingetragene Design im gesamten 
Bundesgebiet für die Bedürfnisse seines eigenen Betriebs in eigenen oder frem-
den Werkstätten mit den sich in entsprechender Anwendung des § 12 des Pa-
tentgesetzes ergebenden Schranken auszunutzen, soweit die Benutzung nicht zu 
einer wesentlichen Beeinträchtigung des Inhabers des Schutzrechts oder der 
Personen, denen er die Benutzung des Gegenstands seines Schutzrechts gestattet 
hat, führt, die unter Berücksichtigung aller Umstände des Falles und bei Abwä-
gung der berechtigten Interessen der Beteiligten unbillig wäre. Bei einem im 
Ausland hergestellten Erzeugnis steht dem Benutzer ein Weiterbenutzungsrecht 
nach Satz 1 nur zu, wenn durch die Benutzung im Inland ein schutzwürdiger 
Besitzstand begründet worden ist, dessen Nichtanerkennung unter Berücksich-
tigung aller Umstände des Falles für den Benutzer eine unbillige Härte darstellen 
würde. 

§ 61 Typografische Schriftzeichen 
(1) Für die nach Artikel 2 des Schriftzeichengesetzes in der bis zum Ablauf 
des 1. Juni 2004 geltenden Fassung angemeldeten typografischen Schriftzeichen 
wird rechtlicher Schutz nach diesem Gesetz gewährt, soweit in den Absätzen 2 
bis 5 nichts Abweichendes bestimmt ist. 
(2) Für die bis zum Ablauf des 31. Mai 2004 eingereichten Anmeldungen nach 
Artikel 2 des Schriftzeichengesetzes finden weiterhin die für sie zu diesem Zeit-
punkt geltenden Bestimmungen über die Voraussetzungen der Schutzfähigkeit 
Anwendung. 
(3) Rechte aus eingetragenen Designs können gegenüber Handlungen nicht 
geltend gemacht werden, die vor dem 1. Juni 2004 begonnen wurden und die der 
Inhaber des typografischen Schriftzeichens nach den zu diesem Zeitpunkt gel-
tenden Vorschriften nicht hätte verbieten können. 
(4) Bis zur Eintragung der in Absatz 1 genannten Schriftzeichen richten sich 
ihre Schutzwirkungen nach dem Schriftzeichengesetz in der bis zum Ablauf des 
31. Mai 2004 geltenden Fassung. 
(5) Für die Aufrechterhaltung der Schutzdauer für die in Absatz 1 genannten 
Schriftzeichen sind abweichend von § 28 Absatz 1 Satz 1 erst ab dem elften Jahr 
der Schutzdauer Aufrechterhaltungsgebühren zu zahlen. 

 
Abschnitt 12 

Gemeinschaftsgeschmacksmuster 

§ 62 Weiterleitung der Anmeldung 
Werden beim Deutschen Patent- und Markenamt Anmeldungen von Gemein-
schaftsgeschmacksmustern nach Artikel 35 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
6/2002 des Rates vom 12. Dezember 2001 über das Gemeinschaftsgeschmacks-
muster (ABl. EG 2002 Nr. L 3 S. 1) eingereicht, so vermerkt das Deutsche Patent- 
und Markenamt auf der Anmeldung den Tag des Eingangs und leitet die Anmel-
dung ohne Prüfung unverzüglich an das Harmonisierungsamt für den Binnen-
markt (Marken, Muster und Modelle) weiter. 
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§ 62a Anwendung der Vorschriften dieses Gesetzes auf Gemeinschafts-
geschmacksmuster 
Soweit deutsches Recht anwendbar ist, sind folgende Vorschriften dieses Geset-
zes auf Ansprüche des Inhabers eines Gemeinschaftsgeschmacksmusters, das 
nach der Verordnung (EG) Nr. 6/2002 Schutz genießt, entsprechend anzuwen-
den: 
1. die Vorschriften zu Ansprüchen auf Beseitigung der Beeinträchtigung (§ 42 

Absatz 1 Satz 1), auf Schadensersatz (§ 42 Absatz 2), auf Vernichtung, auf 
Rückruf und Überlassung (§ 43), auf Auskunft (§ 46), auf Vorlage und Be-
sichtigung (§ 46a), auf Sicherung von Schadensersatzansprüchen (§ 46b) 
und auf Urteilsbekanntmachung (§ 47) neben den Ansprüchen nach Artikel 
89 Absatz 1 Buchstabe a bis c der Verordnung (EG) Nr. 6/2002; 

2. die Vorschriften zur Haftung des Inhabers eines Unternehmens (§ 44), 
Entschädigung (§ 45), Verjährung (§ 49) und zu Ansprüchen aus anderen 
gesetzlichen Vorschriften (§ 50); 

3. die Vorschriften zu den Anträgen auf Beschlagnahme bei der Einfuhr und 
Ausfuhr (§§ 55 und 57). 

§ 63 Gemeinschaftsgeschmacksmusterstreitsachen 
(1) Für alle Klagen, für die die Gemeinschaftsgeschmacksmustergerichte im 
Sinne des Artikels 80 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 6/2002 zuständig sind 
(Gemeinschaftsgeschmacksmusterstreitsachen), sind als Gemeinschaftsge-
schmacksmustergerichte erster Instanz die Landgerichte ohne Rücksicht auf den 
Streitwert ausschließlich zuständig. 
(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
Gemeinschaftsgeschmacksmusterstreitverfahren für die Bezirke mehrerer Ge-
meinschaftsgeschmacksmustergerichte einem dieser Gerichte zuzuweisen. Die 
Landesregierungen können diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die 
Landesjustizverwaltungen übertragen. 
(3) Die Länder können durch Vereinbarung den Gemeinschaftsgeschmacks-
mustergerichten eines Landes obliegende Aufgaben ganz oder teilweise dem 
zuständigen Gemeinschaftsgeschmacksmustergericht eines anderen Landes 
übertragen. 
(4) Auf Verfahren vor den Gemeinschaftsgeschmacksmustergerichten sind 
§ 52 Absatz 4 sowie die §§ 53 und 54 entsprechend anzuwenden. 

§ 63a Unterrichtung der Kommission 
Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz teilt der Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaften die nach Artikel 80 Absatz 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 6/2002 benannten Gemeinschaftsgeschmacksmustergerichte 
erster und zweiter Instanz sowie jede Änderung der Anzahl, der Bezeichnung 
oder der örtlichen Zuständigkeit dieser Gerichte mit. 

§ 63b Örtliche Zuständigkeit der Gemeinschaftsgeschmacksmuster-
gerichte 
Sind nach Artikel 82 der Verordnung (EG) Nr. 6/2002 deutsche Gemeinschafts-
geschmacksmustergerichte international zuständig, so gelten für die örtliche 
Zuständigkeit dieser Gerichte die Vorschriften entsprechend, die anzuwenden 
wären, wenn es sich um eine beim Deutschen Patent- und Markenamt einge-
reichte Anmeldung eines Designs oder um ein im Register des Deutschen Pa-
tent- und Markenamts eingetragenes Design handelte. Ist eine Zuständigkeit 
danach nicht begründet, so ist das Gericht örtlich zuständig, bei dem der Kläger 
seinen allgemeinen Gerichtsstand hat. 
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§ 63c Insolvenzverfahren 
(1) Ist dem Insolvenzgericht bekannt, dass zur Insolvenzmasse ein angemel-
detes oder eingereichtes Gemeinschaftsgeschmacksmuster gehört, so ersucht es 
das Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle) 
im unmittelbaren Verkehr, folgende Angaben in das Register für Gemein-
schaftsgeschmacksmuster oder, wenn es sich um eine Anmeldung handelt, in die 
Akten der Anmeldung einzutragen: 
1. zur Eröffnung des Verfahrens und, soweit nicht bereits im Register enthal-

ten, die Anordnung einer Verfügungsbeschränkung, 
2. zur Freigabe oder Veräußerung des Gemeinschaftsgeschmacksmusters oder 

der Anmeldung des Gemeinschaftsgeschmacksmusters, 
3. zur rechtskräftigen Einstellung des Verfahrens, 
4. zur rechtskräftigen Aufhebung des Verfahrens, im Falle einer Überwachung 

des Schuldners jedoch erst nach Beendigung dieser Überwachung, und zu 
einer Verfügungsbeschränkung. 

(2) Die Eintragung in das Register für Gemeinschaftsgeschmacksmuster oder 
in die Akten der Anmeldung kann auch vom Insolvenzverwalter beantragt 
werden. Im Falle der Eigenverwaltung tritt der Sachverwalter an die Stelle des 
Insolvenzverwalters. 

§ 64 Erteilung der Vollstreckungsklausel 
Für die Erteilung der Vollstreckungsklausel nach Artikel 71 Absatz 2 Satz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 6/2002 ist das Bundespatentgericht zuständig. Die voll-
streckbare Ausfertigung wird vom Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des 
Bundespatentgerichts erteilt. 

§ 65 Strafbare Verletzung eines Gemeinschaftsgeschmacksmusters 
(1) Wer entgegen Artikel 19 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 6/2002 ein 
Gemeinschaftsgeschmacksmuster benutzt, obwohl der Inhaber nicht zugestimmt 
hat, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) § 51 Absatz 2 bis 6 gilt entsprechend. 

 
Abschnitt 13 

Schutz gewerblicher Muster und Modelle nach dem Haager Abkommen 

§ 66 Anwendung dieses Gesetzes 
Dieses Gesetz ist auf Eintragungen oder Registrierungen gewerblicher Muster 
und Modelle nach dem Haager Abkommen vom 6. November 1925 über die 
internationale Eintragung gewerblicher Muster und Modelle (Haager Abkom-
men) (RGBl. 1928 II S. 175, 203) und dessen am 2. Juni 1934 in London (RGBl. 
1937 II S. 583, 617), am 28. November 1960 in Den Haag (BGBl. 1962 II S. 774) 
und am 2. Juli 1999 in Genf (BGBl. 2009 II S. 837) unterzeichneten Fassungen 
(internationale Eintragungen), deren Schutz sich auf das Gebiet der Bundesre-
publik Deutschland bezieht, entsprechend anzuwenden, soweit in diesem Ab-
schnitt, dem Haager Abkommen oder dessen Fassungen nichts anderes be-
stimmt ist. 

§ 67 Einreichung der internationalen Anmeldung 
Die internationale Anmeldung gewerblicher Muster oder Modelle kann nach 
Wahl des Anmelders entweder direkt beim Internationalen Büro der Weltorga-
nisation für geistiges Eigentum (Internationales Büro) oder über das Deutsche 
Patent- und Markenamt eingereicht werden. 
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§ 68 Weiterleitung der internationalen Anmeldung 
Werden beim Deutschen Patent- und Markenamt internationale Anmeldungen 
gewerblicher Muster oder Modelle eingereicht, so vermerkt das Deutsche Pa-
tent- und Markenamt auf der Anmeldung den Tag des Eingangs und leitet die 
Anmeldung ohne Prüfung unverzüglich an das Internationale Büro weiter. 

§ 69 Prüfung auf Eintragungshindernisse 
(1) Internationale Eintragungen werden in gleicher Weise wie eingetragene 
Designs, die zur Eintragung in das vom Deutschen Patent- und Markenamt 
geführte Register angemeldet sind, nach § 18 auf Eintragungshindernisse ge-
prüft. An die Stelle der Zurückweisung der Anmeldung tritt die Schutzverweige-
rung. 
(2) Stellt das Deutsche Patent- und Markenamt bei der Prüfung fest, dass 
Eintragungshindernisse nach § 18 vorliegen, so übermittelt es dem Internationa-
len Büro innerhalb einer Frist von sechs Monaten ab Veröffentlichung der inter-
nationalen Eintragung eine Mitteilung über die Schutzverweigerung. In der 
Mitteilung werden alle Gründe für die Schutzverweigerung angeführt. 
(3) Nachdem das Internationale Büro an den Inhaber der internationalen 
Eintragung eine Kopie der Mitteilung über die Schutzverweigerung abgesandt 
hat, hat das Deutsche Patent- und Markenamt dem Inhaber Gelegenheit zu 
geben, innerhalb einer Frist von vier Monaten zu der Schutzverweigerung Stel-
lung zu nehmen und auf den Schutz zu verzichten. Nach Ablauf dieser Frist 
entscheidet das Deutsche Patent- und Markenamt über die Aufrechterhaltung 
der Schutzverweigerung durch Beschluss. Soweit das Deutsche Patent- und 
Markenamt die Schutzverweigerung aufrechterhält, stehen dem Inhaber gegen-
über dem Beschluss die gleichen Rechtsbehelfe zu wie bei der Zurückweisung 
einer Anmeldung zur Eintragung eines eingetragenen Designs in das vom Deut-
schen Patent- und Markenamt geführte Register. Soweit das Deutsche Patent- 
und Markenamt die Schutzverweigerung nicht aufrechterhält oder soweit 
rechtskräftig festgestellt wird, dass der Schutz zu Unrecht verweigert wurde, 
nimmt das Deutsche Patent- und Markenamt die Schutzverweigerung unverzüg-
lich zurück. 

§ 70 Nachträgliche Schutzentziehung 
(1) An die Stelle des Antrags oder der Widerklage auf Feststellung oder Erklä-
rung der Nichtigkeit nach § 33 Absatz 1 oder 2 tritt der Antrag oder die Wider-
klage auf Feststellung der Unwirksamkeit für das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland. An die Stelle der Klage auf Einwilligung in die Löschung nach § 9 
Absatz 1 tritt die Klage auf Schutzentziehung. Das Gericht übermittelt dem 
Deutschen Patent- und Markenamt eine Ausfertigung des rechtskräftigen Ur-
teils. § 35 gilt entsprechend. 
(2) Ist dem Deutschen Patent- und Markenamt mitgeteilt worden, dass die 
Unwirksamkeit einer internationalen Eintragung für das Gebiet der Bundesre-
publik Deutschland festgestellt worden oder ihr der Schutz entzogen worden ist, 
setzt es das Internationale Büro unverzüglich davon in Kenntnis. 

§ 71 Wirkung der internationalen Eintragung 
(1) Eine internationale Eintragung, deren Schutz sich auf das Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland bezieht, hat ab dem Tag ihrer Eintragung dieselbe 
Wirkung, wie wenn sie an diesem Tag beim Deutschen Patent- und Markenamt 
als eingetragenes Design angemeldet und in dessen Register eingetragen worden 
wäre. 
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(2) Die in Absatz 1 bezeichnete Wirkung gilt als nicht eingetreten, wenn der 
internationalen Eintragung der Schutz verweigert (§ 69 Absatz 2), deren Un-
wirksamkeit für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland festgestellt (§ 70 
Absatz 1 Satz 1) oder ihr nach § 9 Absatz 1 oder § 34 Satz 1 der Schutz entzogen 
worden ist (§ 70 Absatz 1 Satz 2). 
(3) Nimmt das Deutsche Patent- und Markenamt die Mitteilung der Schutz-
verweigerung zurück, wird die internationale Eintragung für die Bundesrepublik 
Deutschland rückwirkend ab dem Tag ihrer Eintragung wirksam. 
 

Abschnitt 14 
Übergangsvorschriften 

§ 72 Anzuwendendes Recht 
(1) Auf eingetragene Designs, die vor dem 1. Juli 1988 nach dem Ge-
schmacksmustergesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
442- 1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2850), angemeldet worden sind, finden die 
bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften weiterhin Anwendung. 
(2) Auf eingetragene Designs, die vor dem 28. Oktober 2001 angemeldet oder 
eingetragen worden sind, finden weiterhin die für sie zu diesem Zeitpunkt gel-
tenden Bestimmungen über die Voraussetzungen der Schutzfähigkeit Anwen-
dung. Rechte aus diesen eingetragenen Designs können nicht geltend gemacht 
werden, soweit sie Handlungen im Sinne von § 38 Absatz 1 betreffen, die vor 
dem 28. Oktober 2001 begonnen wurden und die der Verletzte vor diesem Tag 
nach den Vorschriften des Geschmacksmustergesetzes in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 442-1, veröffentlichten bereinigten Fassung in 
der zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung nicht hätte verbieten können. 
(3) Für eingetragene Designs, die vor dem 1. Juni 2004 angemeldet, aber noch 
nicht eingetragen worden sind, richten sich die Schutzwirkungen bis zur Eintra-
gung nach den Bestimmungen des Geschmacksmustergesetzes in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 442-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung in der bis zum Ablauf des 31. Mai 2004 geltenden Fassung. 
(4) Artikel 229 § 6 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
findet mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, dass § 14a Absatz 3 des 
Geschmacksmustergesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 442-1, veröffentlichten bereinigten Fassung in der bis zum 1. Januar 
2002 geltenden Fassung den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die 
Verjährung in der bis zum 1. Januar 2002 geltenden Fassung gleichgestellt ist. 

§ 73 Rechtsbeschränkungen 
(1) Rechte aus einem eingetragenen Design können gegenüber Handlungen 
nicht geltend gemacht werden, die die Benutzung eines Bauelements zur Repa-
ratur eines komplexen Erzeugnisses im Hinblick auf die Wiederherstellung von 
dessen ursprünglicher Erscheinungsform betreffen, wenn diese Handlungen 
nach dem Geschmacksmustergesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 442-1, veröffentlichten bereinigten Fassung in der bis zum Ablauf 
des 31. Mai 2004 geltenden Fassung nicht verhindert werden konnten. 
(2) Für bestehende Lizenzen an dem durch die Anmeldung oder Eintragung 
eines eingetragenen Designs begründeten Recht, die vor dem 1. Juni 2004 erteilt 
wurden, gilt § 31 Absatz 5 nur, wenn das Recht ab dem 1. Juni 2004 übergegan-
gen oder die Lizenz ab diesem Zeitpunkt erteilt worden ist. 
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(3) Ansprüche auf Entwerferbenennung nach § 10 können nur für eingetra-
gene Designs geltend gemacht werden, die ab dem 1. Juni 2004 angemeldet 
werden. 
(4) Die Schutzwirkung von Abwandlungen von Grundmustern nach § 8a des 
Geschmacksmustergesetzes in der bis zum Ablauf des 31. Mai 2004 geltenden 
Fassung richtet sich nach den Bestimmungen des Geschmacksmustergesetzes in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 442-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung in der bis zum Ablauf des 31. Mai 2004 geltenden Fassung. 
§ 28 Absatz 2 ist für die Aufrechterhaltung von Abwandlungen eines Grundmus-
ters mit der Maßgabe anzuwenden, dass zunächst die Grundmuster berücksich-
tigt werden. 

§ 74 Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Modernisierung des Ge-
schmacksmustergesetzes sowie zur Änderung der Regelungen über die 
Bekanntmachungen zum Ausstellungsschutz 
(1) Geschmacksmuster, die bis zum Inkrafttreten des Gesetzes vom 10. Okto-
ber 2013 (BGBl. I S. 3799) am 1. Januar 2014 angemeldet oder eingetragen wor-
den sind, werden ab diesem Zeitpunkt als eingetragene Designs bezeichnet. 
(2) § 52a gilt nur für Designstreitigkeiten, die nach dem 31. Dezember 2013 
anhängig geworden sind. 





 
 83 

VI. Gesetz zum Schutz der Kulturdenkmale – DschG  
(Baden-Württemberg) 

Gesetz zum Schutz der Kulturdenkmale (Denkmalschutzgesetz – DSchG) in der Fassung 
vom 6. Dezember 1983. 
Zum 22.11.2016 aktuellste verfügbare Fassung der Gesamtausgabe. 
Stand: letzte berücksichtigte Änderung: mehrfach geändert durch Gesetz vom 9. Dezember 
2014 (GBl. S. 686) 
 

1. ABSCHNITT 
Denkmalschutz und Denkmalpflege 

§ 1 Aufgabe 
(1) Es ist Aufgabe von Denkmalschutz und Denkmalpflege, die Kulturdenk-
male zu schützen und zu pflegen, insbesondere den Zustand der Kulturdenkmale 
zu überwachen sowie auf die Abwendung von Gefährdungen und die Bergung 
von Kulturdenkmalen hinzuwirken. 
(2) Diese Aufgabe wird vom Land und im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit 
von den Gemeinden erfüllt. 
 

2. ABSCHNITT 
Gegenstand und Organisation des Denkmalschutzes 

§ 2 Gegenstand des Denkmalschutzes 
(1) Kulturdenkmale im Sinne dieses Gesetzes sind Sachen, Sachgesamtheiten 
und Teile von Sachen, an deren Erhaltung aus wissenschaftlichen, künstleri-
schen oder heimatgeschichtlichen Gründen ein öffentliches Interesse besteht. 
(2) Zu einem Kulturdenkmal gehört auch das Zubehör, soweit es mit der 
Hauptsache eine Einheit von Denkmalwert bildet. 
(3) Gegenstand des Denkmalschutzes sind auch 
1. die Umgebung eines Kulturdenkmals, soweit sie für dessen Erscheinungs-

bild von erheblicher Bedeutung ist (§ 15 Abs. 3), sowie 
2. Gesamtanlagen (§ 19). 

§ 3 Denkmalschutzbehörden 
(1) Denkmalschutzbehörden sind 
1. das Finanz- und Wirtschaftsministerium als oberste Denkmalschutzbehör-

de, 
2. die Regierungspräsidien als höhere Denkmalschutzbehörden, 
3. die unteren Baurechtsbehörden als untere Denkmalschutzbehörden, 
4. das Landesamt für Denkmalpflege, 
5. das Landesarchiv als Landesoberbehörde für den Denkmalschutz im Ar-

chivwesen. 
(2) Die oberste Denkmalschutzbehörde entscheidet über alle grundsätzlichen 
Angelegenheiten des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege sowie über 
andere wichtige Angelegenheiten von landesweiter Bedeutung, insbesondere 
über die Aufstellung des Denkmalförderprogramms. 
(3) Die den Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften nach Absatz 1 Nr. 3 
übertragenen Aufgaben der unteren Denkmalschutzbehörde sind Pflichtaufga-
ben nach Weisung; das Weisungsrecht ist nicht beschränkt. Für die Erhebung 
von Gebühren und Auslagen gilt das Kommunalabgabengesetz. 
(4) Die unteren Denkmalschutzbehörden entscheiden nach Anhörung des 
Landesamtes für Denkmalpflege nach Absatz 1 Nr. 4. Will die untere Denkmal-



 
 84 

schutzbehörde von der Äußerung des Landesamtes für Denkmalpflege abwei-
chen, so hat sie dies der höheren Denkmalschutzbehörde rechtzeitig vorher 
mitzuteilen. Im Bereich des Archivwesens tritt an die Stelle des Landesamtes für 
Denkmalpflege das Landesarchiv. 
(5) Ist das Land als Eigentümer oder Besitzer betroffen, entscheidet die untere 
Denkmalschutzbehörde im Einvernehmen mit der für die Verwaltung des Kul-
turdenkmals zuständigen Landesbehörde. 
(6) Leistet eine Denkmalschutzbehörde einer ihr erteilten Weisung innerhalb 
der gesetzten Frist keine Folge, so kann an ihrer Stelle jede Fachaufsichtsbehör-
de die erforderlichen Maßnahmen auf Kosten des Kostenträgers der Denkmal-
schutzbehörde treffen. § 129 Abs. 5 der Gemeindeordnung gilt entsprechend. 

§ 3a Landesamt für Denkmalpflege 
Das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart ist zustän-
dige Behörde für die fachliche Denkmalpflege. Es unterstützt die Denkmal-
schutzbehörden in allen Angelegenheiten der fachlichen Denkmalpflege bei der 
Ausführung dieses Gesetzes. Dabei hat es im Rahmen der Vorgaben der obersten 
Denkmalschutzbehörde insbesondere die Aufgabe, 
1. fachliche Grundlagen und Leitlinien für Methodik und Praxis der Denk-

malpflege zu erarbeiten und deren landeseinheitliche Umsetzung sicherzu-
stellen, 

2. die Aufstellung von Denkmalförderprogrammen vorzubereiten und abzu-
wickeln, 

3. Kulturdenkmale und Gesamtanlagen in Listen zu erfassen, zu dokumentie-
ren und zu erforschen, 

4. Dritte, insbesondere die Eigentümer und Besitzer von Kulturdenkmalen, 
denkmalfachlich zu beraten, 

5. die zentrale denkmalfachliche Öffentlichkeitsarbeit durchzuführen und das 
vom Denkmalschutz umfasste kulturelle Erbe des Landes und die Maßnah-
men zu seinem Erhalt in der Öffentlichkeit zu vermitteln, 

6. zentrale Fachbibliotheken, Dokumentationen, Fachdatenbanken sowie 
sonstige zentrale Dienstleistungen zu unterhalten und 

7. Steuerbescheinigungen nach § 10g des Einkommensteuergesetzes zu ertei-
len, soweit keine Zuständigkeit des Landesarchivs besteht. 

§ 4 Denkmalrat 
(1) Bei der obersten Denkmalschutzbehörde wird ein Denkmalrat gebildet. 
Der Denkmalrat soll von der obersten Denkmalschutzbehörde bei allen Ent-
scheidungen von grundsätzlicher Bedeutung gehört werden. 
(2) Die Mitglieder des Denkmalrats werden von der obersten Denkmal-
schutzbehörde auf die Dauer von fünf Jahren berufen. Die Mitgliederzahl kann 
bis zu 40 Personen betragen. Dem Denkmalrat sollen insbesondere Vertreter der 
Denkmalschutzbehörden, der staatlichen Hochbauverwaltung, der Kirchen, der 
kommunalen Landesverbände und der Kulturdenkmaleigentümer sowie weitere 
Personen angehören, die mit den Fragen des Denkmalschutzes vertraut sind. 
Dem Denkmalrat sollen Personen aus allen Regierungsbezirken angehören. 
(3) In den Sitzungen führt die oberste Denkmalschutzbehörde den Vorsitz. 
Die Mitglieder des Denkmalrats sind ehrenamtlich tätig. 
(4) Die oberste Denkmalschutzbehörde erläßt eine Geschäftsordnung für den 
Denkmalrat, die auch das Berufungsverfahren und das Vorschlagsrecht regelt. 
Die Geschäftsordnung kann bestimmen, daß der Denkmalrat Fachausschüsse 
bildet, an die Aufgaben delegiert werden können. 
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§ 5 Entschädigungen 
Die oberste Denkmalschutzbehörde kann mit Zustimmung des Finanzministeri-
ums durch Rechtsverordnung die Entschädigung und den Reisekostenersatz für 
die Beauftragten der Denkmalschutzbehörden regeln. Dabei können Durch-
schnittssätze festgesetzt werden. 
 

3. ABSCHNITT 
Allgemeine Schutzvorschriften 

§ 6 Erhaltungspflicht 
Eigentümer und Besitzer von Kulturdenkmalen haben diese im Rahmen des 
Zumutbaren zu erhalten und pfleglich zu behandeln. Das Land trägt hierzu 
durch Zuschüsse nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
bei. 

§ 7 Maßnahmen und Zuständigkeit der Denkmalschutzbehörden 
(1) Die Denkmalschutzbehörden haben zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
diejenigen Maßnahmen zu treffen, die ihnen nach pflichtgemäßem Ermessen 
erforderlich erscheinen. Die Vorschriften der §§ 6, 7 und 9 des Polizeigesetzes 
finden sinngemäß Anwendung. 
(2) Soweit ein Vorhaben einer Genehmigung nach diesem Gesetz bedarf, 
kann diese mit Bedingungen oder Auflagen verknüpft werden. 
(3) Bedarf ein Vorhaben nach anderen Vorschriften einer Genehmigung, tritt 
die Zustimmung der Denkmalschutzbehörde an die Stelle der Genehmigung 
nach diesem Gesetz. 
(4) Soweit nicht etwas Abweichendes bestimmt ist, ist die untere Denkmal-
schutzbehörde zuständig. Erscheint bei Gefahr im Verzug ein rechtzeitiges Tä-
tigwerden der zuständigen Denkmalschutzbehörde nicht erreichbar, so kann das 
Landesamt für Denkmalpflege oder im Bereich des Archivwesens das Landesar-
chiv oder, falls diese nicht rechtzeitig tätig werden können, die höhere Denk-
malschutzbehörde oder, falls auch diese nicht rechtzeitig tätig werden kann, der 
Polizeivollzugsdienst die erforderlichen vorläufigen Maßnahmen treffen. Die 
zuständige Behörde ist unverzüglich zu unterrichten. 
(5) Ist als Eigentümer oder Besitzer eine kommunale Körperschaft betroffen, 
so entscheidet 
1. die höhere Denkmalschutzbehörde  
bei Stadt- und Landkreisen, Großen Kreisstädten sowie Verwaltungsgemein-
schaften nach § 17 des Landesverwaltungsgesetzes, die der Rechtsaufsicht des 
Regierungspräsidiums unterstehen, und den ihnen angehörenden Gemeinden, 
2. das Landratsamt als untere Denkmalschutzbehörde 
bei Verwaltungsgemeinschaften nach § 17 des Landesverwaltungsgesetzes, die 
der Rechtsaufsicht des Landratsamts unterstehen, und den ihnen angehörenden 
Gemeinden, bei sonstigen Gemeinden mit Baurechtszuständigkeit sowie bei 
sonstigen Verwaltungsgemeinschaften mit Baurechtszuständigkeit und den 
ihnen angehörenden Gemeinden. 

§ 8 Allgemeiner Schutz von Kulturdenkmalen 
(1) Ein Kulturdenkmal darf nur mit Genehmigung der Denkmalschutzbehör-
de 
1. zerstört oder beseitigt werden, 
2. in seinem Erscheinungsbild beeinträchtigt werden oder 
3. aus seiner Umgebung entfernt werden, soweit diese für den Denkmalwert 

von wesentlicher Bedeutung ist. 
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(2) Dies gilt für bewegliche Kulturdenkmale nur, wenn sie allgemein sichtbar 
oder zugänglich sind. 

§ 9 Sammlungen 
Von den Genehmigungspflichten nach diesem Gesetz sind Kulturdenkmale 
ausgenommen, die von einer staatlichen Sammlung verwaltet werden. Die 
oberste Denkmalschutzbehörde kann andere Sammlungen von den Genehmi-
gungspflichten ausnehmen, soweit sie fachlich betreut werden. 

§ 10 Auskunfts- und Duldungspflichten 
(1) Eigentümer und Besitzer sind verpflichtet, Auskünfte zu erteilen, die zur 
Erfüllung der Aufgaben des Denkmalschutzes notwendig sind. 
(2) Die Denkmalschutzbehörden oder ihre Beauftragten sind berechtigt, 
Grundstücke und zur Verhütung dringender Gefahr für Kulturdenkmale Woh-
nungen zu betreten und Kulturdenkmale zu besichtigen, soweit es zur Erfüllung 
der Aufgaben des Denkmalschutzes erforderlich ist. Sie sind zu den erforderli-
chen wissenschaftlichen Erfassungsmaßnahmen - wie der Inventarisation - 
berechtigt; insbesondere können sie in national wertvolle oder landes- oder 
ortsgeschichtlich bedeutsame Archive oder entsprechende andere Sammlungen 
Einsicht nehmen. Artikel 13 des Grundgesetzes wird insoweit eingeschränkt. 
(3) Kirchen, die nicht dauernd für die Öffentlichkeit zugänglich sind, dürfen 
nur mit Zustimmung betreten werden. Öffentliche Kirchenräume dürfen nur 
außerhalb des Gottesdienstes besichtigt werden. 

§ 11 Kulturdenkmale, die dem Gottesdienst dienen 
(1) Die Denkmalschutzbehörden haben bei Kulturdenkmalen, die dem Got-
tesdienst dienen, die gottesdienstlichen Belange, die von der oberen Kirchenbe-
hörde oder der entsprechenden Stelle der betroffenen Religionsgemeinschaft 
festzustellen sind, vorrangig zu beachten. Vor der Durchführung von Maßnah-
men setzen sich die Denkmalschutzbehörden mit der oberen Kirchenbehörde 
oder der entsprechenden Stelle der betroffenen Religionsgemeinschaft ins Be-
nehmen. 
(2) § 7 Abs. 1, § 8 sowie § 15 Abs. 1 und 2 finden keine Anwendung auf Kul-
turdenkmale, die im kirchlichen Eigentum stehen, soweit sie dem Gottesdienst 
dienen und die Kirchen im Einvernehmen mit der obersten Denkmalschutzbe-
hörde eigene Vorschriften zum Schutz dieser Kulturdenkmale erlassen. Vor der 
Durchführung von Vorhaben im Sinne der erwähnten Bestimmungen ist die 
höhere Denkmalschutzbehörde zu hören. Kommt eine Einigung mit der höheren 
Denkmalschutzbehörde nicht zustande, so entscheidet die obere Kirchenbehörde 
im Benehmen mit der obersten Denkmalschutzbehörde. 
(3) Der 8. Abschnitt dieses Gesetzes ist auf kircheneigene Kulturdenkmale 
nicht anwendbar. 
 

4. ABSCHNITT 
Zusätzlicher Schutz für eingetragene Kulturdenkmale 

§ 12 Kulturdenkmale von besonderer Bedeutung 
(1) Kulturdenkmale von besonderer Bedeutung genießen zusätzlichen Schutz 
durch Eintragung in das Denkmalbuch. 
(2) Bewegliche Kulturdenkmale werden nur eingetragen, 
1. wenn der Eigentümer die Eintragung beantragt oder 
2. wenn sie eine überörtliche Bedeutung haben oder zum Kulturbereich des 

Landes besondere Beziehungen aufweisen oder 
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3. wenn sie national wertvolles Kulturgut darstellen oder 
4. wenn sie national wertvolle oder landes- oder ortsgeschichtlich bedeutsame 

Archive darstellen oder 
5. wenn sie auf Grund internationaler Empfehlungen zu schützen sind. 
(3) Die Eintragung ist zu löschen, wenn ihre Voraussetzungen nicht mehr 
vorliegen. 

§ 13 Eintragungsverfahren 
(1) Für die Eintragung und Löschung ist die höhere Denkmalschutzbehörde 
zuständig. 
(2) Bei einem unbeweglichen Kulturdenkmal ist die Gemeinde zu hören, in 
deren Gebiet es sich befindet. 
(3) Bestehen aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen erhebliche Zweifel, 
wer Eigentümer eines Kulturdenkmals ist, so können Verwaltungsakte der 
Denkmalschutzbehörden öffentlich bekanntgegeben werden. 
(4) Die Eintragung wirkt für und gegen den Rechtsnachfolger. 

§ 14 Denkmalbuch 
(1) Das Denkmalbuch wird von der höheren Denkmalschutzbehörde geführt. 
(2) Die Einsicht in das Denkmalbuch ist jedermann gestattet, der ein berech-
tigtes Interesse darlegt. 

§ 15 Wirkung der Eintragung 
(1) Ein eingetragenes Kulturdenkmal darf nur mit Genehmigung der Denk-
malschutzbehörde 
1. wiederhergestellt oder instand gesetzt werden, 
2. in seinem Erscheinungsbild oder seiner Substanz verändert werden, 
3. mit An- oder Aufbauten, Aufschriften oder Werbeeinrichtungen versehen 

werden, 
4. von seinem Stand- oder Aufbewahrungsort insoweit entfernt werden, als 

bei der Eintragung aus Gründen des Denkmalschutzes verfügt wird, das 
Kulturdenkmal dürfe nicht entfernt werden. 

Einer Genehmigung bedarf auch die Aufhebung der Zubehöreigenschaft im 
Sinne von § 2 Abs. 2. 
(2) Aus einer eingetragenen Sachgesamtheit, insbesondere aus einer Samm-
lung, dürfen Einzelsachen nur mit Genehmigung der Denkmalschutzbehörde 
entfernt werden. Die höhere Denkmalschutzbehörde kann allgemein genehmi-
gen, daß Einzelsachen im Rahmen der ordnungsgemäßen Verwaltung entfernt 
werden. 
(3) Bauliche Anlagen in der Umgebung eines eingetragenen Kulturdenkmals, 
soweit sie für dessen Erscheinungsbild von erheblicher Bedeutung ist, dürfen 
nur mit Genehmigung der Denkmalschutzbehörde errichtet, verändert oder 
beseitigt werden. Andere Vorhaben bedürfen dieser Genehmigung, wenn sich 
die bisherige Grundstücksnutzung ändern würde. Die Genehmigung ist zu ertei-
len, wenn das Vorhaben das Erscheinungsbild des Denkmals nur unerheblich 
oder nur vorübergehend beeinträchtigen würde oder wenn überwiegende Grün-
de des Gemeinwohls unausweichlich Berücksichtigung verlangen. 

§ 16 Anzeigepflichten 
(1) Eigentümer und Besitzer haben Schäden oder Mängel, die an eingetrage-
nen Kulturdenkmalen auftreten und die ihre Erhaltung gefährden können, un-
verzüglich einer Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. 
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(2) Wird ein eingetragenes Kulturdenkmal veräußert, so haben Veräußerer 
und Erwerber den Eigentumswechsel innerhalb von einem Monat einer Denk-
malschutzbehörde anzuzeigen. 

§ 17 Vorläufiger Schutz 
Die höhere Denkmalschutzbehörde kann anordnen, daß Sachen, Sachgesamthei-
ten oder Teile von Sachen, mit deren Eintragung als Kulturdenkmal in das 
Denkmalbuch zu rechnen ist, vorläufig als eingetragen gelten. Die Anordnung 
tritt außer Kraft, wenn die Eintragung nicht binnen eines Monats eingeleitet und 
spätestens nach sechs Monaten bewirkt wird. Bei Vorliegen wichtiger Gründe 
kann diese Frist um höchstens drei Monate verlängert werden. 

§ 18 Besonderer Schutz bei Katastrophen 
(1) Die oberste Denkmalschutzbehörde wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung die zum Schutz eingetragener Kulturdenkmale für den Fall von Katastro-
phen erforderlichen Vorschriften zu erlassen. Dabei können insbesondere die 
Eigentümer und Besitzer verpflichtet werden, 
1. den Aufbewahrungsort von Kulturdenkmalen zu melden, 
2. Kulturdenkmale mit den in internationalen Verträgen vorgesehenen Kenn-

zeichen versehen zu lassen, 
3. Kulturdenkmale zu bergen, besonders zu sichern, bergen oder besonders 

sichern zu lassen oder sie zum Zwecke der vorübergehenden Verwahrung 
an Bergungsorten auf Anordnung der Denkmalschutzbehörde abzuliefern, 

4. die wissenschaftliche Erfassung von Kulturdenkmalen oder sonstige zu 
ihrer Dokumentierung, Sicherung oder Wiederherstellung von der Denk-
malschutzbehörde angeordnete Maßnahmen zu dulden. 

Soweit in der Rechtsverordnung eine Ablieferungspflicht vorgesehen wird, ist 
anzuordnen, daß die abgelieferten Sachen unverzüglich den Berechtigten zu-
rückzugeben sind, sobald die weitere Verwahrung an einem Bergungsort zum 
Schutz der Kulturdenkmale nicht mehr erforderlich ist. 
(2) Die Ermächtigung nach Absatz 1 kann von der obersten Denkmalschutz-
behörde durch Rechtsverordnung auf die nachgeordneten Denkmalschutzbehör-
den übertragen werden. 
 

5. ABSCHNITT 
Gesamtanlagen 

§ 19 
(1) Die Gemeinden können Gesamtanlagen, insbesondere Straßen-, Platz- und 
Ortsbilder, an deren Erhaltung aus wissenschaftlichen, künstlerischen oder 
heimatgeschichtlichen Gründen ein besonderes öffentliches Interesse besteht, im 
Benehmen mit dem Landesamt für Denkmalpflege durch Satzung unter Denk-
malschutz stellen. 
(2) Veränderungen an dem geschützten Bild der Gesamtanlage bedürfen der 
Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörde. Die Genehmigung ist zu 
erteilen, wenn die Veränderung das Bild der Gesamtanlage nur unerheblich oder 
nur vorübergehend beeinträchtigen würde oder wenn überwiegende Gründe des 
Gemeinwohls unausweichlich Berücksichtigung verlangen. Die Denkmalschutz-
behörde hat vor ihrer Entscheidung die Gemeinde zu hören. 
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6. ABSCHNITT 
Fund von Kulturdenkmalen 

§ 20 Zufällige Funde 
(1) Wer Sachen, Sachgesamtheiten oder Teile von Sachen entdeckt, von de-
nen anzunehmen ist, daß an ihrer Erhaltung aus wissenschaftlichen, künstleri-
schen oder heimatgeschichtlichen Gründen ein öffentliches Interesse besteht, 
hat dies unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzei-
gen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des vierten Werktages 
nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die 
Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Diese 
Verpflichtung besteht nicht, wenn damit unverhältnismäßig hohe Kosten oder 
Nachteile verbunden sind und die Denkmalschutzbehörde es ablehnt, hierfür 
Ersatz zu leisten. 
(2) Das Landesamt für Denkmalpflege und seine Beauftragten sind berechtigt, 
den Fund auszuwerten und, soweit es sich um bewegliche Kulturdenkmale 
handelt, zu bergen und zur wissenschaftlichen Bearbeitung in Besitz zu nehmen. 
(3) Die Gemeinden sind verpflichtet, die ihnen bekanntwerdenden Funde 
unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege mitzuteilen. 

§ 21 Nachforschungen 
Nachforschungen, insbesondere Grabungen, mit dem Ziel, Kulturdenkmale zu 
entdecken, bedürfen der Genehmigung. Die Genehmigung erteilt das Landesamt 
für Denkmalpflege im Benehmen mit der höheren Denkmalschutzbehörde. 

§ 22 Grabungsschutzgebiete 
(1) Die untere Denkmalschutzbehörde ist ermächtigt, Gebiete, die begründe-
ter Vermutung nach Kulturdenkmale von besonderer Bedeutung bergen, durch 
Rechtsverordnung zu Grabungsschutzgebieten zu erklären. 
(2) In Grabungsschutzgebieten dürfen Arbeiten, durch die verborgene Kul-
turdenkmale zutage gefördert oder gefährdet werden können, nur mit Genehmi-
gung vorgenommen werden. Die Genehmigung erteilt das Landesamt für 
Denkmalpflege im Benehmen mit der höheren Denkmalschutzbehörde. Die 
bisherige land- und forstwirtschaftliche Nutzung bleibt unberührt. 

§ 23 Schatzregal 
Bewegliche Kulturdenkmale, die herrenlos sind oder die so lange verborgen 
gewesen sind, daß ihr Eigentümer nicht mehr zu ermitteln ist, werden mit der 
Entdeckung Eigentum des Landes, wenn sie bei staatlichen Nachforschungen 
oder in Grabungsschutzgebieten entdeckt werden oder wenn sie einen hervor-
ragenden wissenschaftlichen Wert haben. 

 
7. ABSCHNITT 
Entschädigung 

§ 24 
(1) Soweit Maßnahmen auf Grund dieses Gesetzes enteignende Wirkung 
haben, ist eine angemessene Entschädigung zu leisten. §§ 7 bis 13 des Landes-
enteignungsgesetzes gelten entsprechend. 
(2) Kommt eine Einigung über die Entschädigung nicht zustande, so ent-
scheidet die höhere Denkmalschutzbehörde. 
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8. ABSCHNITT 
Förmliche Enteignung 

§ 25 Voraussetzungen der Enteignung 
(1) Die Enteignung ist zulässig, soweit die Erhaltung eines eingetragenen 
Kulturdenkmals oder seines Erscheinungsbildes oder die Erhaltung einer ge-
schützten Gesamtanlage auf andere zumutbare Weise nicht gesichert werden 
kann. 
(2) Die Enteignung ist außerdem zulässig 
1. bei Funden, soweit auf andere Weise nicht sicherzustellen ist, daß ein Kul-

turdenkmal wissenschaftlich ausgewertet werden kann oder allgemein zu-
gänglich ist, 

2. bei Kulturdenkmalen, soweit auf andere Weise nicht sicherzustellen ist, daß 
sie wissenschaftlich erfaßt werden können. 

(3) Zum Zwecke von planmäßigen Nachforschungen ist die Enteignung 
zulässig, wenn eine begründete Vermutung dafür besteht, daß durch die Nach-
forschung Kulturdenkmale entdeckt werden. 

§ 26 Enteignung beweglicher Sachen 
(1) Ist Gegenstand der Enteignung eine bewegliche Sache, ein Recht an einer 
beweglichen Sache oder ein Recht, das zum Erwerb, Besitz oder zur Nutzung der 
beweglichen Sache berechtigt oder den Verpflichteten in der Nutzung der be-
weglichen Sache beschränkt, gelten §§ 4, 5, 7 bis 13, 17, § 22 Abs. 1, 3 und 4, 
§§ 23, 27 bis 36, 39, 40, 42 und 43 des Landesenteignungsgesetzes entsprechend. 
In der Ausführungsanordnung können der Eigentümer und der Besitzer ver-
pflichtet werden, die Sache an den Enteignungsbegünstigten herauszugeben. 
(2) Ist zur Erhaltung, wissenschaftlichen Erfassung oder Auswertung eines 
Kulturdenkmals die sofortige Herausgabe an den Antragsteller dringend gebo-
ten, kann die Enteignungsbehörde den Eigentümer oder Besitzer verpflichten, 
die Sache an den Antragsteller herauszugeben. Im übrigen gelten § 37 Abs. 2 bis 
5 und § 38 Abs. 2 und 3 des Landesenteignungsgesetzes entsprechend. 
 

9. ABSCHNITT 
Ordnungswidrigkeiten und Schlußbestimmungen 

§ 27 Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. ohne Genehmigung der Denkmalschutzbehörde die in § 8, § 15 Abs. 1, Abs. 

2 Satz 1, Abs. 3 Sätze 1 und 2, § 21, § 22 Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Hand-
lungen vornimmt oder den in Genehmigungen enthaltenen vollziehbaren 
Auflagen zuwiderhandelt, 

2. den ihn nach § 16, § 20 Abs. 1 treffenden Pflichten zuwiderhandelt, 
3. den Maßnahmen der Denkmalschutzbehörden nach § 7 Abs. 1 oder 4 zuwi-

derhandelt, sofern die Behörde auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 
4. den Vorschriften einer nach § 18 erlassenen Rechtsverordnung zuwider-

handelt, soweit die Rechtsverordnung auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 
5. ohne Genehmigung der Denkmalschutzbehörde entgegen § 19 Abs. 2 Satz 1 

Veränderungen an dem geschützten Bild einer Gesamtanlage vornimmt o-
der den in Genehmigungen enthaltenen vollziehbaren Auflagen zuwider-
handelt, soweit die Gesamtanlage durch Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 1 
dieses Gesetzes in der bis zum 31. Dezember 1983 geltenden Fassung unter 
Denkmalschutz gestellt wurde, 
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6. den Vorschriften einer nach § 19 Abs. 1 erlassenen Satzung zuwiderhandelt, 
soweit die Satzung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor-
schrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 250 000 Euro, in 
besonders schweren Fällen bis zu 500 000 Euro geahndet werden. 
(3) Gegenstände, auf die sich die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1, 3 
oder 4 bezieht, können eingezogen werden. 
(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist die untere Denkmalschutzbehörde. 

§ 28 Übergangsbestimmungen 
(1) Als Eintragung in das Denkmalbuch gemäß § 12 gilt die Eintragung in 
1. das Denkmalbuch und das Buch der Bodenaltertümer nach dem bad. Lan-

desgesetz zum Schutz der Kulturdenkmale, 
2. das auf Grund von Artikel 97 Abs. 7 der württ. Bauordnung angelegte 

Landesverzeichnis der Baudenkmale, 
3. das auf Grund von § 34 der bad. Landesbauordnung angelegte Verzeichnis 

der Baudenkmale, 
4. das Verzeichnis der Denkmäler nach Artikel 8 und 10 des hess. Gesetzes 

den Denkmalschutz betreffend vom 16. Juli 1902 (RegBl. S. 275), 
5. das Denkmalverzeichnis gemäß Verfügung des württ. Ministeriums des 

Kirchen- und Schulwesens, betreffend den Schutz von Denkmalen und 
heimatlichem Kunstbesitz, vom 25. Mai 1920 (RegBl. S. 317). 

(2) Die Eintragungen nach Absatz 1 sollen in das nach diesem Gesetz anzule-
gende Denkmalbuch nach den für Neueintragungen geltenden Bestimmungen 
übertragen werden. 
(3) Straßen-, Platz- und Ortsbilder, die nach dem bad. Denkmalschutzgesetz 
geschützt waren, behalten diese Eigenschaft gemäß § 19, soweit der Schutz im 
Einvernehmen mit der Gemeinde verfügt worden ist. Gebiete, die nach dem bad. 
Denkmalschutzgesetz zu Grabungsschutzgebieten erklärt waren, werden Gra-
bungsschutzgebiete gemäß § 22. 
(4) Kulturdenkmale im Eigentum des Staates und öffentlich-rechtlicher Kör-
perschaften, Anstalten oder Stiftungen, die nicht in das Denkmalbuch eingetra-
gen sind, aber eine besondere Bedeutung besitzen, stehen bis zum Ablauf von 
zehn Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes den eingetragenen Kulturdenk-
malen gleich. 
(5) Maßnahmen, die im Zusammenhang mit der Fideikommißauflösung zum 
Schutz von Gegenständen und Sachgesamtheiten von besonderem künstleri-
schen, wissenschaftlichen, geschichtlichen oder heimatlichen Wert getroffen 
sind, werden durch dieses Gesetz nicht berührt. Solche Maßnahmen können 
geändert, an die Vorschriften dieses Gesetzes angepaßt oder aufgehoben wer-
den. Zuständig hierfür sind die höheren Denkmalschutzbehörden. Sie haben 
auch die zur Durchsetzung der Maßnahmen erforderlichen Anordnungen zu 
treffen. Soweit zur Wirksamkeit eines Rechtsgeschäftes oder zur Vornahme 
einer Handlung die Genehmigung des Fideikommißgerichts erforderlich war, 
geht die Genehmigungszuständigkeit auf die höhere Denkmalschutzbehörde 
über. 

§ 29 Inkrafttreten 
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1972 in Kraft.1)  
(2) Gleichzeitig treten alle diesem Gesetz entsprechenden oder widerspre-
chenden Vorschriften außer Kraft, insbesondere 
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1. das bad. Landesgesetz zum Schutz der Kulturdenkmale (Badisches Denk-
malschutzgesetz) vom 12. Juli 1949 (GVBl. S. 303), 

2. das württ. Gesetz betreffend den vorläufigen Schutz von Denkmalen im 
Eigentum bürgerlicher oder kirchlicher Gemeinden sowie öffentlicher Stif-
tungen vom 14. März 1914 (RegBl. S. 45), 

3. das württ. Gesetz betreffend den vorläufigen Schutz von Denkmalen und 
heimatlichem Kunstbesitz vom 14. Mai 1920 (RegBl. S. 305), 

4. die Verfügung des württ. Ministeriums des Kirchen- und Schulwesens, 
betreffend den Schutz von Denkmalen und heimatlichem Kunstbesitz, vom 
25. Mai 1920 (RegBl. S. 317), 

5. § 131 des Polizeistrafgesetzbuches für Baden vom 31. Oktober 1863 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juli 1923 (GVBl. S. 216), 

6. die bad. Verordnung vom 27. November 1914, Ausgrabungen und Funde 
betreffend (GVBl. S. 290), 

7. das preuß. Ausgrabungsgesetz vom 26. März 1914 (GS S. 41), 
8. die württ. Verfügung des Ministeriums des Innern über Baudenkmale vom 

14. Januar 1912 (RegBl. S. 10), 
9. Artikel 97 der württ. Bauordnung vom 28. Juli 1910 (RegBl. S. 333), 
10. §§ 6 und 7 des Gesetzes über das Erlöschen der Fideikommisse und sonsti-

ger gebundener Vermögen vom 6. Juli 1938 (RGBl. I S. 825) und § 7 der 
Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Gesetzes über das Erlö-
schen der Fideikommisse und sonstiger gebundener Vermögen vom 20. 
März 1939 (RGBl. I S. 509), soweit sie den Schutz und die Sicherung von 
Gegenständen und Sachgesamtheiten von besonderem künstlerischen, wis-
senschaftlichen, geschichtlichen und heimatlichen Wert betreffen, 

11. die Verfügungen Nr. 41 und 42 des württ.-bad. Kultministeriums betr. den 
Denkmalschutz von Innenräumen vom 18. Juli 1946 (RegBl. S. 215) und vom 
19. Dezember 1946 (RegBl. 1947 S. 1). 

Fußnoten 
1 Die Vorschrift betrifft das Gesetz in der ursprünglichen Fassung vom 25. Mai 
1971 (GBl. S. 209). 
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VII. Einkommensteuergesetz (EStG) [Auszug] 

Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. 
I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 7. November 2016 (BGBl. I S. 
2498) geändert worden ist. 
Stand: Neugefasst durch Bek. v. 8.10.2009 I 3366, 3862 
zuletzt geändert durch Art. 2 G v. 7.11.2016 I 2498 
[…] 

§ 10b Steuerbegünstigte Zwecke 
(1) Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge) zur Förderung steuerbe-
günstigter Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung können ins-
gesamt bis zu 
1. 20 Prozent des Gesamtbetrags der Einkünfte oder 
2. 4 Promille der Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr 

aufgewendeten Löhne und Gehälter  
als Sonderausgaben abgezogen werden. Voraussetzung für den Abzug ist, dass 
diese Zuwendungen 
1. an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder an eine öffentliche 

Dienststelle, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in ei-
nem Staat belegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR-Abkommen) Anwendung findet, oder 

2. an eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes steu-
erbefreite Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse oder 

3. an eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse, die in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen 
ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-
Abkommen) Anwendung findet, und die nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des 
Körperschaftsteuergesetzes in Verbindung mit § 5 Absatz 2 Nummer 2 
zweiter Halbsatz des Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreit wäre, wenn 
sie inländische Einkünfte erzielen würde,  

geleistet werden. Für nicht im Inland ansässige Zuwendungsempfänger nach 
Satz 2 ist weitere Voraussetzung, dass durch diese Staaten Amtshilfe und Unter-
stützung bei der Beitreibung geleistet werden. Amtshilfe ist der Auskunftsaus-
tausch im Sinne oder entsprechend der Amtshilferichtlinie gemäß § 2 Absatz 2 
des EU-Amtshilfegesetzes. Beitreibung ist die gegenseitige Unterstützung bei der 
Beitreibung von Forderungen im Sinne oder entsprechend der Beitreibungsricht-
linie einschließlich der in diesem Zusammenhang anzuwendenden Durchfüh-
rungsbestimmungen in den für den jeweiligen Veranlagungszeitraum geltenden 
Fassungen oder eines entsprechenden Nachfolgerechtsaktes. Werden die steuer-
begünstigten Zwecke des Zuwendungsempfängers im Sinne von Satz 2 Nummer 
1 nur im Ausland verwirklicht, ist für den Sonderausgabenabzug Voraussetzung, 
dass natürliche Personen, die ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufent-
halt im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, gefördert werden oder dass die 
Tätigkeit dieses Zuwendungsempfängers neben der Verwirklichung der steuer-
begünstigten Zwecke auch zum Ansehen der Bundesrepublik Deutschland bei-
tragen kann. Abziehbar sind auch Mitgliedsbeiträge an Körperschaften, die 
Kunst und Kultur gemäß § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 der Abgabenordnung 
fördern, soweit es sich nicht um Mitgliedsbeiträge nach Satz 8 Nummer 2 han-
delt, auch wenn den Mitgliedern Vergünstigungen gewährt werden. Nicht ab-
ziehbar sind Mitgliedsbeiträge an Körperschaften, die 
1. den Sport (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 21 der Abgabenordnung), 
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2. kulturelle Betätigungen, die in erster Linie der Freizeitgestaltung dienen, 
3. die Heimatpflege und Heimatkunde (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 22 der 

Abgabenordnung) oder 
4. Zwecke im Sinne des § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 23 der Abgabenordnung 
fördern. Abziehbare Zuwendungen, die die Höchstbeträge nach Satz 1 über-
schreiten oder die den um die Beträge nach § 10 Absatz 3 und 4, § 10c und § 10d 
verminderten Gesamtbetrag der Einkünfte übersteigen, sind im Rahmen der 
Höchstbeträge in den folgenden Veranlagungszeiträumen als Sonderausgaben 
abzuziehen. § 10d Absatz 4 gilt entsprechend. 
(1a) Spenden zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 
54 der Abgabenordnung in das zu erhaltende Vermögen (Vermögensstock) einer 
Stiftung, welche die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 bis 6 erfüllt, können 
auf Antrag des Steuerpflichtigen im Veranlagungszeitraum der Zuwendung und 
in den folgenden neun Veranlagungszeiträumen bis zu einem Gesamtbetrag von 
1 Million Euro, bei Ehegatten, die nach den §§ 26, 26b zusammen veranlagt 
werden, bis zu einem Gesamtbetrag von 2 Millionen Euro, zusätzlich zu den 
Höchstbeträgen nach Absatz 1 Satz 1 abgezogen werden. Nicht abzugsfähig nach 
Satz 1 sind Spenden in das verbrauchbare Vermögen einer Stiftung. Der beson-
dere Abzugsbetrag nach Satz 1 bezieht sich auf den gesamten Zehnjahreszeit-
raum und kann der Höhe nach innerhalb dieses Zeitraums nur einmal in An-
spruch genommen werden. § 10d Absatz 4 gilt entsprechend. 
(2) Zuwendungen an politische Parteien im Sinne des § 2 des Parteiengeset-
zes sind bis zur Höhe von insgesamt 1 650 Euro und im Fall der Zusammenver-
anlagung von Ehegatten bis zur Höhe von insgesamt 3 300 Euro im Kalenderjahr 
abzugsfähig. Sie können nur insoweit als Sonderausgaben abgezogen werden, 
als für sie nicht eine Steuerermäßigung nach § 34g gewährt worden ist. 
(3) Als Zuwendung im Sinne dieser Vorschrift gilt auch die Zuwendung von 
Wirtschaftsgütern mit Ausnahme von Nutzungen und Leistungen. Ist das Wirt-
schaftsgut unmittelbar vor seiner Zuwendung einem Betriebsvermögen ent-
nommen worden, so bemisst sich die Zuwendungshöhe nach dem Wert, der bei 
der Entnahme angesetzt wurde und nach der Umsatzsteuer, die auf die Entnah-
me entfällt. Ansonsten bestimmt sich die Höhe der Zuwendung nach dem ge-
meinen Wert des zugewendeten Wirtschaftsguts, wenn dessen Veräußerung im 
Zeitpunkt der Zuwendung keinen Besteuerungstatbestand erfüllen würde. In 
allen übrigen Fällen dürfen bei der Ermittlung der Zuwendungshöhe die fortge-
führten Anschaffungs- oder Herstellungskosten nur überschritten werden, 
soweit eine Gewinnrealisierung stattgefunden hat. Aufwendungen zugunsten 
einer Körperschaft, die zum Empfang steuerlich abziehbarer Zuwendungen 
berechtigt ist, können nur abgezogen werden, wenn ein Anspruch auf die Er-
stattung der Aufwendungen durch Vertrag oder Satzung eingeräumt und auf die 
Erstattung verzichtet worden ist. Der Anspruch darf nicht unter der Bedingung 
des Verzichts eingeräumt worden sein. 
(4) Der Steuerpflichtige darf auf die Richtigkeit der Bestätigung über Spenden 
und Mitgliedsbeiträge vertrauen, es sei denn, dass er die Bestätigung durch 
unlautere Mittel oder falsche Angaben erwirkt hat oder dass ihm die Unrichtig-
keit der Bestätigung bekannt oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht bekannt 
war. Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Bestätigung ausstellt 
oder veranlasst, dass Zuwendungen nicht zu den in der Bestätigung angegebe-
nen steuerbegünstigten Zwecken verwendet werden, haftet für die entgangene 
Steuer. Diese ist mit 30 Prozent des zugewendeten Betrags anzusetzen. In den 
Fällen des Satzes 2 zweite Alternative (Veranlasserhaftung) ist vorrangig der 
Zuwendungsempfänger in Anspruch zu nehmen; die in diesen Fällen für den 
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Zuwendungsempfänger handelnden natürlichen Personen sind nur in Anspruch 
zu nehmen, wenn die entgangene Steuer nicht nach § 47 der Abgabenordnung 
erloschen ist und Vollstreckungsmaßnahmen gegen den Zuwendungsempfänger 
nicht erfolgreich sind. Die Festsetzungsfrist für Haftungsansprüche nach Satz 2 
läuft nicht ab, solange die Festsetzungsfrist für von dem Empfänger der Zuwen-
dung geschuldete Körperschaftsteuer für den Veranlagungszeitraum nicht abge-
laufen ist, in dem die unrichtige Bestätigung ausgestellt worden ist oder veran-
lasst wurde, dass die Zuwendung nicht zu den in der Bestätigung angegebenen 
steuerbegünstigten Zwecken verwendet worden ist; § 191 Absatz 5 der Abga-
benordnung ist nicht anzuwenden. 
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VIII. Gewerbeordnung (GewO) 

Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 
202), die zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 11. November 2016 (BGBl. I S. 2500) 
geändert worden ist 
Stand: Neugefasst durch Bek. v. 22.2.1999 I 202; 
Zuletzt geändert durch Art. 16 G v. 11.11.2016 I 2500 
 

Titel I 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Grundsatz der Gewerbefreiheit 
(1) Der Betrieb eines Gewerbes ist jedermann gestattet, soweit nicht durch 
dieses Gesetz Ausnahmen oder Beschränkungen vorgeschrieben oder zugelassen 
sind. 
(2) Wer gegenwärtig zum Betrieb eines Gewerbes berechtigt ist, kann von 
demselben nicht deshalb ausgeschlossen werden, weil er den Erfordernissen 
dieses Gesetzes nicht genügt. 

§ 2 (weggefallen) 

§ 3 Betrieb verschiedener Gewerbe 
Der gleichzeitige Betrieb verschiedener Gewerbe sowie desselben Gewerbes in 
mehreren Betriebs- oder Verkaufsstätten ist gestattet. Eine Beschränkung der 
Handwerker auf den Verkauf der selbstverfertigten Waren findet nicht statt. 

§ 4 Grenzüberschreitende Dienstleistungserbringung, Niederlassung 
(1) Werden Gewerbetreibende von einer Niederlassung in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum aus im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes vorübergehend selbständig gewerbsmäßig tätig, sind § 34b 
Absatz 1, 3, 4, 6 und 7, § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 3 sowie § 38 Absatz 
1 und 2 insoweit nicht anzuwenden. Die §§ 14, 55 Absatz 2 und 3, die §§ 55c, 56a 
und 57 Absatz 3 sind in diesen Fällen ebenfalls nicht anzuwenden, es sei denn, es 
werden gewerbsmäßige Tätigkeiten ausgeübt, die auf Grund des Artikels 2 
Absatz 2 der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 
27.12.2006, S. 36) vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie oder auf Grund der 
Regelungen des Artikels 17 dieser Richtlinie von der Dienstleistungsfreiheit 
ausgenommen sind. 
(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Tätigkeit aus dem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder dem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum heraus zur Umgehung der in Absatz 1 genannten 
Vorschriften erbracht wird. Eine Umgehung liegt insbesondere vor, wenn ein 
Gewerbetreibender, um sich den in Absatz 1 genannten Vorschriften zu entzie-
hen, von einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
aus ganz oder vorwiegend im Geltungsbereich dieses Gesetzes tätig wird. 
(3) Eine Niederlassung besteht, wenn eine selbständige gewerbsmäßige Tä-
tigkeit auf unbestimmte Zeit und mittels einer festen Einrichtung von dieser aus 
tatsächlich ausgeübt wird. 
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§ 5 Zulassungsbeschränkungen 
In den Beschränkungen des Betriebs einzelner Gewerbe, welche auf den Zoll-, 
Steuer- und Postgesetzen beruhen, wird durch das gegenwärtige Gesetz nichts 
geändert. 

§ 6 Anwendungsbereich 
(1) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf die Fischerei, die Errichtung 
und Verlegung von Apotheken, die Erziehung von Kindern gegen Entgelt, das 
Unterrichtswesen, auf die Tätigkeit der Rechtsanwälte und Notare, der Rechts-
beistände, der Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, der 
vereidigten Buchprüfer und Buchprüfungsgesellschaften, der Steuerberater und 
Steuerberatungsgesellschaften sowie der Steuerbevollmächtigten, auf den Ge-
werbebetrieb der Auswandererberater und das Seelotswesen. Auf das Bergwe-
sen findet dieses Gesetz nur insoweit Anwendung, als es ausdrückliche Bestim-
mungen enthält; das gleiche gilt für den Gewerbebetrieb der Versicherungsun-
ternehmen, die Ausübung der ärztlichen und anderen Heilberufe, den Verkauf 
von Arzneimitteln, den Vertrieb von Lotterielosen und die Viehzucht. Ferner 
findet dieses Gesetz mit Ausnahme des Titels XI auf Beförderungen mit Kran-
kenkraftwagen im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 2 in Verbindung mit Abs. 1 des Per-
sonenbeförderungsgesetzes keine Anwendung. 
(1a) § 6c findet auf alle Gewerbetreibenden und sonstigen Dienstleistungser-
bringer im Sinne des Artikels 4 Nummer 2 der Richtlinie 2006/123/EG Anwen-
dung, deren Dienstleistungen unter den Anwendungsbereich der Richtlinie 
fallen. 
(2) Die Bestimmungen des Abschnitts I des Titels VII finden auf alle Arbeit-
nehmer Anwendung. 

§ 6a Entscheidungsfrist, Genehmigungsfiktion 
(1) Hat die Behörde über einen Antrag auf Erlaubnis zur Ausübung eines 
Gewerbes nach § 34b Absatz 1, 3, 4, 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 3 oder 
§ 55 Absatz 2 nicht innerhalb einer Frist von drei Monaten entschieden, gilt die 
Erlaubnis als erteilt. 
(2) Absatz 1 gilt auch für Verfahren nach § 33a Absatz 1 und § 69 Absatz 1 
und für Verfahren nach dem Gaststättengesetz, solange keine landesrechtlichen 
Regelungen bestehen. 

§ 6b Verfahren über eine einheitliche Stelle Europäischer Berufsausweis; 
Verordnungsermächtigung 
(1) Verwaltungsverfahren nach diesem Gesetz oder nach einer auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung können über eine einheitliche 
Stelle nach den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes abgewickelt 
werden. Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung im 
Einklang mit Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie 2006/123/EG bestimmte Verfahren 
von der Abwicklung über eine einheitliche Stelle auszuschließen. 
(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates zur Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerken-
nung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22), die zuletzt 
durch die Richtlinie 2013/55/EU (ABl. L 354 vom 28.12.2013, S. 132) geändert 
worden ist, Regelungen zur Ausstellung eines Europäischen Berufsausweises 
und zur Durchführung des Verfahrens zur Anerkennung einer beruflichen Qua-
lifikation auf der Grundlage eines Europäischen Berufsausweises zu erlassen. 
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§ 6c Informationspflichten für Dienstleistungserbringer 
Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates zur Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG Vorschriften 
über Informationen, insbesondere deren Inhalt, Umfang und Art zu erlassen, die 
ein Dienstleistungserbringer den Dienstleistungsempfängern zur Verfügung zu 
stellen hat oder zur Verfügung stellt. Die Rechtsverordnung kann auch Regelun-
gen enthalten über die Art und Weise, in der die Informationen zur Verfügung 
zu stellen sind. 

Fußnote 
(+++ § 6c: Zur Anwendung vgl. § 6 Abs. 1a +++) 

§ 7 Aufhebung von Rechten und Abgaben 
(1) Vom 1. Januar 1873 ab sind, soweit die Landesgesetze solches nicht früher 
verfügen, aufgehoben:  
1. die noch bestehenden ausschließlichen Gewerbeberechtigungen, das heißt 

die mit dem Gewerbebetrieb verbundenen Berechtigungen, anderen den 
Betrieb eines Gewerbes, sei es im allgemeinen oder hinsichtlich der Benut-
zung eines gewissen Betriebsmaterials, zu untersagen oder sie darin zu be-
schränken; 

2. die mit den ausschließlichen Gewerbeberechtigungen verbundenen 
Zwangs- und Bannrechte; 

3. alle Zwangs- und Bannrechte, deren Aufhebung nach dem Inhalt der Ver-
leihungsurkunde ohne Entschädigung zulässig ist; 

4. sofern die Aufhebung nicht schon infolge dieser Bestimmungen eintritt 
oder sofern sie nicht auf einem Vertrag zwischen Berechtigten und Ver-
pflichteten beruhen: 
a) das mit dem Besitz einer Mühle, einer Brennerei oder Brenngerechtig-

keit, einer Brauerei oder Braugerechtigkeit, oder einer Schankstätte 
verbundene Recht, die Konsumenten zu zwingen, daß sie bei den Be-
rechtigten ihren Bedarf mahlen oder schroten lassen, oder das Getränk 
ausschließlich von denselben beziehen (der Mahlzwang, der Brannt-
weinzwang oder der Brauzwang); 

b) das städtischen Bäckern oder Fleischern zustehende Recht, die Ein-
wohner der Stadt, der Vorstädte oder der sogenannten Bannmeile zu 
zwingen, daß sie ihren Bedarf an Gebäck oder Fleisch ganz oder teil-
weise von jenen ausschließlich entnehmen; 

5. die Berechtigungen, Konzessionen zu gewerblichen Anlagen oder zum 
Betrieb von Gewerben zu erteilen, die dem Fiskus, Korporationen, Institu-
ten oder einzelnen Berechtigten zustehen; 

6. vorbehaltlich der an den Staat und die Gemeinde zu entrichtenden Gewer-
besteuern, alle Abgaben, welche für den Betrieb eines Gewerbes entrichtet 
werden, sowie die Berechtigung, dergleichen Abgaben aufzuerlegen. 

(2) Ob und in welcher Weise den Berechtigten für die vorstehend aufgehobe-
nen ausschließlichen Gewerbeberechtigungen, Zwangs- und Bannrechte usw. 
Entschädigung zu leisten ist, bestimmen die Landesgesetze. 

§ 8 Ablösung von Rechten 
(1) Von dem gleichen Zeitpunkt (§ 7) ab unterliegen, soweit solches nicht von 
der Landesgesetzgebung schon früher verfügt ist, der Ablösung:  
1. diejenigen Zwangs- und Bannrechte, welche durch die Bestimmungen des 

§ 7 nicht aufgehoben sind, sofern die Verpflichtung auf Grundbesitz haftet, 
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die Mitglieder einer Korporation als solche betrifft, oder Bewohner eines 
Ortes oder Distrikts vermöge ihres Wohnsitzes obliegt; 

2. das Recht, den Inhaber einer Schankstätte zu zwingen, daß er für seinen 
Wirtschaftsbedarf das Getränk aus einer bestimmten Fabrikationsstätte 
entnehme. 

(2) Das Nähere über die Ablösung dieser Rechte bestimmen die Landesge-
setze. 

§ 9 Streitigkeiten über Aufhebung oder Ablösung von Rechten 
(1) Streitigkeiten darüber, ob eine Berechtigung zu den durch die §§ 7 und 8 
aufgehobenen oder für ablösbar erklärten gehört, sind im Rechtswege zu ent-
scheiden. 
(2) Jedoch bleibt den Landesgesetzen vorbehalten, zu bestimmen, von wel-
chen Behörden und in welchem Verfahren die Frage zu entscheiden ist, ob oder 
wie weit eine auf einem Grundstück haftende Abgabe eine Grundabgabe ist oder 
für den Betrieb eines Gewerbes entrichtet werden muß. 

§ 10 Kein Neuerwerb von Rechten 
(1) Ausschließliche Gewerbeberechtigungen oder Zwangs- und Bannrechte, 
welche durch Gesetz aufgehoben oder für ablösbar erklärt worden sind, können 
fortan nicht mehr erworben werden. 
(2) Realgewerbeberechtigungen dürfen fortan nicht mehr begründet werden. 

§ 11 Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten 
(1) Die zuständige öffentliche Stelle darf personenbezogene Daten des Ge-
werbetreibenden und solcher Personen, auf die es für die Entscheidung an-
kommt, erheben, soweit die Daten zur Beurteilung der Zuverlässigkeit und der 
übrigen Berufszulassungs- und -ausübungskriterien bei der Durchführung ge-
werberechtlicher Vorschriften und Verfahren erforderlich sind. Erforderlich 
können insbesondere auch Daten sein aus bereits abgeschlossenen oder sonst 
anhängigen  
1. gewerberechtlichen Verfahren, Straf- oder Bußgeldverfahren, 
2. Insolvenzverfahren, 
3. steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Verfahren oder 
4. ausländer- und arbeitserlaubnisrechtlichen Verfahren. 
Die Datenerhebung unterbleibt, soweit besondere gesetzliche Verwendungsre-
gelungen entgegenstehen. Gewerberechtliche Anzeigepflichten bleiben unbe-
rührt. 
(2) Die für Zwecke des Absatzes 1 erforderlichen Daten sind beim Betroffe-
nen zu erheben. Ohne seine Mitwirkung dürfen sie nur erhoben werden, wenn  
1. die Entscheidung eine Erhebung bei anderen Personen oder Stellen erfor-

derlich macht oder 
2. die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand er-

fordern würde 
und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, daß überwiegende schutzwürdige 
Interessen des Betroffenen beeinträchtigt werden. In den Fällen des Satzes 2 sind 
nicht-öffentliche Stellen verpflichtet, die Daten zu übermitteln, es sei denn, daß 
besondere gesetzliche Regelungen der Übermittlung entgegenstehen; die Ver-
pflichtung zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder von Berufs- 
oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetzlicher Vorschrift beru-
hen, bleibt unberührt. 
(3) Die Einholung von Auskünften nach § 150a, den §§ 31 und 41 des Bundes-
zentralregistergesetzes und § 882b der Zivilprozeßordnung bleibt unberührt. 
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(4) Die nach den Absätzen 1 und 3 erhobenen Daten dürfen nur für Zwecke 
des Absatzes 1 gespeichert oder genutzt werden. 
(5) Öffentliche Stellen, die an gewerberechtlichen Verfahren nach Absatz 1 
Satz 1 auf Grund des Absatzes 1 Satz 2, des § 35 Abs. 4 oder einer anderen ge-
setzlichen Vorschrift beteiligt waren, können über das Ergebnis informiert wer-
den, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Diese und andere 
öffentliche Stellen sind zu informieren, wenn auf Grund einer Entscheidung 
bestimmte Rechtsfolgen eingetreten sind und die Kenntnis der Daten aus der 
Sicht der übermittelnden Stelle für die Verwirklichung der Rechtsfolgen erfor-
derlich ist. Der Empfänger darf die übermittelten Daten nur für den Zweck 
verarbeiten oder nutzen, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt werden oder 
hätten übermittelt werden dürfen. Für die Weitergabe von Daten innerhalb der 
zuständigen öffentlichen Stelle gelten die Übermittlungsregelungen der Sätze 1 
bis 4 entsprechend. 
(6) Für das Verändern, Sperren oder Löschen der nach den Absätzen 1 und 3 
erhobenen Daten sowie die Übermittlung der Daten nach Absatz 1 für andere als 
die in Absatz 5 genannten Zwecke gelten die Datenschutzgesetze der Länder. 

§ 11a Vermittlerregister 
(1) Jede Industrie- und Handelskammer (Registerbehörde) führt ein Register 
der nach § 34d Abs. 7, auch in Verbindung mit § 34e Abs. 2, § 34f Absatz 5, § 34h 
Absatz 1 Satz 4 und § 34i Absatz 8 Eintragungspflichtigen. Die örtliche Zustän-
digkeit richtet sich nach dem Landesrecht. Zweck des Registers ist es insbeson-
dere, der Allgemeinheit, vor allem Anlegern und Versicherungsunternehmen 
sowie Darlehensnehmern und Darlehensgebern, die Überprüfung der Zulassung 
sowie des Umfangs der zugelassenen Tätigkeit der Eintragungspflichtigen zu 
ermöglichen. Die Registerbehörden bedienen sich bei der Führung des Registers 
der in § 32 Abs. 2 des Umweltauditgesetzes bezeichneten gemeinsamen Stelle 
(gemeinsame Stelle). Die Registerbehörde unterliegt der Aufsicht der obersten 
Landesbehörde. 
(1a) In das Register sind auch die Daten zu den nach § 34i Absatz 4 von der 
Erlaubnispflicht befreiten Gewerbetreibenden einzutragen, die von den zustän-
digen Behörden eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 
eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum übermittelt werden. Erhält die Registerbehörde die Mitteilung, dass 
ein nach § 34i Absatz 4 von der Erlaubnispflicht befreiter Gewerbetreibender 
nicht mehr im Anwendungsbereich dieser Vorschrift tätig ist oder nicht mehr 
im Besitz der Erlaubnis eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union 
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum ist, so hat die Registerbehörde unverzüglich die gespeicherten 
Daten des Betroffenen zu löschen. 
(2) Auskünfte aus dem Register werden im Wege des automatisierten Abrufs 
über das Internet oder schriftlich erteilt. Die Registerbehörden gewährleisten, 
dass eine gleichzeitige Abfrage bei allen Registern nach Absatz 1 Satz 1 möglich 
ist. 
(3) Die für eine Untersagung nach § 35 zuständige Behörde teilt der Register-
behörde eine Untersagung unverzüglich mit. Bei Aufhebung der Erlaubnis nach 
§ 34d Abs. 1 oder § 34e Abs. 1 oder der Erlaubnisbefreiung nach § 34d Abs. 3 
oder einer Mitteilung nach Satz 1 oder § 48 Absatz 5 des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes hat die Registerbehörde unverzüglich die zu dem Betroffenen 
gespeicherten Daten zu löschen. Der Familienname, der Vorname, die Registrie-
rungsnummer sowie der Tag der Löschung werden im Register in einem täglich 
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aktualisierten Verzeichnis gespeichert. Zugang zu diesem Verzeichnis erhalten 
nur Versicherungsunternehmen. Die Angaben werden einen Monat nach der 
Speicherung in diesem Verzeichnis gelöscht. 
(3a) Die für die Erlaubniserteilung nach § 34f Absatz 1 zuständige Behörde teilt 
der Registerbehörde unverzüglich die für die Eintragung nach § 34f Absatz 5 
erforderlichen Angaben sowie die Aufhebung der Erlaubnis nach § 34f Absatz 1 
mit. Die für die Erlaubniserteilung nach § 34h Absatz 1 zuständige Behörde teilt 
der Registerbehörde unverzüglich die Angaben mit, die für die Eintragung nach 
§ 34h Absatz 1 Satz 4 in Verbindung mit § 34f Absatz 5 erforderlich sind, sowie 
die Aufhebung der Erlaubnis nach § 34h Absatz 1. Bei Erhalt der Mitteilung über 
die Aufhebung der Erlaubnis nach § 34f Absatz 1 und § 34h Absatz 1 hat die 
Registerbehörde unverzüglich die zu dem Betroffenen gespeicherten Daten zu 
löschen. 
(3b) Die für die Erlaubniserteilung nach § 34i Absatz 1 zuständige Behörde teilt 
der Registerbehörde unverzüglich die für die Eintragung nach § 34i Absatz 8 
Nummer 1 erforderlichen Angaben, die Aufhebung der Erlaubnis nach § 34i 
Absatz 1 sowie die für die Eintragung nach § 34i Absatz 9 erforderlichen Anga-
ben mit. Bei Erhalt der Mitteilung über die Aufhebung der Erlaubnis nach § 34i 
Absatz 1 hat die Registerbehörde die gespeicherten Daten des Betroffenen un-
verzüglich zu löschen. Bei Erhalt der Mitteilung, dass die Bekanntmachung nach 
§ 34i Absatz 9 nicht mehr erforderlich ist, hat die Registerbehörde die gespei-
cherten Daten unverzüglich zu löschen; unabhängig von dieser Mitteilung hat 
die Registerbehörde die Daten aber spätestens nach fünf Jahren zu löschen. 
(4) Beabsichtigt ein nach § 34d Absatz 7, auch in Verbindung mit § 34e Absatz 
2, und nach § 34i Absatz 8 Nummer 1 Eintragungspflichtiger, in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum tätig zu werden, hat er 
dies zuvor der Registerbehörde mitzuteilen. 
(5) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vorschriften erlassen über die 
Einzelheiten der Registerführung, insbesondere über  
1. die in dem Register zu speichernden Angaben; gespeichert werden dürfen 

nur Angaben zur Identifizierung (insbesondere Familienname, Vorname, 
Geschäftsanschrift, Geburtstag und Registrierungsnummer), zur Zulassung 
und zum Umfang der zugelassenen Tätigkeit der Eintragungspflichtigen 
und der nach § 34i Absatz 4 von der Erlaubnispflicht befreiten Gewerbe-
treibenden sowie bekanntzumachende Angaben nach Maßgabe des § 34i 
Absatz 9; gespeichert werden dürfen auch Angaben zur Identifizierung des 
Kreditinstituts, in dessen Namen der nach § 34i Absatz 4 von der Erlaub-
nispflicht befreite Gewerbetreibende handelt, 

2. Angaben, die nicht allgemein zugänglich sein sollen, sowie die Stellen, die 
Zugang zu diesen Angaben erhalten. 

(6) Die Zusammenarbeit der zuständigen Stellen mit den zuständigen Behör-
den der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie der anderen 
Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum er-
folgt nach folgenden Maßgaben:  
1. Auf Ersuchen der zuständigen Behörde eines anderen Mitglied- oder Ver-

tragsstaates übermittelt die zuständige Registerbehörde Informationen ein-
schließlich personenbezogener Daten, die zur Überprüfung der Einhaltung 
der Voraussetzungen für die Tätigkeit als Versicherungsvermittler, Versi-
cherungsberater oder Immobiliardarlehensvermittler erforderlich sind, an 
die zuständige Behörde des anderen Mitglied- oder Vertragsstaates. 
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2. Die Registerbehörde darf ohne Ersuchen der zuständigen Behörde eines 
anderen Mitglied- oder Vertragsstaates Informationen einschließlich perso-
nenbezogener Daten übermitteln, wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass die Kenntnis dieser Informationen für die Überprüfung der Einhaltung 
der Voraussetzungen für die Tätigkeit als Versicherungsvermittler, Versi-
cherungsberater oder Immobiliardarlehensvermittler erforderlich ist. 

3. Soweit von dem betreffenden Mitglied- oder Vertragsstaat nach Artikel 6 
Absatz 2 der Richtlinie 2002/92/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 9. Dezember 2002 über Versicherungsvermittlung (ABl. L 9 vom 
15.1.2003, S. 3) gefordert, teilt die Registerbehörde im Falle des Absatzes 4 
die Absicht des nach § 34d Absatz 7, auch in Verbindung mit § 34e Absatz 
2, Eintragungspflichtigen der zuständigen Behörde des anderen Mitglied- 
oder Vertragsstaates mit und unterrichtet gleichzeitig den Eintragungs-
pflichtigen über diese Mitteilung. Dieses Verfahren findet im Falle des Ab-
satzes 4 auf die Absichtserklärung des nach § 34i Absatz 8 Nummer 1 Ein-
tragungspflichtigen entsprechende Anwendung. Zum Zwecke der Überwa-
chung darf die Registerbehörde der zuständigen Behörde des anderen Mit-
glied- oder Vertragsstaates die zu dem Eintragungspflichtigen im Register 
gespeicherten Angaben übermitteln. Die zuständige Behörde eines anderen 
Mitglied- oder Vertragsstaates ist über Änderungen übermittelter Angaben 
zu unterrichten. 

4. Handelt es sich bei den nach den Absätzen 3 und 3b gelöschten Angaben 
um solche eines in einem anderen Mitglied- oder Vertragsstaat tätigen Ge-
werbetreibenden, so teilt die Registerbehörde der zuständigen Behörde des 
anderen Mitglied- oder Vertragsstaates die Löschung unverzüglich mit. 

Die Zusammenarbeit, insbesondere die Übermittlung von Informationen, erfolgt 
in Bezug auf die Tätigkeit von Versicherungsvermittlern und Versicherungsbe-
ratern jeweils über das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, das sich 
dabei der gemeinsamen Stelle bedient. In Bezug auf die Tätigkeit von Immobili-
ardarlehensvermittlern erfolgt die Zusammenarbeit, insbesondere die Übermitt-
lung von Informationen, jeweils über das Bundesamt für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle. 
(7) Die Registerbehörde, die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
und die Behörden, die für die Erlaubniserteilung nach § 34d Absatz 1 Satz 1, 
§ 34e Absatz 1 Satz 1, § 34f Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit § 34h Absatz 
1 Satz 4, und nach § 34i Absatz 1 Satz 1, für die Untersagung nach § 35, für die 
Entgegennahme der Gewerbeanzeige nach § 14 oder für die Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten zuständig sind, dürfen einander auch ohne Ersuchen 
Informationen einschließlich personenbezogener Daten übermitteln. Satz 1 gilt 
nur, soweit dies zur Erfüllung der jeweiligen Aufgaben erforderlich ist, die 
jeweils mit der Tätigkeit von Versicherungsvermittlern, Versicherungsberatern, 
Finanzanlagenvermittlern, Honorar-Finanzanlagenberatern und Immobiliardar-
lehensvermittlern zusammenhängen. Die in Satz 1 genannten Stellen stellen der 
Europäischen Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebli-
che Altersversorgung nach Maßgabe des Artikels 35 der Verordnung (EU) Nr. 
1094/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 
zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbe-
hörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung), zur 
Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 
2009/79/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 48) auf Verlangen 
alle Informationen zur Verfügung, die zur Erfüllung von deren Aufgaben auf 
Grund der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 erforderlich sind. 
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(8) In Bezug auf Versicherungsvermittler, Versicherungsberater, Finanzanla-
genvermittler, Honorar-Finanzanlagenberater und Immobiliardarlehensvermitt-
ler unterliegen alle Personen, die im Rahmen des Registrierungsverfahrens oder 
im Rahmen der Überprüfung der Einhaltung der Voraussetzungen für die Tätig-
keit zur Entgegennahme oder Erteilung von Informationen verpflichtet sind, 
dem Berufsgeheimnis. § 84 des Versicherungsaufsichtsgesetzes gilt entspre-
chend. 

Fußnote 
(+++ § 11a: Zur Anwendung vgl. § 160 Abs. 6 +++) 

§ 11b Übermittlung personenbezogener Daten innerhalb der Europäi-
schen Union und des Europäischen Wirtschaftsraumes bei reglementier-
ten Berufen 
(1) Begibt sich ein im Inland tätiger Gewerbetreibender in einen anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einen anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, um dort dauerhaft oder 
vorübergehend eine Tätigkeit auszuüben, deren Aufnahme oder Ausübung 
durch Rechts- und Verwaltungsvorschriften an den Besitz bestimmter berufli-
cher Qualifikationen gebunden ist, so übermittelt die zuständige inländische 
öffentliche Stelle auf Ersuchen alle personenbezogenen Daten an die zuständige 
Stelle des betreffenden Staates, die  
1. die Rechtmäßigkeit der Niederlassung des Gewerbetreibenden betreffen; 
2. zur Beurteilung der Zuverlässigkeit des Gewerbetreibenden erforderlich 

sind, insbesondere Daten nach § 11 Abs. 1 Satz 2; 
3. im Fall eines Beschwerdeverfahrens eines Dienstleistungsempfängers ge-

gen einen Gewerbetreibenden für ein ordnungsgemäßes Beschwerdever-
fahren erforderlich sind. 

Die zuständige inländische öffentliche Stelle übermittelt Daten nach Satz 1 auch 
ohne Ersuchen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass deren 
Kenntnis zur Wahrnehmung der Aufgaben der zuständigen ausländischen Stelle 
erforderlich ist. Sie kann ihrerseits bei der zuständigen Stelle des betreffenden 
Staates Daten nach Satz 1 erheben, soweit die Kenntnis der Daten für die Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben erforderlich ist, und die hierfür erforderlichen perso-
nenbezogenen Daten an die zuständige ausländische Stelle übermitteln. 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend  
1. für Arbeitnehmer eines Gewerbebetriebs, 
2. für den Fall, dass ein Gewerbetreibender oder ein Arbeitnehmer eines 

Gewerbebetriebs aus einem der genannten Staaten im Inland eine gewerbli-
che Tätigkeit aufnimmt oder ausübt, deren Aufnahme oder Ausübung ei-
nen Sachkunde- oder Befähigungsnachweis oder die Eintragung in die 
Handwerksrolle voraussetzt. 

(3) Alle Daten sind mit dem Hinweis zu übermitteln, dass der Empfänger 
unverzüglich zu prüfen hat, ob die Daten für den angegebenen Zweck erforder-
lich sind, und er die Daten anderenfalls zu löschen hat. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für den Bereich der Viehzucht. 

§ 12 Insolvenzverfahren 
Vorschriften, welche die Untersagung eines Gewerbes oder die Rücknahme oder 
den Widerruf einer Zulassung wegen Unzuverlässigkeit des Gewerbetreibenden, 
die auf ungeordnete Vermögensverhältnisse zurückzuführen ist, ermöglichen, 
finden während eines Insolvenzverfahrens, während der Zeit, in der Siche-
rungsmaßnahmen nach § 21 der Insolvenzordnung angeordnet sind, und wäh-
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rend der Überwachung der Erfüllung eines Insolvenzplans (§ 260 der Insolvenz-
ordnung) keine Anwendung in bezug auf das Gewerbe, das zur Zeit des Antrags 
auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens ausgeübt wurde. Dies gilt nicht für eine 
nach § 35 Absatz 2 Satz 1 der Insolvenzordnung freigegebene selbstständige 
Tätigkeit des Gewerbetreibenden, wenn dessen Unzuverlässigkeit mit Tatsachen 
begründet wird, die nach der Freigabe eingetreten sind. 

§ 13 Erprobungsklausel 
Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung zur Erpro-
bung vereinfachender Maßnahmen, insbesondere zur Erleichterung von Exis-
tenzgründungen und Betriebsübernahmen, für einen Zeitraum von bis zu fünf 
Jahren Ausnahmen von Berufsausübungsregelungen nach diesem Gesetz und 
den darauf beruhenden Rechtsverordnungen zuzulassen, soweit diese Berufs-
ausübungsregelungen nicht auf bindenden Vorgaben des Europäischen Gemein-
schaftsrechts beruhen und sich die Auswirkungen der Ausnahmen auf das Ge-
biet des jeweiligen Landes beschränken. 

§ 13a Anzeige der grenzüberschreitenden Erbringung von Dienstleistun-
gen in reglementierten Berufen 
(1) Wer als Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 
oder eines Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum eine gewerbliche Tätigkeit, deren Aufnahme oder Ausübung nach deut-
schem Recht einen Sachkunde- oder Unterrichtungsnachweis voraussetzt und zu 
deren Ausübung er in einem dieser Staaten rechtmäßig niedergelassen ist, im 
Inland nur vorübergehend und gelegentlich ausüben will, hat diese Absicht 
vorher der für die Anerkennung der Berufsqualifikation zuständigen öffentli-
chen Stelle unter Beifügung der nach Absatz 5 erforderlichen Unterlagen anzu-
zeigen. Die Anzeige kann elektronisch erfolgen. 
(2) Die Tätigkeit darf sofort nach der Anzeige erbracht werden, wenn die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen und für die betreffende Tätigkeit 
keine Nachprüfung der Berufsqualifikation vorgeschrieben ist. Die zuständige 
öffentliche Stelle erteilt innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige nach 
Absatz 1 eine Eingangsbestätigung, aus der hervorgeht, ob die Voraussetzungen 
nach Absatz 1 vorliegen und ob die Nachprüfung der Berufsqualifikation erfor-
derlich ist. Wird die Berufsqualifikation nachgeprüft, soll die zuständige öffent-
liche Stelle den Dienstleister innerhalb eines Monats ab Eingang der Anzeige 
und der vollständigen Unterlagen über das Ergebnis unterrichten. Bei einer 
Verzögerung unterrichtet die zuständige öffentliche Stelle den Dienstleister über 
die Gründe für die Verzögerung und über den Zeitplan für eine Entscheidung. 
Die Entscheidung ergeht spätestens innerhalb von zwei Monaten ab Eingang der 
vollständigen Unterlagen. Bestehen Zweifel an der Echtheit der vorgelegten 
Bescheinigungen und Ausbildungsnachweise oder an den dadurch verliehenen 
Rechten, ist der Fristablauf für die Dauer der Nachprüfung der Echtheit oder den 
dadurch verliehenen Rechten durch Nachfrage bei der zuständigen Stelle des 
Niederlassungsstaates gehemmt. 
(3) Ergibt die Nachprüfung, dass ein wesentlicher Unterschied zwischen der 
Berufsqualifikation des Dienstleistungserbringers und der im Inland erforderli-
chen Berufsqualifikation besteht, gibt die zuständige öffentliche Stelle dem 
Dienstleistungserbringer innerhalb eines Monats nach der Unterrichtung über 
das Ergebnis der Nachprüfung Gelegenheit, die für eine ausreichende berufliche 
Qualifikation erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten insbesondere durch 
eine Eignungsprüfung nachzuweisen. 
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(4) Hält die zuständige Stelle die in den Absätzen 2 und 3 festgesetzten Fris-
ten nicht ein, darf die Dienstleistung erbracht werden. 
(5) Folgende Unterlagen sind bei der erstmaligen Anzeige zu übermitteln:  
1. ein Nachweis der Staatsangehörigkeit; 
2. ein Nachweis der rechtmäßigen Niederlassung zur Ausübung der betref-

fenden Tätigkeiten in einem der in Absatz 1 genannten Staaten und der 
Nachweis, dass die Ausübung dieser Tätigkeiten nicht, auch nicht vorüber-
gehend, untersagt ist; 

3. im Fall von gewerblichen Tätigkeiten im Anwendungsbereich des Waffen-
gesetzes, des Sprengstoffgesetzes, des Bundesjagdgesetzes, des Beschussge-
setzes und des § 34a der Gewerbeordnung ein Nachweis, dass keine Vor-
strafen vorliegen; 

4.  
a) sofern der Beruf im Niederlassungsstaat durch Rechts- und Verwal-

tungsvorschriften an den Besitz bestimmter beruflicher Qualifikatio-
nen gebunden ist, ein Nachweis der Berufsqualifikation, anderenfalls 

b) ein Nachweis, dass die Tätigkeit im Niederlassungsstaat während der 
vorhergehenden zehn Jahre mindestens ein Jahr lang ausgeübt worden 
ist; 

5. ein Nachweis eines Versicherungsschutzes oder einer anderen Art des 
individuellen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufshaftpflicht, 
sofern ein solcher für die betreffende Tätigkeit auch von Inländern gefor-
dert wird. 

Die Unterlagen können elektronisch übermittelt werden. Die zuständige Stelle 
kann den Dienstleistungserbringer im Fall begründeter Zweifel an der Echtheit 
der vorgelegten Unterlagen auffordern, beglaubigte Kopien vorzulegen. Eine 
solche Aufforderung hemmt den Lauf der Fristen nach Absatz 2 Satz 3 und 5 
nicht. 
(6) Tritt eine wesentliche Änderung von Umständen ein, die die Vorausset-
zungen für die Dienstleistungserbringung betreffen, ist die Änderung anzuzei-
gen und durch Unterlagen nachzuweisen. Ansonsten ist die Anzeige formlos alle 
zwölf Monate seit der letzten Anzeige zu wiederholen, solange die weitere Er-
bringung von Dienstleistungen beabsichtigt ist. 
(7) Die Regelungen gelten entsprechend für Arbeitnehmer eines Gewerbebe-
triebs nach Absatz 1, soweit Sachkunde- oder Unterrichtungsnachweise auch für 
diese vorgeschrieben sind. 

§ 13b Anerkennung ausländischer Unterlagen und Bescheinigungen 
(1) Soweit nach diesem Gesetz oder einer auf Grund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnung die Zuverlässigkeit oder die Vermögensverhältnisse einer 
Person zu prüfen sind, sind als Nachweis für die Zuverlässigkeit und für geord-
nete Vermögensverhältnisse von Gewerbetreibenden aus einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum Unterlagen als ausreichend 
anzuerkennen, die im Herkunftsstaat ausgestellt wurden und die belegen, dass 
die Anforderungen an die Zuverlässigkeit und die geordneten Vermögensver-
hältnisse des Gewerbetreibenden erfüllt werden. Dabei kann verlangt werden, 
dass die Unterlagen in beglaubigter Kopie und beglaubigter deutscher Überset-
zung vorgelegt werden. Werden im Herkunftsstaat solche Unterlagen nicht 
ausgestellt, so können sie durch eine Versicherung an Eides statt des Gewerbe-
treibenden oder nach dem Recht des Herkunftsstaats vergleichbare Handlungen 
ersetzt werden. 
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(2) Soweit in diesem Gesetz oder einer auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung ein Nachweis darüber verlangt wird, dass ein Gewerbetrei-
bender gegen die finanziellen Risiken seiner beruflichen Tätigkeit haftpflicht-
versichert ist, ist von Gewerbetreibenden aus einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum als Nachweis eine Bescheinigung über den 
Abschluss einer Berufshaftpflichtversicherung als hinreichend anzuerkennen, 
die von einem Kreditinstitut oder einem Versicherungsunternehmen in einem 
anderen Mitgliedstaat oder Vertragsstaat ausgestellt wurde, sofern die in diesem 
Staat abgeschlossene Berufshaftpflichtversicherung im Wesentlichen vergleich-
bar ist zu der, die von Inländern verlangt wird, und zwar hinsichtlich der 
Zweckbestimmung, der vorgesehenen Deckung bezüglich des versicherten 
Risikos, der Versicherungssumme und möglicher Ausnahmen von der Deckung. 
Bei nur teilweiser Gleichwertigkeit kann eine zusätzliche Sicherheit verlangt 
werden, die die nicht gedeckten Risiken absichert. 
(3) Absatz 2 gilt nicht, soweit Tätigkeiten nach den §§ 30, 31, 33c, 33d, 34, 34a, 
34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, den §§ 34d, 34e, 34f, 34h, 34i oder nach § 60a 
ausgeübt werden. 

§ 13c Anerkennung von ausländischen Befähigungsnachweisen 
(1) Als Nachweis einer nach der Gewerbeordnung erforderlichen Sachkunde-
prüfung oder Unterrichtung werden im Ausland erworbene Befähigungs- und 
Ausbildungsnachweise anerkannt, die von einer zuständigen Behörde im Aus-
bildungsstaat ausgestellt worden sind, sofern  
1. der im Ausland erworbene Befähigungs- oder Ausbildungsnachweis und 

der entsprechende inländische Befähigungs- oder Ausbildungsnachweis die 
Befähigung zu einer vergleichbaren beruflichen Tätigkeit belegen, 

2. im Fall einer im Ausbildungsstaat reglementierten beruflichen Tätigkeit die 
den Antrag stellende Person zur Ausübung dieser beruflichen Tätigkeit im 
Ausbildungsstaat berechtigt ist und 

3. zwischen den nachgewiesenen ausländischen Berufsqualifikationen und 
der entsprechenden inländischen Berufsbildung keine wesentlichen Unter-
schiede bestehen. 

(2) Unterscheiden sich die diesen Nachweisen zugrunde liegenden Sachgebie-
te wesentlich von den in den jeweiligen gewerberechtlichen Verordnungen 
festgelegten Sachgebieten und gleichen die von der den Antrag stellenden Per-
son im Rahmen ihrer Berufspraxis oder durch sonstige nachgewiesene einschlä-
gige Qualifikationen erworbenen Kenntnisse Fähigkeiten und Kompetenzen 
diesen wesentlichen Unterschied nicht aus, so ist die Erlaubnis zur Aufnahme 
der angestrebten Tätigkeit von der erfolgreichen Teilnahme an einer ergänzen-
den, diese Sachgebiete umfassenden Sachkundeprüfung (spezifische Sachkunde-
prüfung) oder einer ergänzenden, diese Sachgebiete umfassenden Unterrichtung 
(ergänzende Unterrichtung) abhängig. Für die spezifische Sachkundeprüfung 
und die ergänzende Unterrichtung gelten die in den jeweiligen gewerberechtli-
chen Verordnungen vorgeschriebenen Anforderungen und Verfahren. 
(3) Ist für die angestrebte Tätigkeit nach der Gewerbeordnung eine Sachkun-
deprüfung vorgesehen, so ist der den Antrag stellenden Person nach ihrer Wahl 
statt der spezifischen Sachkundeprüfung die Teilnahme an einer ergänzenden 
Unterrichtung zu ermöglichen, sofern der Befähigungsnachweis von einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ausgestellt worden ist und 
die jeweiligen gewerberechtlichen Verordnungen nicht etwas anderes vorsehen. 
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Dies gilt auch für Nachweise, die von einem Drittstaat ausgestellt wurden, so-
fern diese Nachweise von einem in Satz 1 genannten Staat anerkannt worden 
sind und dieser Staat der den Antrag stellenden Person eine mindestens dreijäh-
rige Berufserfahrung in der angestrebten Tätigkeit bescheinigt. Die Maßnahmen 
nach Satz 1 sind so auszugestalten, dass sie eine der Sachkundeprüfung ver-
gleichbare Beurteilung der Qualifikation erlauben. Ist für die angestrebte Tätig-
keit nach der Gewerbeordnung eine Unterrichtung vorgesehen, kann die den 
Antrag stellende Person auf Wunsch an Stelle der ergänzenden Unterrichtung 
eine spezifische Sachkundeprüfung ablegen. 
(3a) Die Entscheidung der zuständigen Stelle, die Aufnahme der angestrebten 
Tätigkeit von der erfolgreichen Teilnahme an einer spezifischen Sachkundeprü-
fung oder einer ergänzenden Unterrichtung nach Absatz 2 Satz 1 abhängig zu 
machen, ist gegenüber der den Antrag stellenden Person zu begründen und mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. In der Begründung ist insbesondere 
anzugeben,  
1. welche wesentlichen Unterschiede im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 festge-

stellt wurden, 
2. die Gründe, weshalb die Unterschiede im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 nicht 

durch die von der den Antrag stellenden Person im Rahmen ihrer bisheri-
gen Berufspraxis oder durch sonstige Befähigungsnachweise erworbenen 
und nachgewiesenen Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen ausgegli-
chen werden, und 

3. das Niveau der im Geltungsbereich dieses Gesetzes erforderlichen Berufs-
qualifikation gemäß der Klassifizierung in Artikel 11 der Richtlinie 
2005/36/EG. 

Die zuständige Stelle muss der den Antrag stellenden Person die Möglichkeit 
geben, die spezifische Sachkundeprüfung oder die ergänzende Unterrichtung 
innerhalb von sechs Monaten ab dem Zugang der Entscheidung nach Absatz 2 
Satz 1 zu absolvieren. 
(4) Der Antrag auf Anerkennung sowie die gemäß Satz 2 beizufügenden 
Unterlagen können elektronisch übermittelt werden. Dem Antrag sind folgende 
Unterlagen beizufügen:  
1. eine tabellarische Aufstellung der absolvierten Ausbildungsgänge und der 
ausgeübten Erwerbstätigkeiten, 
2. ein Identitätsnachweis, 
3. im Ausland erworbene Ausbildungsnachweise, 
4. Nachweise über einschlägige Berufserfahrungen und sonstige Befähigungs-
nachweise, 
5. eine Bescheinigung darüber, dass die den Antrag stellende Person zur Aus-
übung des Berufs berechtigt ist, sofern der Beruf im Ausbildungsstaat reglemen-
tiert ist, 
soweit dies für die Beurteilung erforderlich ist. Die Aufnahme und Ausübung 
der Tätigkeit erfolgen im Übrigen unter den im Inland geltenden Voraussetzun-
gen. Insbesondere können von der den Antrag stellenden Person Nachweise 
verlangt werden, die Rückschlüsse auf ihre Zuverlässigkeit, das Vorliegen ge-
ordneter Vermögensverhältnisse sowie auf erforderliche Mittel oder Sicherhei-
ten erlauben, sofern dies in den jeweiligen gewerberechtlichen Verordnungen 
bestimmt ist. Die zuständige Stelle kann die den Antrag stellende Person auffor-
dern, innerhalb einer angemessenen Frist Informationen zu Inhalt und Dauer 
der im Ausland absolvierten Berufsbildung sowie zu sonstigen Berufsqualifika-
tionen vorzulegen, soweit dies zur Bewertung der Gleichwertigkeit erforderlich 
ist. § 13b Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Werden Unterlagen nach Satz 1 
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elektronisch übermittelt, kann die zuständige Behörde bei begründeten Zweifeln 
an der Echtheit der Unterlagen die den Antrag stellende Person auffordern, 
beglaubigte Kopien vorzulegen. Eine solche Aufforderung hemmt den Lauf der 
Fristen nach Absatz 5 Satz 1 bis 3 nicht. 
(5) Die zuständige Stelle bestätigt der den Antrag stellenden Person binnen 
eines Monats den Empfang der Unterlagen und teilt gegebenenfalls dabei mit, 
dass Unterlagen fehlen. Die Prüfung des Antrags auf Anerkennung muss spätes-
tens drei Monate nach Einreichen der vollständigen Unterlagen abgeschlossen 
sein. Diese Frist kann in begründeten Fällen um einen Monat verlängert werden. 
Die Fristverlängerung ist der den Antrag stellenden Person rechtzeitig und unter 
Angabe der Gründe mitzuteilen. Bestehen begründete Zweifel an der Echtheit 
oder der inhaltlichen Richtigkeit der vorgelegten Unterlagen oder an den 
dadurch verliehenen Rechten oder benötigt die zuständige Stelle weitere Infor-
mationen, kann sie die den Antrag stellende Person auffordern, innerhalb einer 
angemessenen Frist weitere geeignete Unterlagen vorzulegen. Soweit die Unter-
lagen in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ausgestellt wurden, 
kann sich die zuständige Stelle auch an die zuständige Stelle des Ausbildungs-
staats wenden. Der Fristablauf ist solange gehemmt. 
(6) Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz ist mit Ausnahme des § 17 
nicht anzuwenden. 

Titel II 
Stehendes Gewerbe 

I. Allgemeine Erfordernisse 

§ 14 Anzeigepflicht; Verordnungsermächtigung 
(1) Wer den selbständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes, einer Zweig-
niederlassung oder einer unselbständigen Zweigstelle anfängt, muss dies der 
zuständigen Behörde gleichzeitig anzeigen. Das Gleiche gilt, wenn  
1. der Betrieb verlegt wird, 
2. der Gegenstand des Gewerbes gewechselt oder auf Waren oder Leistungen 

ausgedehnt wird, die bei Gewerbebetrieben der angemeldeten Art nicht ge-
schäftsüblich sind, oder 

3. der Betrieb aufgegeben wird. 
Steht die Aufgabe des Betriebes eindeutig fest und ist die Abmeldung nicht 
innerhalb eines angemessenen Zeitraums erfolgt, kann die Behörde die Abmel-
dung von Amts wegen vornehmen. 
(2) Absatz 1 gilt auch für den Handel mit Arzneimitteln, mit Losen von Lotte-
rien und Ausspielungen sowie mit Bezugs- und Anteilscheinen auf solche Lose 
und für den Betrieb von Wettannahmestellen aller Art. 
(3) Wer die Aufstellung von Automaten jeder Art als selbständiges Gewerbe 
betreibt, muss die Anzeige bei der zuständigen Behörde seiner Hauptniederlas-
sung erstatten. Der Gewerbetreibende ist verpflichtet, zum Zeitpunkt der Auf-
stellung des Automaten den Familiennamen mit mindestens einem ausgeschrie-
benen Vornamen, seine ladungsfähige Anschrift sowie die Anschrift seiner 
Hauptniederlassung an dem Automaten sichtbar anzubringen. Gewerbetreiben-
de, für die eine Firma im Handelsregister eingetragen ist, haben außerdem ihre 
Firma in der in Satz 2 bezeichneten Weise anzubringen. Ist aus der Firma der 
Familienname des Gewerbetreibenden mit einem ausgeschriebenen Vornamen 
zu ersehen, so genügt die Anbringung der Firma. 
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(4) Die Finanzbehörden teilen den zuständigen Behörden die nach § 30 der 
Abgabenordnung geschützten Verhältnisse von Unternehmern im Sinne des § 5 
des Gewerbesteuergesetzes mit, wenn deren Steuerpflicht erloschen ist; mitzu-
teilen sind lediglich Name und betriebliche Anschrift des Unternehmers und der 
Tag, an dem die Steuerpflicht endete. Die Mitteilungspflicht besteht nicht, so-
weit ihre Erfüllung mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden wäre. 
Absatz 5 Satz 1 gilt entsprechend. 
(5) Die erhobenen Daten dürfen nur für die Überwachung der Gewerbeaus-
übung sowie statistische Erhebungen verwendet werden. Der Name, die betrieb-
liche Anschrift und die angezeigte Tätigkeit des Gewerbetreibenden dürfen 
allgemein zugänglich gemacht werden. 
(6) Öffentlichen Stellen, soweit sie nicht als öffentlich-rechtliche Unterneh-
men am Wettbewerb teilnehmen, dürfen der Zweckbindung nach Absatz 5 Satz 
1 unterliegende Daten übermittelt werden, soweit  
1. eine regelmäßige Datenübermittlung nach Absatz 8 zulässig ist, 
2. die Kenntnis der Daten zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für die 

öffentliche Sicherheit oder erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl er-
forderlich ist oder 

3. der Empfänger die Daten beim Gewerbetreibenden nur mit unverhältnis-
mäßigem Aufwand erheben könnte oder von einer solchen Datenerhebung 
nach der Art der Aufgabe, für deren Erfüllung die Kenntnis der Daten er-
forderlich ist, abgesehen werden muss und kein Grund zu der Annahme 
besteht, dass das schutzwürdige Interesse des Gewerbetreibenden über-
wiegt. 

Für die Weitergabe von Daten innerhalb der Verwaltungseinheiten, denen die 
für die Entgegennahme der Anzeige und die Überwachung der Gewerbeaus-
übung zuständigen Behörden angehören, gilt Satz 1 entsprechend. 
(7) Öffentlichen Stellen, soweit sie als öffentlich-rechtliche Unternehmen am 
Wettbewerb teilnehmen, und nichtöffentlichen Stellen dürfen der Zweckbin-
dung nach Absatz 5 Satz 1 unterliegende Daten übermittelt werden, wenn der 
Empfänger ein rechtliches Interesse an der Kenntnis der zu übermittelnden 
Daten glaubhaft macht und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das 
schutzwürdige Interesse des Gewerbetreibenden überwiegt. 
(8) Die zuständige Behörde darf Daten aus der Gewerbeanzeige regelmäßig 
übermitteln an  
1. die Industrie- und Handelskammer zur Wahrnehmung der in den §§ 1, 3 

und 5 des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- und 
Handelskammern genannten sowie der nach § 1 Abs. 4 desselben Gesetzes 
übertragenen Aufgaben, 

2. die Handwerkskammer zur Wahrnehmung der in § 91 der Handwerksord-
nung genannten, insbesondere der ihr durch die §§ 6, 19 und 28 der Hand-
werksordnung zugewiesenen und sonstiger durch Gesetz übertragener 
Aufgaben, 

3. die für den Immissionsschutz zuständige Landesbehörde zur Durchführung 
arbeitsschutzrechtlicher sowie immissionsschutzrechtlicher Vorschriften, 

3a. die für den technischen und sozialen Arbeitsschutz, einschließlich den 
Entgeltschutz nach dem Heimarbeitsgesetz zuständige Landesbehörde zur 
Durchführung ihrer Aufgaben, 

4. die nach Landesrecht zuständige Behörde zur Wahrnehmung der Aufgaben, 
die im Mess- und Eichgesetz und in den auf Grund des Mess- und Eichge-
setzes ergangenen Rechtsverordnungen festgelegt sind, 
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5. die Bundesagentur für Arbeit zur Wahrnehmung der in § 405 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 404 Abs. 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch sowie der 
im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz genannten Aufgaben, 

6. die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e. V. ausschließlich zur Wei-
terleitung an die zuständige Berufsgenossenschaft für die Erfüllung der ihr 
durch Gesetz übertragenen Aufgaben, 

7. die Behörden der Zollverwaltung zur Wahrnehmung der ihnen nach dem 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz, nach § 405 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 404 Abs. 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch sowie nach dem Arbeit-
nehmer-überlassungsgesetz obliegenden Aufgaben, 

8. das Registergericht, soweit es sich um die Abmeldung einer im Handels- 
und Genossenschaftsregister eingetragenen Haupt- oder Zweigniederlas-
sung handelt, für Maßnahmen zur Herstellung der inhaltlichen Richtigkeit 
des Handelsregisters gemäß § 388 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren 
in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit oder des Genossenschaftsregisters gemäß § 160 des Gesetzes betref-
fend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, 

9. die statistischen Ämter der Länder zur Führung des Statistikregisters nach 
§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Statistikregistergesetzes in den Fällen des Absatzes 1 
Satz 2 Nr. 1 und 2, 

10. die für die Lebensmittelüberwachung zuständigen Behörden der Länder zur 
Durchführung lebensmittelrechtlicher Vorschriften. 

11. Die Übermittlung der Daten ist auf das zur Wahrnehmung der in Satz 1 
bezeichneten Aufgaben Erforderliche zu beschränken. § 138 der Abgaben-
ordnung bleibt unberührt. 

(9) Darüber hinaus sind Übermittlungen der nach den Absätzen 1 bis 4 erho-
benen Daten nur zulässig, soweit die Kenntnis der Daten zur Verfolgung von 
Straftaten erforderlich ist oder eine besondere Rechtsvorschrift dies vorsieht. 
(10) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das den Abruf von 
Daten aus der Gewerbeanzeige ermöglicht, ist nur zulässig, wenn technisch 
sichergestellt ist, dass  
1. die abrufende Stelle die bei der zuständigen Stelle gespeicherten Daten 

nicht verändern kann und 
2. ein Abruf durch eine in Absatz 7 genannte Stelle nur möglich ist, wenn die 

abrufende Stelle entweder den Namen des Gewerbetreibenden oder die be-
triebliche Anschrift des Gewerbetreibenden angegeben hat; der Abruf von 
Daten unter Verwendung unvollständiger Abfragedaten oder die Suche 
mittels einer Ähnlichenfunktion kann zugelassen werden. 

(11) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das den Abruf von 
Daten ermöglicht, die der Zweckbindung nach Absatz 5 Satz 1 unterliegen, ist 
nur zulässig, soweit  
1. dies wegen der Häufigkeit oder der Eilbedürftigkeit der Abrufe und unter 

Berücksichtigung der schutzwürdigen Interessen der Gewerbetreibenden 
angemessen ist, 

2. die zum Abruf bereitgehaltenen Daten ihrer Art nach für die Aufgaben oder 
Geschäftszwecke des Empfängers erforderlich sein können und 

3. technisch sichergestellt ist, dass Daten durch andere als die in Absatz 8 
genannten Stellen nur abgerufen werden können, wenn dabei der Verwen-
dungszweck, für den der Abruf erfolgt, sowie das Aktenzeichen oder eine 
andere Bezeichnung des Vorgangs, für den der Abruf erfolgt, angegeben 
wird. 
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Die Datenempfänger sowie die Verwendungszwecke, für die Abrufe zugelassen 
werden, sind vom Leiter der Verwaltungseinheit schriftlich festzulegen. Die 
zuständige Stelle protokolliert die Abrufe einschließlich der angegebenen Ver-
wendungszwecke und Vorgangsbezeichnungen. Die Protokolle müssen die 
Feststellung der für die einzelnen Abrufe verantwortlichen Personen ermögli-
chen. Eine mindestens stichprobenweise Protokollauswertung ist durch die 
speichernde Stelle zu gewährleisten. Die Protokolldaten dürfen nur zur Kontrol-
le der Zulässigkeit der Abrufe verwendet werden und sind nach sechs Monaten 
zu löschen. 
(12) Daten, die der Zweckbindung nach Absatz 5 Satz 1 unterliegen, darf der 
Empfänger nur für den Zweck verwenden, zu dessen Erfüllung sie ihm übermit-
telt werden. 
(13) Über die Gewerbeanzeigen nach Absatz 1 Satz 1 und 2 Nr. 3 werden mo-
natliche Erhebungen als Bundesstatistik durchgeführt. Die Statistik nach Satz 1 
soll als Informationsgrundlage für die Wirtschafts-, Wettbewerbs- und Struktur-
politik dienen. Für die Erhebungen besteht Auskunftspflicht. Auskunftspflichtig 
sind die Anzeigepflichtigen, die die Auskunftspflicht durch Erstattung der An-
zeige erfüllen. Die zuständige Behörde übermittelt aus den Gewerbeanzeigen 
monatlich die Daten als Erhebungs- oder Hilfsmerkmale an die statistischen 
Ämter der Länder, die zur Führung der Statistik nach Satz 1 erforderlich sind. 
Die statistischen Ämter der Länder dürfen die Angaben zum eingetragenen 
Namen des Betriebes mit Rechtsform und zum Namen des Betriebsinhabers für 
die Bestimmung der Rechtsform bis zum Abschluss der nach § 12 Abs. 1 des 
Bundesstatistikgesetzes vorgesehenen Prüfung auswerten. Ferner dürfen sie 
nähere Angaben zu der angemeldeten Tätigkeit unmittelbar bei den Auskunfts-
pflichtigen erfragen, soweit die gemeldete Tätigkeit sonst den Wirtschaftszwei-
gen nach Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur Aufstellung der statistischen 
Systematik der Wirtschaftszweige NACE Revision 2 und zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates sowie einiger Verordnungen der EG 
über bestimmte Bereiche der Statistik (ABl. EU Nr. L 393 S. 1) in der jeweils 
geltenden Fassung nicht zugeordnet werden kann. 
(14) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie erlässt mit Zustim-
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung zur Gewährleistung der ord-
nungsgemäßen Erfüllung der Anzeigepflicht nach Absatz 1, zur Regelung der 
Datenübermittlung nach Absatz 8 sowie zur Führung der Statistik nach Absatz 
13 nähere Vorschriften. Die Rechtsverordnung  
1. bestimmt insbesondere, welche erforderlichen Informationen in den Anzei-

gen nach Absatz 1 anzugeben sind, 
2. kann die Verwendung von Vordrucken zur Anzeige eines Gewerbes anord-

nen, die Gestaltung der Vordrucke durch Muster festlegen und Vorgaben 
treffen, wie und in welcher Anzahl die Vordrucke auszufüllen sind, 

3. kann Rahmenvorgaben für die elektronische Datenverarbeitung und -
übermittlung festlegen, 

4. bestimmt, welche Daten zur Aufgabenwahrnehmung der in Absatz 8 Satz 1 
bezeichneten Stellen erforderlicherweise zu übermitteln sind, und 

5. bestimmt, welche Daten als Erhebungs- und Hilfsmerkmale für die Statistik 
nach Absatz 13 Satz 1 an die statistischen Ämter der Länder zu übermitteln 
sind. 

Fußnote 
(+++ § 14: Zur Nichtanwendung vgl. § 4 +++)  
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(+++ § 14: Zur Anwendung vgl. § 158 +++) 

§ 15 Empfangsbescheinigung, Betrieb ohne Zulassung 
(1) Die Behörde bescheinigt innerhalb dreier Tage den Empfang der Anzeige. 
(2) Wird ein Gewerbe, zu dessen Ausübung eine Erlaubnis, Genehmigung, Kon-
zession oder Bewilligung (Zulassung) erforderlich ist, ohne diese Zulassung 
betrieben, so kann die Fortsetzung des Betriebes von der zuständigen Behörde 
verhindert werden. Das gleiche gilt, wenn ein Gewerbe von einer ausländischen 
juristischen Person begonnen wird, deren Rechtsfähigkeit im Inland nicht aner-
kannt wird. 
 

II. Erfordernis besonderer Überwachung oder Genehmigung 
A. Anlagen, die einer besonderen Überwachung bedürfen 

§§ 16 bis 28 (weggefallen) 
 

B. Gewerbetreibende, die einer besonderen Genehmigung bedürfen 

§ 29 Auskunft und Nachschau 
(1) Gewerbetreibende oder sonstige Personen,  
1. die einer Erlaubnis nach den §§ 30, 31, 33a, 33c, 33d, 33i, 34, 34a, 34b, 34c, 

34d, 34e, 34f, 34h oder 34i bedürfen oder nach § 34i Absatz 4 von der Er-
laubnispflicht befreit sind, 

2. die nach § 34b Abs. 5 oder § 36 öffentlich bestellt sind, 
3. die ein überwachungsbedürftiges Gewerbe im Sinne des § 38 Abs. 1 betrei-

ben, 
4. gegen die ein Untersagungsverfahren nach § 35 oder § 59 eröffnet oder 

abgeschlossen wurde 
5. soweit diese einer gewerblichen Tätigkeit nach § 42 Absatz 1 des Kultur-

gutschutzgesetzes nachgehen. 
(Betroffene), haben den Beauftragten der zuständigen öffentlichen Stelle auf 
Verlangen die für die Überwachung des Geschäftsbetriebs erforderlichen münd-
lichen und schriftlichen Auskünfte unentgeltlich zu erteilen. 
(2) Die Beauftragten sind befugt, zum Zwecke der Überwachung Grundstücke 
und Geschäftsräume des Betroffenen während der üblichen Geschäftszeit zu 
betreten, dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen, sich die geschäftli-
chen Unterlagen vorlegen zu lassen und in diese Einsicht zu nehmen. Zur Ver-
hütung dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung kön-
nen die Grundstücke und Geschäftsräume tagsüber auch außerhalb der in Satz 1 
genannten Zeit sowie tagsüber auch dann betreten werden, wenn sie zugleich 
Wohnzwecken des Betroffenen dienen; das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 
(3) Der Betroffene kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren 
Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilpro-
zeßordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 finden auch Anwendung, wenn Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, daß ein erlaubnispflichtiges, überwachungsbedürftiges 
oder untersagtes Gewerbe ausgeübt wird. 
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§ 30 Privatkrankenanstalten 
(1) Unternehmer von Privatkranken- und Privatentbindungsanstalten sowie 
von Privatnervenkliniken bedürfen einer Konzession der zuständigen Behörde. 
Die Konzession ist nur dann zu versagen, wenn  
1. Tatsachen vorliegen, welche die Unzuverlässigkeit des Unternehmers in 

Beziehung auf die Leitung oder Verwaltung der Anstalt oder Klinik dartun, 
1a. Tatsachen vorliegen, welche die ausreichende medizinische und pflegeri-

sche Versorgung der Patienten als nicht gewährleistet erscheinen lassen, 
2. nach den von dem Unternehmer einzureichenden Beschreibungen und 

Plänen die baulichen und die sonstigen technischen Einrichtungen der An-
stalt oder Klinik den gesundheitspolizeilichen Anforderungen nicht ent-
sprechen, 

3. die Anstalt oder Klinik nur in einem Teil eines auch von anderen Personen 
bewohnten Gebäudes untergebracht werden soll und durch ihren Betrieb 
für die Mitbewohner dieses Gebäudes erhebliche Nachteile oder Gefahren 
hervorrufen kann oder 

4. die Anstalt oder Klinik zur Aufnahme von Personen mit ansteckenden 
Krankheiten oder von Geisteskranken bestimmt ist und durch ihre örtliche 
Lage für die Besitzer oder Bewohner der benachbarten Grundstücke erheb-
liche Nachteile oder Gefahren hervorrufen kann. 

(2) Vor Erteilung der Konzession sind über die Fragen zu Absatz 1 Nr. 3 und 4 
die Ortspolizei- und die Gemeindebehörden zu hören. 

§ 30a (weggefallen) 
§ 30b (weggefallen) 
§ 30c (weggefallen) 

§ 31 Bewachungsgewerbe auf Seeschiffen; Verordnungsermächtigung 
(1) Wer gewerbsmäßig Leben oder Eigentum fremder Personen auf Seeschif-
fen seewärts der Begrenzung der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone 
zur Abwehr äußerer Gefahren bewachen will, bedarf hierfür der Zulassung. 
(2) Die Zulassung wird durch das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle im Benehmen mit der Bundespolizei erteilt. Sie ist zu befristen und kann 
mit Auflagen verbunden werden, soweit dies zum Schutz der Allgemeinheit oder 
der Auftraggeber erforderlich ist; unter denselben Voraussetzungen ist auch die 
nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von Auflagen zulässig. Die 
Zulassung ist im Benehmen mit der Bundespolizei zu versagen, wenn der An-
tragsteller  
1. nicht die Anforderungen an die betriebliche Organisation und Verfahren-

sabläufe, insbesondere die Maßnahmen zur Sicherstellung der fachlichen 
und persönlichen Geeignetheit und Zuverlässigkeit der eingesetzten Perso-
nen, erfüllt, 

2. nicht die Anforderungen an die Geschäftsleitung sowie an die mit der 
Leitung des Betriebes oder einer Zweigniederlassung beauftragten Person 
hinsichtlich der fachlichen und persönlichen Geeignetheit und Zuverlässig-
keit erfüllt oder 

3. den Nachweis einer Betriebshaftpflichtversicherung nicht erbringt. 
§ 34a Absatz 1 bis 4 ist nicht anzuwenden; § 34a Absatz 5 ist entsprechend an-
zuwenden. 
(3) Für Amtshandlungen des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle im Zusammenhang mit der Zulassung von Bewachungsunternehmen auf 
Seeschiffen gemäß den Absätzen 1, 2 und 7 werden Gebühren und Auslagen 
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erhoben. Durch Rechtsverordnung kann das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern ohne 
Zustimmung des Bundesrates die Gebührentatbestände und die Gebührenhöhe 
für die Amtshandlungen bestimmen und dabei feste Sätze, auch in Form von 
Zeitgebühren, oder Rahmensätze vorsehen. Die Gebührensätze sind so zu be-
messen, dass der mit den Amtshandlungen verbundene gesamte Personal- und 
Sachaufwand gedeckt wird. Zu dem durch die Gebühren zu deckenden Personal- 
und Sachaufwand gehören auch die Kosten der Bundespolizei, die ihr durch die 
Beteiligung an dem Zulassungsverfahren nach Absatz 2 entstehen. Zusätzlich zu 
dem Verwaltungsaufwand kann der in Geld berechenbare wirtschaftliche Wert 
für den Gebührenschuldner angemessen berücksichtigt werden. Die Gebühren-
höhe darf zu der Amtshandlung nicht außer Verhältnis stehen. Aus Gründen des 
öffentlichen Interesses oder der Billigkeit kann eine niedrigere Gebühr als die in 
den Sätzen 3 bis 5 vorgesehene Gebühr oder eine Gebührenbefreiung bestimmt 
werden. In der Verordnung können Auslagen auch abweichend von § 10 des 
Verwaltungskostengesetzes bestimmt werden. 
(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium des Innern und dem Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates  
1. die Anforderungen und das Verfahren für die Zulassung nach Absatz 1 

sowie die Dauer der Zulassung festlegen, 
2. die Anforderungen an das Bewachungsunternehmen festlegen hinsichtlich 

der betrieblichen Organisation und der Verfahrensabläufe, der technischen 
Ausrüstung und der Maßnahmen, die die Einhaltung der waffenrechtlichen 
Vorschriften des Flaggenstaates sowie der Hafen- und Küstenstaaten ge-
währleisten, 

3. zum Schutz der Allgemeinheit und der Auftraggeber Vorschriften über den 
Umfang der Befugnisse und Verpflichtungen bei der Ausübung der Bewa-
chungstätigkeit nach Absatz 1 erlassen, insbesondere über  
a) die Pflichten des Bewachungsunternehmens bei der Auswahl und Ein-

stellung, der Beschäftigung und Einweisung in die Tätigkeit der mit 
der Durchführung von Bewachungsaufgaben nach Absatz 1 eingesetz-
ten Personen; über die Anforderungen, denen diese Personen genügen 
müssen, insbesondere in Bezug auf die Ausbildung, die beruflichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten, die Berufserfahrung, Eignung und Zuver-
lässigkeit dieser Personen; sowie über die erforderlichen organisatori-
schen Maßnahmen, die die Einhaltung dieser Anforderungen durch 
das Bewachungsunternehmen sicherstellen, 

b) die Pflicht des Bewachungsunternehmens, Bücher zu führen, die not-
wendigen Daten über einzelne Geschäftsvorgänge sowie die Auftrag-
geber aufzuzeichnen, die Bücher und Aufzeichnungen aufzubewahren 
und auf Anforderung an das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr-
kontrolle zu übersenden, 

c) die Pflicht des Bewachungsunternehmens, Bewachungseinsätze beim 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle anzuzeigen, Protokol-
le über die Einsätze zu führen und Einsatzberichte zu erstellen und 
diese dem Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle sowie dem 
Auftraggeber zu übersenden sowie Meldungen über Vorkommnisse, 
insbesondere den Einsatz, Verlust oder Ersatz von Waffen, an das 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, die Bundespolizei 
und den Auftraggeber zu erstatten, 
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d) die Pflicht des Bewachungsunternehmens, dem Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle einen Wechsel der mit der Leitung des 
Betriebes oder einer Zweigniederlassung beauftragten Personen anzu-
zeigen und hierbei Angaben über diese zu machen sowie Änderungen 
in der betrieblichen Organisation und den Verfahrensabläufen anzu-
zeigen, und 

e) die Unterrichtung des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle durch Gerichte und Staatsanwaltschaften über rechtliche Maß-
nahmen gegen Bewachungsunternehmen und ihre Beschäftigten, die 
mit Bewachungsaufgaben nach Absatz 1 betraut sind, 

4. den Umfang und die inhaltlichen Anforderungen an die nach Absatz 2 Satz 
3 Nummer 3 erforderliche Betriebshaftpflichtversicherung, insbesondere 
die Höhe der Mindestversicherungssummen, die Bestimmung der zuständi-
gen Stelle im Sinne des § 117 Absatz 2 Satz 1 des Versicherungsvertragsge-
setzes vom 23. November 2007 (BGBl. I S. 2631), das zuletzt durch Artikel 2 
Absatz 79 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3044) geändert 
worden ist, über den Nachweis des Bestehens einer Haftpflichtversiche-
rung, die Anzeigepflichten des Versicherungsunternehmens gegenüber dem 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle und den Versicherungs-
nehmern sowie die Anerkennung von Haftpflichtversicherungen, die bei 
Versicherern abgeschlossen wurden, die außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes zum Geschäftsbetrieb befugt sind, festlegen und 

5. die Anforderungen und Verfahren zur Anerkennung von Zulassungen aus 
anderen Staaten festlegen. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann die Ermächtigung 
nach Satz 1 ganz oder teilweise durch Rechtsverordnung unter Sicherstellung 
der Einvernehmensregelung auf das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle übertragen; Rechtsverordnungen des Bundesamtes für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle bedürfen in Abweichung von der Einvernehmensregelung 
nach Satz 1 nur des Einvernehmens des Bundespolizeipräsidiums und des Bun-
desamtes für Seeschifffahrt und Hydrographie. Rechtsverordnungen nach den 
Sätzen 1 und 2 bedürfen der Zustimmung des Bundestages. Hat sich der Bundes-
tag nach Ablauf von drei Sitzungswochen seit Eingang der Rechtsverordnung 
nicht mit ihr befasst, so gilt die Zustimmung als erteilt. 
(5) Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle und die Bundespoli-
zei dürfen einander auch ohne Ersuchen Informationen einschließlich personen-
bezogener Daten übermitteln, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben nach 
Absatz 2 erforderlich ist. Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
und die Bundespolizei dürfen die übermittelten Informationen nur im Rahmen 
der gesetzlichen Aufgabenerfüllung nach Absatz 1 verwenden. Das Bundesamt 
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle unterrichtet das Bundesamt für Seeschiff-
fahrt und Hydrographie oder die auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 3 
Absatz 2 oder § 9 Absatz 1 Nummer 7 des Seeaufgabengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. Juli 2002 (BGBl. I S. 2876), das zuletzt durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3069) geändert worden ist, 
bestimmte Behörde unverzüglich über die Zulassung von Bewachungsunter-
nehmen, über Änderungen, ihre Beendigung sowie über sonstige das Zulas-
sungsverfahren betreffende Tatsachen, soweit dies für die Erfüllung der Aufga-
ben nach § 1 Nummer 13 des Seeaufgabengesetzes erforderlich ist. 
(6) Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle veröffentlicht und 
aktualisiert auf seiner Webseite regelmäßig eine Liste der nach Absatz 1 zuge-
lassenen Bewachungsunternehmen einschließlich ihrer Anschrift, Telefonnum-
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mer und E-Mail-Adresse oder Faxnummer; dazu ist zuvor das Einverständnis der 
betroffenen Unternehmen einzuholen. 
(7) Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle ist im Zusammen-
hang mit der Durchführung von § 31 auch für die Durchführung von § 15 Ab-
satz 2, der §§ 29, 46 Absatz 3 und von § 47 zuständig. 

§§ 32 u. 33 (weggefallen) 

§ 33a Schaustellungen von Personen 
(1) Wer gewerbsmäßig Schaustellungen von Personen in seinen Geschäfts-
räumen veranstalten oder für deren Veranstaltung seine Geschäftsräume zur 
Verfügung stellen will, bedarf der Erlaubnis der zuständigen Behörde. Dies gilt 
nicht für Darbietungen mit überwiegend künstlerischem, sportlichem, akrobati-
schem oder ähnlichem Charakter. Die Erlaubnis kann mit einer Befristung er-
teilt und mit Auflagen verbunden werden, soweit dies zum Schutze der Allge-
meinheit, der Gäste oder der Bewohner des Betriebsgrundstücks oder der Nach-
bargrundstücke vor Gefahren, erheblichen Nachteilen oder erheblichen Belästi-
gungen erforderlich ist; unter denselben Voraussetzungen ist auch die nachträg-
liche Aufnahme, Änderung und Ergänzung von Auflagen zulässig. 
(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn  
1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der Antragsteller die für den 

Gewerbebetrieb erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, 
2. zu erwarten ist, daß die Schaustellungen den guten Sitten zuwiderlaufen 

werden oder 
3. der Gewerbebetrieb im Hinblick auf seine örtliche Lage oder auf die Ver-

wendung der Räume dem öffentlichen Interesse widerspricht, insbesondere 
schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes oder sonst erhebliche Nachteile, Gefahren oder Belästigungen für 
die Allgemeinheit befürchten läßt. 

§ 33b Tanzlustbarkeiten 
Die Abhaltung von Tanzlustbarkeiten richtet sich nach den landesrechtlichen 
Bestimmungen. 

§ 33c Spielgeräte mit Gewinnmöglichkeit 
(1) Wer gewerbsmäßig Spielgeräte, die mit einer den Spielausgang beeinflus-
senden technischen Vorrichtung ausgestattet sind, und die die Möglichkeit eines 
Gewinnes bieten, aufstellen will, bedarf der Erlaubnis der zuständigen Behörde. 
Die Erlaubnis berechtigt nur zur Aufstellung von Spielgeräten, deren Bauart von 
der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt zugelassen ist. Sie kann mit Aufla-
gen, auch im Hinblick auf den Aufstellungsort, verbunden werden, soweit dies 
zum Schutze der Allgemeinheit, der Gäste oder der Bewohner des jeweiligen 
Betriebsgrundstücks oder der Nachbargrundstücke oder im Interesse des Ju-
gendschutzes erforderlich ist; unter denselben Voraussetzungen ist auch die 
nachträgliche Aufnahme, Änderung und Ergänzung von Auflagen zulässig. 
(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn  
1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Antragsteller die für die 

Aufstellung von Spielgeräten erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt; die 
erforderliche Zuverlässigkeit besitzt in der Regel nicht, wer in den letzten 
drei Jahren vor Stellung des Antrages wegen eines Verbrechens, wegen 
Diebstahls, Unterschlagung, Erpressung, Hehlerei, Geldwäsche, Verschleie-
rung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte, Betruges, Untreue, uner-
laubter Veranstaltung eines Glücksspiels, Beteiligung am unerlaubten 
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Glücksspiel oder wegen eines Vergehens nach § 27 des Jugendschutzgeset-
zes rechtskräftig verurteilt worden ist, 

2. der Antragsteller nicht durch eine Bescheinigung einer Industrie- und 
Handelskammer nachweist, dass er über die für die Ausübung des Gewer-
bes notwendigen Kenntnisse zum Spieler- und Jugendschutz unterrichtet 
worden ist, oder 

3. der Antragsteller nicht nachweist, dass er über ein Sozialkonzept einer 
öffentlich anerkannten Institution verfügt, in dem dargelegt wird, mit wel-
chen Maßnahmen den sozialschädlichen Auswirkungen des Glücksspiels 
vorgebeugt werden soll. 

(3) Der Gewerbetreibende darf Spielgeräte im Sinne des Absatzes 1 nur 
aufstellen, wenn ihm die zuständige Behörde schriftlich bestätigt hat, daß der 
Aufstellungsort den auf der Grundlage des § 33f Abs. 1 Nr. 1 erlassenen Durch-
führungsvorschriften entspricht. Sollen Spielgeräte in einer Gaststätte aufge-
stellt werden, so ist in der Bestätigung anzugeben, ob dies in einer Schank- 
oder Speisewirtschaft oder in einem Beherbergungsbetrieb erfolgen soll. Ge-
genüber dem Gewerbetreibenden und demjenigen, in dessen Betrieb ein Spiel-
gerät aufgestellt worden ist, können von der zuständigen Behörde, in deren 
Bezirk das Spielgerät aufgestellt worden ist, Anordnungen nach Maßgabe des 
Absatzes 1 Satz 3 erlassen werden. Der Aufsteller darf mit der Aufstellung von 
Spielgeräten nur Personen beschäftigen, die die Voraussetzungen nach Absatz 
2 Nummer 2 erfüllen. 

§ 33d Andere Spiele mit Gewinnmöglichkeit 
(1) Wer gewerbsmäßig ein anderes Spiel mit Gewinnmöglichkeit veranstalten 
will, bedarf der Erlaubnis der zuständigen Behörde. Die Erlaubnis kann mit einer 
Befristung erteilt und mit Auflagen verbunden werden, soweit dies zum Schutze 
der Allgemeinheit, der Gäste oder der Bewohner des Betriebsgrundstücks oder 
der Nachbargrundstücke oder im Interesse des Jugendschutzes erforderlich ist; 
unter denselben Voraussetzungen ist auch die nachträgliche Aufnahme, Ände-
rung und Ergänzung von Auflagen zulässig. 
(2) Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn der Antragsteller im Besitz 
einer von dem Bundeskriminalamt erteilten Unbedenklichkeitsbescheinigung 
oder eines Abdruckes der Unbedenklichkeitsbescheinigung ist. 
(3) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, daß der Antragsteller oder der Gewerbetreibende, in dessen Betrieb das 
Spiel veranstaltet werden soll, die für die Veranstaltung von anderen Spielen 
erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt. § 33c Absatz 2 Nummer 1 zweiter 
Halbsatz gilt entsprechend. 
(4) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn bei ihrer Erteilung nicht bekannt 
war, daß Tatsachen der in Absatz 3 bezeichneten Art vorlagen. Die Erlaubnis ist 
zu widerrufen, wenn  
1. nach ihrer Erteilung Tatsachen der in Absatz 3 bezeichneten Art eingetre-

ten sind, 
2. das Spiel abweichend von den genehmigten Bedingungen veranstaltet wird 

oder 
3. die Unbedenklichkeitsbescheinigung zurückgenommen oder widerrufen 

worden ist. 
(5) Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn bei der Veranstaltung des 
Spieles eine der in der Erlaubnis enthaltenen Auflagen nicht beachtet oder ge-
gen § 6 des Jugendschutzgesetzes verstoßen worden ist. 



 
 119 

§ 33e Bauartzulassung und Unbedenklichkeitsbescheinigung 
(1) Die Zulassung der Bauart eines Spielgerätes oder ihrer Nachbaugeräte und 
die Unbedenklichkeitsbescheinigung für andere Spiele (§§ 33c und 33d) sind zu 
versagen, wenn die Gefahr besteht, daß der Spieler unangemessen hohe Verluste 
in kurzer Zeit erleidet. Für andere Spiele im Sinne des § 33d kann die Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung auch versagt werden, wenn das Spiel durch Veränderung 
der Spielbedingungen oder durch Veränderung der Spieleinrichtung mit einfa-
chen Mitteln als Glücksspiel im Sinne des § 284 des Strafgesetzbuches veranstal-
tet werden kann. Ein Versagungsgrund im Sinne des Satzes 2 liegt insbesondere 
dann vor, wenn  
1. es sich um ein Karten-, Würfel- oder Kugelspiel handelt, das von einem 

Glücksspiel im Sinne des § 284 des Strafgesetzbuches abgeleitet ist, oder 
2. das Spiel nach den zur Prüfung eingereichten Bedingungen nicht wirt-

schaftlich betrieben werden kann. 
(2) Die Zulassung ist ganz oder teilweise, die Unbedenklichkeitsbescheini-
gung ist ganz zurückzunehmen oder zu widerrufen, wenn Tatsachen bekannt 
werden, die ihre Versagung rechtfertigen würden, oder wenn der Antragsteller 
zugelassene Spielgeräte an den in dem Zulassungsschein bezeichneten Merkma-
len verändert oder ein für unbedenklich erklärtes Spiel unter nicht genehmigten 
Bedingungen veranstaltet. 
(3) Die Zulassung und die Unbedenklichkeitsbescheinigung können mit einer 
Befristung erteilt und mit Auflagen verbunden werden. 
(4) Bei serienmäßig hergestellten Spielen nach § 33d genügt es, wenn die 
Unbedenklichkeitsbescheinigung für das eingereichte Spiel und für Nachbauten 
ein Abdruck der Unbedenklichkeitsbescheinigung erteilt wird. 

§ 33f Ermächtigung zum Erlaß von Durchführungsvorschriften 
(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann zur Durchfüh-
rung der §§ 33c, 33d, 33e und 33i im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
des Innern, dem Bundesministerium für Gesundheit und dem Bundesministeri-
um für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und mit Zustimmung des Bundes-
rates durch Rechtsverordnung zur Eindämmung der Betätigung des Spieltriebs, 
zum Schutze der Allgemeinheit und der Spieler sowie im Interesse des Jugend-
schutzes  
1. die Aufstellung von Spielgeräten oder die Veranstaltung von Spielen auf 

bestimmte Gewerbezweige, Betriebe oder Veranstaltungen beschränken 
und die Zahl der jeweils in einem Betrieb aufgestellten Spielgeräte oder 
veranstalteten anderen Spiele begrenzen, 

2. Vorschriften über den Umfang der Befugnisse und Verpflichtungen bei der 
Ausübung des Gewerbes erlassen, 

3. für die Zulassung oder die Erteilung der Unbedenklichkeitsbescheinigung 
bestimmte Anforderungen stellen an  
a) die Art und Weise des Spielvorgangs, 
b) die Art des Gewinns, 
c) den Höchsteinsatz und den Höchstgewinn, 
d) das Verhältnis der Anzahl der gewonnenen Spiele zur Anzahl der ver-

lorenen Spiele, 
e) das Verhältnis des Einsatzes zum Gewinn bei einer bestimmten Anzahl 

von Spielen, 
f) die Mindestdauer eines Spiels, 
g) die technische Konstruktion und die Kennzeichnung der Spielgeräte, 
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h) personenungebundene Identifikationsmittel, die der Spieler einsetzen 
muss, um den Spielbetrieb an einem Spielgerät zu ermöglichen, insbe-
sondere an deren Ausgabe, Aktivierung, Gültigkeit und Sicherheits-
merkmale, 

i) die Bekanntgabe der Spielregeln und des Gewinnplans sowie die Be-
reithaltung des Zulassungsscheines oder des Abdruckes des Zulas-
sungsscheines, des Zulassungsbeleges, der Unbedenklichkeitsbeschei-
nigung oder des Abdruckes der Unbedenklichkeitsbescheinigung, 

4. Vorschriften über den Umfang der Verpflichtungen des Gewerbetreibenden 
erlassen, in dessen Betrieb das Spielgerät aufgestellt oder das Spiel veran-
staltet werden soll, 

5. die Anforderungen an den Unterrichtungsnachweis nach § 33c Absatz 2 
Nummer 2 und das Verfahren für diesen Nachweis sowie Ausnahmen von 
der Nachweispflicht festlegen. 

(2) Durch Rechtsverordnung können ferner  
1. das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie im Einvernehmen mit 

dem Bundesministerium des Innern und mit Zustimmung des Bundesrates 
a) das Verfahren der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt bei der 

Prüfung und Zulassung der Bauart von Spielgeräten sowie bei der Ver-
längerung der Aufstelldauer von Warenspielgeräten, die auf Volksfes-
ten, Schützenfesten oder ähnlichen Veranstaltungen aufgestellt wer-
den sollen, und die ihrer Konstruktion nach keine statistischen Prüf-
methoden erforderlich machen, regeln und 

b) Vorschriften über die Gebühren und Auslagen für individuell zure-
chenbare öffentliche Leistungen der Physikalisch-Technischen Bun-
desanstalt erlassen; 

2. das Bundesministerium des Innern im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie und mit Zustimmung des Bundesrates 

a) das Verfahren des Bundeskriminalamtes bei der Erteilung von Unbe-
denklichkeitsbescheinigungen regeln und 

b) Vorschriften über die Gebühren und Auslagen für individuell zure-
chenbare öffentliche Leistungen des Bundeskriminalamtes erlassen. 

§ 33g Einschränkung und Ausdehnung der Erlaubnispflicht 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann im Einvernehmen mit 
den Bundesministerien des Innern und für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung bestimmen, daß  
1. für die Veranstaltung bestimmter anderer Spiele im Sinne des § 33d Abs. 1 

Satz 1 eine Erlaubnis nicht erforderlich ist, wenn diese Spiele überwiegend 
der Unterhaltung dienen und kein öffentliches Interesse an einer Erlaub-
nispflicht besteht, 

2. die Vorschriften der §§ 33c und 33d auch für die nicht gewerbsmäßige 
Aufstellung von Spielgeräten und für die nicht gewerbsmäßige Veranstal-
tung anderer Spiele in Vereinen und geschlossenen Gesellschaften gelten, 
in denen gewohnheitsmäßig gespielt wird, wenn für eine solche Regelung 
ein öffentliches Interesse besteht. 

§ 33h Spielbanken, Lotterien, Glücksspiele 
Die §§ 33c bis 33g finden keine Anwendung auf  
1. die Zulassung und den Betrieb von Spielbanken, 
2. die Veranstaltung von Lotterien und Ausspielungen, mit Ausnahme der 

gewerbsmäßig betriebenen Ausspielungen auf Volksfesten, Schützenfesten 
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oder ähnlichen Veranstaltungen, bei denen der Gewinn in geringwertigen 
Gegenständen besteht, 

3. die Veranstaltung anderer Spiele im Sinne des § 33d Abs. 1 Satz 1, die 
Glücksspiele im Sinne des § 284 des Strafgesetzbuches sind. 

§ 33i Spielhallen und ähnliche Unternehmen 
(1) Wer gewerbsmäßig eine Spielhalle oder ein ähnliches Unternehmen be-
treiben will, das ausschließlich oder überwiegend der Aufstellung von Spielgerä-
ten oder der Veranstaltung anderer Spiele im Sinne des § 33c Abs. 1 Satz 1 oder 
des § 33d Abs. 1 Satz 1 dient, bedarf der Erlaubnis der zuständigen Behörde. Die 
Erlaubnis kann mit einer Befristung erteilt und mit Auflagen verbunden werden, 
soweit dies zum Schutze der Allgemeinheit, der Gäste oder der Bewohner des 
Betriebsgrundstücks oder der Nachbargrundstücke vor Gefahren, erheblichen 
Nachteilen oder erheblichen Belästigungen erforderlich ist; unter denselben 
Voraussetzungen ist auch die nachträgliche Aufnahme, Änderung und Ergän-
zung von Auflagen zulässig. 
(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn  
1. die in § 33c Absatz 2 Nummer 1 oder § 33d Absatz 3 genannten Versa-

gungsgründe vorliegen, 
2. die zum Betrieb des Gewerbes bestimmten Räume wegen ihrer Beschaffen-

heit oder Lage den polizeilichen Anforderungen nicht genügen oder 
3. der Betrieb des Gewerbes eine Gefährdung der Jugend, eine übermäßige 

Ausnutzung des Spieltriebs, schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes oder sonst eine nicht zumutbare Belästi-
gung der Allgemeinheit, der Nachbarn oder einer im öffentlichen Interesse 
bestehenden Einrichtung befürchten läßt. 

§ 34 Pfandleihgewerbe 
(1) Wer das Geschäft eines Pfandleihers oder Pfandvermittlers betreiben will, 
bedarf der Erlaubnis der zuständigen Behörde. Die Erlaubnis kann mit Auflagen 
verbunden werden, soweit dies zum Schutze der Allgemeinheit oder der Ver-
pfänder erforderlich ist; unter denselben Voraussetzungen ist auch die nachträg-
liche Aufnahme, Änderung und Ergänzung von Auflagen zulässig. Die Erlaubnis 
ist zu versagen, wenn  
1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der Antragsteller die für den 

Gewerbebetrieb erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, oder 
2. er die für den Gewerbebetrieb erforderlichen Mittel oder entsprechende 

Sicherheiten nicht nachweist. 
(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates zum Schutze der Allgemeinheit 
und der Verpfänder Vorschriften erlassen über den Umfang der Befugnisse und 
Verpflichtungen bei der Ausübung der in Absatz 1 genannten Gewerbe, insbe-
sondere über  
1. den Geltungsbereich der Erlaubnis, 
2. die Annahme, Aufbewahrung und Verwertung des Pfandgegenstandes, die 

Art und Höhe der Vergütung für die Hingabe des Darlehens und über die 
Ablieferung des sich bei der Verwertung des Pfandes ergebenden Pfand-
überschusses, 

3. die Verpflichtung zum Abschluß einer Versicherung gegen Feuerschäden, 
Wasserschäden, Einbruchsdiebstahl und Beraubung oder über die Ver-
pflichtung, andere Maßnahmen zu treffen, die der Sicherung der Ansprüche 
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der Darlehensnehmer wegen Beschädigung oder Verlustes des Pfandgegen-
standes dienen, 

4. die Verpflichtung zur Buchführung einschließlich der Aufzeichnung von 
Daten über einzelne Geschäftsvorgänge sowie über die Verpfänder. 

Es kann ferner bestimmen, daß diese Vorschriften ganz oder teilweise auch auf 
nichtgewerblich betriebene Pfandleihanstalten Anwendung finden. 
(3) Sind nach Ablauf des Jahres, in dem das Pfand verwertet worden ist, drei 
Jahre verstrichen, so verfällt der Erlös zugunsten des Fiskus des Landes, in dem 
die Verpfändung erfolgt ist, wenn nicht ein Empfangsberechtigter sein Recht 
angemeldet hat. 
(4) Der gewerbsmäßige Ankauf beweglicher Sachen mit Gewährung des 
Rückkaufsrechts ist verboten. 

§ 34a Bewachungsgewerbe 
(1) Wer gewerbsmäßig Leben oder Eigentum fremder Personen bewachen 
will (Bewachungsgewerbe), bedarf der Erlaubnis der zuständigen Behörde. Die 
Erlaubnis kann mit Auflagen verbunden werden, soweit dies zum Schutze der 
Allgemeinheit oder der Auftraggeber erforderlich ist; unter denselben Voraus-
setzungen ist auch die nachträgliche Aufnahme, Änderung und Ergänzung von 
Auflagen zulässig. Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn  
1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der Antragsteller die für den 

Gewerbebetrieb erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, 
2. er die für den Gewerbebetrieb erforderlichen Mittel oder entsprechende 

Sicherheiten nicht nachweist oder 
3. der Antragsteller nicht durch eine Bescheinigung einer Industrie- und 

Handelskammer nachweist, daß er über die für die Ausübung des Gewerbes 
notwendigen rechtlichen Vorschriften unterrichtet worden ist und mit 
ihnen vertraut ist. 

Die erforderliche Zuverlässigkeit liegt in der Regel nicht vor, wenn der Antrag-
steller  
1. Mitglied in einem Verein, der nach dem Vereinsgesetz als Organisation 

unanfechtbar verboten wurde oder der einem unanfechtbaren Betätigungs-
verbot nach dem Vereinsgesetz unterliegt, war und seit der Beendigung der 
Mitgliedschaft zehn Jahre noch nicht verstrichen sind, oder 

2. Mitglied in einer Partei, deren Verfassungswidrigkeit das Bundesverfas-
sungsgericht nach § 46 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993 (BGBl. I S. 1473), das zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2012 (BGBl. I S. 1501) geän-
dert worden ist, festgestellt hat, war und seit der Beendigung der Mitglied-
schaft zehn Jahre noch nicht verstrichen sind, oder 

3. einzeln oder als Mitglied einer Vereinigung Bestrebungen im Sinne des § 3 
Absatz 1 des Bundesverfassungsschutzgesetzes vom 20. Dezember 1990 
(BGBl. I S. 2954, 2970), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Au-
gust 2012 (BGBl. I S. 1798) geändert worden ist, verfolgt oder in den letzten 
fünf Jahren verfolgt hat. 

Der Gewerbetreibende darf mit der Durchführung von Bewachungsaufgaben 
nur Personen beschäftigen, die die Voraussetzungen nach Satz 3 Nr. 1 und 3 
erfüllen. Für die Durchführung folgender Tätigkeiten ist der Nachweis einer vor 
der Industrie- und Handelskammer erfolgreich abgelegten Sachkundeprüfung 
erforderlich:  
1. Kontrollgänge im öffentlichen Verkehrsraum oder in Hausrechtsbereichen 

mit tatsächlich öffentlichem Verkehr, 
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2. Schutz vor Ladendieben, 
3. Bewachungen im Einlassbereich von gastgewerblichen Diskotheken. 
(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung  
1. die Anforderungen und das Verfahren für den Unterrichtungsnachweis 

nach Absatz 1 Satz 3 Nr. 3 sowie Ausnahmen von der Erforderlichkeit des 
Unterrichtungsnachweises festlegen, 

2. die Anforderungen und das Verfahren für eine Sachkundeprüfung nach 
Absatz 1 Satz 6 sowie Ausnahmen von der Erforderlichkeit der Sachkunde-
prüfung festlegen und 

3. zum Schutze der Allgemeinheit und der Auftraggeber Vorschriften erlassen 
über den Umfang der Befugnisse und Verpflichtungen bei der Ausübung 
des Bewachungsgewerbes, insbesondere über 
a) den Geltungsbereich der Erlaubnis, 
b) die Pflichten des Gewerbetreibenden bei der Einstellung und Entlas-

sung der im Bewachungsgewerbe beschäftigten Personen, über die 
Aufzeichnung von Daten dieser Personen durch den Gewerbetreiben-
den und ihre Übermittlung an die Gewerbebehörden, über die Anfor-
derungen, denen diese Personen genügen müssen, sowie über die 
Durchführung des Wachdienstes, 

c) die Verpflichtung zum Abschluß einer Haftpflichtversicherung, zur 
Buchführung einschließlich der Aufzeichnung von Daten über einzel-
ne Geschäftsvorgänge sowie über die Auftraggeber, 

d) die Unterrichtung der zuständigen Behörde durch Gerichte und 
Staatsanwaltschaften über rechtliche Maßnahmen gegen Gewerbetrei-
bende und ihr Personal, das mit Bewachungsaufgaben betraut ist, 

4. die Anforderungen und Verfahren festlegen, die zur Durchführung der 
Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. 
September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. EU 
Nr. L 255 S. 22, 2007 Nr. L 271 S. 18) Anwendung finden sollen auf Inhaber 
von in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder eines Vertrags-
staates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erworbe-
nen Berufsqualifikationen, die im Inland das Bewachungsgewerbe vorüber-
gehend oder dauerhaft ausüben möchten. 

(3) Sofern zur Überprüfung der Zuverlässigkeit des Bewachungspersonals 
nach Absatz 1 Satz 4 von der zuständigen Behörde Auskünfte aus dem Bundes-
zentralregister nach § 30 Abs. 5, § 31 oder unbeschränkte Auskünfte nach § 41 
Abs. 1 Nr. 9 Bundeszentralregistergesetz eingeholt werden, kann das Ergebnis 
der Überprüfung einschließlich der für die Beurteilung der Zuverlässigkeit 
erforderlichen Daten an den Gewerbetreibenden übermittelt werden. 
(4) Die Beschäftigung einer Person, die in einem Bewachungsunternehmen 
mit Bewachungsaufgaben beschäftigt ist, kann dem Gewerbetreibenden unter-
sagt werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Person die 
für ihre Tätigkeit erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt. 
(5) Der Gewerbetreibende und seine Beschäftigten dürfen bei der Durchfüh-
rung von Bewachungsaufgaben gegenüber Dritten nur die Rechte, die Jeder-
mann im Falle einer Notwehr, eines Notstandes oder einer Selbsthilfe zustehen, 
die ihnen vom jeweiligen Auftraggeber vertraglich übertragenen Selbsthilfe-
rechte sowie die ihnen gegebenenfalls in Fällen gesetzlicher Übertragung zu-
stehenden Befugnisse eigenverantwortlich ausüben. In den Fällen der Inan-
spruchnahme dieser Rechte und Befugnisse ist der Grundsatz der Erforderlich-
keit zu beachten. 
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(6) (weggefallen) 

§ 34b Versteigerergewerbe 
(1) Wer gewerbsmäßig fremde bewegliche Sachen, fremde Grundstücke oder 
fremde Rechte versteigern will, bedarf der Erlaubnis der zuständigen Behörde. 
Zu den beweglichen Sachen im Sinne der Vorschrift gehören auch Früchte auf 
dem Halm und Holz auf dem Stamm. 
(2) (weggefallen) 
(3) Die Erlaubnis kann mit Auflagen verbunden werden, soweit dies zum 
Schutze der Allgemeinheit, der Auftraggeber oder der Bieter erforderlich ist; 
unter denselben Voraussetzungen ist auch die nachträgliche Aufnahme, Ände-
rung und Ergänzung von Auflagen zulässig. 
(4) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn  
1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der Antragsteller die für den 

Gewerbebetrieb erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt; die erforderliche 
Zuverlässigkeit besitzt in der Regel nicht, wer in den letzten fünf Jahren vor 
Stellung des Antrages wegen eines Verbrechens oder wegen Diebstahls, 
Unterschlagung, Erpressung, Betruges, Untreue, Geldwäsche, Urkundenfäl-
schung, Hehlerei, Wuchers oder wegen Vergehens gegen das Gesetz gegen 
den unlauteren Wettbewerb zu einer Freiheitsstrafe rechtskräftig verurteilt 
worden ist, oder 

2. der Antragsteller in ungeordneten Vermögensverhältnissen lebt; dies ist in 
der Regel der Fall, wenn über das Vermögen des Antragstellers das Insol-
venzverfahren eröffnet worden oder er in das vom Vollstreckungsgericht 
zu führende Verzeichnis (§ 26 Abs. 2 Insolvenzordnung, § 882b Zivilpro-
zeßordnung) eingetragen ist. 

(5) Auf Antrag sind besonders sachkundige Versteigerer mit Ausnahme 
juristischer Personen von der zuständigen Behörde allgemein öffentlich zu 
bestellen; dies gilt entsprechend für Angestellte von Versteigerern. Die Bestel-
lung kann für bestimmte Arten von Versteigerungen erfolgen, sofern für diese 
ein Bedarf an Versteigerungsleistungen besteht. Die nach Satz 1 öffentlich be-
stellten Personen sind darauf zu vereidigen, dass sie ihre Aufgaben gewissen-
haft, weisungsfrei und unparteiisch erfüllen werden. Für die Bestellung von 
Versteigerern mit Qualifikationen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum erworben wurden, gilt § 36a entsprechend. 
(6) Dem Versteigerer ist verboten,  
1. selbst oder durch einen anderen auf seinen Versteigerungen für sich zu 

bieten oder ihm anvertrautes Versteigerungsgut zu kaufen, 
2. Angehörigen im Sinne des § 52 Abs. 1 der Strafprozeßordnung oder seinen 

Angestellten zu gestatten, auf seinen Versteigerungen zu bieten oder ihm 
anvertrautes Versteigerungsgut zu kaufen, 

3. für einen anderen auf seinen Versteigerungen zu bieten oder ihm anver-
trautes Versteigerungsgut zu kaufen, es sei denn, daß ein schriftliches Ge-
bot des anderen vorliegt, 

4. bewegliche Sachen aus dem Kreis der Waren zu versteigern, die er in sei-
nem Handelsgeschäft führt, soweit dies nicht üblich ist, 

5. Sachen zu versteigern, 
a) an denen er ein Pfandrecht besitzt oder 
b) soweit sie zu den Waren gehören, die in offenen Verkaufsstellen feil-

geboten werden und die ungebraucht sind oder deren bestimmungs-
mäßiger Gebrauch in ihrem Verbrauch besteht. 
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(7) Einzelhändler und Hersteller von Waren dürfen im Einzelverkauf an den 
Letztverbraucher Waren, die sie in ihrem Geschäftsbetrieb führen, im Wege der 
Versteigerung nur als Inhaber einer Versteigerererlaubnis nach Maßgabe der für 
Versteigerer geltenden Vorschriften oder durch einen von ihnen beauftragten 
Versteigerer absetzen. 
(8) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates unter Berücksichtigung des 
Schutzes der Allgemeinheit sowie der Auftraggeber und der Bieter Vorschriften 
erlassen über  
1. den Umfang der Befugnisse und Verpflichtungen bei der Ausübung des 

Versteigerergewerbes, insbesondere über 
a) Ort und Zeit der Versteigerung, 
b) den Geschäftsbetrieb, insbesondere über die Übernahme, Ablehnung 

und Durchführung der Versteigerung, 
c) die Genehmigung von Versteigerungen, die Verpflichtung zur Erstat-

tung von Anzeigen und die dabei den Gewerbebehörden und Indust-
rie- und Handelskammern zu übermittelnden Daten über den Auftrag-
geber und das der Versteigerung zugrundeliegende Rechtsverhältnis, 
zur Buchführung einschließlich der Aufzeichnung von Daten über ein-
zelne Geschäftsvorgänge sowie über die Auftraggeber, 

d) die Untersagung, Aufhebung und Unterbrechung der Versteigerung 
bei Verstößen gegen die für das Versteigerergewerbe erlassenen Vor-
schriften, 

e) Ausnahmen für die Tätigkeit des Erlaubnisinhabers von den Vorschrif-
ten des Titels III; 

2. Ausnahmen von den Verboten des Absatzes 6. 
(9) (weggefallen) 
(10) Die Absätze 1 bis 8 finden keine Anwendung auf  
1. Verkäufe, die nach gesetzlicher Vorschrift durch Kursmakler oder durch die 

hierzu öffentlich ermächtigten Handelsmakler vorgenommen werden, 
2. Versteigerungen, die von Behörden oder von Beamten vorgenommen werden, 
3. Versteigerungen, zu denen als Bieter nur Personen zugelassen werden, die 

Waren der angebotenen Art für ihren Geschäftsbetrieb ersteigern wollen. 

Fußnote 
(+++ § 34b Abs. 1, 3, 4, 6 u. 7: Zur Nichtanwendung vgl. § 4 +++) 

§ 34c Makler, Bauträger, Baubetreuer 
(1) Wer gewerbsmäßig  
1. den Abschluss von Verträgen über Grundstücke, grundstücksgleiche Rech-

te, gewerbliche Räume oder Wohnräume vermitteln oder die Gelegenheit 
zum Abschluss solcher Verträge nachweisen, 

2. den Abschluss von Darlehensverträgen, mit Ausnahme von Verträgen im 
Sinne des § 34i Absatz 1 Satz 1, vermitteln oder die Gelegenheit zum Ab-
schluss solcher Verträge nachweisen, 

3. Bauvorhaben 
a) als Bauherr im eigenen Namen für eigene oder fremde Rechnung vor-

bereiten oder durchführen und dazu Vermögenswerte von Erwerbern, 
Mietern, Pächtern oder sonstigen Nutzungsberechtigten oder von Be-
werbern um Erwerbs- oder Nutzungsrechte verwenden, 

b) als Baubetreuer im fremden Namen für fremde Rechnung wirtschaft-
lich vorbereiten oder durchführen 



 
 126 

will, bedarf der Erlaubnis der zuständigen Behörde. Die Erlaubnis kann inhalt-
lich beschränkt und mit Auflagen verbunden werden, soweit dies zum Schutze 
der Allgemeinheit oder der Auftraggeber erforderlich ist; unter denselben Vo-
raussetzungen ist auch die nachträgliche Aufnahme, Änderung und Ergänzung 
von Auflagen zulässig. 
(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn  
1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der Antragsteller oder eine der 

mit der Leitung des Betriebes oder einer Zweigniederlassung beauftragten 
Personen die für den Gewerbebetrieb erforderliche Zuverlässigkeit nicht 
besitzt; die erforderliche Zuverlässigkeit besitzt in der Regel nicht, wer in 
den letzten fünf Jahren vor Stellung des Antrages wegen eines Verbrechens 
oder wegen Diebstahls, Unterschlagung, Erpressung, Betruges, Untreue, 
Geldwäsche, Urkundenfälschung, Hehlerei, Wuchers oder einer Insolvenz-
straftat rechtskräftig verurteilt worden ist, oder 

2. der Antragsteller in ungeordneten Vermögensverhältnissen lebt; dies ist in 
der Regel der Fall, wenn über das Vermögen des Antragstellers das Insol-
venzverfahren eröffnet worden oder er in das vom Vollstreckungsgericht 
zu führende Verzeichnis (§ 26 Abs. 2 Insolvenzordnung, § 882b Zivilpro-
zeßordnung) eingetragen ist. 

(3) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zum Schutze der 
Allgemeinheit und der Auftraggeber Vorschriften zu erlassen über den Umfang 
der Verpflichtungen des Gewerbetreibenden bei der Ausübung des Gewerbes, 
insbesondere über die Verpflichtungen  
1. ausreichende Sicherheiten zu leisten oder eine zu diesem Zweck geeignete 

Versicherung abzuschließen, sofern der Gewerbetreibende Vermögenswer-
te des Auftraggebers erhält oder verwendet, 

2. die erhaltenen Vermögenswerte des Auftraggebers getrennt zu verwalten, 
3. nach der Ausführung des Auftrages dem Auftraggeber Rechnung zu legen, 
4. der zuständigen Behörde Anzeige beim Wechsel der mit der Leitung des 

Betriebes oder einer Zweigniederlassung beauftragten Personen zu erstat-
ten und hierbei bestimmte Angaben zu machen, 

5. dem Auftraggeber die für die Beurteilung des Auftrages und des zu vermit-
telnden oder nachzuweisenden Vertrages jeweils notwendigen Informatio-
nen schriftlich oder mündlich zu geben, 

6. Bücher zu führen einschließlich der Aufzeichnung von Daten über einzelne 
Geschäftsvorgänge sowie über die Auftraggeber. 

In der Rechtsverordnung nach Satz 1 kann ferner die Befugnis des Gewerbetrei-
benden zur Entgegennahme und zur Verwendung von Vermögenswerten des 
Auftraggebers beschränkt werden, soweit dies zum Schutze des Auftraggebers 
erforderlich ist. Außerdem kann in der Rechtsverordnung der Gewerbetreibende 
verpflichtet werden, die Einhaltung der nach Satz 1 Nr. 1 bis 6 und Satz 2 erlas-
senen Vorschriften auf seine Kosten regelmäßig sowie aus besonderem Anlaß 
prüfen zu lassen und den Prüfungsbericht der zuständigen Behörde vorzulegen, 
soweit es zur wirksamen Überwachung erforderlich ist; hierbei können die 
Einzelheiten der Prüfung, insbesondere deren Anlaß, Zeitpunkt und Häufigkeit, 
die Auswahl, Bestellung und Abberufung der Prüfer, deren Rechte, Pflichten und 
Verantwortlichkeit, der Inhalt des Prüfungsberichts, die Verpflichtungen des 
Gewerbetreibenden gegenüber dem Prüfer sowie das Verfahren bei Meinungs-
verschiedenheiten zwischen dem Prüfer und dem Gewerbetreibenden, geregelt 
werden. 
(4) (weggefallen) 
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(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für  
1. Kreditinstitute, für die eine Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 des Kreditwesenge-

setzes erteilt wurde, und für Zweigstellen von Unternehmen im Sinne des 
§ 53b Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über das Kreditwesen, 

2. Gewerbetreibende, die lediglich zur Finanzierung der von ihnen abge-
schlossenen Warenverkäufe oder zu erbringenden Dienstleistungen den 
Abschluß von Verträgen über Darlehen vermitteln oder die Gelegenheit 
zum Abschluß solcher Verträge nachweisen, 

3. Zweigstellen von Unternehmen mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union, die nach § 53b Abs. 7 des Kreditwesengesetzes Darle-
hen zwischen Kreditinstituten vermitteln dürfen, soweit sich ihre Tätigkeit 
nach Absatz 1 auf die Vermittlung von Darlehen zwischen Kreditinstituten 
beschränkt, 

4. Verträge, soweit Teilzeitnutzung von Wohngebäuden im Sinne des § 481 
des Bürgerlichen Gesetzesbuchs gemäß Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 nachgewiesen 
oder vermittelt wird. 

Fußnote 
(+++ § 34c Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 u. 3: Zur Nichtanwendung vgl. § 4 +++) 

§ 34d Versicherungsvermittler 
(1) Wer gewerbsmäßig als Versicherungsmakler oder als Versicherungsver-
treter den Abschluss von Versicherungsverträgen vermitteln will (Versiche-
rungsvermittler), bedarf der Erlaubnis der zuständigen Industrie- und Handels-
kammer. Die Erlaubnis kann inhaltlich beschränkt und mit Auflagen verbunden 
werden, soweit dies zum Schutze der Allgemeinheit oder der Versicherungs-
nehmer erforderlich ist; unter denselben Voraussetzungen sind auch die nach-
trägliche Aufnahme, Änderung und Ergänzung von Auflagen zulässig. In der 
Erlaubnis ist anzugeben, ob sie einem Versicherungsmakler oder einem Versi-
cherungsvertreter erteilt wird. Die einem Versicherungsmakler erteilte Erlaub-
nis beinhaltet die Befugnis, Dritte, die nicht Verbraucher sind, bei der Vereinba-
rung, Änderung oder Prüfung von Versicherungsverträgen gegen gesondertes 
Entgelt rechtlich zu beraten; diese Befugnis zur Beratung erstreckt sich auch auf 
Beschäftigte von Unternehmen in den Fällen, in denen der Versicherungsmakler 
das Unternehmen berät. Bei der Wahrnehmung der Aufgaben nach den Sätzen 1 
und 2 unterliegt die Industrie- und Handelskammer der Aufsicht der obersten 
Landesbehörde. 
(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn  
1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Antragsteller die für den 

Gewerbebetrieb erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt; die erforderliche 
Zuverlässigkeit besitzt in der Regel nicht, wer in den letzten fünf Jahren vor 
Stellung des Antrages wegen eines Verbrechens oder wegen Diebstahls, 
Unterschlagung, Erpressung, Betruges, Untreue, Geldwäsche, Urkundenfäl-
schung, Hehlerei, Wuchers oder einer Insolvenzstraftat rechtskräftig verur-
teilt worden ist, 

2. der Antragsteller in ungeordneten Vermögensverhältnissen lebt; dies ist in 
der Regel der Fall, wenn über das Vermögen des Antragstellers das Insol-
venzverfahren eröffnet worden oder er in das vom Vollstreckungsgericht 
zu führende Verzeichnis (§ 26 Abs. 2 der Insolvenzordnung, § 882b der Zi-
vilprozessordnung) eingetragen ist, 

3. der Antragsteller den Nachweis einer Berufshaftpflichtversicherung nicht 
erbringen kann oder 
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4. der Antragsteller nicht durch eine vor der Industrie- und Handelskammer 
erfolgreich abgelegte Prüfung nachweist, dass er die für die Versicherungs-
vermittlung notwendige Sachkunde über die versicherungsfachlichen, ins-
besondere hinsichtlich Bedarf, Angebotsformen und Leistungsumfang, und 
rechtlichen Grundlagen sowie die Kundenberatung besitzt; es ist ausrei-
chend, wenn der Nachweis durch eine angemessene Zahl von beim Antrag-
steller beschäftigten natürlichen Personen erbracht wird, denen die Auf-
sicht über die unmittelbar mit der Vermittlung von Versicherungen befass-
ten Personen übertragen ist und die den Antragsteller vertreten dürfen. 

(3) Auf Antrag hat die nach Absatz 1 zuständige Behörde einen Gewerbetrei-
benden, der die Versicherung als Ergänzung der im Rahmen seiner Haupttätig-
keit gelieferten Waren oder Dienstleistungen vermittelt, von der Erlaubnis-
pflicht nach Absatz 1 zu befreien, wenn er nachweisen kann, dass  
1. er seine Tätigkeit als Versicherungsvermittler unmittelbar im Auftrag eines 

oder mehrerer Versicherungsvermittler, die Inhaber einer Erlaubnis nach 
Absatz 1 sind, oder eines oder mehrerer Versicherungsunternehmen aus-
übt, 

2. für ihn eine Berufshaftpflichtversicherung nach Maßgabe des Absatzes 2 
Nr. 3 besteht und 

3. er zuverlässig sowie angemessen qualifiziert ist und nicht in ungeordneten 
Vermögensverhältnissen lebt; als Nachweis hierfür ist eine Erklärung der in 
Nummer 1 bezeichneten Auftraggeber ausreichend, mit dem Inhalt, dass sie 
sich verpflichten, die Anforderungen entsprechend § 48 Absatz 2 des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes zu beachten und die für die Vermittlung der je-
weiligen Versicherung angemessene Qualifikation des Antragstellers si-
cherzustellen, und dass ihnen derzeit nichts Gegenteiliges bekannt ist. 

Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
(4) Keiner Erlaubnis bedarf ein Versicherungsvermittler nach Absatz 1 Satz 1, 
wenn  
1. er seine Tätigkeit als Versicherungsvermittler ausschließlich im Auftrag 

eines oder, wenn die Versicherungsprodukte nicht in Konkurrenz stehen, 
mehrerer im Inland zum Geschäftsbetrieb befugten Versicherungsunter-
nehmen ausübt und 

2. durch das oder die Versicherungsunternehmen für ihn die uneingeschränk-
te Haftung aus seiner Vermittlertätigkeit übernommen wird. 

(5) Keiner Erlaubnis bedarf ein Versicherungsvermittler nach Absatz 1 Satz 1, 
wenn er in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
niedergelassen ist und die Eintragung in ein Register nach Artikel 3 der Richtli-
nie 2002/92/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Dezember 
2002 über Versicherungsvermittlung (ABl. EG 2003 Nr. L 9 S. 3) nachweisen 
kann. 
(6) Gewerbetreibende nach den Absätzen 1, 3 und 4 dürfen direkt bei der 
Vermittlung mitwirkende Personen nur beschäftigen, wenn sie sicherstellen, 
dass diese Personen über die für die Vermittlung der jeweiligen Versicherung 
angemessene Qualifikation verfügen, und geprüft haben, ob sie zuverlässig sind. 
(7) Gewerbetreibende nach den Absätzen 1, 3 und 4 sind verpflichtet, sich 
unverzüglich nach Aufnahme ihrer Tätigkeit in das Register nach § 11a Abs. 1 
eintragen zu lassen. Wesentliche Änderungen der im Register gespeicherten 
Angaben sind der Registerbehörde unverzüglich mitzuteilen. Im Falle des § 48 
Absatz 4 des Versicherungsaufsichtsgesetzes wird mit der Mitteilung an die 
Registerbehörde zugleich die uneingeschränkte Haftung nach Absatz 4 Nr. 2 
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durch das Versicherungsunternehmen übernommen. Diese Haftung besteht 
nicht für Vermittlertätigkeiten nach Löschung der Angaben zu dem Gewerbe-
treibenden aus dem Register auf Grund einer Mitteilung nach § 48 Absatz 5 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes. 
(8) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz und dem 
Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates zur Umsetzung der Richtlinie 2002/92/EG, zur Umsetzung der 
Richtlinie 2005/36/EG, zur Umsetzung der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. November 2014 über Basisin-
formationsblätter für verpackte Anlageprodukte für Kleinanleger und Versiche-
rungsanlageprodukte (PRIIP) (ABl. L 352 vom 9.12.2014, S. 1, L 358 vom 
13.12.2014, S. 50) oder zum Schutze der Allgemeinheit und der Versicherungs-
nehmer Vorschriften erlassen über  
1. den Umfang der Verpflichtungen des Versicherungsvermittlers bei der 

Ausübung des Gewerbes, insbesondere über 
a) die Informationspflichten gegenüber dem Versicherungsnehmer, 
b) die Verpflichtung, ausreichende Sicherheiten zu leisten oder eine zu 

diesem Zweck geeignete Versicherung abzuschließen, sofern der Ver-
sicherungsvermittler Vermögenswerte des Versicherungsnehmers o-
der für diesen bestimmte Vermögenswerte erhält oder verwendet, 

2. die Inhalte und das Verfahren für eine Sachkundeprüfung nach Absatz 2 
Nr. 4, die Ausnahmen von der Erforderlichkeit der Sachkundeprüfung so-
wie die Gleichstellung anderer Berufsqualifikationen mit der Sachkunde-
prüfung, die örtliche Zuständigkeit der Industrie- und Handelskammern, 
die Berufung eines Aufgabenauswahlausschusses, 

3. Umfang und inhaltliche Anforderungen an die nach Absatz 2 Nr. 3 erfor-
derliche Haftpflichtversicherung, insbesondere die Höhe der Mindestversi-
cherungssummen, die Bestimmung der zuständigen Stelle im Sinne des 
§ 117 Absatz 2 des Versicherungsvertragsgesetzes, über den Nachweis des 
Bestehens einer Haftpflichtversicherung und Anzeigepflichten des Versi-
cherungsunternehmens gegenüber den Behörden und den Versicherungs-
nehmern, 

4. die Anforderungen und Verfahren, die zur Durchführung der Richtlinie 
2005/36/EG Anwendung finden sollen auf Inhaber von in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union oder eines Vertragsstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum erworbenen Berufsqualifikationen, 
die im Inland vorübergehend oder dauerhaft als Versicherungsvermittler 
tätig werden wollen, und nicht die Voraussetzungen des Absatzes 5 erfül-
len, 

5. Sanktionen und Maßnahmen nach Artikel 24 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 1286/2014, einschließlich des Verfahrens. 

In der Rechtsverordnung nach Satz 1 kann ferner die Befugnis des Versiche-
rungsvermittlers zur Entgegennahme und zur Verwendung von Vermögenswer-
ten des Versicherungsnehmers oder für diesen bestimmten Vermögenswerten 
beschränkt werden, soweit dies zum Schutze des Versicherungsnehmers erfor-
derlich ist. In der Rechtsverordnung nach Satz 1 kann bestimmt werden, dass 
über die Erfüllung der Verpflichtungen nach Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b Aufzeich-
nungen zu führen sind und die Einhaltung der Verpflichtungen nach Satz 1 Nr. 1 
Buchstabe b auf Kosten des Versicherungsvermittlers regelmäßig oder aus be-
sonderem Anlass zu überprüfen und der Prüfungsbericht der zuständigen Be-
hörde vorzulegen ist, soweit es zur wirksamen Überwachung erforderlich ist; 
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hierbei können die Einzelheiten der Prüfung, insbesondere deren Anlass, Zeit-
punkt und Häufigkeit, die Auswahl, Bestellung und Abberufung der Prüfer, 
deren Rechte, Pflichten und Verantwortlichkeit, der Inhalt des Prüfberichts, die 
Verpflichtungen des Versicherungsvermittlers gegenüber dem Prüfer sowie das 
Verfahren bei Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Prüfer und dem Versi-
cherungsvermittler, geregelt werden. 
(9) Die Absätze 1 bis 8, mit Ausnahme von Absatz 8 Satz 1 Nummer 5, gelten 
nicht  
1. für Gewerbetreibende, wenn 

a) sie nicht hauptberuflich Versicherungen vermitteln, 
b) sie ausschließlich Versicherungsverträge vermitteln, für die nur 

Kenntnisse des angebotenen Versicherungsschutzes erforderlich sind, 
c) sie keine Lebensversicherungen oder Versicherungen zur Abdeckung 

von Haftpflichtrisiken vermitteln, 
d) die Versicherung eine Zusatzleistung zur Lieferung einer Ware oder 

der Erbringung einer Dienstleistung darstellt und entweder das Risiko 
eines Defekts, eines Verlusts oder einer Beschädigung von Gütern ab-
deckt oder die Beschädigung, den Verlust von Gepäck oder andere Ri-
siken im Zusammenhang mit einer bei dem Gewerbetreibenden ge-
buchten Reise, einschließlich Haftpflicht- oder Unfallversicherungsri-
siken, sofern die Deckung zusätzlich zur Hauptversicherungsdeckung 
für Risiken im Zusammenhang mit dieser Reise gewährt wird, 

e) die Jahresprämie einen Betrag von 500 Euro nicht übersteigt und 
f) die Gesamtlaufzeit einschließlich etwaiger Verlängerungen nicht mehr 

als fünf Jahre beträgt; 
2. für Gewerbetreibende, die als Bausparkasse oder als von einer Bausparkas-

se beauftragter Vermittler für Bausparer als Bestandteile der Bausparver-
träge Versicherungen im Rahmen eines Kollektivvertrages vermitteln, die 
ausschließlich dazu bestimmt sind, die Rückzahlungsforderungen der Bau-
sparkasse aus gewährten Darlehen abzusichern; 

3. für Gewerbetreibende, die als Zusatzleistung zur Lieferung einer Ware oder 
der Erbringung einer Dienstleistung im Zusammenhang mit Darlehens- 
und Leasingverträgen Restschuldversicherungen vermitteln, deren Jahres-
prämie einen Betrag von 500 Euro nicht übersteigt. 

(10) Die Vorschriften für Versicherungsvermittler gelten auch für Rückversi-
cherungsvermittler. 
(11) Die Absätze 1 bis 4, 6, 7 und 9 gelten nicht für Gewerbetreibende, die  

a) als natürliche Person ihren Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum haben und dort die 
Tätigkeit der Versicherungsvermittlung ausüben oder 

b) als juristische Person ihren satzungsmäßigen Sitz oder, wenn sie ge-
mäß dem für sie geltenden einzelstaatlichen Recht keinen satzungs-
mäßigen Sitz haben, ihren Hauptverwaltungssitz in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum haben. 

§ 34e Versicherungsberater 
(1) Wer gewerbsmäßig Dritte über Versicherungen beraten will, ohne von 
einem Versicherungsunternehmen einen wirtschaftlichen Vorteil zu erhalten 
oder von ihm in anderer Weise abhängig zu sein (Versicherungsberater), bedarf 
der Erlaubnis der zuständigen Industrie- und Handelskammer. Die Erlaubnis 
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kann inhaltlich beschränkt und mit Auflagen verbunden werden, soweit dies 
zum Schutze der Allgemeinheit oder der Versicherungsnehmer erforderlich ist; 
unter denselben Voraussetzungen ist auch die nachträgliche Aufnahme, Ände-
rung und Ergänzung von Auflagen zulässig. Die Erlaubnis beinhaltet die Befug-
nis, Dritte bei der Vereinbarung, Änderung oder Prüfung von Versicherungsver-
trägen oder bei der Wahrnehmung von Ansprüchen aus dem Versicherungsver-
trag im Versicherungsfall rechtlich zu beraten und gegenüber dem Versiche-
rungsunternehmen außergerichtlich zu vertreten. Bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben nach den Sätzen 1 und 2 unterliegt die Industrie- und Handelskammer 
der Aufsicht der obersten Landesbehörde. 
(2) § 34d Abs. 2 und 5 bis 8 und 11 sowie die auf Grund des § 34d Abs. 8 erlas-
senen Rechtsvorschriften gelten entsprechend. 
(3) Versicherungsberater dürfen keine Provision von Versicherungsunter-
nehmen entgegennehmen. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zum 
Schutze der Allgemeinheit und der Versicherungsnehmer nähere Vorschriften 
über das Provisionsannahmeverbot erlassen. In der Rechtsverordnung nach Satz 
2 kann insbesondere bestimmt werden, dass die Einhaltung des Provisionsan-
nahmeverbotes auf Kosten des Versicherungsberaters regelmäßig oder aus 
besonderem Anlass zu überprüfen und der Prüfungsbericht der zuständigen 
Behörde vorzulegen ist, soweit es zur wirksamen Überwachung erforderlich ist; 
hierbei können die Einzelheiten der Prüfung, insbesondere deren Anlass, Zeit-
punkt und Häufigkeit, die Auswahl, Bestellung und Abberufung der Prüfer, 
deren Rechte, Pflichten und Verantwortlichkeit, der Inhalt des Prüfberichts, die 
Verpflichtungen des Versicherungsberaters gegenüber dem Prüfer sowie das 
Verfahren bei Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Prüfer und dem Versi-
cherungsberater, geregelt werden. Zur Überwachung des Provisionsannahme-
verbotes kann in der Rechtsverordnung bestimmt werden, dass der Versiche-
rungsberater über die Einnahmen aus seiner Tätigkeit Aufzeichnungen zu füh-
ren hat. 

§ 34f Finanzanlagenvermittler 
(1) Wer im Umfang der Bereichsausnahme des § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 8 
des Kreditwesengesetzes gewerbsmäßig zu  
1. Anteilen oder Aktien an inländischen offenen Investmentvermögen, offe-

nen EU-Investmentvermögen oder ausländischen offenen Investmentver-
mögen, die nach dem Kapitalanlagegesetzbuch vertrieben werden dürfen, 

2. Anteilen oder Aktien an inländischen geschlossenen Investmentvermögen, 
geschlossenen EU-Investmentvermögen oder ausländischen geschlossenen 
Investmentvermögen, die nach dem Kapitalanlagegesetzbuch vertrieben 
werden dürfen, 

3. Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Vermögensanlagengeset-
zes 

Anlagevermittlung im Sinne des § 1 Absatz 1a Nummer 1 des Kreditwesengeset-
zes oder Anlageberatung im Sinne des § 1 Absatz 1a Nummer 1a des Kreditwe-
sengesetzes erbringen will (Finanzanlagenvermittler), bedarf der Erlaubnis der 
zuständigen Behörde. Die Erlaubnis kann inhaltlich beschränkt oder mit Aufla-
gen verbunden werden, soweit dies zum Schutz der Allgemeinheit oder der 
Anleger erforderlich ist; unter denselben Voraussetzungen sind auch die nach-
trägliche Aufnahme, Änderung und Ergänzung von Auflagen zulässig. Die 
Erlaubnis nach Satz 1 kann auf die Anlageberatung zu und die Vermittlung von 
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Verträgen über den Erwerb von einzelnen Kategorien von Finanzanlagen nach 
Nummer 1, 2 oder 3 beschränkt werden. 
(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn  
1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Antragsteller oder eine der 

mit der Leitung des Betriebs oder einer Zweigniederlassung beauftragten 
Personen die für den Gewerbebetrieb erforderliche Zuverlässigkeit nicht 
besitzt; die erforderliche Zuverlässigkeit besitzt in der Regel nicht, wer in 
den letzten fünf Jahren vor Stellung des Antrags wegen eines Verbrechens 
oder wegen Diebstahls, Unterschlagung, Erpressung, Betrugs, Untreue, 
Geldwäsche, Urkundenfälschung, Hehlerei, Wuchers oder einer Insolvenz-
straftat rechtskräftig verurteilt worden ist, 

2. der Antragsteller in ungeordneten Vermögensverhältnissen lebt; dies ist in 
der Regel der Fall, wenn über das Vermögen des Antragstellers das Insol-
venzverfahren eröffnet worden oder er in das vom Insolvenzgericht oder 
vom Vollstreckungsgericht zu führende Verzeichnis (§ 26 Absatz 2 der In-
solvenzordnung, § 882b der Zivilprozessordnung) eingetragen ist, 

3. der Antragsteller den Nachweis einer Berufshaftpflichtversicherung nicht 
erbringen kann oder 

4. der Antragsteller nicht durch eine vor der Industrie- und Handelskammer 
erfolgreich abgelegte Prüfung nachweist, dass er die für die Vermittlung 
von und Beratung über Finanzanlagen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 not-
wendige Sachkunde über die fachlichen und rechtlichen Grundlagen sowie 
über die Kundenberatung besitzt; die Sachkunde ist dabei im Umfang der 
beantragten Erlaubnis nachzuweisen. 

(3) Keiner Erlaubnis nach Absatz 1 bedürfen  
1. Kreditinstitute, für die eine Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 des Kreditwesen-

gesetzes erteilt wurde, und Zweigstellen von Unternehmen im Sinne des 
§ 53b Absatz 1 Satz 1 des Kreditwesengesetzes, 

2. Kapitalverwaltungsgesellschaften, für die eine Erlaubnis nach § 7 Absatz 1 
des Investmentgesetzes in der bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassung er-
teilt wurde, die für den in § 345 Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 2 in Verbin-
dung mit Absatz 2 Satz 1, oder Absatz 4 Satz 1 des Kapitalanlagegesetz-
buchs vorgesehenen Zeitraum noch fortbesteht oder Kapitalverwaltungsge-
sellschaften, für die eine Erlaubnis nach den §§ 20, 21 oder §§ 20, 22 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs erteilt wurde, ausländische AIF-
Verwaltungsgesellschaften, für die eine Erlaubnis nach § 58 des Kapitalan-
lagegesetzbuchs erteilt wurde und Zweigniederlassungen von Unterneh-
men im Sinne von § 51 Absatz 1 Satz 1, § 54 Absatz 1 oder § 66 Absatz 1 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs, 

3. Finanzdienstleistungsinstitute in Bezug auf Vermittlungstätigkeiten oder 
Anlageberatung, für die ihnen eine Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 des Kre-
ditwesengesetzes erteilt wurde oder für die eine Erlaubnis nach § 64e Ab-
satz 2, § 64i Absatz 1 oder § 64n des Kreditwesengesetzes als erteilt gilt, 

4. Gewerbetreibende in Bezug auf Vermittlungs- und Beratungstätigkeiten 
nach Maßgabe des § 2 Absatz 10 Satz 1 des Kreditwesengesetzes. 

(4) Gewerbetreibende nach Absatz 1 dürfen direkt bei der Beratung und 
Vermittlung mitwirkende Personen nur beschäftigen, wenn sie sicherstellen, 
dass diese Personen über einen Sachkundenachweis nach Absatz 2 Nummer 4 
verfügen und geprüft haben, ob sie zuverlässig sind. Die Beschäftigung einer 
direkt bei der Beratung und Vermittlung mitwirkenden Person kann dem Ge-
werbetreibenden untersagt werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
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dass die Person die für ihre Tätigkeit erforderliche Sachkunde oder Zuverlässig-
keit nicht besitzt. 
(5) Gewerbetreibende nach Absatz 1 sind verpflichtet, sich unverzüglich nach 
Aufnahme ihrer Tätigkeit über die für die Erlaubniserteilung zuständige Behör-
de entsprechend dem Umfang der Erlaubnis in das Register nach § 11a Absatz 1 
eintragen zu lassen; ebenso sind Änderungen der im Register gespeicherten 
Angaben der Registerbehörde unverzüglich mitzuteilen. 
(6) Gewerbetreibende nach Absatz 1 haben die unmittelbar bei der Beratung 
und Vermittlung mitwirkenden Personen im Sinne des Absatzes 4 unverzüglich 
nach Aufnahme ihrer Tätigkeit bei der Registerbehörde zu melden und eintra-
gen zu lassen. Änderungen der im Register gespeicherten Angaben sind der 
Registerbehörde unverzüglich mitzuteilen. 

§ 34g Verordnungsermächtigung 
(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hat im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates zum Schutze der Allgemeinheit und der Anleger Vorschriften zu 
erlassen über den Umfang der Verpflichtungen des Gewerbetreibenden bei der 
Ausübung des Gewerbes eines Finanzanlagenvermittlers und Honorar-
Finanzanlagenberaters und zur Umsetzung der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014. 
Die Rechtsverordnung hat Vorschriften zu enthalten über  
1. die Informationspflichten gegenüber dem Anleger, einschließlich einer 

Pflicht, Provisionen und andere Zuwendungen offenzulegen und dem An-
leger ein Informationsblatt über die jeweilige Finanzanlage zur Verfügung 
zu stellen, 

2. die bei dem Anleger einzuholenden Informationen, die erforderlich sind, 
um diesen anlage- und anlegergerecht zu beraten, 

3. die Dokumentationspflichten des Gewerbetreibenden einschließlich einer 
Pflicht, Beratungsprotokolle zu erstellen und dem Anleger zur Verfügung 
zu stellen, 

4. die Auskehr der Zuwendungen durch den Honorar-Finanzanlagenberater 
an den Anleger, 

5. Sanktionen und Maßnahmen nach Artikel 24 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 1286/2014, einschließlich des Verfahrens. 

Hinsichtlich der Informations-, Beratungs- und Dokumentationspflichten ist 
hierbei ein dem Abschnitt 6 des Wertpapierhandelsgesetzes vergleichbares 
Anlegerschutzniveau herzustellen. 
(2) Die Rechtsverordnung kann auch Vorschriften enthalten  
1. zur Pflicht, Bücher zu führen und die notwendigen Daten über einzelne 

Geschäftsvorgänge sowie über die Anleger aufzuzeichnen, 
2. zur Pflicht, der zuständigen Behörde Anzeige beim Wechsel der mit der 

Leitung des Betriebes oder einer Zweigniederlassung beauftragten Perso-
nen zu erstatten und hierbei bestimmte Angaben zu machen, 

3. zu den Inhalten und dem Verfahren für die Sachkundeprüfung nach § 34f 
Absatz 2 Nummer 4, den Ausnahmen von der Erforderlichkeit der Sach-
kundeprüfung sowie der Gleichstellung anderer Berufsqualifikationen mit 
der Sachkundeprüfung, der Zuständigkeit der Industrie- und Handelskam-
mern sowie der Berufung eines Aufgabenauswahlausschusses, 

4. zum Umfang der und zu inhaltlichen Anforderungen an die nach § 34f 
Absatz 2 Nummer 3 erforderliche Haftpflichtversicherung, insbesondere 
über die Höhe der Mindestversicherungssumme, die Bestimmung der zu-
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ständigen Behörde im Sinne des § 117 Absatz 2 des Versicherungsvertrags-
gesetzes, über den Nachweis über das Bestehen der Haftpflichtversicherung 
und Anzeigepflichten des Versicherungsunternehmens gegenüber den Be-
hörden und den Anlegern, 

5. zu den Anforderungen und Verfahren, die zur Durchführung der Richtlinie 
2005/36/EG auf Inhaber von Berufsqualifikationen angewendet werden sol-
len, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum erworben wurden, sofern diese Personen im Inland vorübergehend 
oder dauerhaft als Finanzanlagenvermittler tätig werden wollen, 

6. zu der Anforderung nach § 34h Absatz 2 Satz 2, der Empfehlung eine hin-
reichende Anzahl von auf dem Markt angebotenen Finanzanlagen zu Grun-
de zu legen, 

7. zur Pflicht, die Einhaltung der in § 2a Absatz 3 des Vermögensanlagenge-
setzes genannten Betragsgrenzen zu prüfen. 

Außerdem kann der Gewerbetreibende in der Verordnung verpflichtet werden, 
die Einhaltung der nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 
erlassenen Vorschriften auf seine Kosten regelmäßig sowie aus besonderem 
Anlass prüfen zu lassen und den Prüfungsbericht der zuständigen Behörde 
vorzulegen, soweit dies zur wirksamen Überwachung erforderlich ist. Hierbei 
können die Einzelheiten der Prüfung, insbesondere deren Anlass, Zeitpunkt und 
Häufigkeit, die Auswahl, Bestellung und Abberufung der Prüfer, deren Rechte, 
Pflichten und Verantwortlichkeit, der Inhalt des Prüfungsberichts, die Verpflich-
tungen der Gewerbetreibenden gegenüber dem Prüfer sowie das Verfahren bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Prüfer und dem Gewerbetreibenden 
geregelt werden. 

§ 34h Honorar-Finanzanlagenberater 
(1) Wer im Umfang der Bereichsausnahme des § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 
8 des Kreditwesengesetzes gewerbsmäßig zu Finanzanlagen im Sinne des 
§ 34f Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 3 Anlageberatung im Sinne des § 1 Absatz 
1a Nummer 1a des Kreditwesengesetzes erbringen will, ohne von einem 
Produktgeber eine Zuwendung zu erhalten oder von ihm in anderer Weise 
abhängig zu sein (Honorar-Finanzanlagenberater), bedarf der Erlaubnis der 
zuständigen Behörde. Die Erlaubnis kann inhaltlich beschränkt oder mit 
Auflagen verbunden werden, soweit dies zum Schutz der Allgemeinheit oder 
der Anleger erforderlich ist; unter denselben Voraussetzungen sind auch die 
nachträgliche Aufnahme, Änderung und Ergänzung von Auflagen zulässig. 
Die Erlaubnis kann auf die Beratung zu einzelnen Kategorien von Finanzan-
lagen nach § 34f Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 3 beschränkt werden. § 34f Ab-
satz 2 bis 6 ist entsprechend anzuwenden. Wird die Erlaubnis unter Vorlage 
der Erlaubnisurkunde nach § 34f Absatz 1 Satz 1 beantragt, so erfolgt keine 
Prüfung der Zuverlässigkeit, der Vermögensverhältnisse und der Sachkunde. 
Die Erlaubnis nach § 34f Absatz 1 Satz 1 erlischt mit der Erteilung der Er-
laubnis nach Satz 1. 
(2) Gewerbetreibende nach Absatz 1 dürfen kein Gewerbe nach § 34f Absatz 1 
ausüben. Sie müssen ihrer Empfehlung eine hinreichende Anzahl von auf dem 
Markt angebotenen Finanzanlagen zu Grunde legen, die von ihrer Erlaubnis 
umfasst sind und die nach Art und Anbieter oder Emittenten hinreichend ge-
streut und nicht beschränkt sind auf Anbieter oder Emittenten, die in einer 
engen Verbindung zu ihnen stehen oder zu denen in sonstiger Weise wirtschaft-
liche Verflechtungen bestehen. 
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(3) Gewerbetreibende nach Absatz 1 dürfen sich die Erbringung der Beratung 
nur durch den Anleger vergüten lassen. Sie dürfen Zuwendungen eines Dritten, 
der nicht Anleger ist oder von dem Anleger zur Beratung beauftragt worden ist, 
im Zusammenhang mit der Beratung, insbesondere auf Grund einer Vermittlung 
als Folge der Beratung, nicht annehmen, es sei denn, die empfohlene Finanzan-
lage oder eine in gleicher Weise geeignete Finanzanlage ist ohne Zuwendung 
nicht erhältlich. Zuwendungen sind in diesem Fall unverzüglich nach Erhalt und 
ungemindert an den Kunden auszukehren. Vorschriften über die Entrichtung 
von Steuern und Abgaben bleiben davon unberührt. 

§ 34i Immobiliardarlehensvermittler 
(1) Wer gewerbsmäßig den Abschluss von Immobiliar-Verbraucherdarlehens-
verträgen im Sinne des § 491 Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder ent-
sprechende entgeltliche Finanzierungshilfen im Sinne des § 506 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs vermitteln will oder Dritte zu solchen Verträgen beraten will (Im-
mobiliardarlehensvermittler), bedarf der Erlaubnis der zuständigen Behörde. Die 
Erlaubnis kann inhaltlich beschränkt und mit Nebenbestimmungen verbunden 
werden, soweit dies zum Schutz der Allgemeinheit oder der Darlehensnehmer 
erforderlich ist; unter derselben Voraussetzung ist auch die nachträgliche Auf-
nahme, Änderung und Ergänzung von Nebenbestimmungen zulässig. 
(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn  
1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Antragsteller oder eine der 

Personen, die mit der Leitung des Betriebes oder einer Zweigniederlassung 
beauftragt sind, die für den Gewerbebetrieb erforderliche Zuverlässigkeit 
nicht besitzt; die erforderliche Zuverlässigkeit besitzt in der Regel nicht, 
wer in den letzten fünf Jahren vor Antragstellung wegen eines Verbrechens 
oder wegen Diebstahls, Unterschlagung, Erpressung, Betruges, Untreue, 
Geldwäsche, Urkundenfälschung, Hehlerei, Wuchers oder einer Insolvenz-
straftat rechtskräftig verurteilt worden ist, 

2. der Antragsteller in ungeordneten Vermögensverhältnissen lebt; dies ist in 
der Regel der Fall, wenn über das Vermögen des Antragstellers das Insol-
venzverfahren eröffnet worden oder er in das Schuldnerverzeichnis nach 
§ 882b der Zivilprozessordnung eingetragen ist, 

3. der Antragsteller den Nachweis einer Berufshaftpflichtversicherung oder 
gleichwertigen Garantie nicht erbringen kann, 

4. der Antragsteller nicht durch eine vor der Industrie- und Handelskammer 
erfolgreich abgelegte Prüfung nachweist, dass er die Sachkunde über die 
fachlichen und rechtlichen Grundlagen sowie über die Kundenberatung be-
sitzt, die für die Vermittlung von und Beratung zu Immobiliar-
Verbraucherdarlehensverträgen oder entsprechenden entgeltlichen Finan-
zierungshilfen notwendig ist, oder 

5. der Antragsteller seine Hauptniederlassung oder seinen Hauptsitz nicht im 
Inland hat oder seine Tätigkeit als Immobiliardarlehensvermittler nicht im 
Inland ausübt. 

(3) Keiner Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 1 bedürfen Kreditinstitute, für die 
eine Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 des Kreditwesengesetzes erteilt wurde, und 
Zweigstellen von Unternehmen im Sinne des § 53b Absatz 1 Satz 1 des Kredit-
wesengesetzes. 
(4) Keiner Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 1 bedarf ein Immobiliardarlehens-
vermittler, der den Abschluss von Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen 
oder entsprechenden entgeltlichen Finanzierungshilfen vermitteln oder Dritte zu 
solchen Verträgen beraten will und dabei im Umfang seiner Erlaubnis handelt, 
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die nach Artikel 29 der Richtlinie 2014/17/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 4. Februar 2014 über Wohnimmobilienkreditverträge für Ver-
braucher und zur Änderung der Richtlinien 2008/48/EG und 2013/36/EU und der 
Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 (ABl. L 60 vom 28.2.2014, S. 34) durch einen 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einen anderen Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erteilt worden ist. Vor 
Aufnahme der Tätigkeit im Geltungsbereich dieses Gesetzes muss ein Verfahren 
nach Artikel 32 Absatz 3 der Richtlinie 2014/17/EU stattgefunden haben. 
(5) Gewerbetreibende nach den Absätzen 1 und 4, die eine unabhängige 
Beratung anbieten oder als unabhängiger Berater auftreten (Honorar-
Immobiliardarlehensberater),  
1. müssen für ihre Empfehlung für oder gegen einen Immobiliar-

Verbraucherdarlehensvertrag oder eine entsprechende entgeltliche Finan-
zierungshilfe eine hinreichende Anzahl von entsprechenden auf dem Markt 
angebotenen Verträgen heranziehen und 

2. dürfen vom Darlehensgeber keine Zuwendungen annehmen und von ihm 
in keiner Weise abhängig sein. 

(6) Gewerbetreibende nach Absatz 1 dürfen Personen, die bei der Vermittlung 
oder Beratung mitwirken oder in leitender Position für diese Tätigkeit verant-
wortlich sind, nur beschäftigen, wenn sie sicherstellen, dass diese Personen über 
einen Sachkundenachweis nach Absatz 2 Nummer 4 verfügen und wenn sie 
überprüft haben, dass diese Personen zuverlässig sind. Die Beschäftigung einer 
bei der Vermittlung oder Beratung mitwirkenden Person kann dem Gewerbe-
treibenden untersagt werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 
die Person die für ihre Tätigkeit erforderliche Sachkunde oder Zuverlässigkeit 
nicht besitzt. Die Sätze 1 und 2 sind auf Gewerbetreibende nach Absatz 4, die 
ihre Tätigkeit im Inland über eine Zweigniederlassung ausüben, entsprechend 
anzuwenden. 
(7) Bei Gewerbetreibenden nach Absatz 1 darf die Struktur der Vergütung der 
in dem Gewerbebetrieb beschäftigten Personen deren Fähigkeit nicht beein-
trächtigen, im besten Interesse des Darlehensnehmers zu handeln; insbesondere 
darf die Vergütungsstruktur nicht an Absatzziele gekoppelt sein. 
(8) Gewerbetreibende nach Absatz 1 sind verpflichtet,  
1. sich unverzüglich nach Aufnahme ihrer Tätigkeit in das Register nach § 11a 

Absatz 1 eintragen zu lassen, 
2. die unmittelbar bei der Vermittlung oder Beratung mitwirkenden oder die 

in leitender Position für diese Tätigkeit verantwortlichen Personen unver-
züglich nach Aufnahme ihrer Tätigkeit in das Register nach § 11a Absatz 1 
eintragen zu lassen und 

3. Änderungen gegenüber den im Register gespeicherten Daten der Register-
behörde unverzüglich mitzuteilen. 

(9) Die zuständige Behörde kann jede in das Gewerbezentralregister nach 
§ 149 Absatz 2 einzutragende, nicht mehr anfechtbare Entscheidung wegen 
Verstoßes gegen Bestimmungen dieses Gesetzes oder einer Rechtsverordnung 
nach § 34j öffentlich bekannt machen, sofern eine solche Bekanntgabe die Stabi-
lität der Finanzmärkte nicht ernstlich gefährdet und den Beteiligten keinen 
unverhältnismäßig hohen Schaden zufügt. Die Bekanntmachung erfolgt durch 
Eintragung in das Register nach § 11a Absatz 1. 

§ 34j Verordnungsermächtigung 
(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates zur Umsetzung der Richtlinie 
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2014/17/EU, zur Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22), die zuletzt durch die Richtlinie 
2013/55/EU (ABl. L 354 vom 28.12.2013, S. 132) geändert worden ist, oder zum 
Schutz der Allgemeinheit und der Darlehensnehmer Vorschriften erlassen über  
1. den Umfang der Verpflichtungen des Immobiliardarlehensvermittlers bei 

der Ausübung des Gewerbes, insbesondere über  
a) die Pflicht, die erhaltenen Vermögenswerte des Darlehensnehmers ge-

trennt zu verwalten, 
b) die Pflicht, nach der Ausführung des Auftrags dem Darlehensnehmer 

Rechnung zu legen, 
c) die Pflicht, der zuständigen Behörde Anzeige beim Wechsel der mit 

der Leitung des Betriebes oder einer Zweigniederlassung beauftragten 
Personen zu erstatten und hierbei bestimmte Angaben zu machen, 

d) die Verhaltens- und Informationspflichten gegenüber dem Darlehens-
nehmer, einschließlich der Pflicht, Provisionen und andere Zuwen-
dungen offenzulegen, 

e) die Pflicht, Bücher zu führen und die notwendigen Daten über einzel-
ne Geschäftsvorgänge sowie über die Darlehensnehmer aufzuzeich-
nen, 

2. die Inhalte und das Verfahren für eine Sachkundeprüfung nach § 34i Absatz 
2 Nummer 4, über die Ausnahmen von der Erforderlichkeit der Sachkunde-
prüfung, über die Gleichstellung anderer Berufsqualifikationen mit dem 
Nachweis der Sachkunde, über die örtliche Zuständigkeit der Industrie- und 
Handelskammern sowie über die Berufung eines Aufgabenauswahlaus-
schusses, 

3. den Umfang und die inhaltlichen Anforderungen an die nach § 34i Absatz 2 
Nummer 3 erforderliche Haftpflichtversicherung und die gleichwertige Ga-
rantie, insbesondere über die Höhe der Mindestversicherungssumme, die 
nach dem in Artikel 29 Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie 2014/17/EU vor-
gesehenen Verfahren festgelegt wird; über die Bestimmung der zuständigen 
Stelle nach § 117 Absatz 2 des Versicherungsvertragsgesetzes; über den 
Nachweis des Bestehens einer Haftpflichtversicherung und einer gleich-
wertigen Garantie sowie über die Anzeigepflichten des Versicherungsun-
ternehmens gegenüber den Behörden und den Versicherungsnehmern, 

4. die Anforderungen und Verfahren, die zur Durchführung der Richtlinie 
2005/36/EG Anwendung finden sollen auf Inhaber von Berufsqualifikatio-
nen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in ei-
nem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum erworben worden sind und deren Inhaber im Inland vorübergehend 
oder dauerhaft als Immobiliardarlehensvermittler tätig werden wollen und 
nicht die Voraussetzungen des § 34i Absatz 4 erfüllen, 

5. die Anforderungen und Verfahren für die grenzüberschreitende Verwal-
tungszusammenarbeit mit den zuständigen Behörden eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union, mit den zuständigen Behörden eines 
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
sowie der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde im Sinne von Artikel 32 
Absatz 3, Artikel 34 Absatz 2 bis 5, Artikel 36 und 37 der Richtlinie 
2014/17/EU, insbesondere über  
a) Einzelheiten des in § 11a Absatz 4 festgelegten Verfahrens, 
b) Einzelheiten der Zusammenarbeit und des Informationsaustauschs mit 

den zuständigen Behörden eines anderen Mitgliedstaates der Europäi-
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schen Union, mit den zuständigen Behörden eines Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sowie mit der 
Europäischen Bankenaufsichtsbehörde, einschließlich Einzelheiten der 
Befugnis der zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaates eines 
Gewerbetreibenden nach § 34i Absatz 4, in den Geschäftsräumen der 
Zweigniederlassung in Begleitung der für die Ausführung dieses Ge-
setzes zuständigen Behörden Prüfungen des Betriebs vorzunehmen, 
soweit es zum Zwecke der Überwachung erforderlich ist. 

(2) Gewerbetreibende nach § 34i Absatz 1 und 4 können in der Verordnung 
verpflichtet werden, die Einhaltung der nach Absatz 1 Nummer 1 erlassenen 
Vorschriften auf eigene Kosten aus besonderem Anlass prüfen zu lassen und 
den Prüfungsbericht der zuständigen Behörde vorzulegen, soweit dies zur 
wirksamen Überwachung erforderlich ist. Hierbei können die Einzelheiten der 
Prüfung, insbesondere deren Anlass, Zeitpunkt und Häufigkeit, die Auswahl, 
Bestellung und Abberufung der Prüfer, deren Rechte, Pflichten und Verant-
wortlichkeit, der Inhalt des Prüfungsberichts, die Verpflichtungen der Gewer-
betreibenden gegenüber dem Prüfer sowie das Verfahren bei Meinungsver-
schiedenheiten zwischen dem Prüfer und dem Gewerbetreibenden geregelt 
werden. 

§ 35 Gewerbeuntersagung wegen Unzuverlässigkeit 
(1) Die Ausübung eines Gewerbes ist von der zuständigen Behörde ganz oder 
teilweise zu untersagen, wenn Tatsachen vorliegen, welche die Unzuverlässig-
keit des Gewerbetreibenden oder einer mit der Leitung des Gewerbebetriebes 
beauftragten Person in bezug auf dieses Gewerbe dartun, sofern die Untersa-
gung zum Schutze der Allgemeinheit oder der im Betrieb Beschäftigten erforder-
lich ist. Die Untersagung kann auch auf die Tätigkeit als Vertretungsberechtig-
ter eines Gewerbetreibenden oder als mit der Leitung eines Gewerbebetriebes 
beauftragte Person sowie auf einzelne andere oder auf alle Gewerbe erstreckt 
werden, soweit die festgestellten Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der 
Gewerbetreibende auch für diese Tätigkeiten oder Gewerbe unzuverlässig ist. 
Das Untersagungsverfahren kann fortgesetzt werden, auch wenn der Betrieb des 
Gewerbes während des Verfahrens aufgegeben wird. 
(2) Dem Gewerbetreibenden kann auf seinen Antrag von der zuständigen 
Behörde gestattet werden, den Gewerbebetrieb durch einen Stellvertreter (§ 45) 
fortzuführen, der die Gewähr für eine ordnungsgemäße Führung des Gewerbe-
betriebes bietet. 
(3) Will die Verwaltungsbehörde in dem Untersagungsverfahren einen Sach-
verhalt berücksichtigen, der Gegenstand der Urteilsfindung in einem Strafver-
fahren gegen einen Gewerbetreibenden gewesen ist, so kann sie zu dessen 
Nachteil von dem Inhalt des Urteils insoweit nicht abweichen, als es sich bezieht 
auf  
1. die Feststellung des Sachverhalts, 
2. die Beurteilung der Schuldfrage oder 
3. die Beurteilung der Frage, ob er bei weiterer Ausübung des Gewerbes er-

hebliche rechtswidrige Taten im Sinne des § 70 des Strafgesetzbuches be-
gehen wird und ob zur Abwehr dieser Gefahren die Untersagung des Ge-
werbes angebracht ist. 

Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt. Die Entscheidung über ein vorläufiges Berufs-
verbot (§ 132a der Strafprozeßordnung), der Strafbefehl und die gerichtliche 
Entscheidung, durch welche die Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt wird, 
stehen einem Urteil gleich; dies gilt auch für Bußgeldentscheidungen, soweit sie 
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sich auf die Feststellung des Sachverhalts und die Beurteilung der Schuldfrage 
beziehen. 
(3a) (weggefallen) 
(4) Vor der Untersagung sollen, soweit besondere staatliche Aufsichtsbehör-
den bestehen, die Aufsichtsbehörden, ferner die zuständige Industrie- und Han-
delskammer oder Handwerkskammer und, soweit es sich um eine Genossen-
schaft handelt, auch der Prüfungsverband gehört werden, dem die Genossen-
schaft angehört. Ihnen sind die gegen den Gewerbetreibenden erhobenen Vor-
würfe mitzuteilen und die zur Abgabe der Stellungnahme erforderlichen Unter-
lagen zu übersenden. Die Anhörung der vorgenannten Stellen kann unterblei-
ben, wenn Gefahr im Verzuge ist; in diesem Falle sind diese Stellen zu unterrich-
ten. 
(5) (weggefallen) 
(6) Dem Gewerbetreibenden ist von der zuständigen Behörde auf Grund eines 
an die Behörde zu richtenden schriftlichen oder elektronischen Antrages die 
persönliche Ausübung des Gewerbes wieder zu gestatten, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, daß eine Unzuverlässigkeit im Sinne des Absatzes 1 
nicht mehr vorliegt. Vor Ablauf eines Jahres nach Durchführung der Untersa-
gungsverfügung kann die Wiederaufnahme nur gestattet werden, wenn hierfür 
besondere Gründe vorliegen. 
(7) Zuständig ist die Behörde, in deren Bezirk der Gewerbetreibende eine 
gewerbliche Niederlassung unterhält oder in den Fällen des Absatzes 2 oder 6 
unterhalten will. Bei Fehlen einer gewerblichen Niederlassung sind die Behör-
den zuständig, in deren Bezirk das Gewerbe ausgeübt wird oder ausgeübt wer-
den soll. Für die Vollstreckung der Gewerbeuntersagung sind auch die Behörden 
zuständig, in deren Bezirk das Gewerbe ausgeübt wird oder ausgeübt werden 
soll. 
(7a) Die Untersagung kann auch gegen Vertretungsberechtigte oder mit der 
Leitung des Gewerbebetriebes beauftragte Personen ausgesprochen werden. Das 
Untersagungsverfahren gegen diese Personen kann unabhängig von dem Ver-
lauf des Untersagungsverfahrens gegen den Gewerbetreibenden fortgesetzt 
werden. Die Absätze 1 und 3 bis 7 sind entsprechend anzuwenden. 
(8) Soweit für einzelne Gewerbe besondere Untersagungs- oder Betriebs-
schließungsvorschriften bestehen, die auf die Unzuverlässigkeit des Gewerbe-
treibenden abstellen, oder eine für das Gewerbe erteilte Zulassung wegen Unzu-
verlässigkeit des Gewerbetreibenden zurückgenommen oder widerrufen werden 
kann, sind die Absätze 1 bis 7a nicht anzuwenden. Dies gilt nicht für Vorschrif-
ten, die Gewerbeuntersagungen oder Betriebsschließungen durch strafgerichtli-
ches Urteil vorsehen. 
(9) Die Absätze 1 bis 8 sind auf Genossenschaften entsprechend anzuwenden, 
auch wenn sich ihr Geschäftsbetrieb auf den Kreis der Mitglieder beschränkt; sie 
finden ferner Anwendung auf den Handel mit Arzneimitteln, mit Losen von 
Lotterien und Ausspielungen sowie mit Bezugs- und Anteilscheinen auf solche 
Lose und auf den Betrieb von Wettannahmestellen aller Art. 

§§ 35a und 35b (weggefallen) 

§ 36 Öffentliche Bestellung von Sachverständigen 
(1) Personen, die als Sachverständige auf den Gebieten der Wirtschaft ein-
schließlich des Bergwesens, der Hochsee- und Küstenfischerei sowie der Land- 
und Forstwirtschaft einschließlich des Garten- und Weinbaues tätig sind oder 
tätig werden wollen, sind auf Antrag durch die von den Landesregierungen 
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bestimmten oder nach Landesrecht zuständigen Stellen für bestimmte Sachge-
biete öffentlich zu bestellen, sofern für diese Sachgebiete ein Bedarf an Sachver-
ständigenleistungen besteht, sie hierfür besondere Sachkunde nachweisen und 
keine Bedenken gegen ihre Eignung bestehen. Sie sind darauf zu vereidigen, daß 
sie ihre Sachverständigenaufgaben unabhängig, weisungsfrei, persönlich, gewis-
senhaft und unparteiisch erfüllen und ihre Gutachten entsprechend erstatten 
werden. Die öffentliche Bestellung kann inhaltlich beschränkt, mit einer Befris-
tung erteilt und mit Auflagen verbunden werden. 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die öffentliche Bestellung und Vereidigung 
von besonders geeigneten Personen, die auf den Gebieten der Wirtschaft  
1. bestimmte Tatsachen in bezug auf Sachen, insbesondere die Beschaffenheit, 

Menge, Gewicht oder richtige Verpackung von Waren feststellen oder 
2. die ordnungsmäßige Vornahme bestimmter Tätigkeiten überprüfen. 
(3) Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung die zur Durch-
führung der Absätze 1 und 2 erforderlichen Vorschriften über die Voraussetzun-
gen für die Bestellung sowie über die Befugnisse und Verpflichtungen der öf-
fentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen bei der Ausübung ihrer 
Tätigkeit erlassen, insbesondere über  
1. die persönlichen Voraussetzungen einschließlich altersmäßiger Anforde-

rungen, den Beginn und das Ende der Bestellung, 
2. die in Betracht kommenden Sachgebiete einschließlich der Bestellungsvo-

raussetzungen, 
3. den Umfang der Verpflichtungen des Sachverständigen bei der Ausübung 

seiner Tätigkeit, insbesondere über die Verpflichtungen 
a) zur unabhängigen, weisungsfreien, persönlichen, gewissenhaften und 

unparteiischen Leistungserbringung, 
b) zum Abschluß einer Berufshaftpflichtversicherung und zum Umfang 

der Haftung, 
c) zur Fortbildung und zum Erfahrungsaustausch, 
d) zur Einhaltung von Mindestanforderungen bei der Erstellung von 

Gutachten, 
e) zur Anzeige bei der zuständigen Behörde hinsichtlich aller Niederlas-

sungen, die zur Ausübung der in Absatz 1 genannten Sachverständi-
gentätigkeiten genutzt werden, 

f) zur Aufzeichnung von Daten über einzelne Geschäftsvorgänge sowie 
über die Auftraggeber, 

und hierbei auch die Stellung des hauptberuflich tätigen Sachverständigen re-
geln. 
(4) Soweit die Landesregierung weder von ihrer Ermächtigung nach Absatz 3 
noch nach § 155 Abs. 3 Gebrauch gemacht hat, können Körperschaften des 
öffentlichen Rechts, die für die öffentliche Bestellung und Vereidigung von 
Sachverständigen zuständig sind, durch Satzung die in Absatz 3 genannten 
Vorschriften erlassen. 
(5) Die Absätze 1 bis 4 finden keine Anwendung, soweit sonstige Vorschrif-
ten des Bundes über die öffentliche Bestellung oder Vereidigung von Personen 
bestehen oder soweit Vorschriften der Länder über die öffentliche Bestellung 
oder Vereidigung von Personen auf den Gebieten der Hochsee- und Küstenfi-
scherei, der Land- und Forstwirtschaft einschließlich des Garten- und Weinbau-
es sowie der Landesvermessung bestehen oder erlassen werden. 
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§ 36a Öffentliche Bestellung von Sachverständigen mit Qualifikationen 
aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder  
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum 
(1) Bei der Bewertung der nach § 36 Absatz 1 geforderten besonderen Sach-
kunde von Antragstellern sind auch Ausbildungs- und Befähigungsnachweise 
anzuerkennen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum ausgestellt wurden. Wenn der Antragsteller in einem der in Satz 1 
genannten Staaten für ein bestimmtes Sachgebiet  
1. zur Ausübung von Sachverständigentätigkeiten berechtigt ist, die dort 

Personen vorbehalten sind, die über eine der besonderen Sachkunde im 
Sinne des § 36 Absatz 1 im Wesentlichen entsprechende Sachkunde verfü-
gen, oder 

2. in zwei der letzten zehn Jahre vollzeitig als Sachverständiger tätig gewesen 
ist und sich aus den vorgelegten Nachweisen ergibt, dass der Antragsteller 
über eine überdurchschnittliche Sachkunde verfügt, die im Wesentlichen 
der besonderen Sachkunde im Sinne des § 36 Absatz 1 entspricht, 

ist seine Sachkunde bezüglich dieses Sachgebiets vorbehaltlich des Absatzes 2 
als ausreichend anzuerkennen. 
(2) Soweit sich die Inhalte der bisherigen Ausbildung oder Tätigkeit eines 
Antragstellers auf dem Sachgebiet, für das die öffentliche Bestellung beantragt 
wird, wesentlich von den Inhalten unterscheiden, die nach § 36 Voraussetzung 
für die öffentliche Bestellung als Sachverständiger für das betreffende Sachge-
biet sind, kann dem Antragsteller nach seiner Wahl eine Eignungsprüfung oder 
ein Anpassungslehrgang auferlegt werden. Diese Maßnahme kann insbesondere 
auch die Kenntnis des deutschen Rechts und die Fähigkeit zur verständlichen 
Erläuterung fachlicher Feststellungen betreffen. 
(3) Soweit an den Antragsteller nach Absatz 1 Satz 2 in seinem Herkunfts-
staat außerhalb der Sachkunde liegende Anforderungen gestellt wurden, die den 
nach § 36 Absatz 1 geltenden vergleichbar sind, sind diese nicht nochmals nach-
zuprüfen. § 13b gilt entsprechend. 
(4) Die zuständige Behörde bestätigt binnen eines Monats den Empfang der 
von dem Antragsteller eingereichten Unterlagen und teilt gegebenenfalls mit, 
welche Unterlagen noch nachzureichen sind. Das Verfahren für die Prüfung des 
Antrags auf Anerkennung muss innerhalb von drei Monaten nach Einreichen 
der vollständigen Unterlagen abgeschlossen sein. Diese Frist kann in begründe-
ten Fällen um einen Monat verlängert werden. Bestehen Zweifel an der Echtheit 
von vorgelegten Bescheinigungen und Nachweisen oder benötigt die zuständige 
Behörde weitere Informationen, kann sie durch Nachfrage bei der zuständigen 
Stelle des Herkunftsstaats die Echtheit überprüfen und entsprechende Auskünf-
te einholen. Der Fristablauf ist solange gehemmt. 

§ 37 (weggefallen) 

§ 38 Überwachungsbedürftige Gewerbe 
(1) Bei den Gewerbezweigen  
1. An- und Verkauf von 

a) hochwertigen Konsumgütern, insbesondere Unterhaltungselektronik, 
Computern, optischen Erzeugnissen, Fotoapparaten, Videokameras, 
Teppichen, Pelz- und Lederbekleidung, 

b) Kraftfahrzeugen und Fahrrädern, 
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c) Edelmetallen und edelmetallhaltigen Legierungen sowie Waren aus 
Edelmetall oder edelmetallhaltigen Legierungen, 

d) Edelsteinen, Perlen und Schmuck, 
e) Altmetallen, soweit sie nicht unter Buchstabe c fallen, 

durch auf den Handel mit Gebrauchtwaren spezialisierte Betriebe,  
2. Auskunftserteilung über Vermögensverhältnisse und persönliche Angele-

genheiten (Auskunfteien, Detekteien), 
3. Vermittlung von Eheschließungen, Partnerschaften und Bekanntschaften, 
4. Betrieb von Reisebüros und Vermittlung von Unterkünften, 
5. Vertrieb und Einbau von Gebäudesicherungseinrichtungen einschließlich 

der Schlüsseldienste, 
6. Herstellen und Vertreiben spezieller diebstahlsbezogener Öffnungswerk-

zeuge 
hat die zuständige Behörde unverzüglich nach Erstattung der Gewerbeanmel-
dung oder der Gewerbeummeldung nach § 14 die Zuverlässigkeit des Gewerbe-
treibenden zu überprüfen. Zu diesem Zweck hat der Gewerbetreibende unver-
züglich ein Führungszeugnis nach § 30 Abs. 5 Bundeszentralregistergesetz und 
eine Auskunft aus dem Gewerbezentralregister nach § 150 Abs. 5 zur Vorlage 
bei der Behörde zu beantragen. Kommt er dieser Verpflichtung nicht nach, hat 
die Behörde diese Auskünfte von Amts wegen einzuholen. 
(2) Bei begründeter Besorgnis der Gefahr der Verletzung wichtiger Gemein-
schaftsgüter kann ein Führungszeugnis oder eine Auskunft aus dem Gewerbe-
zentralregister auch bei anderen als den in Absatz 1 genannten gewerblichen 
Tätigkeiten angefordert oder eingeholt werden. 
(3) Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung für die in Absatz 
1 genannten Gewerbezweige bestimmen, in welcher Weise die Gewerbetreiben-
den ihre Bücher zu führen und dabei Daten über einzelne Geschäftsvorgänge, 
Geschäftspartner, Kunden und betroffene Dritte aufzuzeichnen haben. 
(4) Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 gilt nicht für Kreditinstitute und Finanzdienstleis-
tungsinstitute, für die eine Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 des Kreditwesengesetzes 
erteilt wurde, sowie für Zweigniederlassungen von Unternehmen mit Sitz in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, die nach § 53b Abs. 1 Satz 
1 oder Abs. 7 des Kreditwesengesetzes im Inland tätig sind, wenn die Erbrin-
gung von Handelsauskünften durch die Zulassung der zuständigen Behörden 
des Herkunftsmitgliedstaats abgedeckt ist. 

Fußnote 
(+++ § 38 Abs 1 u. 2: Zur Nichtanwendung vgl. § 4 +++) 

§ 39 (weggefallen) 
§ 39a (weggefallen) 
§ 40 (weggefallen) 
 

III. Umfang, Ausübung und Verlust der Gewerbebefugnisse 

§ 41 Beschäftigung von Arbeitnehmern 
(1) Die Befugnis zum selbständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes be-
greift das Recht in sich, in beliebiger Zahl Gesellen, Gehilfen, Arbeiter jeder Art 
und, soweit die Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes nicht entgegenstehen, 
Lehrlinge anzunehmen. In der Wahl des Arbeits- und Hilfspersonals finden 
keine anderen Beschränkungen statt, als die durch das gegenwärtige Gesetz 
festgestellten. 
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(2) In betreff der Berechtigung der Apotheker, Gehilfen und Lehrlinge anzu-
nehmen, bewendet es bei den Bestimmungen der Landesgesetze. 

§§ 41a und 41b (weggefallen) 
§ 42 (weggefallen) 
§§ 42a bis 44a (weggefallen) 

§ 45 Stellvertreter 
Die Befugnisse zum stehenden Gewerbebetrieb können durch Stellvertreter 
ausgeübt werden; diese müssen jedoch den für das in Rede stehende Gewerbe 
insbesondere vorgeschriebenen Erfordernissen genügen. 

§ 46 Fortführung des Gewerbes 
(1) Nach dem Tode eines Gewerbetreibenden darf das Gewerbe für Rechnung 
des überlebenden Ehegatten oder Lebenspartners durch einen nach § 45 befähig-
ten Stellvertreter betrieben werden, wenn die für den Betrieb einzelner Gewerbe 
bestehenden besonderen Vorschriften nicht etwas anderes bestimmen. 
(2) Das gleiche gilt für minderjährige Erben während der Minderjährigkeit 
sowie bis zur Dauer von zehn Jahren nach dem Erbfall für den Nachlaßverwal-
ter, Nachlaßpfleger oder Testamentsvollstrecker. 
(3) Die zuständige Behörde kann in den Fällen der Absätze 1 und 2 gestatten, 
daß das Gewerbe bis zur Dauer eines Jahres nach dem Tode des Gewerbetrei-
benden auch ohne den nach § 45 befähigten Stellvertreter betrieben wird. 

§ 47 Stellvertretung in besonderen Fällen 
Inwiefern für die nach den §§ 31, 33i, 34, 34a, 34b, 34c, 34d, 34e, 34f, 34h, 34i und 
36 konzessionierten oder angestellten Personen eine Stellvertretung zulässig ist, 
hat in jedem einzelnen Falle die Behörde zu bestimmen, welcher die Konzessio-
nierung oder Anstellung zusteht. 

§ 48 Übertragung von Realgewerbeberechtigungen 
Realgewerbeberechtigungen können auf jede nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes zum Betriebe des Gewerbes befähigten Person in der Art übertragen 
werden, daß der Erwerber die Gewerbeberechtigung für eigene Rechnung ausü-
ben darf. 

§ 49 Erlöschen von Erlaubnissen 
(1) (weggefallen) 
(2) Die Konzessionen und Erlaubnisse nach den §§ 30, 33a und 33i erlöschen, 
wenn der Inhaber innerhalb eines Jahres nach deren Erteilung den Betrieb nicht 
begonnen oder während eines Zeitraumes von einem Jahr nicht mehr ausgeübt 
hat. 
(3) Die Fristen können aus wichtigem Grund verlängert werden. 

§ 50 (weggefallen) 

§ 51 Untersagung wegen überwiegender Nachteile und Gefahren 
Wegen überwiegender Nachteile und Gefahren für das Gemeinwohl kann die 
fernere Benutzung einer jeden gewerblichen Anlage durch die zuständige Be-
hörde zu jeder Zeit untersagt werden. Doch muß dem Besitzer alsdann für den 
erweislichen Schaden Ersatz geleistet werden. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für 
Anlagen, soweit sie den Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
unterliegen. 
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§ 52 Übergangsregelung 
Die Bestimmung des § 51 findet auch auf die zur Zeit der Verkündung des ge-
genwärtigen Gesetzes bereits vorhandenen gewerblichen Anlagen Anwendung; 
doch entspringt aus der Untersagung der ferneren Benutzung kein Anspruch auf 
Entschädigung, wenn bei der früher erteilten Genehmigung ausdrücklich vorbe-
halten worden ist, dieselbe ohne Entschädigung zu widerrufen. 

§§ 53 bis 54 (weggefallen) 
 

Titel III 
Reisegewerbe 

§ 55 Reisegewerbekarte 
(1) Ein Reisegewerbe betreibt, wer gewerbsmäßig ohne vorhergehende Be-
stellung außerhalb seiner gewerblichen Niederlassung (§ 4 Absatz 3) oder ohne 
eine solche zu haben  
1. Waren feilbietet oder Bestellungen aufsucht (vertreibt) oder ankauft, Leis-

tungen anbietet oder Bestellungen auf Leistungen aufsucht oder 
2. unterhaltende Tätigkeiten als Schausteller oder nach Schaustellerart ausübt. 
(2) Wer ein Reisegewerbe betreiben will, bedarf der Erlaubnis (Reisegewerbe-
karte). 
(3) Die Reisegewerbekarte kann inhaltlich beschränkt, mit einer Befristung 
erteilt und mit Auflagen verbunden werden, soweit dies zum Schutze der All-
gemeinheit oder der Verbraucher erforderlich ist; unter denselben Vorausset-
zungen ist auch die nachträgliche Aufnahme, Änderung und Ergänzung von 
Auflagen zulässig. 

Fußnote 
(+++ § 55 Abs 2 u. 3: Zur Nichtanwendung vgl. § 4 +++) 

§ 55a Reisegewerbekartenfreie Tätigkeiten 
(1) Einer Reisegewerbekarte bedarf nicht, wer  
1. gelegentlich der Veranstaltung von Messen, Ausstellungen, öffentlichen 

Festen oder aus besonderem Anlaß mit Erlaubnis der zuständigen Behörde 
Waren feilbietet; 

2. selbstgewonnene Erzeugnisse der Land- und Forstwirtschaft, des Gemüse-, 
Obst- und Gartenbaues, der Geflügelzucht und Imkerei sowie der Jagd und 
Fischerei vertreibt; 

3. Tätigkeiten der in § 55 Abs. 1 Nr. 1 genannten Art in der Gemeinde seines 
Wohnsitzes oder seiner gewerblichen Niederlassung ausübt, sofern die 
Gemeinde nicht mehr als 10 000 Einwohner zählt; 

4. (weggefallen) 
5. auf Grund einer Erlaubnis nach § 4 des Milch- und Margarinegesetzes 

Milch oder bei dieser Tätigkeit auch Milcherzeugnisse abgibt; 
6. Versicherungsverträge als Versicherungsvermittler im Sinne des § 34d Abs. 

3, 4 oder 5 oder Bausparverträge vermittelt oder abschließt oder Dritte als 
Versicherungsberater im Sinne des § 34e in Verbindung mit § 34d Abs. 5 
über Versicherungen berät; das Gleiche gilt für die in dem Gewerbebetrieb 
beschäftigten Personen; 

7. ein nach Bundes- oder Landesrecht erlaubnispflichtiges Gewerbe ausübt, 
für dessen Ausübung die Zuverlässigkeit erforderlich ist, und über die er-
forderliche Erlaubnis verfügt; 
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8. im Sinne des § 34f Absatz 3 Nummer 4, auch in Verbindung mit § 34h Ab-
satz 1 Satz 4, Finanzanlagen als Finanzanlagenvermittler vermittelt und 
Dritte über Finanzanlagen berät; das Gleiche gilt für die in dem Gewerbebe-
trieb beschäftigten Personen; 

8a. im Sinne des § 34i Absatz 4, auch in Verbindung mit § 34i Absatz 5, Immo-
biliardarlehensverträge vermittelt und Dritte zu solchen Verträgen berät; 

9. von einer nicht ortsfesten Verkaufsstelle oder einer anderen Einrichtung in 
regelmäßigen, kürzeren Zeitabständen an derselben Stelle Lebensmittel o-
der andere Waren des täglichen Bedarfs vertreibt; das Verbot des § 56 Abs. 
1 Nr. 3 Buchstabe b findet keine Anwendung; 

10. Druckwerke auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder an anderen 
öffentlichen Orten feilbietet. 

(2) Die zuständige Behörde kann für besondere Verkaufsveranstaltungen 
Ausnahmen von dem Erfordernis der Reisegewerbekarte zulassen. 

§ 55b Weitere reisegewerbekartenfreie Tätigkeiten, Gewerbelegitima-
tions-karte 
(1) Eine Reisegewerbekarte ist nicht erforderlich, soweit der Gewerbetreiben-
de andere Personen im Rahmen ihres Geschäftsbetriebes aufsucht. 
(2) Personen, die für ein Unternehmen mit Sitz im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes geschäftlich tätig sind, ist auf Antrag von der zuständigen Behörde 
eine Gewerbelegitimationskarte nach dem in den zwischenstaatlichen Verträgen 
vorgesehenen Muster für Zwecke des Gewerbebetriebes in anderen Staaten 
auszustellen. Für die Erteilung und die Versagung der Gewerbelegitimationskar-
te gelten § 55 Abs. 3 und § 57 entsprechend, soweit nicht in zwischenstaatlichen 
Verträgen oder durch Rechtsetzung dazu befugter überstaatlicher Gemeinschaf-
ten etwas anderes bestimmt ist. 

§ 55c Anzeigepflicht 
Wer als Gewerbetreibender auf Grund des § 55a Abs. 1 Nr. 3, 9 oder 10 einer 
Reisegewerbekarte nicht bedarf, hat den Beginn des Gewerbes der zuständigen 
Behörde anzuzeigen, soweit er sein Gewerbe nicht bereits nach § 14 Abs. 1 bis 3 
anzumelden hat. § 14 Absatz 1 Satz 2 und 3, Absatz 4 bis 12, § 15 Absatz 1 und 
die Rechtsverordnung nach § 14 Absatz 14 gelten entsprechend. 

Fußnote 
(+++ § 55c: Zur Nichtanwendung vgl. § 4 +++) 
(+++ § 55c: Zur Anwendung vgl. § 158 +++) 

§ 55d (weggefallen) 

§ 55e Sonn- und Feiertagsruhe 
(1) An Sonn- und Feiertagen sind die in § 55 Abs. 1 Nr. 1 genannten Tätigkei-
ten mit Ausnahme des Feilbietens von Waren und gastgewerblicher Tätigkeiten 
im Reisegewerbe verboten, auch wenn sie unselbständig ausgeübt werden. Dies 
gilt nicht für die unter § 55b Abs. 1 fallende Tätigkeit, soweit sie von selbständi-
gen Gewerbetreibenden ausgeübt wird. 
(2) Ausnahmen können von der zuständigen Behörde zugelassen werden. 

§ 55f Haftpflichtversicherung 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zum Schutze der Allge-
meinheit und der Veranstaltungsteilnehmer für Tätigkeiten nach § 55 Abs. 1 Nr. 
2, die mit besonderen Gefahren verbunden sind, Vorschriften über die Verpflich-
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tung des Gewerbetreibenden zum Abschluß und zum Nachweis des Bestehens 
einer Haftpflichtversicherung zu erlassen. 

§ 56 Im Reisegewerbe verbotene Tätigkeiten 
(1) Im Reisegewerbe sind verboten  
1. der Vertrieb von 

a) (weggefallen), 
b) Giften und gifthaltigen Waren; zugelassen ist das Aufsuchen von Be-

stellungen auf Pflanzenschutzmittel, Schädlingsbekämpfungsmittel 
sowie auf Holzschutzmittel, für die nach baurechtlichen Vorschriften 
ein Prüfbescheid mit Prüfzeichen erteilt worden ist, 

c) (weggefallen), 
d) Bruchbändern, medizinischen Leibbinden, medizinischen Stützappara-

ten und Bandagen, orthopädischen Fußstützen, Brillen und Augenglä-
sern; zugelassen sind Schutzbrillen und Fertiglesebrillen, 

e) (weggefallen), 
f) elektromedizinischen Geräten einschließlich elektronischer Hörgeräte; 

zugelassen sind Geräte mit unmittelbarer Wärmeeinwirkung, 
g) (weggefallen), 
h) Wertpapieren, Lotterielosen, Bezugs- und Anteilscheinen auf Wertpa-

piere und Lotterielose; zugelassen ist der Verkauf von Lotterielosen im 
Rahmen genehmigter Lotterien zu gemeinnützigen Zwecken auf öf-
fentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen oder anderen öffentlichen Or-
ten, 

i) Schriften, die unter Zusicherung von Prämien oder Gewinnen vertrie-
ben werden; 

2. das Feilbieten und der Ankauf von 
a) Edelmetallen (Gold, Silber, Platin und Platinbeimetallen) und edelme-

tallhaltigen Legierungen in jeder Form sowie Waren mit Edelmetal-
lauflagen; zugelassen sind Silberschmuck bis zu einem Verkaufspreis 
von 40 Euro und Waren mit Silberauflagen, 

b) Edelsteinen, Schmucksteinen und synthetischen Steinen sowie von 
Perlen; 

c) (weggefallen) 
3. das Feilbieten von 

a) (weggefallen), 
b) alkoholischen Getränken; zugelassen sind Bier und Wein in fest ver-

schlossenen Behältnissen, alkoholische Getränke im Sinne von § 67 
Abs. 1 Nr. 1 zweiter und dritter Halbsatz und alkoholische Getränke, 
die im Rahmen und für die Dauer einer Veranstaltung von einer orts-
festen Betriebsstätte zum Verzehr an Ort und Stelle verabreicht wer-
den; 

c) (weggefallen) 
d) (weggefallen) 
e) (weggefallen) 
f) (weggefallen) 

4. u. 5.) (weggefallen) 
6. der Abschluß sowie die Vermittlung von Rückkaufgeschäften (§ 34 Abs. 4) 

und die für den Darlehensnehmer entgeltliche Vermittlung von Darlehens-
geschäften. 

(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Ausnahmen von den in Absatz 1 
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aufgeführten Beschränkungen zulassen, soweit hierdurch eine Gefährdung der 
Allgemeinheit oder der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung nicht zu besorgen 
ist. Die gleiche Befugnis steht den Landesregierungen für den Bereich ihres 
Landes zu, solange und soweit das Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie von seiner Ermächtigung keinen Gebrauch gemacht hat. Die zuständige 
Behörde kann im Einzelfall für ihren Bereich Ausnahmen von den Verboten des 
Absatzes 1 mit dem Vorbehalt des Widerrufs und für einen Zeitraum bis zu fünf 
Jahren zulassen, wenn sich aus der Person des Antragstellers oder aus sonstigen 
Umständen keine Bedenken ergeben; § 55 Abs. 3 und § 60c Abs. 1 gelten für die 
Ausnahmebewilligung entsprechend. 
(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 finden auf die in § 55b Abs. 1 bezeichne-
ten gewerblichen Tätigkeiten keine Anwendung. Verboten ist jedoch das Feil-
bieten von Bäumen, Sträuchern und Rebenpflanzgut bei land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben sowie bei Betrieben des Obst-, Garten- und Weinanbaues. 
(4) Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe h, Nr. 2 Buchstabe a und Nr. 6 findet keine An-
wendung auf Tätigkeiten in einem nicht ortsfesten Geschäftsraum eines Kredit-
instituts oder eines Unternehmens im Sinne des § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 
des Kreditwesengesetzes, wenn in diesem Geschäftsraum ausschließlich banküb-
liche Geschäfte betrieben werden, zu denen diese Unternehmen nach dem Kre-
ditwesengesetz befugt sind. 

§ 56a Ankündigung des Gewerbebetriebs, Wanderlager 
(1) Die Veranstaltung eines Wanderlagers zum Vertrieb von Waren oder 
Dienstleistungen ist zwei Wochen vor Beginn der für den Ort der Veranstaltung 
zuständigen Behörde anzuzeigen, wenn auf die Veranstaltung durch öffentliche 
Ankündigung hingewiesen werden soll; in der öffentlichen Ankündigung sind 
die Art der Ware oder Dienstleistung, die vertrieben wird, und der Ort der Ver-
anstaltung anzugeben. Im Zusammenhang mit Veranstaltungen nach Satz 1 
dürfen unentgeltliche Zuwendungen (Waren oder Leistungen) einschließlich 
Preisausschreiben, Verlosungen und Ausspielungen nicht angekündigt werden. 
Die Anzeige ist in zwei Stücken einzureichen; sie hat zu enthalten  
1. den Ort und die Zeit der Veranstaltung, 
2. den Namen des Veranstalters und desjenigen, für dessen Rechnung die 

Waren oder Dienstleistungen vertrieben werden, sowie die Wohnung oder 
die gewerbliche Niederlassung dieser Personen, 

3. den Wortlaut und die Art der beabsichtigten öffentlichen Ankündigungen. 
Das Wanderlager darf an Ort und Stelle nur durch den in der Anzeige genann-
ten Veranstalter oder einen von ihm schriftlich bevollmächtigten Vertreter 
geleitet werden; der Name des Vertreters ist der Behörde in der Anzeige mitzu-
teilen. 
(2) Die nach Absatz 1 zuständige Behörde kann die Veranstaltung eines 
Wanderlagers untersagen, wenn die Anzeige nach Absatz 1 nicht rechtzeitig 
oder nicht wahrheitsgemäß oder nicht vollständig erstattet ist oder wenn die 
öffentliche Ankündigung nicht den Vorschriften des Absatzes 1 Satz 1 zweiter 
Halbsatz und Satz 2 entspricht. 

Fußnote 
(+++ § 56a: Zur Nichtanwendung vgl. § 4 +++) 

§ 57 Versagung der Reisegewerbekarte 
(1) Die Reisegewerbekarte ist zu versagen, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß der Antragsteller die für die beabsichtigte Tätigkeit erforderli-
che Zuverlässigkeit nicht besitzt. 
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(2) Im Falle der Ausübung des Bewachungsgewerbes, des Gewerbes der Mak-
ler, Bauträger und Baubetreuer, des Versicherungsvermittlergewerbes, des Ver-
sicherungsberatergewerbes, des Gewerbes des Finanzanlagenvermittlers und 
Honorar-Finanzanlagenberaters sowie des Gewerbes des Immobiliardarlehens-
vermittlers gelten die Versagungsgründe der §§ 34a, 34c, 34d, auch in Verbin-
dung mit § 34e, der §§ 34f, 34h oder 34i entsprechend. 
(3) Die Ausübung des Versteigerergewerbes als Reisegewerbe ist nur zulässig, 
wenn der Gewerbetreibende die nach § 34b Abs. 1 erforderliche Erlaubnis be-
sitzt. 

Fußnote 
(+++ § 57 Abs. 3: Zur Nichtanwendung vgl. § 4 +++) 

§§ 57a und 58 (weggefallen) 

§ 59 Untersagung reisegewerbekartenfreier Tätigkeiten 
Soweit nach § 55a oder § 55b eine Reisegewerbekarte nicht erforderlich ist, kann 
die reisegewerbliche Tätigkeit unter der Voraussetzung des § 57 untersagt wer-
den. § 35 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 3, 4, 6, 7a und 8 gilt entsprechend. 

§ 60 Beschäftigte Personen 
Die Beschäftigung einer Person im Reisegewerbe kann dem Gewerbetreibenden 
untersagt werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Person 
die für ihre Tätigkeit erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt. 

§ 60a Veranstaltung von Spielen 
(1) (weggefallen) 
(2) Warenspielgeräte dürfen im Reisegewerbe nur aufgestellt werden, wenn 
die Voraussetzungen des § 33c Abs. 1 Satz 2 erfüllt sind. Wer im Reisegewerbe 
ein anderes Spiel im Sinne des § 33d Abs. 1 Satz 1 veranstalten will, bedarf der 
Erlaubnis der für den jeweiligen Ort der Gewerbeausübung zuständigen Behör-
de. Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn der Veranstalter eine von dem 
für seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines solchen von dem für seinen 
gewöhnlichen Aufenthaltsort zuständigen Landeskriminalamt erteilte Unbe-
denklichkeitsbescheinigung oder einen Abdruck der Unbedenklichkeitsbeschei-
nigung im Sinne des § 33e Abs. 4 besitzt. § 33d Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 bis 5, die 
§§ 33e, 33f Abs. 1 und 2 Nr. 1 sowie die §§ 33g und 33h gelten entsprechend. 
(3) Wer im Reisegewerbe eine Spielhalle oder ein ähnliches Unternehmen 
betreiben will, bedarf der Erlaubnis der für den jeweiligen Ort der Gewerbeaus-
übung zuständigen Behörde. § 33i gilt entsprechend. 
(4) Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung das Verfahren 
bei den Landeskriminalämtern (Absatz 2 Satz 3) regeln. 

§ 60b Volksfest 
(1) Ein Volksfest ist eine im allgemeinen regelmäßig wiederkehrende, zeitlich 
begrenzte Veranstaltung, auf der eine Vielzahl von Anbietern unterhaltende 
Tätigkeiten im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 2 ausübt und Waren feilbietet, die übli-
cherweise auf Veranstaltungen dieser Art angeboten werden. 
(2) § 68a Satz 1 erster Halbsatz und Satz 2, § 69 Abs. 1 und 2 sowie die §§ 69a 
bis 71a finden entsprechende Anwendung; jedoch bleiben die §§ 55 bis 60a und 
60c bis 61a sowie 71b unberührt. 
(3) (weggefallen) 
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§ 60c Mitführen und Vorzeigen der Reisegewerbekarte 
(1) Der Inhaber einer Reisegewerbekarte ist verpflichtet, sie während der 
Ausübung des Gewerbebetriebes bei sich zu führen, auf Verlangen den zustän-
digen Behörden oder Beamten vorzuzeigen und seine Tätigkeit auf Verlangen 
bis zur Herbeischaffung der Reisegewerbekarte einzustellen. Auf Verlangen hat 
er die von ihm geführten Waren vorzulegen. 
(2) Der Inhaber der Reisegewerbekarte, der die Tätigkeit nicht in eigener 
Person ausübt, ist verpflichtet, den im Betrieb Beschäftigten eine Zweitschrift 
oder eine beglaubigte Kopie der Reisegewerbekarte auszuhändigen, wenn sie 
unmittelbar mit Kunden in Kontakt treten sollen; dies gilt auch, wenn die Be-
schäftigten an einem anderen Ort als der Inhaber tätig sind. Für den Inhaber der 
Zweitschrift oder der beglaubigten Kopie gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. 
(3) Im Fall des § 55a Abs. 1 Nr. 7 hat der Gewerbetreibende oder der von ihm 
im Betrieb Beschäftigte die Erlaubnis, eine Zweitschrift, eine beglaubigte Kopie 
oder eine sonstige Unterlage, auf Grund derer die Erteilung der Erlaubnis glaub-
haft gemacht werden kann, mit sich zu führen. Im Übrigen gelten die Absätze 1 
und 2 entsprechend. 

§ 60d Verhinderung der Gewerbeausübung 
Die Ausübung des Reisegewerbes entgegen § 55 Abs. 2 und 3, § 56 Abs. 1 oder 3 
Satz 2, § 60a Abs. 2 Satz 1 oder 2 oder Abs. 3 Satz 1, § 60c Abs. 1 Satz 1, auch in 
Verbindung mit Abs. 2 Satz 2, § 61a Abs. 2 oder entgegen einer auf Grund des 
§ 55f erlassenen Rechtsverordnung kann von der zuständigen Behörde verhin-
dert werden. 

§ 61 Örtliche Zuständigkeit 
Für die Erteilung, die Versagung, die Rücknahme und den Widerruf der Reise-
gewerbekarte, für die in §§ 55c und 56 Abs. 2 Satz 3 sowie in §§ 59 und 60 ge-
nannten Aufgaben und für die Erteilung der Zweitschrift der Reisegewerbekarte 
ist die Behörde örtlich zuständig, in deren Bezirk der Betroffene seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt hat. Ändert sich während des Verfahrens der gewöhnliche 
Aufenthalt, so kann die bisher zuständige Behörde das Verfahren fortsetzen, 
wenn die nunmehr zuständige Behörde zustimmt. 

§ 61a Anwendbarkeit von Vorschriften des stehenden Gewerbes für die 
Ausübung als Reisegewerbe 
(1) Für die Ausübung des Reisegewerbes gilt § 29 entsprechend. 
(2) Für die Ausübung des Bewachungsgewerbes, des Versteigerergewerbes, 
des Gewerbes der Makler, Bauträger und Baubetreuer, des Versicherungsver-
mittlergewerbes, des Versicherungsberatergewerbes, des Gewerbes des Finanz-
anlagenvermittlers oder Honorar-Finanzanlagenberaters sowie des Gewerbes 
des Immobiliardarlehensvermittlers gelten § 34a Absatz 1 Satz 5 und Absatz 2 
bis 5, § 34b Absatz 5 bis 8 und 10, § 34c Absatz 3 und 5, § 34d Absatz 6 bis 10, 
§ 34e Absatz 2 und 3, § 34f Absatz 4 bis 6, auch in Verbindung mit § 34h Absatz 
1 Satz 4, die §§ 34g, 34i Absatz 5 bis 8 und § 34j sowie die auf Grund des § 34a 
Absatz 2, des § 34b Absatz 8, des § 34c Absatz 3, des § 34d Absatz 8, des § 34e 
Absatz 3 sowie der §§ 34g und 34j erlassenen Rechtsvorschriften entsprechend. 
Die zuständige Behörde kann für die Versteigerung leicht verderblicher Waren 
für ihren Bezirk Ausnahmen zulassen. 

§§ 62 und 63 (weggefallen) 
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Titel IV 
Messen, Ausstellungen, Märkte 

§ 64 Messe 
(1) Eine Messe ist eine zeitlich begrenzte, im allgemeinen regelmäßig wieder-
kehrende Veranstaltung, auf der eine Vielzahl von Ausstellern das wesentliche 
Angebot eines oder mehrerer Wirtschaftszweige ausstellt und überwiegend nach 
Muster an gewerbliche Wiederverkäufer, gewerbliche Verbraucher oder Groß-
abnehmer vertreibt. 
(2) Der Veranstalter kann in beschränktem Umfang an einzelnen Tagen wäh-
rend bestimmter Öffnungszeiten Letztverbraucher zum Kauf zulassen. 

§ 65 Ausstellung 
Eine Ausstellung ist eine zeitlich begrenzte Veranstaltung, auf der eine Vielzahl 
von Ausstellern ein repräsentatives Angebot eines oder mehrerer Wirtschafts-
zweige oder Wirtschaftsgebiete ausstellt und vertreibt oder über dieses Angebot 
zum Zweck der Absatzförderung informiert. 

§ 66 Großmarkt 
Ein Großmarkt ist eine Veranstaltung, auf der eine Vielzahl von Anbietern 
bestimmte Waren oder Waren aller Art im wesentlichen an gewerbliche Wie-
derverkäufer, gewerbliche Verbraucher oder Großabnehmer vertreibt. 

§ 67 Wochenmarkt 
(1) Ein Wochenmarkt ist eine regelmäßig wiederkehrende, zeitlich begrenzte 
Veranstaltung, auf der eine Vielzahl von Anbietern eine oder mehrere der fol-
genden Warenarten feilbietet:  
1. Lebensmittel im Sinne des § 2 Absatz 2 des Lebensmittel- und Futtermittel-

gesetzbuchs mit Ausnahme alkoholischer Getränke; zugelassen sind alko-
holische Getränke, soweit sie aus selbstgewonnenen Erzeugnissen des 
Weinbaus, der Landwirtschaft oder des Obst- und Gartenbaus hergestellt 
wurden; der Zukauf von Alkohol zur Herstellung von Likören und Geisten 
aus Obst, Pflanzen und anderen landwirtschaftlichen Ausgangserzeugnis-
sen, bei denen die Ausgangsstoffe nicht selbst vergoren werden, durch den 
Urproduzenten ist zulässig; 

2. Produkte des Obst- und Gartenbaus, der Land- und Forstwirtschaft und der 
Fischerei; 

3. rohe Naturerzeugnisse mit Ausnahme des größeren Viehs. 
(2) Die Landesregierungen können zur Anpassung des Wochenmarkts an die 
wirtschaftliche Entwicklung und die örtlichen Bedürfnisse der Verbraucher 
durch Rechtsverordnung bestimmen, daß über Absatz 1 hinaus bestimmte Wa-
ren des täglichen Bedarfs auf allen oder bestimmten Wochenmärkten feilgebo-
ten werden dürfen. 

§ 68 Spezialmarkt und Jahrmarkt 
(1) Ein Spezialmarkt ist eine im allgemeinen regelmäßig in größeren Zeitab-
ständen wiederkehrende, zeitlich begrenzte Veranstaltung, auf der eine Vielzahl 
von Anbietern bestimmte Waren feilbietet. 
(2) Ein Jahrmarkt ist eine im allgemeinen regelmäßig in größeren Zeitabstän-
den wiederkehrende, zeitlich begrenzte Veranstaltung, auf der eine Vielzahl von 
Anbietern Waren aller Art feilbietet. 
(3) Auf einem Spezialmarkt oder Jahrmarkt können auch Tätigkeiten im 
Sinne des § 60b Abs. 1 ausgeübt werden; die §§ 55 bis 60a und 60c bis 61a blei-
ben unberührt. 
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§ 68a Verabreichen von Getränken und Speisen 
Auf Märkten dürfen alkoholfreie Getränke und zubereitete Speisen, auf anderen 
Veranstaltungen im Sinne der §§ 64 bis 68 Kostproben zum Verzehr an Ort und 
Stelle verabreicht werden. Im übrigen gelten für das Verabreichen von Geträn-
ken und zubereiteten Speisen zum Verzehr an Ort und Stelle die allgemeinen 
Vorschriften. 

§ 69 Festsetzung 
(1) Die zuständige Behörde hat auf Antrag des Veranstalters eine Veranstal-
tung, die die Voraussetzungen der §§ 64, 65, 66, 67 oder 68 erfüllt, nach Gegen-
stand, Zeit, Öffnungszeiten und Platz für jeden Fall der Durchführung festzuset-
zen. Auf Antrag können, sofern Gründe des öffentlichen Interesses nicht entge-
genstehen, Volksfeste, Großmärkte, Wochenmärkte, Spezialmärkte und Jahr-
märkte für einen längeren Zeitraum oder auf Dauer, Messen und Ausstellungen 
für die innerhalb von zwei Jahren vorgesehenen Veranstaltungen festgesetzt 
werden. 
(2) Die Festsetzung eines Wochenmarktes, eines Jahrmarktes oder eines 
Spezialmarktes verpflichtet den Veranstalter zur Durchführung der Veranstal-
tung. 
(3) Wird eine festgesetzte Messe oder Ausstellung oder ein festgesetzter 
Großmarkt nicht oder nicht mehr durchgeführt, so hat der Veranstalter dies der 
zuständigen Behörde unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 

§ 69a Ablehnung der Festsetzung, Auflagen 
(1) Der Antrag auf Festsetzung ist abzulehnen, wenn  
1. die Veranstaltung nicht die in den §§ 64, 65, 66, 67 oder 68 aufgestellten 

Voraussetzungen erfüllt, 
2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der Antragsteller oder eine der 

mit der Leitung der Veranstaltung beauftragten Personen die für die Durch-
führung der Veranstaltung erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, 

3. die Durchführung der Veranstaltung dem öffentlichen Interesse wider-
spricht, insbesondere der Schutz der Veranstaltungsteilnehmer vor Gefah-
ren für Leben oder Gesundheit nicht gewährleistet ist oder sonstige erheb-
liche Störungen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zu befürchten 
sind oder 

4. die Veranstaltung, soweit es sich um einen Spezialmarkt oder einen Jahr-
markt handelt, vollständig oder teilweise in Ladengeschäften abgehalten 
werden soll. 

(2) Die zuständige Behörde kann im öffentlichen Interesse, insbesondere 
wenn dies zum Schutz der Veranstaltungsteilnehmer vor Gefahren für Leben 
oder Gesundheit oder sonst zur Abwehr von erheblichen Gefahren für die öf-
fentliche Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist, die Festsetzung mit Auflagen 
verbinden; unter denselben Voraussetzungen ist auch die nachträgliche Auf-
nahme, Änderung und Ergänzung von Auflagen zulässig. 

§ 69b Änderung und Aufhebung der Festsetzung 
(1) Die zuständige Behörde kann in dringenden Fällen vorübergehend die 
Zeit, die Öffnungszeiten und den Platz der Veranstaltung abweichend von der 
Festsetzung regeln. 
(2) Die zuständige Behörde hat die Festsetzung zurückzunehmen, wenn bei 
ihrer Erteilung ein Ablehnungsgrund nach § 69a Abs. 1 Nr. 3 vorgelegen hat; im 
übrigen kann sie die Festsetzung zurücknehmen, wenn nachträglich Tatsachen 
bekannt werden, die eine Ablehnung der Festsetzung gerechtfertigt hätten. Sie 
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hat die Festsetzung zu widerrufen, wenn nachträglich ein Ablehnungsgrund 
nach § 69a Abs. 1 Nr. 3 eintritt; im übrigen kann sie die Festsetzung widerrufen, 
wenn nachträglich Tatsachen eintreten, die eine Ablehnung der Festsetzung 
rechtfertigen würden. 
(3) Auf Antrag des Veranstalters hat die zuständige Behörde die Festsetzung 
zu ändern; § 69a gilt entsprechend. Auf Antrag des Veranstalters hat die zustän-
dige Behörde die Festsetzung aufzuheben, die Festsetzung eines Wochenmark-
tes, Jahrmarktes oder Volksfestes jedoch nur, wenn die Durchführung der Ver-
anstaltung dem Veranstalter nicht zugemutet werden kann. 

§ 70 Recht zur Teilnahme an einer Veranstaltung 
(1) Jedermann, der dem Teilnehmerkreis der festgesetzten Veranstaltung 
angehört, ist nach Maßgabe der für alle Veranstaltungsteilnehmer geltenden 
Bestimmungen zur Teilnahme an der Veranstaltung berechtigt. 
(2) Der Veranstalter kann, wenn es für die Erreichung des Veranstaltungs-
zwecks erforderlich ist, die Veranstaltung auf bestimmte Ausstellergruppen, 
Anbietergruppen und Besuchergruppen beschränken, soweit dadurch gleichar-
tige Unternehmen nicht ohne sachlich gerechtfertigten Grund unmittelbar oder 
mittelbar unterschiedlich behandelt werden. 
(3) Der Veranstalter kann aus sachlich gerechtfertigten Gründen, insbesonde-
re wenn der zur Verfügung stehende Platz nicht ausreicht, einzelne Aussteller, 
Anbieter oder Besucher von der Teilnahme ausschließen. 

§ 70a Untersagung der Teilnahme an einer Veranstaltung 
(1) Die zuständige Behörde kann einem Aussteller oder Anbieter die Teil-
nahme an einer bestimmten Veranstaltung oder einer oder mehreren Arten von 
Veranstaltungen im Sinne der §§ 64 bis 68 untersagen, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, daß er die hierfür erforderliche Zuverlässigkeit nicht 
besitzt. 
(2) Im Falle der selbständigen Ausübung des Bewachungsgewerbes, des Ge-
werbes der Makler, Bauträger und Baubetreuer, des Versicherungsvermittlerge-
werbes, des Versicherungsberatergewerbes, des Gewerbes des Finanzanlagen-
vermittlers und Honorar-Finanzanlagenberaters sowie des Gewerbes des Immo-
biliardarlehensvermittlers auf einer Veranstaltung im Sinne der §§ 64 bis 68 
gelten die Versagungsgründe der §§ 34a, 34c oder 34d, auch in Verbindung mit 
§ 34e, der §§ 34f, 34h oder 34i entsprechend. 
(3) Die selbständige Ausübung des Versteigerergewerbes auf einer Veranstal-
tung im Sinne der §§ 64 bis 68 ist nur zulässig, wenn der Gewerbetreibende die 
nach § 34b Abs. 1 erforderliche Erlaubnis besitzt. 

§ 70b (weggefallen) 

§ 71 Vergütung 
Der Veranstalter darf bei Volksfesten, Wochenmärkten und Jahrmärkten eine 
Vergütung nur für die Überlassung von Raum und Ständen und für die Inan-
spruchnahme von Versorgungseinrichtungen und Versorgungsleistungen ein-
schließlich der Abfallbeseitigung fordern. Daneben kann der Veranstalter bei 
Volksfesten und Jahrmärkten eine Beteiligung an den Kosten für die Werbung 
verlangen. Landesrechtliche Bestimmungen über die Erhebung von Benutzungs-
gebühren durch Gemeinden und Gemeindeverbände bleiben unberührt. 
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§ 71a Öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
Den Ländern bleibt es vorbehalten, Vorschriften zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit oder Ordnung auf Veranstaltungen im Sinne der §§ 64 
bis 68 zu erlassen. 

§ 71b Anwendbarkeit von Vorschriften des stehenden Gewerbes für die 
Ausübung im Messe-, Ausstellungs- und Marktgewerbe 
(1) Für die Ausübung des Messe-, Ausstellungs- und Marktgewerbes gilt § 29 
entsprechend. 
(2) Für die Ausübung des Bewachungsgewerbes, des Versteigerergewerbes, 
des Gewerbes der Makler, Bauträger und Baubetreuer, des Versicherungsver-
mittlergewerbes, des Versicherungsberatergewerbes, des Gewerbes des Finanz-
anlagenvermittlers und Honorar-Finanzanlagenberaters sowie des Gewerbes des 
Immobiliardarlehensvermittlers gelten § 34a Absatz 1 Satz 5 und Absatz 2 bis 5, 
§ 34b Absatz 5 bis 8 und 10, § 34c Absatz 3 und 5, § 34d Absatz 6 bis 10, § 34e 
Absatz 2 und 3, § 34f Absatz 4 bis 6, § 34i Absatz 5 bis 8 sowie die auf Grund des 
§ 34a Absatz 2, des § 34b Absatz 8, des § 34c Absatz 3, des § 34d Absatz 8, des 
§ 34e Absatz 3 sowie der §§ 34g und 34j erlassenen Rechtsvorschriften entspre-
chend. Die zuständige Behörde kann für die Versteigerung leicht verderblicher 
Waren für ihren Bezirk Ausnahmen zulassen. 
 

Titel V 
Taxen 

§§ 72 bis 80 (weggefallen) 
 

Titel VI 
Innungen, Innungsausschüsse, Handwerkskammern, Innungsverbände 

§§ 81 bis 104n (weggefallen) 
 

Titel Via 
Handwerksrolle 

§§ 104o bis 104u (weggefallen) 
 

Titel VII 
Arbeitnehmer 

I. Allgemeine arbeitsrechtliche Grundsätze 

§ 105 Freie Gestaltung des Arbeitsvertrages 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer können Abschluss, Inhalt und Form des Arbeits-
vertrages frei vereinbaren, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften, 
Bestimmungen eines anwendbaren Tarifvertrages oder einer Betriebsvereinba-
rung entgegenstehen. Soweit die Vertragsbedingungen wesentlich sind, richtet 
sich ihr Nachweis nach den Bestimmungen des Nachweisgesetzes. 

§ 106 Weisungsrecht des Arbeitgebers 
Der Arbeitgeber kann Inhalt, Ort und Zeit der Arbeitsleistung nach billigem 
Ermessen näher bestimmen, soweit diese Arbeitsbedingungen nicht durch den 
Arbeitsvertrag, Bestimmungen einer Betriebsvereinbarung, eines anwendbaren 
Tarifvertrages oder gesetzliche Vorschriften festgelegt sind. Dies gilt auch hin-
sichtlich der Ordnung und des Verhaltens der Arbeitnehmer im Betrieb. Bei der 
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Ausübung des Ermessens hat der Arbeitgeber auch auf Behinderungen des 
Arbeitnehmers Rücksicht zu nehmen. 

§ 107 Berechnung und Zahlung des Arbeitsentgelts 
(1) Das Arbeitsentgelt ist in Euro zu berechnen und auszuzahlen. 
(2) Arbeitgeber und Arbeitnehmer können Sachbezüge als Teil des Arbeits-
entgelts vereinbaren, wenn dies dem Interesse des Arbeitnehmers oder der 
Eigenart des Arbeitsverhältnisses entspricht. Der Arbeitgeber darf dem Arbeit-
nehmer keine Waren auf Kredit überlassen. Er darf ihm nach Vereinbarung 
Waren in Anrechnung auf das Arbeitsentgelt überlassen, wenn die Anrechnung 
zu den durchschnittlichen Selbstkosten erfolgt. Die geleisteten Gegenstände 
müssen mittlerer Art und Güte sein, soweit nicht ausdrücklich eine andere 
Vereinbarung getroffen worden ist. Der Wert der vereinbarten Sachbezüge oder 
die Anrechnung der überlassenen Waren auf das Arbeitsentgelt darf die Höhe 
des pfändbaren Teils des Arbeitsentgelts nicht übersteigen. 
(3) Die Zahlung eines regelmäßigen Arbeitsentgelts kann nicht für die Fälle 
ausgeschlossen werden, in denen der Arbeitnehmer für seine Tätigkeit von 
Dritten ein Trinkgeld erhält. Trinkgeld ist ein Geldbetrag, den ein Dritter ohne 
rechtliche Verpflichtung dem Arbeitnehmer zusätzlich zu einer dem Arbeitgeber 
geschuldeten Leistung zahlt. 

§ 108 Abrechnung des Arbeitsentgelts 
(1) Dem Arbeitnehmer ist bei Zahlung des Arbeitsentgelts eine Abrechnung in 
Textform zu erteilen. Die Abrechnung muss mindestens Angaben über Abrech-
nungszeitraum und Zusammensetzung des Arbeitsentgelts enthalten. Hinsicht-
lich der Zusammensetzung sind insbesondere Angaben über Art und Höhe der 
Zuschläge, Zulagen, sonstige Vergütungen, Art und Höhe der Abzüge, Ab-
schlagszahlungen sowie Vorschüsse erforderlich. 
(2) Die Verpflichtung zur Abrechnung entfällt, wenn sich die Angaben gegen-
über der letzten ordnungsgemäßen Abrechnung nicht geändert haben. 
(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, das Nähere 
zum Inhalt und Verfahren einer Entgeltbescheinigung, die zu Zwecken nach 
dem Sozialgesetzbuch sowie zur Vorlage bei den Sozial- und Familiengerichten 
verwendet werden kann, durch Rechtsverordnung zu bestimmen. Der Arbeit-
nehmer kann vom Arbeitgeber zu anderen Zwecken eine weitere Entgeltbe-
scheinigung verlangen, die sich auf die Angaben nach Absatz 1 beschränkt. 

§ 109 Zeugnis 
(1) Der Arbeitnehmer hat bei Beendigung eines Arbeitsverhältnisses An-
spruch auf ein schriftliches Zeugnis. Das Zeugnis muss mindestens Angaben zu 
Art und Dauer der Tätigkeit (einfaches Zeugnis) enthalten. Der Arbeitnehmer 
kann verlangen, dass sich die Angaben darüber hinaus auf Leistung und Verhal-
ten im Arbeitsverhältnis (qualifiziertes Zeugnis) erstrecken. 
(2) Das Zeugnis muss klar und verständlich formuliert sein. Es darf keine 
Merkmale oder Formulierungen enthalten, die den Zweck haben, eine andere als 
aus der äußeren Form oder aus dem Wortlaut ersichtliche Aussage über den 
Arbeitnehmer zu treffen. 
(3) Die Erteilung des Zeugnisses in elektronischer Form ist ausgeschlossen. 

§ 110 Wettbewerbsverbot 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer können die berufliche Tätigkeit des Arbeitneh-
mers für die Zeit nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Vereinbarung 
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beschränken (Wettbewerbsverbot). Die §§ 74 bis 75f des Handelsgesetzbuches 
sind entsprechend anzuwenden. 

§§ 111 und 112 (weggefallen) 
§§ 113 bis 132a (weggefallen) 
 

II. Meistertitel 

§ 133 Befugnis zur Führung des Baumeistertitels 
Die Befugnis zur Führung des Meistertitels in Verbindung mit einer anderen 
Bezeichnung, die auf eine Tätigkeit im Baugewerbe hinweist, insbesondere des 
Titels Baumeister und Baugewerksmeister, wird durch Rechtsverordnung der 
Bundesregierung*) mit Zustimmung des Bundesrates geregelt.  
-----  
*) Zuständige Stelle gemäß Artikel 129 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes. 

§§ 133a bis 133d (weggefallen) 
§§ 133e bis 139aa (weggefallen) 

 
III. Aufsicht 

§ 139b Gewerbeaufsichtsbehörde 
(1) Die Aufsicht über die Ausführung der Bestimmungen der auf Grund des 
§ 120e oder des § 139h erlassenen Rechtsverordnungen ist ausschließlich oder 
neben den ordentlichen Polizeibehörden besonderen von den Landesregierun-
gen zu ernennenden Beamten zu übertragen. Denselben stehen bei Ausübung 
dieser Aufsicht alle amtlichen Befugnisse der Ortspolizeibehörden, insbesondere 
das Recht zur jederzeitigen Besichtigung und Prüfung der Anlagen zu. Die amt-
lich zu ihrer Kenntnis gelangenden Geschäfts- und Betriebsverhältnisse der 
ihrer Besichtigung und Prüfung unterliegenden Anlagen dürfen sie nur zur 
Verfolgung von Gesetzwidrigkeiten und zur Erfüllung von gesetzlich geregelten 
Aufgaben zum Schutz der Umwelt den dafür zuständigen Behörden offenbaren. 
Soweit es sich bei Geschäfts- und Betriebsverhältnissen um Informationen über 
die Umwelt im Sinne des Umweltinformationsgesetzes handelt, richtet sich die 
Befugnis zu ihrer Offenbarung nach dem Umweltinformationsgesetz. 
(2) Die Ordnung der Zuständigkeitsverhältnisse zwischen diesen Beamten 
und den ordentlichen Polizeibehörden bleibt der verfassungsmäßigen Regelung 
in den einzelnen Ländern vorbehalten. 
(3) Die erwähnten Beamten haben Jahresberichte über ihre amtliche Tätigkeit 
zu erstatten. Diese Jahresberichte oder Auszüge aus denselben sind dem Bundes-
rat und dem Deutschen Bundestag vorzulegen. 
(4) Die auf Grund der Bestimmungen der auf Grund des § 120e oder des 
§ 139h erlassenen Rechtsverordnung auszuführenden amtlichen Besichtigungen 
und Prüfungen müssen die Arbeitgeber zu jeder Zeit, namentlich auch in der 
Nacht, während des Betriebs gestatten. 
(5) Die Arbeitgeber sind ferner verpflichtet, den genannten Beamten oder der 
Polizeibehörde diejenigen statistischen Mitteilungen über die Verhältnisse ihrer 
Arbeitnehmer zu machen, welchen vom Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales *) durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates oder von 
der Landesregierung unter Festsetzung der dabei zu beobachtenden Fristen und 
Formen vorgeschrieben werden. 
(5a) (weggefallen) 
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(6) Die Beauftragten der zuständigen Behörden sind befugt, die Unterkünfte, 
auf die sich die Pflichten der Arbeitgeber nach § 40a der Arbeitsstättenverord-
nung und nach den auf Grund des § 120e Abs. 3 erlassenen Rechtsverordnungen 
beziehen, zu betreten und zu besichtigen. Gegen den Willen der Unterkunftsin-
haber ist dies jedoch nur zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung zulässig. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 
(7) Ergeben sich im Einzelfall für die für den Arbeitsschutz zuständigen Lan-
desbehörden konkrete Anhaltspunkte für  
1. eine Beschäftigung oder Tätigkeit von Ausländern ohne erforderlichen 

Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes, eine Aufenthalts-
gestattung oder eine Duldung, die zur Ausübung der Beschäftigung berech-
tigen, oder eine Genehmigung nach § 284 Abs. 1 des Dritten Buches Sozial-
gesetzbuch, 

2. Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht nach § 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des 
Ersten Buches Sozialgesetzbuch gegenüber einer Dienststelle der Bunde-
sagentur für Arbeit, einem Träger der gesetzlichen Kranken-, Pflege-, Un-
fall- oder Rentenversicherung oder einem Träger der Sozialhilfe oder gegen 
die Meldepflicht nach § 8a des Asylbewerberleistungsgesetzes, 

3. Verstöße gegen das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit, 
4. Verstöße gegen das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz, 
5. Verstöße gegen Vorschriften des Vierten und Siebten Buches Sozialgesetz-

buch über die Verpflichtung zur Zahlung von Sozialversicherungsbeiträgen, 
6. Verstöße gegen das Aufenthaltsgesetz, 
7. Verstöße gegen die Steuergesetze, 
unterrichten sie die für die Verfolgung und Ahndung der Verstöße nach den 
Nummern 1 bis 7 zuständigen Behörden, die Träger der Sozialhilfe sowie die 
Behörden nach § 71 des Aufenthaltsgesetzes. 
(8) In den Fällen des Absatzes 7 arbeiten die für den Arbeitsschutz zuständi-
gen Landesbehörden insbesondere mit folgenden Behörden zusammen:  
1. den Agenturen für Arbeit, 
2. den Trägern der Krankenversicherung als Einzugsstellen für die Sozialver-

sicherungsbeiträge, 
3. den Trägern der Unfallversicherung, 
4. den nach Landesrecht für die Verfolgung und Ahndung von Verstößen 

gegen das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit zuständigen Behörden, 
5. den in § 71 des Aufenthaltsgesetzes genannten Behörden, 
6. den Finanzbehörden, 
7. den Behörden der Zollverwaltung, 
8. den Rentenversicherungsträgern, 
9. den Trägern der Sozialhilfe. 
-----  
*) Kl Zuständige Stelle gemäß Artikel 129 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes. 

§§ 139c bis 139h (weggefallen) 
§ 139i (weggefallen) 
§§ 139k und 139m (weggefallen) 
 

Titel VIII 
Gewerbliche Hilfskassen 

§ 140 (weggefallen) 
§§ 141 bis 141f (weggefallen) 
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Titel IX 
Statutarische Bestimmungen 

§ 142 (weggefallen) 
Titel X 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 143 (weggefallen) 

§ 144 Verletzung von Vorschriften über erlaubnisbedürftige stehende 
Gewerbe 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1. ohne die erforderliche Erlaubnis 

a) (weggefallen), 
b) nach § 30 Abs. 1 eine dort bezeichnete Anstalt betreibt, 
c) nach § 33a Abs. 1 Satz 1 Schaustellungen von Personen in seinen Ge-

schäftsräumen veranstaltet oder für deren Veranstaltung seine Ge-
schäftsräume zur Verfügung stellt, 

d) nach § 33c Abs. 1 Satz 1 ein Spielgerät aufstellt, nach § 33d Abs. 1 Satz 
1 ein anderes Spiel veranstaltet oder nach § 33i Abs. 1 Satz 1 eine 
Spielhalle oder ein ähnliches Unternehmen betreibt, 

e) nach § 34 Abs. 1 Satz 1 das Geschäft eines Pfandleihers oder Pfand-
vermittlers betreibt, 

f) nach § 34a Abs. 1 Satz 1 Leben oder Eigentum fremder Personen be-
wacht, 

g) nach § 34b Abs. 1 fremde bewegliche Sachen, fremde Grundstücke o-
der fremde Rechte versteigert, 

h) nach § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 den Abschluß 
von Verträgen der dort bezeichneten Art vermittelt oder die Gelegen-
heit hierzu nachweist, 

i) nach § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 ein Bauvorhaben vorbereitet o-
der durchführt, 

j) nach § 34d Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit § 34d Abs. 10, den 
Abschluss von Verträgen der dort bezeichneten Art vermittelt, 

k) nach § 34e Abs. 1 Satz 1 über Versicherungen berät, 
l) nach § 34f Absatz 1 Satz 1 Anlageberatung oder Anlagevermittlung 

erbringt, 
m) nach § 34h Absatz 1 Satz 1 Anlageberatung erbringt oder 
n) nach § 34i Absatz 1 Satz 1 den Abschluss von Verträgen der dort be-

zeichneten Art vermittelt oder Dritte zu solchen Verträgen berät, 
2. ohne Zulassung nach § 31 Absatz 1 Leben oder Eigentum fremder Personen 

auf einem Seeschiff bewacht, 
3. einer vollziehbaren Auflage nach § 31 Absatz 2 Satz 2 zuwiderhandelt oder 
4. ohne eine nach § 47 erforderliche Erlaubnis das Gewerbe durch einen Stell-

vertreter ausüben läßt. 
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1. einer Rechtsverordnung nach § 31 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1, 2, 3 Buchsta-

be a bis c oder Buchstabe d oder Nummer 4 oder Satz 2 oder einer vollzieh-
baren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhan-
delt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist, 

1a. einer Rechtsverordnung nach § 33f Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 4 oder einer 
vollziehbaren Anordnung aufgrund einer solchen Rechtsverordnung zuwi-
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derhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 

1b. einer Rechtsverordnung nach § 33g Nr. 2, § 34 Abs. 2, § 34a Abs. 2, § 34b 
Abs. 8, § 34d Absatz 8 Satz 1 Nummer 1, 3 oder 5, Satz 2 oder 3, § 34e Abs. 3 
Satz 3 oder 4 oder § 38 Abs. 3 oder einer vollziehbaren Anordnung auf 
Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechts-
verordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist, 

2. entgegen § 34 Abs. 4 bewegliche Sachen mit Gewährung des Rückkauf-
rechts ankauft, 

3. einer vollziehbaren Auflage nach § 33a Abs. 1 Satz 3, § 33c Abs. 1 Satz 3, 
§ 33d Abs. 1 Satz 2, § 33e Abs. 3, § 33i Abs. 1 Satz 2, § 34 Abs. 1 Satz 2, § 34a 
Abs. 1 Satz 2, § 34b Abs. 3, § 34d Abs. 1 Satz 2, auch in Verbindung mit Abs. 
3 Satz 2, § 34e Abs. 1 Satz 2 oder § 36 Abs. 1 Satz 3 oder einer vollziehbaren 
Anordnung nach § 33c Abs. 3 Satz 3 oder § 34a Abs. 4 zuwiderhandelt, 

4. ein Spielgerät ohne die nach § 33c Abs. 3 Satz 1 erforderliche Bestätigung 
der zuständigen Behörde aufstellt, 

4a. entgegen § 33c Absatz 3 Satz 4 eine Person beschäftigt, 
5. einer vollziehbaren Auflage nach § 34c Abs. 1 Satz 2, § 34f Absatz 1 Satz 2, 

§ 34h Absatz 1 Satz 2 oder § 34i Absatz 1 Satz 2 zuwiderhandelt, 
6. einer Rechtsverordnung nach § 34c Abs. 3 oder § 34g Absatz 1 Satz 1 oder 

Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 4 oder Satz 2 oder § 34j oder einer voll-
ziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwider-
handelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist, 

7. entgegen § 34d Absatz 7 Satz 1, auch in Verbindung mit § 34e Absatz 2, 
entgegen § 34f Absatz 5 Satz 1 oder Absatz 6 Satz 1 oder § 34i Absatz 8 
Nummer 1 oder 2 eine Eintragung nicht vornehmen lässt, 

8. entgegen § 34e Abs. 3 Satz 1, auch in Verbindung mit einer Rechtsverord-
nung nach Satz 2, eine Provision entgegennimmt, 

9. entgegen § 34f Absatz 5 Satz 1 oder Absatz 6 Satz 2 oder § 34i Absatz 8 
Nummer 3 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig macht, 

10. entgegen § 34h Absatz 3 Satz 2 oder § 34i Absatz 5 eine Zuwendung an-
nimmt oder 

11. entgegen § 34h Absatz 3 Satz 3 eine Zuwendung nicht, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig auskehrt. 

(3) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich oder fahrlässig bei einer 
Versteigerung einer Vorschrift des § 34b Abs. 6 oder 7 zuwiderhandelt. 
(4) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 
Buchstabe l und m und Nummer 2 mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend 
Euro, in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 Buchstabe a bis k und n, Nummer 
3 und 4 und des Absatzes 2 Nummer 1, 1a und 5 bis 11 mit einer Geldbuße bis zu 
fünftausend Euro, in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1b und 2 bis 4a mit 
einer Geldbuße bis zu dreitausend Euro und in den Fällen des Absatzes 3 mit 
einer Geldbuße bis zu eintausend Euro geahndet werden. 
(5) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten ist in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 und 3 
und des Absatzes 2 Nummer 1 das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle. 
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§ 145 Verletzung von Vorschriften über das Reisegewerbe 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1. ohne Erlaubnis nach § 55 Abs. 2 

a) eine Tätigkeit nach § 34f Absatz 1 Satz 1 oder § 34h Absatz 1 Satz 1 
oder 

b) eine sonstige Tätigkeit als Reisegewerbe betreibt, 
2. einer auf Grund des § 55f erlassenen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, 

soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist, 

2a. entgegen § 57 Abs. 3 das Versteigerergewerbe als Reisegewerbe ausübt, 
3. einer vollziehbaren Anordnung nach § 59 Satz 1, durch die 

a) eine reisegewerbliche Tätigkeit nach § 34f Absatz 1 Satz 1 oder § 34h 
Absatz 1 Satz 1 

b) eine sonstige reisegewerbliche Tätigkeit untersagt wird, zuwiderhan-
delt oder 

4. ohne die nach § 60a Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 Satz 1 erforderliche Erlaubnis 
ein dort bezeichnetes Reisegewerbe betreibt. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1. einer auf Grund des § 60a Abs. 2 Satz 4 in Verbindung mit § 33f Abs. 1 oder 

§ 33g Nr. 2 erlassenen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit sie für ei-
nen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 

2. Waren im Reisegewerbe 
a) entgegen § 56 Abs. 1 Nr. 1 vertreibt, 
b) entgegen § 56 Abs. 1 Nr. 2 feilbietet oder ankauft oder 
c) entgegen § 56 Abs. 1 Nr. 3 feilbietet, 

3. bis 5. (weggefallen) 
6. entgegen § 56 Abs. 1 Nr. 6 Rückkauf- oder Darlehensgeschäfte abschließt 

oder vermittelt, 
7. einer vollziehbaren Auflage nach 

a) § 55 Abs. 3, auch in Verbindung mit § 56 Abs. 2 Satz 3 zweiter Halb-
satz, 

b) § 60a Abs. 2 Satz 4 in Verbindung mit § 33d Abs. 1 Satz 2 oder 
c) § 60a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 33i Abs. 1 Satz 2 

zuwiderhandelt, 
8. einer Rechtsverordnung nach § 61a Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 34a 

Abs. 2, § 34b Abs. 8, § 34d Abs. 8 Satz 1 Nr. 1 oder 3, Satz 2 oder 3 oder 
§ 34e Abs. 3 Satz 3 oder 4 oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund 
einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverord-
nung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift ver-
weist oder 

9. einer Rechtsverordnung nach § 61a Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit § 34c 
Absatz 3, mit § 34g Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 4 
oder Satz 2, mit § 34j Absatz 1 Nummer 1 oder 3 oder Absatz 2 oder einer 
vollziehbaren Anordnung auf Grund dieser Rechtsverordnung zuwiderhan-
delt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(3) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1. entgegen § 55c eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 

nicht rechtzeitig erstattet, 
2. an Sonn- oder Feiertagen eine im § 55e Abs. 1 bezeichnete Tätigkeit im 

Reisegewerbe ausübt, 
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3. entgegen § 60c Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit § 56 Abs. 2 Satz 3 
zweiter Halbsatz oder § 60c Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 Satz 2, die Reisege-
werbekarte oder eine dort genannte Unterlage nicht bei sich führt oder 
nicht oder nicht rechtzeitig vorzeigt oder eine dort genannte Tätigkeit nicht 
oder nicht rechtzeitig einstellt, 

4. entgegen § 60c Abs. 1 Satz 2, auch in Verbindung mit § 56 Abs. 2 Satz 3, die 
geführten Waren nicht vorlegt, 

5. (weggefallen) 
6. entgegen § 56a Absatz 1 Satz 1 die Veranstaltung eines Wanderlagers nicht, 

nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig anzeigt oder die Art 
der Ware oder der Dienstleistung oder den Ort der Veranstaltung in der öf-
fentlichen Ankündigung nicht angibt, 

7. entgegen § 56a Absatz 1 Satz 2 unentgeltliche Zuwendungen einschließlich 
Preisausschreiben, Verlosungen oder Ausspielungen ankündigt, 

8. entgegen § 56a Absatz 1 Satz 4 als Veranstalter ein Wanderlager von einer 
Person leiten läßt, die in der Anzeige nicht genannt ist, 

9. einer vollziehbaren Anordnung nach § 56a Absatz 2 zuwiderhandelt, 
10. entgegen § 60c Abs. 2 Satz 1 eine Zweitschrift oder eine beglaubigte Kopie 

der Reisegewerbekarte nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt oder 
11. entgegen § 60c Abs. 3 Satz 1 eine dort genannte Unterlage nicht mit sich 

führt. 
(4) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 Buchsta-
be a und Nr. 3 Buchstabe a mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro, in 
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2, 2a, 3 Buchstabe b, Nr. 4 und 
des Absatzes 2 Nr. 9 mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro, in den Fällen 
des Absatzes 2 Nr. 1 bis 8 mit einer Geldbuße bis zu zweitausendfünfhundert 
Euro, in den Fällen des Absatzes 3 mit einer Geldbuße bis zu eintausend Euro 
geahndet werden. 

§ 146 Verletzung sonstiger Vorschriften über die Ausübung eines  
Gewerbes 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1. einer vollziehbaren Anordnung 

a) nach § 35 Abs. 1 Satz 1 oder 2, 
b) nach § 35 Abs. 7a Satz 1, 3 in Verbindung mit Abs. 1 Satz 1 oder 2 oder 
c) nach § 35 Abs. 9 in Verbindung mit den in den Buchstaben a oder b 

genannten Vorschriften zuwiderhandelt, 
1a. einer mit einer Erlaubnis nach § 35 Abs. 2, auch in Verbindung mit Abs. 9, 

verbundenen vollziehbaren Auflage zuwiderhandelt oder 
2. entgegen einer vollziehbaren Anordnung nach § 51 Satz 1 eine gewerbliche 

Anlage benutzt. 
(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1. einer Rechtsverordnung nach § 6c oder einer vollziehbaren Anordnung auf 

Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechts-
verordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist, 

2. entgegen  
a) § 13a Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 6 Satz 2, 
b) § 14 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, Absatz 2 oder ei-

ner Rechtsverordnung nach § 14 Absatz 14 Satz 2 Nummer 1, oder 
c) § 14 Absatz 3 Satz 1 
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eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig er-
stattet, 
3. entgegen § 14 Absatz 3 Satz 2 oder Satz 3 eine dort genannte Angabe nicht, 

nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder 
nicht rechtzeitig anbringt, 

4. entgegen § 29 Abs. 1, auch in Verbindung mit Abs. 4, jeweils auch in Ver-
bindung mit § 61a Abs. 1 oder § 71b Abs. 1, eine Auskunft nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt, 

5. im Wochenmarktverkehr andere als nach § 67 Abs. 1 oder 2 zugelassene 
Waren feilbietet, 

6. entgegen § 69 Abs. 3 eine Anzeige nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
erstattet, 

7. einer vollziehbaren Auflage nach § 69a Abs. 2, auch in Verbindung mit 
§ 60b Abs. 2 erster Halbsatz, zuwiderhandelt, 

8. einer vollziehbaren Anordnung nach § 70a Abs. 1, auch in Verbindung mit 
§ 60b Abs. 2, zuwiderhandelt, durch die die Teilnahme an einer dort ge-
nannten Veranstaltung 
a) zum Zwecke der Ausübung einer Tätigkeit nach § 34f Absatz 1 Satz 1 

oder § 34h Absatz 1 Satz 1 oder 
b) zum Zwecke der Ausübung einer sonstigen gewerbsmäßigen Tätigkeit 

untersagt wird, 
9. entgegen § 70a Abs. 3 das Versteigerergewerbe auf einer Veranstaltung im 

Sinne der §§ 64 bis 68 ausübt, 
10. (weggefallen) 
11. einer Rechtsverordnung nach § 71b Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 34a 

Abs. 2, § 34b Abs. 8, § 34d Abs. 8 Satz 1 Nr. 1 oder 3, Satz 2 oder 3 oder § 34e 
Abs. 3 Satz 3 oder 4 oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer sol-
chen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für ei-
nen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 

11a. einer Rechtsverordnung nach § 71b Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 34c 
Abs. 3, § 34g Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 oder Num-
mer 4 oder Satz 2 oder § 34j oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund 
dieser Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist oder 

12. entgegen einer nach § 133 Abs. 2 Satz 1 ergangenen Rechtsverordnung die 
Berufsbezeichnung „Baumeister“ oder eine Berufsbezeichnung führt, die 
das Wort „Baumeister“ enthält und auf eine Tätigkeit im Baugewerbe hin-
weist. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 8 Buchsta-
be a mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro, in den Fällen des Absatzes 1 
und 2 Nr. 11a mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro, in den Fällen des 
Absatzes 2 Nr. 4 und 7 mit einer Geldbuße bis zu zweitausendfünfhundert Euro, 
in den übrigen Fällen des Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis zu eintausend Euro 
geahndet werden. 

Fußnote 
(+++ § 146: Zur Anwendung vgl. § 158 +++) 

§ 147 Verletzung von Arbeitsschutzvorschriften 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1. eine Besichtigung oder Prüfung nach § 139b Abs. 1 Satz 2, Abs. 4, 6 Satz 1 

oder 2 nicht gestattet oder 
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2. entgegen § 139b Abs. 5 eine vorgeschriebene statistische Mitteilung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden. 

§ 147a Verbotener Erwerb von Edelmetallen und Edelsteinen 
(1) Es ist verboten, von Minderjährigen gewerbsmäßig  
1. Edelmetalle (Gold, Silber, Platin und Platinbeimetalle), edelmetallhaltige 

Legierungen sowie Waren aus Edelmetall oder edelmetallhaltigen Legie-
rungen oder 

2. Edelsteine, Schmucksteine, synthetische Steine oder Perlen 
zu erwerben. 
(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig Gegenstände der 
in Absatz 1 bezeichneten Art von Minderjährigen gewerbsmäßig erwirbt. Die 
Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet 
werden. 

§ 147b Verbotene Annahme von Entgelten für Pauschalreisen 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen § 651k Abs. 4 Satz 1, auch in Ver-
bindung mit Absatz 5 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, ohne Übergabe eines 
Sicherungsscheins oder ohne Nachweis einer Sicherheitsleistung eine Zahlung 
des Reisenden auf den Reisepreis fordert oder annimmt. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro ge-
ahndet werden. 

§ 148 Strafbare Verletzung gewerberechtlicher Vorschriften 
Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  
1. eine in § 144 Abs. 1, § 145 Abs. 1, 2 Nr. 2 oder 6 oder § 146 Abs. 1 bezeich-

nete Zuwiderhandlung beharrlich wiederholt oder 
2. durch eine in § 144 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b, Absatz 2 Nummer 1a oder 

Nummer 1b, § 145 Abs. 1, 2 Nr. 1 oder 2, oder § 146 Abs. 1 bezeichnete Zu-
widerhandlung Leben oder Gesundheit eines anderen oder fremde Sachen 
von bedeutendem Wert gefährdet. 

§ 148a Strafbare Verletzung von Prüferpflichten 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer als Prüfer oder als Gehilfe eines Prüfers über das Ergebnis einer Prüfung 
nach § 16 Abs. 1 oder 2 der Makler- und Bauträgerverordnung falsch berichtet 
oder erhebliche Umstände im Bericht verschweigt. 
(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen 
anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 

§ 148b Fahrlässige Hehlerei von Edelmetallen und Edelsteinen 
Wer gewerbsmäßig mit den in § 147a Abs. 1 bezeichneten Gegenständen Handel 
treibt oder gewerbsmäßig Edelmetalle und edelmetallhaltige Legierungen und 
Rückstände hiervon schmilzt, probiert oder scheidet oder aus den Gemengen 
und Verbindungen von Edelmetallabfällen mit Stoffen anderer Art Edelmetalle 
wiedergewinnt und beim Betrieb eines derartigen Gewerbes einen der in § 147a 
Abs. 1 bezeichneten Gegenstände, von dem er fahrlässig nicht erkannt hat, daß 
ihn ein anderer gestohlen oder sonst durch eine gegen ein fremdes Vermögen 
gerichtete rechtswidrige Tat erlangt hat, ankauft oder sich oder einem Dritten 
verschafft, ihn absetzt oder absetzen hilft, um sich oder einen anderen zu berei-
chern, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
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Titel XI 
Gewerbezentralregister 

§ 149 Einrichtung eines Gewerbezentralregisters 
(1) Das Bundesamt für Justiz (Registerbehörde) führt ein Gewerbezentralre-
gister. 
(2) In das Register sind einzutragen  
1. die vollziehbaren und die nicht mehr anfechtbaren Entscheidungen einer 

Verwaltungsbehörde, durch die wegen Unzuverlässigkeit oder Ungeeignet-
heit 
a) ein Antrag auf Zulassung (Erlaubnis, Genehmigung, Konzession, Be-

willigung) zu einem Gewerbe oder einer sonstigen wirtschaftlichen 
Unternehmung abgelehnt oder eine erteilte Zulassung zurückgenom-
men oder widerrufen, 

b) die Ausübung eines Gewerbes, die Tätigkeit als Vertretungsberechtig-
ter einer Gewerbetreibenden oder als mit der Leitung eines Gewerbe-
betriebes beauftragte Person oder der Betrieb oder die Leitung einer 
sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung untersagt, 

c) ein Antrag auf Erteilung eines Befähigungsscheines nach § 20 des 
Sprengstoffgesetzes abgelehnt oder ein erteilter Befähigungsschein 
entzogen, 

d) im Rahmen eines Gewerbebetriebes oder einer sonstigen wirtschaftli-
chen Unternehmung die Befugnis zur Einstellung oder Ausbildung 
von Auszubildenden entzogen oder die Beschäftigung, Beaufsichti-
gung, Anweisung oder Ausbildung von Kindern und Jugendlichen 
verboten oder 

e) die Führung von Kraftverkehrsgeschäften untersagt 
wird, 
2. Verzichte auf eine Zulassung zu einem Gewerbe oder einer sonstigen wirt-

schaftlichen Unternehmung während eines Rücknahme- oder Widerrufs-
verfahrens, 

3. rechtskräftige Bußgeldentscheidungen, insbesondere auch solche wegen 
einer Steuerordnungswidrigkeit, die 
a) bei oder in Zusammenhang mit der Ausübung eines Gewerbes oder 

dem Betrieb einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung oder 
b) bei der Tätigkeit in einem Gewerbe oder einer sonstigen wirtschaftli-

chen Unternehmung von einem Vertreter oder Beauftragten im Sinne 
des § 9 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten oder von einer Per-
son, die in einer Rechtsvorschrift ausdrücklich als Verantwortlicher 
bezeichnet ist, 

begangen worden ist, wenn die Geldbuße mehr als 200 Euro beträgt, 
4. rechtskräftige strafgerichtliche Verurteilungen wegen einer Straftat nach 

den §§ 10 und 11 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes, nach den §§ 15 
und 15a des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes oder nach § 266a Abs. 1, 2 
und 4 des Strafgesetzbuches, die bei oder im Zusammenhang mit der Aus-
übung eines Gewerbes oder dem Betrieb einer sonstigen wirtschaftlichen 
Unternehmung begangen worden ist, wenn auf Freiheitsstrafe von mehr als 
drei Monaten oder Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen erkannt worden 
ist. 

Von der Eintragung sind Entscheidungen und Verzichte ausgenommen, die nach 
§ 28 des Straßenverkehrsgesetzes in das Fahreignungsregister einzutragen sind. 
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§ 150 Auskunft auf Antrag des Betroffenen 
(1) Auf Antrag erteilt die Registerbehörde einer Person Auskunft über den sie 
betreffenden Inhalt des Registers. 
(2) Wohnt der Antragsteller innerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes, 
ist der Antrag bei der nach § 155 Absatz 2 zuständigen Behörde zu stellen; so-
fern der Antragsteller nicht persönlich erscheint, ist eine schriftliche Antragstel-
lung mit amtlich oder öffentlich beglaubigter Unterschrift des Antragstellers 
zulässig. Der Antragsteller hat seine Identität und, wenn er als gesetzlicher 
Vertreter handelt, seine Vertretungsmacht nachzuweisen; er kann sich bei der 
Antragstellung nicht durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Die Behör-
de nimmt die Gebühr für die Auskunft entgegen, behält davon drei Achtel ein 
und führt den Restbetrag an die Bundeskasse ab. 
(3) Wohnt der Antragsteller außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes, 
so kann er den Antrag unmittelbar bei der Registerbehörde stellen. Absatz 2 Satz 
2 gilt entsprechend. 
(4) Die Übersendung der Auskunft an eine andere Person als den Betroffenen 
ist nicht zulässig. 
(5) Für die Vorbereitung der Entscheidung über einen Antrag auf Zulassung 
zu einem Gewerbe oder einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung, auf 
öffentliche Bestellung und Vereidigung nach § 36, auf Erteilung eines Befähi-
gungsscheins nach § 20 des Sprengstoffgesetzes oder zur Überprüfung der Zu-
verlässigkeit nach § 38 Abs. 1 kann die Auskunft auch zur Vorlage bei einer 
Behörde beantragt werden. Wird die Auskunft zur Vorlage bei einer Behörde 
beantragt, ist sie der Behörde unmittelbar zu übersenden. Die Behörde hat dem 
Betroffenen auf Verlangen Einsicht in die Auskunft zu gewähren. 

§ 150a Auskunft an Behörden oder öffentliche Auftraggeber 
(1) Auskünfte aus dem Register werden für  
1. die Verfolgung wegen einer 

a) in § 148 Nr. 1, 
b) in § 404 Abs. 1, 2 Nr. 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch, in § 8 

Abs. 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes, § 21 Absatz 1 und 2 
des Mindestlohngesetzes in § 23 Abs. 1 und 2 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes und in § 16 Abs. 1 bis 2 des Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetzes 

bezeichneten Ordnungswidrigkeit, 
2. die Vorbereitung 

a) der Entscheidung über die in § 149 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a und c be-
zeichneten Anträge, 

b) der übrigen in § 149 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a bis e bezeichneten Ent-
scheidungen, 

c) von Verwaltungsentscheidungen auf Grund des Straßenverkehrsgeset-
zes, des Fahrlehrergesetzes, des Fahrpersonalgesetzes, des Binnenschif-
fahrtsaufgabengesetzes oder der auf Grund dieser Gesetze erlassenen 
Rechtsvorschriften über Eintragungen, die das Personenbeförderungs-
gesetz oder das Güterkraftverkehrsgesetz betreffen, 

3. die Vorbereitung von Rechtsvorschriften und allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften, insoweit nur in anonymisierter Form, 

4. die Vorbereitung von vergaberechtlichen Entscheidungen über strafgericht-
liche Verurteilungen und Bußgeldentscheidungen nach § 21 Abs. 1 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes, § 21 Absatz 1 und 2 des Mindestlohn-
gesetzes, § 5 Absatz 1 oder 2 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes in der bis 
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zum 23. April 2009 geltenden Fassung, § 23 Abs. 1 und 2 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes und § 81 Absatz 1 bis 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen, 

erteilt. Auskunftsberechtigt sind die Behörden und öffentlichen Auftraggeber im 
Sinne des § 99 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, denen die in 
Satz 1 bezeichneten Aufgaben obliegen. 
(2) Auskünfte aus dem Register werden ferner  
1. den Gerichten und Staatsanwaltschaften über die in § 149 Abs. 2 Nr. 1 und 

2 bezeichneten Eintragungen für Zwecke der Rechtspflege, zur Verfolgung 
von Straftaten nach § 148 Nr. 1, nach § 95 Abs. 1 Nr. 4 des Aufenthaltsge-
setzes und § 27 Absatz 2 Nummer 2 des Jugendschutzgesetzes auch über die 
in § 149 Abs. 2 Nr. 3 bezeichneten Eintragungen, 

2. den Kriminaldienst verrichtenden Dienststellen der Polizei für Zwecke der 
Verhütung und Verfolgung der in § 74c Abs. 1 Nr. 1 bis 6 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes aufgeführten Straftaten über die in § 149 Abs. 2 Nr. 1 und 
2 bezeichneten Eintragungen, 

3. den zuständigen Behörden für die Aufhebung der in § 149 Abs. 2 Nr. 3 
bezeichneten Bußgeldentscheidungen, auch wenn die Geldbuße weniger als 
200 Euro beträgt, 

4. den nach § 81 Abs. 10 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
zuständigen Behörden zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 81 
Abs. 1 bis 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen die in § 149 
Abs. 2 Nr. 3 bezeichneten Eintragungen,  

erteilt. 
(3) Auskünfte über Bußgeldentscheidungen wegen einer Steuerordnungswid-
rigkeit dürfen nur in den in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten Fällen erteilt wer-
den. 
(4) Die auskunftsberechtigten Stellen haben den Zweck anzugeben, für den 
die Auskunft benötigt wird. 
(5) Die nach Absatz 1 Satz 2 auskunftsberechtigten Stellen haben dem Be-
troffenen auf Verlangen Einsicht in die Auskunft aus dem Register zu gewähren. 
(6) Die Auskünfte aus dem Register dürfen nur den mit der Entgegennahme 
oder Bearbeitung betrauten Bediensteten zur Kenntnis gebracht werden. 

Fußnote 
§ 150a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Kursivdruck: In Bezug auf die Änderungsanweisung 
gem. Art. 11 Nr. 2 G v. 11.8.2014 I 1348 wurde nach dem Wort "Mindestlohnge-
setzes" ein Komma eingefügt und nach dem Wort "Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes" zwei Kommata entfernt 

§ 150b Auskunft für die wissenschaftliche Forschung 
(1) Die Registerbehörde kann Hochschulen, anderen Einrichtungen, die wis-
senschaftliche Forschung betreiben, und öffentlichen Stellen Auskunft aus dem 
Register erteilen, soweit diese für die Durchführung bestimmter wissenschaftli-
cher Forschungsarbeiten erforderlich ist. 
(2) Die Auskunft ist zulässig, soweit das öffentliche Interesse an der For-
schungsarbeit das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluß 
der Auskunft erheblich überwiegt. 
(3) Die Auskunft wird in anonymisierter Form erteilt, wenn der Zweck der 
Forschungsarbeit unter Verwendung solcher Informationen erreicht werden 
kann. 
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(4) Vor Erteilung der Auskunft wird von der Registerbehörde zur Geheimhal-
tung verpflichtet, wer nicht Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst beson-
ders Verpflichteter ist. § 1 Abs. 2 und 3 des Verpflichtungsgesetzes findet ent-
sprechende Anwendung. 
(5) Die personenbezogenen Informationen dürfen nur für die Forschungsar-
beit verwendet werden, für die die Auskunft erteilt worden ist. Die Verwendung 
für andere Forschungsarbeiten oder die Weitergabe richtet sich nach den Absät-
zen 1 bis 4 und bedarf der Zustimmung der Registerbehörde. 
(6) Die Informationen sind gegen unbefugte Kenntnisnahme durch Dritte zu 
schützen. Die wissenschaftliche Forschung betreibende Stelle hat dafür zu sor-
gen, daß die Verwendung der personenbezogenen Informationen räumlich und 
organisatorisch getrennt von der Erfüllung solcher Verwaltungsaufgaben oder 
Geschäftszwecke erfolgt, für die diese Informationen gleichfalls von Bedeutung 
sein können. 
(7) Sobald der Forschungszweck es erlaubt, sind die personenbezogenen 
Informationen zu anonymisieren. Solange dies noch nicht möglich ist, sind die 
Merkmale gesondert aufzubewahren, mit denen Einzelangaben über persönliche 
oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren Person zuge-
ordnet werden können. Sie dürfen mit den Einzelangaben nur zusammengeführt 
werden, soweit der Forschungszweck dies erfordert. 
(8) Wer nach den Absätzen 1 bis 3 personenbezogene Informationen erhalten 
hat, darf diese nur veröffentlichen, wenn dies für die Darstellung von For-
schungsergebnissen über Ereignisse der Zeitgeschichte unerläßlich ist. 
(9) Ist der Empfänger eine nicht-öffentliche Stelle, gilt § 38 des Bundesdaten-
schutzgesetzes mit der Maßgabe, daß die Aufsichtsbehörde die Ausführung der 
Vorschriften über den Datenschutz auch dann überwacht, wenn keine hinrei-
chenden Anhaltspunkte für eine Verletzung dieser Vorschriften vorliegen oder 
wenn der Empfänger die personenbezogenen Informationen nicht in Dateien 
verarbeitet. 

§ 150c Auskunft an ausländische sowie über- und zwischenstaatliche 
Stellen 
(1) Ersuchen von Stellen eines anderen Staates sowie von über- und zwi-
schenstaatlichen Stellen um Erteilung einer Auskunft aus dem Register werden 
nach den hierfür geltenden völkerrechtlichen Verträgen, soweit an ihnen nach 
Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes die gesetzgebenden Körperschaften 
mitgewirkt haben, von der Registerbehörde ausgeführt und mit Zustimmung des 
Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz bewilligt. 
(2) Ersuchen eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union um Ertei-
lung einer Auskunft werden von der Registerbehörde ausgeführt und bewilligt. 
Die Auskunft kann, soweit kein völkerrechtlicher Vertrag im Sinne des Absatzes 
1 vorliegt, dem ersuchenden Mitgliedstaat für die gleichen Zwecke und in glei-
chem Umfang wie gegenüber vergleichbaren deutschen Stellen erteilt werden. 
Der ausländische Empfänger ist darauf hinzuweisen, dass er die Auskunft nur zu 
dem Zweck verwenden darf, für den sie erteilt worden ist. Die Auskunftsertei-
lung unterbleibt, wenn sie in Widerspruch zur Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union steht. 
(3) Ersuchen eines anderen Mitgliedstaates um Erteilung einer Auskunft aus 
dem Register für nichtstrafrechtliche Zwecke, deren Art oder Umfang in diesem 
Gesetz nicht vorgesehen ist, erledigt die Registerbehörde, soweit die Erteilung 
nach Maßgabe eines Rechtsaktes der Europäischen Union geboten ist, es sei 
denn, dass eine besondere fachliche Bewertung zur Beschränkung der Auskunft 
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erforderlich ist. Ist eine solche Bewertung erforderlich, erhält die für die interna-
tionale Amtshilfe zuständige Behörde eine Auskunft aus dem Register. Absatz 2 
Satz 2 und 3 und § 8e des Verwaltungsverfahrensgesetzes gelten entsprechend. 
(4) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die über-
mittelnde Stelle. 

§ 150d Protokollierungen 
(1) Die Registerbehörde fertigt zu den von ihr erteilten Auskünften Protokol-
le, die folgende Daten enthalten:  
1. die Vorschrift des Gesetzes, auf der die Auskunft beruht, 
2. die in der Anfrage und der Auskunft verwendeten Daten der betroffenen 

Person, 
3. die Bezeichnung der Stelle, die um Erteilung der Auskunft ersucht hat, 

sowie die Bezeichnung der empfangenden Stelle, 
4. den Zeitpunkt der Auskunftserteilung, 
5. den Namen der Person, die die Auskunft erteilt hat, 
6. das Aktenzeichen oder den Zweck, wenn keine Auskunft nach § 150 Absatz 

1 vorliegt. 
(2) Die Protokolldaten dürfen nur zu internen Prüfzwecken und zur Daten-
schutzkontrolle verwendet werden. Sie sind durch geeignete Vorkehrungen 
gegen Missbrauch zu schützen. Die Protokolldaten sind nach einem Jahr zu 
löschen, es sei denn, sie werden weiterhin für Zwecke nach Satz 1 benötigt. 
Danach sind sie unverzüglich zu löschen. 

§ 150e Elektronische Antragstellung 
(1) Erfolgt die Antragstellung abweichend von § 150 Absatz 2 oder Absatz 3 
elektronisch, ist der Antrag unter Nutzung des im Internet angebotenen Zu-
gangs unmittelbar bei der Registerbehörde zu stellen. Der Antragsteller kann 
sich bei der Antragstellung nicht durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. 
Handelt der Antragsteller als gesetzlicher Vertreter, hat er seine Vertretungs-
macht nachzuweisen. 
(2) Der elektronische Identitätsnachweis nach § 18 des Personalausweisgeset-
zes oder nach § 78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes ist zu führen. Dabei müssen 
aus dem elektronischen Speicher- und Verarbeitungsmedium des Personalaus-
weises oder des elektronischen Aufenthaltstitels an die Registerbehörde über-
mittelt werden:  
1. die Daten nach § 18 Absatz 3 Satz 1 des Personalausweisgesetzes oder nach 

§ 78 Absatz 5 Satz 2 des Aufenthaltsgesetzes in Verbindung mit § 18 Absatz 
3 Satz 1 des Personalausweisgesetzes und 

2. Familienname, Geburtsname, Vornamen, Geburtsort sowie Geburtsdatum, 
Staatsangehörigkeit und Anschrift. 

Lässt das elektronische Speicher- und Verarbeitungsmedium die Übermittlung 
des Geburtsnamens nicht zu, ist der Geburtsname im Antrag anzugeben und 
nachzuweisen. Bei der Datenübermittlung ist ein dem jeweiligen Stand der 
Technik entsprechendes sicheres Verfahren zu verwenden, das die Vertraulich-
keit und Integrität des elektronisch übermittelten Datensatzes gewährleistet. 
(3) Vorzulegende Nachweise sind gleichzeitig mit dem Antrag elektronisch 
einzureichen und ihre Echtheit sowie inhaltliche Richtigkeit sind an Eides statt 
zu versichern. Bei vorzulegenden Schriftstücken kann die Registerbehörde im 
Einzelfall die Vorlage des Originals verlangen. 
(4) Die näheren Einzelheiten des elektronischen Verfahrens regelt die Regis-
terbehörde. Im Übrigen gilt § 150 entsprechend. 
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§ 151 Eintragungen in besonderen Fällen 
(1) In den Fällen des § 149 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a und b ist die Eintragung 
auch bei  
1. dem Vertretungsberechtigten einer juristischen Person, 
2. der mit der Leitung des Betriebs oder einer Zweigniederlassung beauftrag-

ten Person, 
die unzuverlässig oder ungeeignet sind, vorzunehmen, in den Fällen des § 149 
Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b jedoch nur, sofern dem Betroffenen die Ausübung eines 
Gewerbes oder die Tätigkeit als Vertretungsberechtigter eines Gewerbetreiben-
den oder als mit der Leitung eines Gewerbebetriebes beauftragte Person nicht 
selbst untersagt worden ist. 
(2) Wird eine nach § 149 Abs. 2 Nr. 1 eingetragene vollziehbare Entscheidung 
unanfechtbar, so ist dies in das Register einzutragen. 
(3) Sind in einer Bußgeldentscheidung mehrere Geldbußen festgesetzt (§ 20 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten), von denen nur ein Teil einzutragen 
ist, so sind lediglich diese einzutragen. 
(4) In das Register ist der rechtskräftige Beschluß einzutragen, durch den das 
Gericht hinsichtlich einer eingetragenen Bußgeldentscheidung die Wiederauf-
nahme des Verfahrens anordnet (§ 85 Abs. 1 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten). 
(5) Wird durch die endgültige Entscheidung in dem Wiederaufnahmeverfah-
ren die frühere Entscheidung aufrechterhalten, so ist dies in das Register einzu-
tragen. Andernfalls wird die Eintragung nach Absatz 4 aus dem Register ent-
fernt. Enthält die neue Entscheidung einen einzutragenden Inhalt, so ist dies 
mitzuteilen. 

§ 152 Entfernung von Eintragungen 
(1) Wird eine nach § 149 Abs. 2 Nr. 1 eingetragene Entscheidung aufgehoben 
oder eine solche Entscheidung oder ein nach § 149 Abs. 2 Nr. 2 eingetragener 
Verzicht durch eine spätere Entscheidung gegenstandslos, so wird die Entschei-
dung oder der Verzicht aus dem Register entfernt. 
(2) Ebenso wird verfahren, wenn die Behörde eine befristete Entscheidung 
erlassen hat oder in der Mitteilung an das Register bestimmt hat, daß die Ent-
scheidung nur für eine bestimmte Frist eingetragen werden soll, und diese Frist 
abgelaufen ist. 
(3) Das gleiche gilt, wenn die Vollziehbarkeit einer nach § 149 Abs. 2 Nr. 1 
eingetragenen Entscheidung auf Grund behördlicher oder gerichtlicher Ent-
scheidung entfällt. 
(4) Eintragungen, die eine über 80 Jahre alte Person betreffen, werden aus 
dem Register entfernt. 
(5) Wird ein Bußgeldbescheid in einem Strafverfahren aufgehoben (§ 86 Abs. 
1, § 102 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten), so wird die Eintragung 
aus dem Register entfernt. 
(6) Eintragungen über Personen, deren Tod der Registerbehörde amtlich 
mitgeteilt worden ist, werden ein Jahr nach dem Eingang der Mitteilung aus 
dem Register entfernt. Während dieser Zeit darf über die Eintragungen keine 
Auskunft erteilt werden. 
(7) Eintragungen über juristische Personen und Personenvereinigungen nach 
§ 149 Abs. 2 Nr. 1 und 2 werden nach Ablauf von zwanzig Jahren seit dem Tag 
der Eintragung aus dem Register entfernt. Enthält das Register mehrere Eintra-
gungen, so ist die Entfernung einer Eintragung erst zulässig, wenn für alle Ein-
tragungen die Voraussetzungen der Entfernung vorliegen. 
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§ 153 Tilgung von Eintragungen 
(1) Die Eintragungen nach § 149 Abs. 2 Nr. 3 sind nach Ablauf einer Frist  
1. von drei Jahren, wenn die Höhe der Geldbuße nicht mehr als 300 Euro 

beträgt, 
2. von fünf Jahren in den übrigen Fällen 
zu tilgen. 
(2) Eintragungen nach § 149 Abs. 2 Nr. 4 sind nach Ablauf einer Frist von 
fünf Jahren zu tilgen. Ohne Rücksicht auf den Lauf der Frist nach Satz 1 wird 
eine Eintragung getilgt, wenn die Eintragung im Zentralregister getilgt ist. 
(3) Der Lauf der Frist beginnt bei Eintragungen nach Absatz 1 mit der 
Rechtskraft der Entscheidung, bei Eintragungen nach Absatz 2 mit dem Tag des 
ersten Urteils. Dieser Zeitpunkt bleibt auch maßgebend, wenn eine Entschei-
dung im Wiederaufnahmeverfahren rechtskräftig abgeändert worden ist. 
(4) Enthält das Register mehrere Eintragungen, so ist die Tilgung einer Ein-
tragung erst zulässig, wenn bei allen Eintragungen die Frist des Absatzes 1 oder 
2 abgelaufen ist. 
(5) Eine zu tilgende Eintragung wird ein Jahr nach Eintritt der Voraussetzun-
gen für die Tilgung aus dem Register entfernt. Während dieser Zeit darf über die 
Eintragung keine Auskunft erteilt werden. 
(6) Ist die Eintragung im Register getilgt worden oder ist sie zu tilgen, so 
dürfen die Ordnungswidrigkeit und die Bußgeldentscheidung nicht mehr zum 
Nachteil des Betroffenen verwertet werden. Dies gilt nicht, wenn der Betroffene 
die Zulassung zu einem Gewerbe oder einer sonstigen wirtschaftlichen Unter-
nehmung beantragt, falls die Zulassung sonst zu einer erheblichen Gefährdung 
der Allgemeinheit führen würde, oder der Betroffene die Aufhebung einer die 
Ausübung des Gewerbes oder einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung 
untersagenden Entscheidung beantragt. Hinsichtlich einer getilgten oder zu 
tilgenden strafgerichtlichen Verurteilung gelten die §§ 51 und 52 des Bundes-
zentralregistergesetzes. 
(7) Absatz 6 ist entsprechend anzuwenden auf rechtskräftige Bußgeldent-
scheidungen wegen Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 149 Abs. 2 Nr. 3, bei 
denen die Geldbuße nicht mehr als 200 Euro beträgt, sofern seit dem Eintritt der 
Rechtskraft der Entscheidung mindestens drei Jahre vergangen sind. 

§ 153a Mitteilungen zum Gewerbezentralregister 
(1) Die Behörden und die Gerichte teilen dem Gewerbezentralregister die 
einzutragenden Entscheidungen, Feststellungen und Tatsachen mit. § 30 der 
Abgabenordnung steht den Mitteilungen von Entscheidungen im Sinne des 
§ 149 Abs. 2 Nr. 3 nicht entgegen. 
(2) Erhält die Registerbehörde eine Mitteilung über die Änderung des Namens 
einer Person, über die das Register eine Eintragung enthält, so ist der neue Na-
me bei der Eintragung zu vermerken. 

§ 153b Verwaltungsvorschriften 
Die näheren Bestimmungen über den Aufbau des Registers trifft das Bundesmi-
nisterium der Justiz und für Verbraucherschutz im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie. Soweit die Bestimmungen die 
Erfassung und Aufbereitung der Daten sowie die Auskunftserteilung betreffen, 
werden sie von der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates getrof-
fen. 
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Schlußbestimmungen 

§ 154 (weggefallen) 
§ 154a (weggefallen) 

§ 155 Landesrecht, Zuständigkeiten 
(1) Wo in diesem Gesetz auf die Landesgesetze verwiesen ist, sind unter den 
letzteren auch die verfassungs- oder gesetzmäßig erlassenen Rechtsverordnun-
gen zu verstehen. 
(2) Die Landesregierungen oder die von ihnen bestimmten Stellen bestimmen 
die für die Ausführung dieses Gesetzes und der nach diesem Gesetz ergangenen 
Rechtsverordnungen zuständigen Behörden, soweit in diesem Gesetz nichts 
anderes bestimmt ist. 
(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, ihre Befugnis zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen auf oberste Landesbehörden und auf andere Behörden zu 
übertragen und dabei zu bestimmen, daß diese ihre Befugnis durch Rechtsver-
ordnung auf nachgeordnete oder ihrer Aufsicht unterstehende Behörden weiter 
übertragen können. 
(4) (weggefallen) 
(5) Die Senate der Länder Berlin, Bremen und Hamburg werden ermächtigt, 
zuständige öffentliche Stellen oder zuständige Behörden von mehreren Verwal-
tungseinheiten für Zwecke der Datenverarbeitung als einheitliche Stelle oder 
Behörde zu bestimmen. 

§ 155a Versagung der Auskunft zu Zwecken des Zeugenschutzes 
Für die Versagung der Auskunft zu Zwecken des Zeugenschutzes gilt § 44a des 
Bundeszentralregistergesetzes entsprechend. 

§ 156 Übergangsregelungen 
(1) Gewerbetreibende, die vor dem 1. Januar 2007 Versicherungen im Sinne 
des § 34d Abs. 1 vermittelt haben, bedürfen bis zum 1. Januar 2009 keiner Er-
laubnis. Abweichend von § 34d Abs. 7 hat in diesem Fall auch die Registrierung 
bis zu dem Zeitpunkt zu erfolgen, ab dem die Erlaubnispflicht besteht. Wenn die 
Voraussetzungen des § 34d Abs. 4 vorliegen, gilt Satz 1 entsprechend für die 
Registrierungspflicht nach § 34d Abs. 7. 
(2) Versicherungsvermittler im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 sind verpflichtet, 
eine Haftpflichtversicherung nach § 34d Abs. 2 Nr. 3 abzuschließen und für die 
Dauer ihrer Tätigkeit aufrechtzuerhalten, es sei denn, die Voraussetzungen des 
§ 34d Abs. 4 liegen vor. Die zuständige Behörde hat die Versicherungsvermitt-
lung zu untersagen, wenn die erforderliche Haftpflichtversicherung nach § 34d 
Abs. 2 Nr. 3 nicht nachgewiesen werden kann. 
(3) Abweichend von Absatz 1 müssen Personen mit einer Erlaubnis zur Be-
sorgung fremder Rechtsangelegenheiten auf dem Gebiet der Versicherungsbera-
tung (Artikel 1 § 1 Abs. 1 Nr. 2 des Rechtsberatungsgesetzes) die Erlaubnis nach 
§ 34e Abs. 1 zugleich mit der Registrierung nach § 34d Abs. 7 beantragen. Wird 
die Erlaubnis unter Vorlage der bisherigen Erlaubnisurkunde beantragt, so 
erfolgt keine Prüfung der Sachkunde, der Zuverlässigkeit und der Vermögens-
verhältnisse nach § 34d Abs. 2 Nr. 1, 2 und 4. Die Erlaubnis nach dem Rechtsbe-
ratungsgesetz erlischt mit der bestandskräftigen Entscheidung über den Erlaub-
nisantrag nach § 34e Abs. 1. Bis zu diesem Zeitpunkt gilt sie als Erlaubnis nach 
§ 34e Abs. 1. 
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§ 157 Übergangsregelungen zu den §§ 34c und 34f 
(1) Für einen Gewerbetreibenden, der am 1. November 2007 eine Erlaubnis 
für die Vermittlung des Abschlusses von Verträgen im Sinne des § 34c Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b in der bis zum 31. Oktober 2007 geltenden Fas-
sung hat, gilt die Erlaubnis für die Anlageberatung im Sinne des § 34c Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 in der ab dem 1. November 2007 geltenden Fassung als zu diesem 
Zeitpunkt erteilt. 
(2) Gewerbetreibende, die am 1. Januar 2013 eine Erlaubnis für die Vermitt-
lung des Abschlusses von Verträgen im Sinne des § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 oder für die Anlageberatung nach § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 haben und 
diese Tätigkeit nach dem 1. Januar 2013 weiterhin ausüben wollen, sind ver-
pflichtet, bis zum 1. Juli 2013 eine Erlaubnis als Finanzanlagenvermittler nach 
§ 34f Absatz 1 zu beantragen und sich selbst sowie die nach § 34f Absatz 6 ein-
zutragenden Personen nach Erteilung der Erlaubnis gemäß § 34f Absatz 5 regist-
rieren zu lassen. Die für die Erlaubniserteilung zuständige Stelle übermittelt 
dazu die erforderlichen Informationen an die Registerbehörde. Wird die Erlaub-
nis unter Vorlage der bisherigen Erlaubnisurkunde gemäß § 34c Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 oder Nummer 3 beantragt, so erfolgt keine Prüfung der Zuverlässig-
keit und der Vermögensverhältnisse nach § 34f Absatz 2 Nummer 1 und 2. Für 
den Nachweis der nach § 34f Absatz 2 Nummer 4 erforderlichen Sachkunde gilt 
Absatz 3. Die Erlaubnis nach § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 
erlischt mit der bestandskräftigen Entscheidung über den Erlaubnisantrag nach 
§ 34f Absatz 1 Satz 1, spätestens aber mit Ablauf der in Satz 1 genannten Frist. 
Bis zu diesem Zeitpunkt gilt die Erlaubnis nach § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
oder Nummer 3 als Erlaubnis nach § 34f Absatz 1 Satz 1. 
(3) Gewerbetreibende im Sinne des Absatzes 2 sind verpflichtet, bis zum 1. 
Januar 2015 einen Sachkundenachweis nach § 34f Absatz 2 Nummer 4 gegen-
über der zuständigen Behörde zu erbringen. Die Erlaubnis nach § 34f Absatz 1 
Satz 1 erlischt, wenn der erforderliche Sachkundenachweis nach § 34f Absatz 2 
Nummer 4 nicht bis zum Ablauf dieser Frist erbracht wird. Beschäftigte im Sinne 
des § 34f Absatz 4 sind verpflichtet, bis zum 1. Januar 2015 einen Sachkunde-
nachweis nach § 34f Absatz 2 Nummer 4 zu erwerben. Personen, die seit dem 1. 
Januar 2006 ununterbrochen unselbstständig oder selbstständig als Anlagever-
mittler oder Anlageberater gemäß § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 oder Num-
mer 3 in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung tätig waren, bedür-
fen keiner Sachkundeprüfung für die Produktkategorien der Erlaubnis nach 
§ 34f Absatz 1, die bis zum 1. Januar 2015 beantragt wurde. Selbstständig tätige 
Anlagevermittler oder Anlageberater haben die ununterbrochene Tätigkeit 
durch Vorlage der erteilten Erlaubnis und die lückenlose Vorlage der Prüfungs-
berichte nach § 16 Absatz 1 Satz 1 der Makler- und Bauträgerverordnung in der 
am 31. Dezember 2012 geltenden Fassung nachzuweisen. 
(4) Für einen Gewerbetreibenden, der am 21. Juli 2013 eine Erlaubnis für die 
Anlageberatung oder die Vermittlung des Abschlusses von Verträgen gemäß 
§ 34f Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 oder Nummer 3 in der bis zum 21. Juli 2013 
geltenden Fassung hat, gilt die Erlaubnis für die Anlageberatung oder die Ver-
mittlung des Abschlusses von Verträgen gemäß § 34f Absatz 1 Satz 1 in der ab 
dem 22. Juli 2013 geltenden Fassung als zu diesem Zeitpunkt erteilt. Für einen 
Gewerbetreibenden, der am 18. Juli 2014 eine Erlaubnis für die Anlageberatung 
oder die Vermittlung des Abschlusses von Verträgen gemäß § 34f Absatz 1 Satz 
1 in der bis zum 19. Juli 2014 geltenden Fassung hat, gilt die Erlaubnis als für die 
Anlageberatung oder Anlagevermittlung gemäß § 34f Absatz 1 Satz 1 als zu 
diesem Zeitpunkt erteilt. Die Absätze 2 und 3 bleiben unberührt. Die Bezeich-
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nungen der Erlaubnisse im Register nach § 34f Absatz 5 in Verbindung mit § 11a 
Absatz 1 werden von Amts wegen aktualisiert. 
(5) Gewerbetreibende, die am 10. Juli 2015 eine Erlaubnis nach § 34c Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 für die Vermittlung von Darlehensverträgen oder die Gelegen-
heit zum Nachweis solcher Verträge haben und damit partiarische Darlehen 
oder Nachrangdarlehen vermitteln und die diese Tätigkeit nach dem 10. Juli 
2015 weiterhin ausüben wollen, sind verpflichtet, bis zum 1. Januar 2016 eine 
Erlaubnis als Finanzanlagenvermittler nach § 34f Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 zu 
beantragen und sich selbst sowie die nach § 34f Absatz 6 Satz 1 einzutragenden 
Personen nach Erteilung der Erlaubnis nach § 34f Absatz 5 und 6 registrieren zu 
lassen. Die für die Erlaubniserteilung zuständige Stelle übermittelt dazu die 
erforderlichen Informationen an die Registerbehörde. Wird die Erlaubnis unter 
Vorlage der bisherigen Erlaubnisurkunde nach § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
beantragt, erfolgt keine Prüfung der Zuverlässigkeit und der Vermögensverhält-
nisse nach § 34f Absatz 2 Nummer 1 und 2. Die Erlaubnis ist auf die Vermittlung 
von partiarischen Darlehen und Nachrangdarlehen beschränkt. Für den Nach-
weis der nach § 34f Absatz 2 Nummer 4 erforderlichen Sachkunde ist Absatz 6 
anzuwenden. Die Erlaubnis nach § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 erlischt hin-
sichtlich der Vermittlung von partiarischen Darlehen oder Nachrangdarlehen 
mit der bestandskräftigen Entscheidung über den Erlaubnisantrag nach § 34f 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, spätestens aber mit Ablauf der in Satz 1 genannten 
Frist. Bis zu diesem Zeitpunkt gilt die Erlaubnis nach § 34c Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 als Erlaubnis nach § 34f Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 für die Vermitt-
lung partiarischer Darlehen und Nachrangdarlehen. 
(6) Gewerbetreibende im Sinne des Absatzes 5 sind verpflichtet, bis zum 1. 
Juli 2016 einen Sachkundenachweis nach § 34f Absatz 2 Nummer 4 gegenüber 
der zuständigen Behörde zu erbringen. Die nach Absatz 5 erteilte Erlaubnis 
erlischt, wenn der erforderliche Sachkundenachweis nicht bis zum Ablauf dieser 
Frist erbracht wird. Nach Erbringung des Sachkundenachweises ist dem Erlaub-
nisinhaber eine unbeschränkte Erlaubnis nach § 34f Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
zu erteilen. Beschäftigte dieses Erlaubnisinhabers im Sinne des § 34f Absatz 4 
Satz 1 sind verpflichtet, bis zum 1. Juli 2016 einen Sachkundenachweis nach 
§ 34f Absatz 2 Nummer 4 zu erwerben. 
(7) Gewerbetreibende, die zu Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 
Nummer 7 des Vermögensanlagengesetzes Anlagevermittlung im Sinne des § 1 
Absatz 1a Nummer 1 des Kreditwesengesetzes oder Anlageberatung im Sinne 
des § 1 Absatz 1a Nummer 1a des Kreditwesengesetzes erbringen wollen, bedür-
fen bis zum 15. Oktober 2015 keiner Erlaubnis nach § 34f Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3. 

§ 158 Übergangsregelung zu § 14 
Bis zum Inkrafttreten der in § 14 Absatz 14 genannten Rechtsverordnung sind 
die §§ 14, 55c Satz 2, § 146 Absatz 2 Nummer 2 sowie die Anlagen 1 bis 3 (zu § 14 
Absatz 4) in der bis zum 14. Juli 2011 gültigen Fassung anzuwenden. 

§ 159 Übergangsvorschrift zu § 31 
Tätigkeiten im Sinne des § 31 Absatz 1 in der ab dem 1. Dezember 2013 gelten-
den Fassung können nach § 31 Absatz 2 in Verbindung mit nach § 31 Absatz 4 
erlassenen Rechtsverordnungen bereits vor dem 1. Dezember 2013 zugelassen 
werden. 
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§ 160 Übergangsregelungen zu den §§ 34c und 34i 
(1) Gewerbetreibende, die am 21. März 2016 eine Erlaubnis nach § 34c Absatz 
1 Satz 1 haben, welche zur Vermittlung des Abschlusses von Darlehensverträgen 
berechtigt, und die Verträge über Immobiliardarlehen im Sinne des § 34i Absatz 
1 weiterhin vermitteln wollen, müssen bis zum 21. März 2017 eine Erlaubnis als 
Immobiliardarlehensvermittler nach § 34i Absatz 1 erworben haben und sich 
selbst sowie die nach § 34i Absatz 8 Nummer 2 einzutragenden Personen regist-
rieren lassen. 
(2) Wird die Erlaubnis unter Vorlage der bisherigen Erlaubnisurkunde bean-
tragt, so erfolgt keine Prüfung der Zuverlässigkeit und der Vermögensverhält-
nisse nach § 34i Absatz 2 Nummer 1 und 2. 
(3) Personen, die seit dem 21. März 2011 ununterbrochen unselbständig oder 
selbständig eine Tätigkeit im Sinne des § 34i Absatz 1 Satz 1 ausüben, bedürfen 
keiner Sachkundeprüfung nach § 34i Absatz 2 Nummer 4, wenn sie bei Beantra-
gung der Erlaubnis nach § 34i Absatz 1 die ununterbrochene Tätigkeit nachwei-
sen können. 
(4) Die Erlaubnisse nach § 34c Absatz 1 Satz 1, die zur Vermittlung des Ab-
schlusses von Darlehensverträgen berechtigen, erlöschen für die Vermittlung 
von Verträgen im Sinne des § 34i Absatz 1 Satz 1 mit der Erteilung der Erlaubnis 
nach § 34i Absatz 1 Satz 1, spätestens aber zum 21. März 2017. Bis zu diesem 
Zeitpunkt gelten diese Erlaubnisse als Erlaubnis nach § 34i Absatz 1 Satz 1. 
(5) Beschäftigte im Sinne des § 34i Absatz 6 sind verpflichtet, bis zum 21. 
März 2017 einen Sachkundenachweis nach § 34i Absatz 2 Nummer 4 zu erwer-
ben. Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden. 
(6) Bis zur Erteilung der Erlaubnis nach § 34i Absatz 1 findet das Verfahren 
des § 11a Absatz 4 auf Gewerbetreibende im Sinne des Absatzes 1 keine Anwen-
dung. 

Anlage 1 bis 3 (weggefallen) 
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IX. Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG)  
[Auszug] 

Ausfertigungsdatum: 23.05.1949, Textnachweis ab: 14.12.1976; Zum 28.04.2014 aktuellste 
verfügbare Fassung der Gesamtausgabe Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland; 
Stand: Zuletzt geändert durch Art. 1 G v. 11.7.2012 I 1478 
[...] 
 

I. Die Grundrechte 

Art 1 
(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen 
ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 
(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräu-
ßerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, 
des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt. 
(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Ge-
walt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. 

Art 2 
(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit 
er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung oder das Sittengesetz verstößt. 
(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Frei-
heit der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Geset-
zes eingegriffen werden. 

Art 3 
(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 
(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächli-
che Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt 
auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin. 
(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner 
Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner 
religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. 
Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. 

Art 4 
(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen 
und weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich. 
(2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet. 
(3) Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe ge-
zwungen werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. 

Art 5 
(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äu-
ßern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehin-
dert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung 
durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt. 
(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen 
Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem 
Recht der persönlichen Ehre. 
(3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der 
Lehre entbindet nicht von der Treue zur Verfassung. 
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Art 6 
(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen 
Ordnung. 
(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und 
die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatli-
che Gemeinschaft. 
(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf 
Grund eines Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsbe-
rechtigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlo-
sen drohen. 
(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemein-
schaft. 
(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Be-
dingungen für ihre leibliche und seelische Entwicklung und ihre Stellung in der 
Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern. 

Art 7 
(1) Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates. 
(2) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, über die Teilnahme des 
Kindes am Religionsunterricht zu bestimmen. 
(3) Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen mit Ausnahme der 
bekenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach. Unbeschadet des staatlichen 
Aufsichtsrechtes wird der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den 
Grundsätzen der Religionsgemeinschaften erteilt. Kein Lehrer darf gegen seinen 
Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen. 
(4) Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewährleistet. Pri-
vate Schulen als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des 
Staates und unterstehen den Landesgesetzen. Die Genehmigung ist zu erteilen, 
wenn die privaten Schulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der 
wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen 
Schulen zurückstehen und eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhält-
nissen der Eltern nicht gefördert wird. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte nicht genügend gesi-
chert ist. 
(5) Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, wenn die Unterrichtsverwal-
tung ein besonderes pädagogisches Interesse anerkennt oder, auf Antrag von 
Erziehungsberechtigten, wenn sie als Gemeinschaftsschule, als Bekenntnis- oder 
Weltanschauungsschule errichtet werden soll und eine öffentliche Volksschule 
dieser Art in der Gemeinde nicht besteht. 
(6) Vorschulen bleiben aufgehoben. 

Art 8 
(1) Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis 
friedlich und ohne Waffen zu versammeln. 
(2) Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht durch Gesetz 
oder auf Grund eines Gesetzes beschränkt werden. 

Art 9 
(1) Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesellschaften zu bilden. 
(2) Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Strafgesetzen 
zuwiderlaufen oder die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen 
den Gedanken der Völkerverständigung richten, sind verboten. 
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(3) Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbe-
dingungen Vereinigungen zu bilden, ist für jedermann und für alle Berufe ge-
währleistet. Abreden, die dieses Recht einschränken oder zu behindern suchen, 
sind nichtig, hierauf gerichtete Maßnahmen sind rechtswidrig. Maßnahmen 
nach den Artikeln 12a, 35 Abs. 2 und 3, Artikel 87a Abs. 4 und Artikel 91 dürfen 
sich nicht gegen Arbeitskämpfe richten, die zur Wahrung und Förderung der 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen von Vereinigungen im Sinne des Satzes 1 
geführt werden. 

Art 10 
(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind unver-
letzlich. 
(2) Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Gesetzes angeordnet werden. 
Dient die Beschränkung dem Schutze der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung oder des Bestandes oder der Sicherung des Bundes oder eines Landes, 
so kann das Gesetz bestimmen, daß sie dem Betroffenen nicht mitgeteilt wird 
und daß an die Stelle des Rechtsweges die Nachprüfung durch von der Volksver-
tretung bestellte Organe und Hilfsorgane tritt. 

Art 11 
(1) Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im ganzen Bundesgebiet. 
(2) Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes und 
nur für die Fälle eingeschränkt werden, in denen eine ausreichende Lebens-
grundlage nicht vorhanden ist und der Allgemeinheit daraus besondere Lasten 
entstehen würden oder in denen es zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den 
Bestand oder die freiheitliche demokratische Grundordnung des Bundes oder 
eines Landes, zur Bekämpfung von Seuchengefahr, Naturkatastrophen oder 
besonders schweren Unglücksfällen, zum Schutze der Jugend vor Verwahrlo-
sung oder um strafbaren Handlungen vorzubeugen, erforderlich ist. 

Art 12 
(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstät-
te frei zu wählen. Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzes geregelt werden. 
(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, außer im 
Rahmen einer herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öffentlichen 
Dienstleistungspflicht. 
(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentzie-
hung zulässig. 

Art 12a 
(1) Männer können vom vollendeten achtzehnten Lebensjahr an zum Dienst 
in den Streitkräften, im Bundesgrenzschutz oder in einem Zivilschutzverband 
verpflichtet werden. 
(2) Wer aus Gewissensgründen den Kriegsdienst mit der Waffe verweigert, 
kann zu einem Ersatzdienst verpflichtet werden. Die Dauer des Ersatzdienstes 
darf die Dauer des Wehrdienstes nicht übersteigen. Das Nähere regelt ein Ge-
setz, das die Freiheit der Gewissensentscheidung nicht beeinträchtigen darf und 
auch eine Möglichkeit des Ersatzdienstes vorsehen muß, die in keinem Zusam-
menhang mit den Verbänden der Streitkräfte und des Bundesgrenzschutzes 
steht. 
(3) Wehrpflichtige, die nicht zu einem Dienst nach Absatz 1 oder 2 herange-
zogen sind, können im Verteidigungsfalle durch Gesetz oder auf Grund eines 
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Gesetzes zu zivilen Dienstleistungen für Zwecke der Verteidigung einschließlich 
des Schutzes der Zivilbevölkerung in Arbeitsverhältnisse verpflichtet werden; 
Verpflichtungen in öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse sind nur zur Wahr-
nehmung polizeilicher Aufgaben oder solcher hoheitlichen Aufgaben der öffent-
lichen Verwaltung, die nur in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
erfüllt werden können, zulässig. Arbeitsverhältnisse nach Satz 1 können bei den 
Streitkräften, im Bereich ihrer Versorgung sowie bei der öffentlichen Verwal-
tung begründet werden; Verpflichtungen in Arbeitsverhältnisse im Bereiche der 
Versorgung der Zivilbevölkerung sind nur zulässig, um ihren lebensnotwendi-
gen Bedarf zu decken oder ihren Schutz sicherzustellen. 
(4) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an zivilen Dienstleistungen im 
zivilen Sanitäts- und Heilwesen sowie in der ortsfesten militärischen Lazarettor-
ganisation nicht auf freiwilliger Grundlage gedeckt werden, so können Frauen 
vom vollendeten achtzehnten bis zum vollendeten fünfundfünfzigsten Lebens-
jahr durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes zu derartigen Dienstleistungen 
herangezogen werden. Sie dürfen auf keinen Fall zum Dienst mit der Waffe 
verpflichtet werden. 
(5) Für die Zeit vor dem Verteidigungsfalle können Verpflichtungen nach 
Absatz 3 nur nach Maßgabe des Artikels 80a Abs. 1 begründet werden. Zur 
Vorbereitung auf Dienstleistungen nach Absatz 3, für die besondere Kenntnisse 
oder Fertigkeiten erforderlich sind, kann durch Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzes die Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen zur Pflicht gemacht 
werden. Satz 1 findet insoweit keine Anwendung. 
(6) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an Arbeitskräften für die in Absatz 
3 Satz 2 genannten Bereiche auf freiwilliger Grundlage nicht gedeckt werden, so 
kann zur Sicherung dieses Bedarfs die Freiheit der Deutschen, die Ausübung 
eines Berufs oder den Arbeitsplatz aufzugeben, durch Gesetz oder auf Grund 
eines Gesetzes eingeschränkt werden. Vor Eintritt des Verteidigungsfalles gilt 
Absatz 5 Satz 1 entsprechend. 

Art 13 
(1) Die Wohnung ist unverletzlich. 
(2) Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzuge 
auch durch die in den Gesetzen vorgesehenen anderen Organe angeordnet und 
nur in der dort vorgeschriebenen Form durchgeführt werden. 
(3) Begründen bestimmte Tatsachen den Verdacht, daß jemand eine durch 
Gesetz einzeln bestimmte besonders schwere Straftat begangen hat, so dürfen 
zur Verfolgung der Tat auf Grund richterlicher Anordnung technische Mittel zur 
akustischen Überwachung von Wohnungen, in denen der Beschuldigte sich 
vermutlich aufhält, eingesetzt werden, wenn die Erforschung des Sachverhalts 
auf andere Weise unverhältnismäßig erschwert oder aussichtslos wäre. Die 
Maßnahme ist zu befristen. Die Anordnung erfolgt durch einen mit drei Rich-
tern besetzten Spruchkörper. Bei Gefahr im Verzuge kann sie auch durch einen 
einzelnen Richter getroffen werden. 
(4) Zur Abwehr dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit, insbeson-
dere einer gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr, dürfen technische Mittel 
zur Überwachung von Wohnungen nur auf Grund richterlicher Anordnung 
eingesetzt werden. Bei Gefahr im Verzuge kann die Maßnahme auch durch eine 
andere gesetzlich bestimmte Stelle angeordnet werden; eine richterliche Ent-
scheidung ist unverzüglich nachzuholen. 
(5) Sind technische Mittel ausschließlich zum Schutze der bei einem Einsatz 
in Wohnungen tätigen Personen vorgesehen, kann die Maßnahme durch eine 
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gesetzlich bestimmte Stelle angeordnet werden. Eine anderweitige Verwertung 
der hierbei erlangten Erkenntnisse ist nur zum Zwecke der Strafverfolgung oder 
der Gefahrenabwehr und nur zulässig, wenn zuvor die Rechtmäßigkeit der 
Maßnahme richterlich festgestellt ist; bei Gefahr im Verzuge ist die richterliche 
Entscheidung unverzüglich nachzuholen. 
(6) Die Bundesregierung unterrichtet den Bundestag jährlich über den nach 
Absatz 3 sowie über den im Zuständigkeitsbereich des Bundes nach Absatz 4 
und, soweit richterlich überprüfungsbedürftig, nach Absatz 5 erfolgten Einsatz 
technischer Mittel. Ein vom Bundestag gewähltes Gremium übt auf der Grund-
lage dieses Berichts die parlamentarische Kontrolle aus. Die Länder gewährleis-
ten eine gleichwertige parlamentarische Kontrolle. 
(7) Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übrigen nur zur Abwehr einer 
gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr für einzelne Personen, auf Grund 
eines Gesetzes auch zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung, insbesondere zur Behebung der Raumnot, zur Bekämp-
fung von Seuchengefahr oder zum Schutze gefährdeter Jugendlicher vorge-
nommen werden. 

Art 14 
(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schran-
ken werden durch die Gesetze bestimmt. 
(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allge-
meinheit dienen. 
(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf 
nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß 
der Entschädigung regelt. Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der 
Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. Wegen der 
Höhe der Entschädigung steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den ordentlichen 
Gerichten offen. 

Art 15 
Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können zum Zwecke der 
Vergesellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung 
regelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft über-
führt werden. Für die Entschädigung gilt Artikel 14 Abs. 3 Satz 3 und 4 entspre-
chend. 

Art 16 
(1) Die deutsche Staatsangehörigkeit darf nicht entzogen werden. Der Verlust 
der Staatsangehörigkeit darf nur auf Grund eines Gesetzes und gegen den Wil-
len des Betroffenen nur dann eintreten, wenn der Betroffene dadurch nicht 
staatenlos wird. 
(2) Kein Deutscher darf an das Ausland ausgeliefert werden. Durch Gesetz 
kann eine abweichende Regelung für Auslieferungen an einen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder an einen internationalen Gerichtshof getroffen wer-
den, soweit rechtsstaatliche Grundsätze gewahrt sind. 

Art 16a 
(1) Politisch Verfolgte genießen Asylrecht. 
(2) Auf Absatz 1 kann sich nicht berufen, wer aus einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Gemeinschaften oder aus einem anderen Drittstaat einreist, in 
dem die Anwendung des Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
und der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
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sichergestellt ist. Die Staaten außerhalb der Europäischen Gemeinschaften, auf 
die die Voraussetzungen des Satzes 1 zutreffen, werden durch Gesetz, das der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, bestimmt. In den Fällen des Satzes 1 kön-
nen aufenthaltsbeendende Maßnahmen unabhängig von einem hiergegen einge-
legten Rechtsbehelf vollzogen werden. 
(3) Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, können Staa-
ten bestimmt werden, bei denen auf Grund der Rechtslage, der Rechtsanwen-
dung und der allgemeinen politischen Verhältnisse gewährleistet erscheint, daß 
dort weder politische Verfolgung noch unmenschliche oder erniedrigende Be-
strafung oder Behandlung stattfindet. Es wird vermutet, daß ein Ausländer aus 
einem solchen Staat nicht verfolgt wird, solange er nicht Tatsachen vorträgt, die 
die Annahme begründen, daß er entgegen dieser Vermutung politisch verfolgt 
wird. 
(4) Die Vollziehung aufenthaltsbeendender Maßnahmen wird in den Fällen 
des Absatzes 3 und in anderen Fällen, die offensichtlich unbegründet sind oder 
als offensichtlich unbegründet gelten, durch das Gericht nur ausgesetzt, wenn 
ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Maßnahme bestehen; der Prü-
fungsumfang kann eingeschränkt werden und verspätetes Vorbringen unbe-
rücksichtigt bleiben. Das Nähere ist durch Gesetz zu bestimmen. 
(5) Die Absätze 1 bis 4 stehen völkerrechtlichen Verträgen von Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Gemeinschaften untereinander und mit dritten Staaten 
nicht entgegen, die unter Beachtung der Verpflichtungen aus dem Abkommen 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, deren Anwendung in den Vertragsstaaten 
sichergestellt sein muß, Zuständigkeitsregelungen für die Prüfung von Asylbe-
gehren einschließlich der gegenseitigen Anerkennung von Asylentscheidungen 
treffen. 

Art 17 
Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schrift-
lich mit Bitten oder Beschwerden an die zuständigen Stellen und an die Volks-
vertretung zu wenden. 

Art 17a 
(1) Gesetze über Wehrdienst und Ersatzdienst können bestimmen, daß für die 
Angehörigen der Streitkräfte und des Ersatzdienstes während der Zeit des 
Wehr- oder Ersatzdienstes das Grundrecht, seine Meinung in Wort, Schrift und 
Bild frei zu äußern und zu verbreiten (Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz), 
das Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Artikel 8) und das Petitionsrecht 
(Artikel 17), soweit es das Recht gewährt, Bitten oder Beschwerden in Gemein-
schaft mit anderen vorzubringen, eingeschränkt werden. 
(2) Gesetze, die der Verteidigung einschließlich des Schutzes der Zivilbevöl-
kerung dienen, können bestimmen, daß die Grundrechte der Freizügigkeit (Arti-
kel 11) und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13) eingeschränkt wer-
den. 

Art 18 
Wer die Freiheit der Meinungsäußerung, insbesondere die Pressefreiheit (Artikel 
5 Abs. 1), die Lehrfreiheit (Artikel 5 Abs. 3), die Versammlungsfreiheit (Artikel 
8), die Vereinigungsfreiheit (Artikel 9), das Brief-, Post- und Fernmeldegeheim-
nis (Artikel 10), das Eigentum (Artikel 14) oder das Asylrecht (Artikel 16a) zum 
Kampfe gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung mißbraucht, ver-



 
 181 

wirkt diese Grundrechte. Die Verwirkung und ihr Ausmaß werden durch das 
Bundesverfassungsgericht ausgesprochen. 

Art 19 
(1) Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Gesetz oder auf 
Grund eines Gesetzes eingeschränkt werden kann, muß das Gesetz allgemein 
und nicht nur für den Einzelfall gelten. Außerdem muß das Gesetz das Grund-
recht unter Angabe des Artikels nennen. 
(2) In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet 
werden. 
(3) Die Grundrechte gelten auch für inländische juristische Personen, soweit 
sie ihrem Wesen nach auf diese anwendbar sind. 
(4) Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so 
steht ihm der Rechtsweg offen. Soweit eine andere Zuständigkeit nicht begrün-
det ist, ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. Artikel 10 Abs. 2 Satz 2 bleibt 
unberührt. 
[...] 
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X. Handelsgesetzbuch (HGB) [Auszug] 

Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das durch Artikel 5 des Gesetzes vom 5. Juli 2016 
(BGBl. I S. 1578) geändert worden ist.  
Stand: Zuletzt geändert durch Art. 1 G v. 10.5.2016 I 1142 
[…] 
 

Erstes Buch 
Siebenter Abschnitt 

Handelsvertreter 

§ 84 
(1) Handelsvertreter ist, wer als selbständiger Gewerbetreibender ständig 
damit betraut ist, für einen anderen Unternehmer (Unternehmer) Geschäfte zu 
vermitteln oder in dessen Namen abzuschließen. Selbständig ist, wer im wesent-
lichen frei seine Tätigkeit gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen kann. 
(2) Wer, ohne selbständig im Sinne des Absatzes 1 zu sein, ständig damit 
betraut ist, für einen Unternehmer Geschäfte zu vermitteln oder in dessen Na-
men abzuschließen, gilt als Angestellter. 
(3) Der Unternehmer kann auch ein Handelsvertreter sein. 
(4) Die Vorschriften dieses Abschnittes finden auch Anwendung, wenn das 
Unternehmen des Handelsvertreters nach Art oder Umfang einen in kaufmänni-
scher Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht erfordert. 

§ 85 
Jeder Teil kann verlangen, daß der Inhalt des Vertrags sowie spätere Vereinba-
rungen zu dem Vertrag in eine vom anderen Teil unterzeichnete Urkunde auf-
genommen werden. Dieser Anspruch kann nicht ausgeschlossen werden. 

§ 86 
(1) Der Handelsvertreter hat sich um die Vermittlung oder den Abschluß von 
Geschäften zu bemühen; er hat hierbei das Interesse des Unternehmers wahrzu-
nehmen. 
(2) Er hat dem Unternehmer die erforderlichen Nachrichten zu geben, na-
mentlich ihm von jeder Geschäftsvermittlung und von jedem Geschäftsabschluß 
unverzüglich Mitteilung zu machen. 
(3) Er hat seine Pflichten mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
wahrzunehmen. 
(4) Von den Absätzen 1 und 2 abweichende Vereinbarungen sind unwirksam. 

§ 86a 
(1) Der Unternehmer hat dem Handelsvertreter die zur Ausübung seiner 
Tätigkeit erforderlichen Unterlagen, wie Muster, Zeichnungen, Preislisten, 
Werbedrucksachen, Geschäftsbedingungen, zur Verfügung zu stellen. 
(2) Der Unternehmer hat dem Handelsvertreter die erforderlichen Nachrich-
ten zu geben. Er hat ihm unverzüglich die Annahme oder Ablehnung eines vom 
Handelsvertreter vermittelten oder ohne Vertretungsmacht abgeschlossenen 
Geschäfts und die Nichtausführung eines von ihm vermittelten oder abgeschlos-
senen Geschäfts mitzuteilen. Er hat ihn unverzüglich zu unterrichten, wenn er 
Geschäfte voraussichtlich nur in erheblich geringerem Umfange abschließen 
kann oder will, als der Handelsvertreter unter gewöhnlichen Umständen erwar-
ten konnte. 
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(3) Von den Absätzen 1 und 2 abweichende Vereinbarungen sind unwirksam. 

§ 86b 
(1) Verpflichtet sich ein Handelsvertreter, für die Erfüllung der Verbindlich-
keit aus einem Geschäft einzustehen, so kann er eine besondere Vergütung 
(Delkredereprovision) beanspruchen; der Anspruch kann im voraus nicht ausge-
schlossen werden. Die Verpflichtung kann nur für ein bestimmtes Geschäft oder 
für solche Geschäfte mit bestimmten Dritten übernommen werden, die der 
Handelsvertreter vermittelt oder abschließt. Die Übernahme bedarf der Schrift-
form. 
(2) Der Anspruch auf die Delkredereprovision entsteht mit dem Abschluß des 
Geschäfts. 
(3) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Unternehmer oder der Dritte seine Nieder-
lassung oder beim Fehlen einer solchen seinen Wohnsitz im Ausland hat. Er gilt 
ferner nicht für Geschäfte, zu deren Abschluß und Ausführung der Handelsver-
treter unbeschränkt bevollmächtigt ist. 

§ 87 
(1) Der Handelsvertreter hat Anspruch auf Provision für alle während des 
Vertragsverhältnisses abgeschlossenen Geschäfte, die auf seine Tätigkeit zu-
rückzuführen sind oder mit Dritten abgeschlossen werden, die er als Kunden für 
Geschäfte der gleichen Art geworben hat. Ein Anspruch auf Provision besteht 
für ihn nicht, wenn und soweit die Provision nach Absatz 3 dem ausgeschiede-
nen Handelsvertreter zusteht. 
(2) Ist dem Handelsvertreter ein bestimmter Bezirk oder ein bestimmter 
Kundenkreis zugewiesen, so hat er Anspruch auf Provision auch für die Ge-
schäfte, die ohne seine Mitwirkung mit Personen seines Bezirks oder seines 
Kundenkreises während des Vertragsverhältnisses abgeschlossen sind. Dies gilt 
nicht, wenn und soweit die Provision nach Absatz 3 dem ausgeschiedenen Han-
delsvertreter zusteht. 
(3) Für ein Geschäft, das erst nach Beendigung des Vertragsverhältnisses 
abgeschlossen ist, hat der Handelsvertreter Anspruch auf Provision nur, wenn 
1. er das Geschäft vermittelt hat oder es eingeleitet und so vorbereitet hat, daß 

der Abschluß überwiegend auf seine Tätigkeit zurückzuführen ist, und das 
Geschäft innerhalb einer angemessenen Frist nach Beendigung des Ver-
tragsverhältnisses abgeschlossen worden ist oder 

2. vor Beendigung des Vertragsverhältnisses das Angebot des Dritten zum 
Abschluß eines Geschäfts, für das der Handelsvertreter nach Absatz 1 Satz 
1 oder Absatz 2 Satz 1 Anspruch auf Provision hat, dem Handelsvertreter 
oder dem Unternehmer zugegangen ist. 

Der Anspruch auf Provision nach Satz 1 steht dem nachfolgenden Handelsver-
treter anteilig zu, wenn wegen besonderer Umstände eine Teilung der Provision 
der Billigkeit entspricht. 
(4) Neben dem Anspruch auf Provision für abgeschlossene Geschäfte hat der 
Handelsvertreter Anspruch auf Inkassoprovision für die von ihm auftragsgemäß 
eingezogenen Beträge. 

§ 87a 
(1) Der Handelsvertreter hat Anspruch auf Provision, sobald und soweit der 
Unternehmer das Geschäft ausgeführt hat. Eine abweichende Vereinbarung 
kann getroffen werden, jedoch hat der Handelsvertreter mit der Ausführung des 
Geschäfts durch den Unternehmer Anspruch auf einen angemessenen Vorschuß, 
der spätestens am letzten Tag des folgenden Monats fällig ist. Unabhängig von 
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einer Vereinbarung hat jedoch der Handelsvertreter Anspruch auf Provision, 
sobald und soweit der Dritte das Geschäft ausgeführt hat. 
(2) Steht fest, daß der Dritte nicht leistet, so entfällt der Anspruch auf Provi-
sion; bereits empfangene Beträge sind zurückzugewähren. 
(3) Der Handelsvertreter hat auch dann einen Anspruch auf Provision, wenn 
feststeht, daß der Unternehmer das Geschäft ganz oder teilweise nicht oder 
nicht so ausführt, wie es abgeschlossen worden ist. Der Anspruch entfällt im 
Falle der Nichtausführung, wenn und soweit diese auf Umständen beruht, die 
vom Unternehmer nicht zu vertreten sind. 
(4) Der Anspruch auf Provision wird am letzten Tag des Monats fällig, in dem 
nach § 87c Abs. 1 über den Anspruch abzurechnen ist. 
(5) Von Absatz 2 erster Halbsatz, Absätzen 3 und 4 abweichende, für den 
Handelsvertreter nachteilige Vereinbarungen sind unwirksam. 

§ 87b 
(1) Ist die Höhe der Provision nicht bestimmt, so ist der übliche Satz als ver-
einbart anzusehen. 
(2) Die Provision ist von dem Entgelt zu berechnen, das der Dritte oder der 
Unternehmer zu leisten hat. Nachlässe bei Barzahlung sind nicht abzuziehen; 
dasselbe gilt für Nebenkosten, namentlich für Fracht, Verpackung, Zoll, Steuern, 
es sei denn, daß die Nebenkosten dem Dritten besonders in Rechnung gestellt 
sind. Die Umsatzsteuer, die lediglich auf Grund der steuerrechtlichen Vorschrif-
ten in der Rechnung gesondert ausgewiesen ist, gilt nicht als besonders in Rech-
nung gestellt. 
(3) Bei Gebrauchsüberlassungs- und Nutzungsverträgen von bestimmter 
Dauer ist die Provision vom Entgelt für die Vertragsdauer zu berechnen. Bei 
unbestimmter Dauer ist die Provision vom Entgelt bis zu dem Zeitpunkt zu 
berechnen, zu dem erstmals von dem Dritten gekündigt werden kann; der Han-
delsvertreter hat Anspruch auf weitere entsprechend berechnete Provisionen, 
wenn der Vertrag fortbesteht. 

§ 87c 
(1) Der Unternehmer hat über die Provision, auf die der Handelsvertreter 
Anspruch hat, monatlich abzurechnen; der Abrechnungszeitraum kann auf 
höchstens drei Monate erstreckt werden. Die Abrechnung hat unverzüglich, 
spätestens bis zum Ende des nächsten Monats, zu erfolgen. 
(2) Der Handelsvertreter kann bei der Abrechnung einen Buchauszug über 
alle Geschäfte verlangen, für die ihm nach § 87 Provision gebührt. 
(3) Der Handelsvertreter kann außerdem Mitteilung über alle Umstände 
verlangen, die für den Provisionsanspruch, seine Fälligkeit und seine Berech-
nung wesentlich sind. 
(4) Wird der Buchauszug verweigert oder bestehen begründete Zweifel an der 
Richtigkeit oder Vollständigkeit der Abrechnung oder des Buchauszugs, so kann 
der Handelsvertreter verlangen, daß nach Wahl des Unternehmers entweder 
ihm oder einem von ihm zu bestimmenden Wirtschaftsprüfer oder vereidigten 
Buchsachverständigen Einsicht in die Geschäftsbücher oder die sonstigen Ur-
kunden so weit gewährt wird, wie dies zur Feststellung der Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der Abrechnung oder des Buchauszugs erforderlich ist. 
(5) Diese Rechte des Handelsvertreters können nicht ausgeschlossen oder 
beschränkt werden. 
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§ 87d 
Der Handelsvertreter kann den Ersatz seiner im regelmäßigen Geschäftsbetrieb 
entstandenen Aufwendungen nur verlangen, wenn dies handelsüblich ist. 

§ 88 (weggefallen) 

§ 88a 
(1) Der Handelsvertreter kann nicht im voraus auf gesetzliche Zurückbehal-
tungsrechte verzichten. 
(2) Nach Beendigung des Vertragsverhältnisses hat der Handelsvertreter ein 
nach allgemeinen Vorschriften bestehendes Zurückbehaltungsrecht an ihm zur 
Verfügung gestellten Unterlagen (§ 86a Abs. 1) nur wegen seiner fälligen An-
sprüche auf Provision und Ersatz von Aufwendungen. 

§ 89 
(1) Ist das Vertragsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingegangen, so kann es 
im ersten Jahr der Vertragsdauer mit einer Frist von einem Monat, im zweiten 
Jahr mit einer Frist von zwei Monaten und im dritten bis fünften Jahr mit einer 
Frist von drei Monaten gekündigt werden. Nach einer Vertragsdauer von fünf 
Jahren kann das Vertragsverhältnis mit einer Frist von sechs Monaten gekündigt 
werden. Die Kündigung ist nur für den Schluß eines Kalendermonats zulässig, 
sofern keine abweichende Vereinbarung getroffen ist. 
(2) Die Kündigungsfristen nach Absatz 1 Satz 1 und 2 können durch Verein-
barung verlängert werden; die Frist darf für den Unternehmer nicht kürzer sein 
als für den Handelsvertreter. Bei Vereinbarung einer kürzeren Frist für den 
Unternehmer gilt die für den Handelsvertreter vereinbarte Frist. 
(3) Ein für eine bestimmte Zeit eingegangenes Vertragsverhältnis, das nach 
Ablauf der vereinbarten Laufzeit von beiden Teilen fortgesetzt wird, gilt als auf 
unbestimmte Zeit verlängert. Für die Bestimmung der Kündigungsfristen nach 
Absatz 1 Satz 1 und 2 ist die Gesamtdauer des Vertragsverhältnisses maßgeblich. 

§ 89a 
(1) Das Vertragsverhältnis kann von jedem Teil aus wichtigem Grund ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden. Dieses Recht kann nicht 
ausgeschlossen oder beschränkt werden. 
(2) Wird die Kündigung durch ein Verhalten veranlaßt, das der andere Teil zu 
vertreten hat, so ist dieser zum Ersatz des durch die Aufhebung des Vertrags-
verhältnisses entstehenden Schadens verpflichtet.  

§ 89b 
(1) Der Handelsvertreter kann von dem Unternehmer nach Beendigung des 
Vertragsverhältnisses einen angemessenen Ausgleich verlangen, wenn und 
soweit 
1. der Unternehmer aus der Geschäftsverbindung mit neuen Kunden, die der 

Handelsvertreter geworben hat, auch nach Beendigung des Vertragsver-
hältnisses erhebliche Vorteile hat und 

2. die Zahlung eines Ausgleichs unter Berücksichtigung aller Umstände, 
insbesondere der dem Handelsvertreter aus Geschäften mit diesen Kunden 
entgehenden Provisionen, der Billigkeit entspricht. 

Der Werbung eines neuen Kunden steht es gleich, wenn der Handelsvertreter 
die Geschäftsverbindung mit einem Kunden so wesentlich erweitert hat, daß 
dies wirtschaftlich der Werbung eines neuen Kunden entspricht. 
(2) Der Ausgleich beträgt höchstens eine nach dem Durchschnitt der letzten 
fünf Jahre der Tätigkeit des Handelsvertreters berechnete Jahresprovision oder 
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sonstige Jahresvergütung; bei kürzerer Dauer des Vertragsverhältnisses ist der 
Durchschnitt während der Dauer der Tätigkeit maßgebend. 
(3) Der Anspruch besteht nicht, wenn 
1. der Handelsvertreter das Vertragsverhältnis gekündigt hat, es sei denn, daß 

ein Verhalten des Unternehmers hierzu begründeten Anlaß gegeben hat 
oder dem Handelsvertreter eine Fortsetzung seiner Tätigkeit wegen seines 
Alters oder wegen Krankheit nicht zugemutet werden kann, oder 

2. 2.der Unternehmer das Vertragsverhältnis gekündigt hat und für die Kün-
digung ein wichtiger Grund wegen schuldhaften Verhaltens des Handels-
vertreters vorlag oder 

3. auf Grund einer Vereinbarung zwischen dem Unternehmer und dem Han-
delsvertreter ein Dritter anstelle des Handelsvertreters in das Vertragsver-
hältnis eintritt; die Vereinbarung kann nicht vor Beendigung des Vertrags-
verhältnisses getroffen werden. 

(4) Der Anspruch kann im voraus nicht ausgeschlossen werden. Er ist inner-
halb eines Jahres nach Beendigung des Vertragsverhältnisses geltend zu ma-
chen. 
(5) Die Absätze 1, 3 und 4 gelten für Versicherungsvertreter mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle der Geschäftsverbindung mit neuen Kunden, die der Handels-
vertreter geworben hat, die Vermittlung neuer Versicherungsverträge durch den 
Versicherungsvertreter tritt und der Vermittlung eines Versicherungsvertrages 
es gleichsteht, wenn der Versicherungsvertreter einen bestehenden Versiche-
rungsvertrag so wesentlich erweitert hat, daß dies wirtschaftlich der Vermitt-
lung eines neuen Versicherungsvertrages entspricht. Der Ausgleich des Versi-
cherungsvertreters beträgt abweichend von Absatz 2 höchstens drei Jahrespro-
visionen oder Jahresvergütungen. Die Vorschriften der Sätze 1 und 2 gelten 
sinngemäß für Bausparkassenvertreter. 

§ 90 
Der Handelsvertreter darf Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, die ihm anver-
traut oder als solche durch seine Tätigkeit für den Unternehmer bekanntgewor-
den sind, auch nach Beendigung des Vertragsverhältnisses nicht verwerten oder 
anderen mitteilen, soweit dies nach den gesamten Umständen der Berufsauffas-
sung eines ordentlichen Kaufmanns widersprechen würde. 

§ 90a 
(1) Eine Vereinbarung, die den Handelsvertreter nach Beendigung des Ver-
tragsverhältnisses in seiner gewerblichen Tätigkeit beschränkt (Wettbewerbsab-
rede), bedarf der Schriftform und der Aushändigung einer vom Unternehmer 
unterzeichneten, die vereinbarten Bestimmungen enthaltenden Urkunde an den 
Handelsvertreter. Die Abrede kann nur für längstens zwei Jahre von der Been-
digung des Vertragsverhältnisses angetroffen werden; sie darf sich nur auf den 
dem Handelsvertreter zugewiesenen Bezirk oder Kundenkreis und nur auf die 
Gegenstände erstrecken, hinsichtlich deren sich der Handelsvertreter um die 
Vermittlung oder den Abschluß von Geschäften für den Unternehmer zu bemü-
hen hat. Der Unternehmer ist verpflichtet, dem Handelsvertreter für die Dauer 
der Wettbewerbsbeschränkung eine angemessene Entschädigung zu zahlen. 
(2) Der Unternehmer kann bis zum Ende des Vertragsverhältnisses schriftlich 
auf die Wettbewerbsbeschränkung mit der Wirkung verzichten, daß er mit dem 
Ablauf von sechs Monaten seit der Erklärung von der Verpflichtung zur Zah-
lung der Entschädigung frei wird. 
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(3) Kündigt ein Teil das Vertragsverhältnis aus wichtigem Grund wegen 
schuldhaften Verhaltens des anderen Teils, kann er sich durch schriftliche Erklä-
rung binnen einem Monat nach der Kündigung von der Wettbewerbsabrede 
lossagen. 
(4) Abweichende für den Handelsvertreter nachteilige Vereinbarungen kön-
nen nicht getroffen werden. 

§ 91 
(1) § 55 gilt auch für einen Handelsvertreter, der zum Abschluß von Geschäf-
ten von einem Unternehmer bevollmächtigt ist, der nicht Kaufmann ist. 
(2) Ein Handelsvertreter gilt, auch wenn ihm keine Vollmacht zum Abschluß 
von Geschäften erteilt ist, als ermächtigt, die Anzeige von Mängeln einer Ware, 
die Erklärung, daß eine Ware zur Verfügung gestellt werde, sowie ähnliche 
Erklärungen, durch die ein Dritter seine Rechte aus mangelhafter Leistung 
geltend macht oder sich vorbehält, entgegenzunehmen; er kann die dem Unter-
nehmer zustehenden Rechte auf Sicherung des Beweises geltend machen. Eine 
Beschränkung dieser Rechte braucht ein Dritter gegen sich nur gelten zu lassen, 
wenn er sie kannte oder kennen mußte. 

§ 91a 
(1) Hat ein Handelsvertreter, der nur mit der Vermittlung von Geschäften 
betraut ist, ein Geschäft im Namen des Unternehmers abgeschlossen, und war 
dem Dritten der Mangel an Vertretungsmacht nicht bekannt, so gilt das Ge-
schäft als von dem Unternehmer genehmigt, wenn dieser nicht unverzüglich, 
nachdem er von dem Handelsvertreter oder dem Dritten über Abschluß und 
wesentlichen Inhalt benachrichtigt worden ist, dem Dritten gegenüber das Ge-
schäft ablehnt. 
(2) Das gleiche gilt, wenn ein Handelsvertreter, der mit dem Abschluß von 
Geschäften betraut ist, ein Geschäft im Namen des Unternehmers abgeschlossen 
hat, zu dessen Abschluß er nicht bevollmächtigt ist. 

§ 92 
(1) Versicherungsvertreter ist, wer als Handelsvertreter damit betraut ist, 
Versicherungsverträge zu vermitteln oder abzuschließen. 
(2) Für das Vertragsverhältnis zwischen dem Versicherungsvertreter und dem 
Versicherer gelten die Vorschriften für das Vertragsverhältnis zwischen dem 
Handelsvertreter und dem Unternehmer vorbehaltlich der Absätze 3 und 4. 
(3) In Abweichung von § 87 Abs. 1 Satz 1 hat ein Versicherungsvertreter 
Anspruch auf Provision nur für Geschäfte, die auf seine Tätigkeit zurückzufüh-
ren sind. § 87 Abs. 2 gilt nicht für Versicherungsvertreter. 
(4) Der Versicherungsvertreter hat Anspruch auf Provision (§ 87a Abs. 1), 
sobald der Versicherungsnehmer die Prämie gezahlt hat, aus der sich die Provi-
sion nach dem Vertragsverhältnis berechnet. 
(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 4 gelten sinngemäß für Bausparkassen-
vertreter. 

§ 92a 
(1) Für das Vertragsverhältnis eines Handelsvertreters, der vertraglich nicht 
für weitere Unternehmer tätig werden darf oder dem dies nach Art und Umfang 
der von ihm verlangten Tätigkeit nicht möglich ist, kann das Bundesministeri-
um der Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie nach Anhörung von Verbänden der Handelsvertreter und der Un-
ternehmer durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 



 
 189 

bedarf, die untere Grenze der vertraglichen Leistungen des Unternehmers fest-
setzen, um die notwendigen sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnisse dieser 
Handelsvertreter oder einer bestimmten Gruppe von ihnen sicherzustellen. Die 
festgesetzten Leistungen können vertraglich nicht ausgeschlossen oder be-
schränkt werden. 
(2) Absatz 1 gilt auch für das Vertragsverhältnis eines Versicherungsvertre-
ters, der auf Grund eines Vertrags oder mehrerer Verträge damit betraut ist, 
Geschäfte für mehrere Versicherer zu vermitteln oder abzuschließen, die zu 
einem Versicherungskonzern oder zu einer zwischen ihnen bestehenden Orga-
nisationsgemeinschaft gehören, sofern die Beendigung des Vertragsverhältnis-
ses mit einem dieser Versicherer im Zweifel auch die Beendigung des Vertrags-
verhältnisses mit den anderen Versicherern zur Folge haben würde. In diesem 
Falle kann durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, außerdem bestimmt werden, ob die festgesetzten Leistungen von allen 
Versicherern als Gesamtschuldnern oder anteilig oder nur von einem der Versi-
cherer geschuldet werden und wie der Ausgleich unter ihnen zu erfolgen hat. 

§ 92b 
(1) Auf einen Handelsvertreter im Nebenberuf sind §§ 89 und 89b nicht an-
zuwenden. Ist das Vertragsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingegangen, so 
kann es mit einer Frist von einem Monat für den Schluß eines Kalendermonats 
gekündigt werden; wird eine andere Kündigungsfrist vereinbart, so muß sie für 
beide Teile gleich sein. Der Anspruch auf einen angemessenen Vorschuß nach 
§ 87a Abs. 1 Satz 2 kann ausgeschlossen werden. 
(2) Auf Absatz 1 kann sich nur der Unternehmer berufen, der den Handels-
vertreter ausdrücklich als Handelsvertreter im Nebenberuf mit der Vermittlung 
oder dem Abschluß von Geschäften betraut hat. 
(3) Ob ein Handelsvertreter nur als Handelsvertreter im Nebenberuf tätig ist, 
bestimmt sich nach der Verkehrsauffassung. 
(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß für Versicherungs-
vertreter und für Bausparkassenvertreter. 

§ 92c 
(1) Hat der Handelsvertreter seine Tätigkeit für den Unternehmer nach dem 
Vertrag nicht innerhalb des Gebietes der Europäischen Gemeinschaft oder der 
anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum auszuüben, so kann hinsichtlich aller Vorschriften dieses Abschnittes 
etwas anderes vereinbart werden. 
(2) Das gleiche gilt, wenn der Handelsvertreter mit der Vermittlung oder dem 
Abschluß von Geschäften betraut wird, die die Befrachtung, Abfertigung oder 
Ausrüstung von Schiffen oder die Buchung von Passagen auf Schiffen zum 
Gegenstand haben. 
 

Achter Abschnitt 
Handelsmakler 

§ 93 
(1) Wer gewerbsmäßig für andere Personen, ohne von ihnen auf Grund eines 
Vertragsverhältnisses ständig damit betraut zu sein, die Vermittlung von Ver-
trägen über Anschaffung oder Veräußerung von Waren oder Wertpapieren, 
über Versicherungen, Güterbeförderungen, Schiffsmiete oder sonstige Gegen-
stände des Handelsverkehrs übernimmt, hat die Rechte und Pflichten eines 
Handelsmaklers. 
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(2) Auf die Vermittlung anderer als der bezeichneten Geschäfte, insbesondere 
auf die Vermittlung von Geschäften über unbewegliche Sachen, finden, auch 
wenn die Vermittlung durch einen Handelsmakler erfolgt, die Vorschriften 
dieses Abschnitts keine Anwendung. 
(3) Die Vorschriften dieses Abschnittes finden auch Anwendung, wenn das 
Unternehmen des Handelsmaklers nach Art oder Umfang einen in kaufmänni-
scher Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht erfordert. 

§ 94 
(1) Der Handelsmakler hat, sofern nicht die Parteien ihm dies erlassen oder 
der Ortsgebrauch mit Rücksicht auf die Gattung der Ware davon entbindet, 
unverzüglich nach dem Abschluß des Geschäfts jeder Partei eine von ihm unter-
zeichnete Schlußnote zuzustellen, welche die Parteien, den Gegenstand und die 
Bedingungen des Geschäfts, insbesondere bei Verkäufen von Waren oder Wert-
papieren deren Gattung und Menge sowie den Preis und die Zeit der Lieferung, 
enthält. 
(2) Bei Geschäften, die nicht sofort erfüllt werden sollen, ist die Schlußnote 
den Parteien zu ihrer Unterschrift zuzustellen und jeder Partei die von der ande-
ren unterschriebene Schlußnote zu übersenden. 
(3) Verweigert eine Partei die Annahme oder Unterschrift der Schlußnote, so 
hat der Handelsmakler davon der anderen Partei unverzüglich Anzeige zu ma-
chen. 

§ 95 
(1) Nimmt eine Partei eine Schlußnote an, in der sich der Handelsmakler die 
Bezeichnung der anderen Partei vorbehalten hat, so ist sie an das Geschäft mit 
der Partei, welche ihr nachträglich bezeichnet wird, gebunden, es sei denn, daß 
gegen diese begründete Einwendungen zu erheben sind. 
(2) Die Bezeichnung der anderen Partei hat innerhalb der ortsüblichen Frist, 
in Ermangelung einer solchen innerhalb einer den Umständen nach angemesse-
nen Frist zu erfolgen. 
(3) Unterbleibt die Bezeichnung oder sind gegen die bezeichnete Person oder 
Firma begründete Einwendungen zu erheben, so ist die Partei befugt, den Han-
delsmakler auf die Erfüllung des Geschäfts in Anspruch zu nehmen. Der An-
spruch ist ausgeschlossen, wenn sich die Partei auf die Aufforderung des Han-
delsmaklers nicht unverzüglich darüber erklärt, ob sie Erfüllung verlange. 

§ 96 
Der Handelsmakler hat, sofern nicht die Parteien ihm dies erlassen oder der 
Ortsgebrauch mit Rücksicht auf die Gattung der Ware davon entbindet, von 
jeder durch seine Vermittlung nach Probe verkauften Ware die Probe, falls sie 
ihm übergeben ist, so lange aufzubewahren, bis die Ware ohne Einwendung 
gegen ihre Beschaffenheit angenommen oder das Geschäft in anderer Weise 
erledigt wird. Er hat die Probe durch ein Zeichen kenntlich zu machen. 

§ 97 
Der Handelsmakler gilt nicht als ermächtigt, eine Zahlung oder eine andere im 
Vertrag bedungene Leistung in Empfang zu nehmen. 

§ 98 
Der Handelsmakler haftet jeder der beiden Parteien für den durch sein Ver-
schulden entstehenden Schaden. 
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§ 99 
Ist unter den Parteien nichts darüber vereinbart, wer den Maklerlohn bezahlen 
soll, so ist er in Ermangelung eines abweichenden Ortsgebrauchs von jeder 
Partei zur Hälfte zu entrichten. 

§ 100 
(1) Der Handelsmakler ist verpflichtet, ein Tagebuch zu führen und in dieses 
alle abgeschlossenen Geschäfte täglich einzutragen. Die Eintragungen sind nach 
der Zeitfolge zu bewirken; sie haben die in § 94 Abs. 1 bezeichneten Angaben zu 
enthalten. Das Eingetragene ist von dem Handelsmakler täglich zu unterzeich-
nen oder gemäß § 126a Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs elektronisch zu 
signieren. 
(2) Die Vorschriften der §§ 239 und 257 über die Einrichtung und Aufbewah-
rung der Handelsbücher finden auf das Tagebuch des Handelsmaklers Anwen-
dung. 

§ 101  
Der Handelsmakler ist verpflichtet, den Parteien jederzeit auf Verlangen Auszü-
ge aus dem Tagebuch zu geben, die von ihm unterzeichnet sind und alles enthal-
ten, was von ihm in Ansehung des vermittelten Geschäfts eingetragen ist. 

§ 102 
Im Laufe eines Rechtsstreits kann das Gericht auch ohne Antrag einer Partei die 
Vorlegung des Tagebuchs anordnen, um es mit der Schlußnote, den Auszügen 
oder anderen Beweismitteln zu vergleichen. 

§ 103 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Handelsmakler 
1. vorsätzlich oder fahrlässig ein Tagebuch über die abgeschlossenen Geschäf-

te zu führen unterläßt oder das Tagebuch in einer Weise führt, die dem 
§ 100 Abs. 1 widerspricht oder 

2. ein solches Tagebuch vor Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist 
vernichtet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro 
geahndet werden. 

§ 104 
Auf Personen, welche die Vermittlung von Warengeschäften im Kleinverkehr 
besorgen, finden die Vorschriften über Schlußnoten und Tagebücher keine 
Anwendung. Auf Personen, welche die Vermittlung von Versicherungs- oder 
Bausparverträgen übernehmen, sind die Vorschriften über Tagebücher nicht 
anzuwenden. 

 
Neunter Abschnitt 

Bußgeldvorschriften 

§ 104a Bußgeldvorschrift 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig entgegen § 8b 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 dort genannte Daten nicht, nicht richtig oder nicht vollstän-
dig übermittelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zwei-
hunderttausend Euro geahndet werden. 
(2) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht. 
[…] 
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Viertes Buch 
Dritter Abschnitt 

Kommissionsgeschäft 

§ 383 
(1) Kommissionär ist, wer es gewerbsmäßig übernimmt, Waren oder Wertpa-
piere für Rechnung eines anderen (des Kommittenten) in eigenem Namen zu 
kaufen oder zu verkaufen. 
(2) Die Vorschriften dieses Abschnittes finden auch Anwendung, wenn das 
Unternehmen des Kommissionärs nach Art oder Umfang einen in kaufmänni-
scher Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht erfordert und die Firma des 
Unternehmens nicht nach § 2 in das Handelsregister eingetragen ist. In diesem 
Fall finden in Ansehung des Kommissionsgeschäfts auch die Vorschriften des 
Ersten Abschnittes des Vierten Buches mit Ausnahme der §§ 348 bis 350 An-
wendung. 

§ 384 
(1) Der Kommissionär ist verpflichtet, das übernommene Geschäft mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns auszuführen; er hat hierbei das Interesse 
des Kommittenten wahrzunehmen und dessen Weisungen zu befolgen. 
(2) Er hat dem Kommittenten die erforderlichen Nachrichten zu geben, insbe-
sondere von der Ausführung der Kommission unverzüglich Anzeige zu machen; 
er ist verpflichtet, dem Kommittenten über das Geschäft Rechenschaft abzulegen 
und ihm dasjenige herauszugeben, was er aus der Geschäftsbesorgung erlangt 
hat. 
(3) Der Kommissionär haftet dem Kommittenten für die Erfüllung des Ge-
schäfts, wenn er ihm nicht zugleich mit der Anzeige von der Ausführung der 
Kommission den Dritten namhaft macht, mit dem er das Geschäft abgeschlossen 
hat. 

§ 385 
(1) Handelt der Kommissionär nicht gemäß den Weisungen des Kommitten-
ten, so ist er diesem zum Ersatz des Schadens verpflichtet; der Kommittent 
braucht das Geschäft nicht für seine Rechnung gelten zu lassen. 
(2) Die Vorschriften des § 665 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleiben unbe-
rührt. 

§ 386 
(1) Hat der Kommissionär unter dem ihm gesetzten Preis verkauft oder hat er 
den ihm für den Einkauf gesetzten Preis überschritten, so muß der Kommittent, 
falls er das Geschäft als nicht für seine Rechnung abgeschlossen zurückweisen 
will, dies unverzüglich auf die Anzeige von der Ausführung des Geschäfts erklä-
ren; anderenfalls gilt die Abweichung von der Preisbestimmung als genehmigt. 
(2) Erbietet sich der Kommissionär zugleich mit der Anzeige von der Ausfüh-
rung des Geschäfts zur Deckung des Preisunterschieds, so ist der Kommittent 
zur Zurückweisung nicht berechtigt. Der Anspruch des Kommittenten auf den 
Ersatz eines den Preisunterschied übersteigenden Schadens bleibt unberührt. 

§ 387 
(1) Schließt der Kommissionär zu vorteilhafteren Bedingungen ab, als sie ihm 
von dem Kommittenten gesetzt worden sind, so kommt dies dem Kommittenten 
zustatten. 
(2) Dies gilt insbesondere, wenn der Preis, für welchen der Kommissionär 
verkauft, den von dem Kommittenten bestimmten niedrigsten Preis übersteigt 
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oder wenn der Preis, für welchen er einkauft, den von dem Kommittenten be-
stimmten höchsten Preis nicht erreicht. 

§ 388 
(1) Befindet sich das Gut, welches dem Kommissionär zugesendet ist, bei der 
Ablieferung in einem beschädigten oder mangelhaften Zustand, der äußerlich 
erkennbar ist, so hat der Kommissionär die Rechte gegen den Frachtführer oder 
Schiffer zu wahren, für den Beweis des Zustands zu sorgen und dem Kommit-
tenten unverzüglich Nachricht zu geben; im Falle der Unterlassung ist er zum 
Schadensersatz verpflichtet. 
(2) Ist das Gut dem Verderb ausgesetzt oder treten später Veränderungen an 
dem Gut ein, die dessen Entwertung befürchten lassen, und ist keine Zeit vor-
handen, die Verfügung des Kommittenten einzuholen, oder ist der Kommittent 
in der Erteilung der Verfügung säumig, so kann der Kommissionär den Verkauf 
des Gutes nach Maßgabe der Vorschriften des § 373 bewirken. 

§ 389 
Unterläßt der Kommittent über das Gut zu verfügen, obwohl er dazu nach Lage 
der Sache verpflichtet ist, so hat der Kommissionär die nach § 373 dem Verkäu-
fer zustehenden Rechte. 

§ 390 
(1) Der Kommissionär ist für den Verlust und die Beschädigung des in seiner 
Verwahrung befindlichen Gutes verantwortlich, es sei denn, daß der Verlust 
oder die Beschädigung auf Umständen beruht, die durch die Sorgfalt eines or-
dentlichen Kaufmanns nicht abgewendet werden konnten. 
(2) Der Kommissionär ist wegen der Unterlassung der Versicherung des 
Gutes nur verantwortlich, wenn er von dem Kommittenten angewiesen war, die 
Versicherung zu bewirken. 

§ 391 
Ist eine Einkaufskommission erteilt, die für beide Teile ein Handelsgeschäft ist, 
so finden in bezug auf die Verpflichtung des Kommittenten, das Gut zu untersu-
chen und dem Kommissionär von den entdeckten Mängeln Anzeige zu machen, 
sowie in bezug auf die Sorge für die Aufbewahrung des beanstandeten Gutes 
und auf den Verkauf bei drohendem Verderb die für den Käufer geltenden Vor-
schriften der §§ 377 bis 379 entsprechende Anwendung. Der Anspruch des 
Kommittenten auf Abtretung der Rechte, die dem Kommissionär gegen den 
Dritten zustehen, von welchem er das Gut für Rechnung des Kommittenten 
gekauft hat, wird durch eine verspätete Anzeige des Mangels nicht berührt. 

§ 392 
(1) Forderungen aus einem Geschäft, das der Kommissionär abgeschlossen 
hat, kann der Kommittent dem Schuldner gegenüber erst nach der Abtretung 
geltend machen. 
(2) Jedoch gelten solche Forderungen, auch wenn sie nicht abgetreten sind, 
im Verhältnis zwischen dem Kommittenten und dem Kommissionär oder dessen 
Gläubigern als Forderungen des Kommittenten. 

§ 393 
(1) Wird von dem Kommissionär ohne Zustimmung des Kommittenten einem 
Dritten ein Vorschuß geleistet oder Kredit gewährt, so handelt der Kommissio-
när auf eigene Gefahr. 
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(2) Insoweit jedoch der Handelsgebrauch am Ort des Geschäfts die Stundung 
des Kaufpreises mit sich bringt, ist in Ermangelung einer anderen Bestimmung 
des Kommittenten auch der Kommissionär dazu berechtigt. 
(3) Verkauft der Kommissionär unbefugt auf Kredit, so ist er verpflichtet, dem 
Kommittenten sofort als Schuldner des Kaufpreises die Zahlung zu leisten. Wäre 
beim Verkauf gegen bar der Preis geringer gewesen, so hat der Kommissionär 
nur den geringeren Preis und, wenn dieser niedriger ist als der ihm gesetzte 
Preis, auch den Unterschied nach § 386 zu vergüten. 

§ 394 
(1) Der Kommissionär hat für die Erfüllung der Verbindlichkeit des Dritten, 
mit dem er das Geschäft für Rechnung des Kommittenten abschließt, einzu-
stehen, wenn dies von ihm übernommen oder am Ort seiner Niederlassung 
Handelsgebrauch ist. 
(2) Der Kommissionär, der für den Dritten einzustehen hat, ist dem Kommit-
tenten für die Erfüllung im Zeitpunkt des Verfalls unmittelbar insoweit verhaf-
tet, als die Erfüllung aus dem Vertragsverhältnis gefordert werden kann. Er 
kann eine besondere Vergütung (Delkredereprovision) beanspruchen. 

§ 395 
Ein Kommissionär, der den Ankauf eines Wechsels übernimmt, ist verpflichtet, 
den Wechsel, wenn er ihn indossiert, in üblicher Weise und ohne Vorbehalt zu 
indossieren. 

§ 396 
(1) Der Kommissionär kann die Provision fordern, wenn das Geschäft zur Aus-
führung gekommen ist. Ist das Geschäft nicht zur Ausführung gekommen, so 
hat er gleichwohl den Anspruch auf die Auslieferungsprovision, sofern eine 
solche ortsgebräuchlich ist; auch kann er die Provision verlangen, wenn die 
Ausführung des von ihm abgeschlossenen Geschäfts nur aus einem in der Per-
son des Kommittenten liegenden Grund unterblieben ist. 
(2) Zu dem von dem Kommittenten für Aufwendungen des Kommissionärs nach 
den §§ 670 und 675 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu leistenden Ersatz gehört 
auch die Vergütung für die Benutzung der Lagerräume und der Beförderungs-
mittel des Kommissionärs. 

§ 397  
Der Kommissionär hat wegen der auf das Gut verwendeten Kosten, der Provisi-
on, der auf das Gut gegebenen Vorschüsse und Darlehen sowie der mit Rück-
sicht auf das Gut gezeichneten Wechsel oder in anderer Weise eingegangenen 
Verbindlichkeiten ein Pfandrecht an dem Kommissionsgut des Kommittenten 
oder eines Dritten, der dem Kauf oder Verkauf des Gutes zugestimmt hat. An 
dem Gut des Kommittenten hat der Kommissionär auch ein Pfandrecht wegen 
aller Forderungen aus laufender Rechnung in Kommissionsgeschäften. Das 
Pfandrecht nach den Sätzen 1 und 2 besteht jedoch nur an Kommissionsgut, das 
der Kommissionär im Besitz hat oder über das er mittels Konnossements, Lade-
scheins oder Lagerscheins verfügen kann. 

§ 398 
Der Kommissionär kann sich, auch wenn er Eigentümer des Kommissionsguts 
ist, für die in § 397 bezeichneten Ansprüche nach Maßgabe der für das Pfand-
recht geltenden Vorschriften aus dem Gut befriedigen. 
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§ 399 
Aus den Forderungen, welche durch das für Rechnung des Kommittenten ge-
schlossene Geschäft begründet sind, kann sich der Kommissionär für die in 
§ 397 bezeichneten Ansprüche vor dem Kommittenten und dessen Gläubigern 
befriedigen. 

§ 400 
(1) Die Kommission zum Einkauf oder zum Verkauf von Waren, die einen 
Börsen- oder Marktpreis haben, sowie von Wertpapieren, bei denen ein Börsen- 
oder Marktpreis amtlich festgestellt wird, kann, wenn der Kommittent nicht ein 
anderes bestimmt hat, von dem Kommissionär dadurch ausgeführt werden, daß 
er das Gut, welches er einkaufen soll, selbst als Verkäufer liefert oder das Gut, 
welches er verkaufen soll, selbst als Käufer übernimmt. 
(2) Im Falle einer solchen Ausführung der Kommission beschränkt sich die 
Pflicht des Kommissionärs, Rechenschaft über die Abschließung des Kaufes oder 
Verkaufs abzulegen, auf den Nachweis, daß bei dem berechneten Preis der zur 
Zeit der Ausführung der Kommission bestehende Börsen- oder Marktpreis ein-
gehalten ist. Als Zeit der Ausführung gilt der Zeitpunkt, in welchem der Kom-
missionär die Anzeige von der Ausführung zur Absendung an den Kommitten-
ten abgegeben hat. 
(3) Ist bei einer Kommission, die während der Börsen- oder Marktzeit auszu-
führen war, die Ausführungsanzeige erst nach dem Schluß der Börse oder des 
Marktes zur Absendung abgegeben, so darf der berechnete Preis für den Kom-
mittenten nicht ungünstiger sein als der Preis, der am Schluß der Börse oder des 
Marktes bestand. 
(4) Bei einer Kommission, die zu einem bestimmten Kurs (erster Kurs, Mittel-
kurs, letzter Kurs) ausgeführt werden soll, ist der Kommissionär ohne Rücksicht 
auf den Zeitpunkt der Absendung der Ausführungsanzeige berechtigt und ver-
pflichtet, diesen Kurs dem Kommittenten in Rechnung zu stellen. 
(5) Bei Wertpapieren und Waren, für welche der Börsen- oder Marktpreis 
amtlich festgestellt wird, kann der Kommissionär im Falle der Ausführung der 
Kommission durch Selbsteintritt dem Kommittenten keinen ungünstigeren Preis 
als den amtlich festgestellten in Rechnung stellen. 

§ 401 
(1) Auch im Falle der Ausführung der Kommission durch Selbsteintritt hat 
der Kommissionär, wenn er bei Anwendung pflichtmäßiger Sorgfalt die Kom-
mission zu einem günstigeren als dem nach § 400 sich ergebenden Preise aus-
führen konnte, dem Kommittenten den günstigeren Preis zu berechnen. 
(2) Hat der Kommissionär vor der Absendung der Ausführungsanzeige aus 
Anlaß der erteilten Kommission an der Börse oder am Markt ein Geschäft mit 
einem Dritten abgeschlossen, so darf er dem Kommittenten keinen ungünstige-
ren als den hierbei vereinbarten Preis berechnen. 

§ 402 
Die Vorschriften des § 400 Abs. 2 bis 5 und des § 401 können nicht durch Ver-
trag zum Nachteil des Kommittenten abgeändert werden. 

§ 403 
Der Kommissionär, der das Gut selbst als Verkäufer liefert oder als Käufer über-
nimmt, ist zu der gewöhnlichen Provision berechtigt und kann die bei Kommis-
sionsgeschäften sonst regelmäßig vorkommenden Kosten berechnen. 
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§ 404 
Die Vorschriften der §§ 397 und 398 finden auch im Falle der Ausführung der 
Kommission durch Selbsteintritt Anwendung. 

§ 405 
(1) Zeigt der Kommissionär die Ausführung der Kommission an, ohne aus-
drücklich zu bemerken, daß er selbst eintreten wolle, so gilt dies als Erklärung, 
daß die Ausführung durch Abschluß des Geschäfts mit einem Dritten für Rech-
nung des Kommittenten erfolgt sei. 
(2) Eine Vereinbarung zwischen dem Kommittenten und dem Kommissionär, 
daß die Erklärung darüber, ob die Kommission durch Selbsteintritt oder durch 
Abschluß mit einem Dritten ausgeführt sei, später als am Tag der Ausführungs-
anzeige abgegeben werden dürfe, ist nichtig. 
(3) Widerruft der Kommittent die Kommission und geht der Widerruf dem 
Kommissionär zu, bevor die Ausführungsanzeige zur Absendung abgegeben ist, 
so steht dem Kommissionär das Recht des Selbsteintritts nicht mehr zu. 

§ 406 
(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts kommen auch zur Anwendung, wenn 
ein Kommissionär im Betrieb seines Handelsgewerbes ein Geschäft anderer als 
der in § 383 bezeichneten Art für Rechnung eines anderen im eigenen Namen zu 
schließen übernimmt. Das gleiche gilt, wenn ein Kaufmann, der nicht Kommis-
sionär ist, im Betrieb seines Handelsgewerbes ein Geschäft in der bezeichneten 
Weise zu schließen übernimmt. 
(2) Als Einkaufs- und Verkaufskommission im Sinne dieses Abschnitts gilt 
auch eine Kommission, welche die Lieferung einer nicht vertretbaren bewegli-
chen Sache, die aus einem von dem Unternehmer zu beschaffenden Stoff herzu-
stellen ist, zum Gegenstand hat. 
[…] 

 
Fünfter Abschnitt 
Speditionsgeschäft 

§ 453 Speditionsvertrag 
(1) Durch den Speditionsvertrag wird der Spediteur verpflichtet, die Versen-
dung des Gutes zu besorgen. 
(2) Der Versender wird verpflichtet, die vereinbarte Vergütung zu zahlen. 
(3) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten nur, wenn die Besorgung der 
Versendung zum Betrieb eines gewerblichen Unternehmens gehört. Erfordert 
das Unternehmen nach Art oder Umfang einen in kaufmännischer Weise einge-
richteten Geschäftsbetrieb nicht und ist die Firma des Unternehmens auch nicht 
nach § 2 in das Handelsregister eingetragen, so sind in Ansehung des Spediti-
onsgeschäfts auch insoweit die Vorschriften des Ersten Abschnitts des Vierten 
Buches ergänzend anzuwenden; dies gilt jedoch nicht für die §§ 348 bis 350. 

§ 454 Besorgung der Versendung 
(1) Die Pflicht, die Versendung zu besorgen, umfaßt die Organisation der Beför-
derung, insbesondere 
1. die Bestimmung des Beförderungsmittels und des Beförderungsweges, 
2. die Auswahl ausführender Unternehmer, den Abschluß der für die Versen-

dung erforderlichen Fracht-, Lager- und Speditionsverträge sowie die Ertei-
lung von Informationen und Weisungen an die ausführenden Unternehmer 
und 
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3. die Sicherung von Schadensersatzansprüchen des Versenders. 
(2) Zu den Pflichten des Spediteurs zählt ferner die Ausführung sonstiger 
vereinbarter auf die Beförderung bezogener Leistungen wie die Versicherung 
und Verpackung des Gutes, seine Kennzeichnung und die Zollbehandlung. Der 
Spediteur schuldet jedoch nur den Abschluß der zur Erbringung dieser Leistun-
gen erforderlichen Verträge, wenn sich dies aus der Vereinbarung ergibt. 
(3) Der Spediteur schließt die erforderlichen Verträge im eigenen Namen 
oder, sofern er hierzu bevollmächtigt ist, im Namen des Versenders ab. 
(4) Der Spediteur hat bei Erfüllung seiner Pflichten das Interesse des Versen-
ders wahrzunehmen und dessen Weisungen zu befolgen. 

§ 455 Behandlung des Gutes, Begleitpapiere, Mitteilungs- und Aus-
kunftspflichten 
(1) Der Versender ist verpflichtet, das Gut, soweit erforderlich, zu verpacken 
und zu kennzeichnen und Urkunden zur Verfügung zu stellen sowie alle Aus-
künfte zu erteilen, deren der Spediteur zur Erfüllung seiner Pflichten bedarf. Soll 
gefährliches Gut versendet werden, so hat der Versender dem Spediteur recht-
zeitig in Textform die genaue Art der Gefahr und, soweit erforderlich, zu ergrei-
fende Vorsichtsmaßnahmen mitzuteilen. 
(2) Der Versender hat, auch wenn ihn kein Verschulden trifft, dem Spediteur 
Schäden und Aufwendungen zu ersetzen, die verursacht werden durch 
1. ungenügende Verpackung oder Kennzeichnung, 
2. Unterlassen der Mitteilung über die Gefährlichkeit des Gutes oder 
3. Fehlen, Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit der Urkunden oder Auskünfte, 

die für eine amtliche Behandlung des Gutes erforderlich sind. § 414 Absatz 
2 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Ist der Versender ein Verbraucher, so hat er dem Spediteur Schäden und 
Aufwendungen nach Absatz 2 nur zu ersetzen, soweit ihn ein Verschulden trifft. 

§ 456 Fälligkeit der Vergütung 
Die Vergütung ist zu zahlen, wenn das Gut dem Frachtführer oder Verfrachter 
übergeben worden ist. 

§ 457 Forderungen des Versenders 
Der Versender kann Forderungen aus einem Vertrag, den der Spediteur für 
Rechnung des Versenders im eigenen Namen abgeschlossen hat, erst nach der 
Abtretung geltend machen. Solche Forderungen sowie das in Erfüllung solcher 
Forderungen Erlangte gelten jedoch im Verhältnis zu den Gläubigern des Spedi-
teurs als auf den Versender übertragen. 

§ 458 Selbsteintritt 
Der Spediteur ist befugt, die Beförderung des Gutes durch Selbsteintritt auszu-
führen. Macht er von dieser Befugnis Gebrauch, so hat er hinsichtlich der Beför-
derung die Rechte und Pflichten eines Frachtführers oder Verfrachters. In die-
sem Fall kann er neben der Vergütung für seine Tätigkeit als Spediteur die ge-
wöhnliche Fracht verlangen. 

§ 459 Spedition zu festen Kosten 
Soweit als Vergütung ein bestimmter Betrag vereinbart ist, der Kosten für die 
Beförderung einschließt, hat der Spediteur hinsichtlich der Beförderung die 
Rechte und Pflichten eines Frachtführers oder Verfrachters. In diesem Fall hat er 
Anspruch auf Ersatz seiner Aufwendungen nur, soweit dies üblich ist. 
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§ 460 Sammelladung 
(1) Der Spediteur ist befugt, die Versendung des Gutes zusammen mit Gut 
eines anderen Versenders auf Grund eines für seine Rechnung über eine Sam-
melladung geschlossenen Frachtvertrages zu bewirken. 
(2) Macht der Spediteur von dieser Befugnis Gebrauch, so hat er hinsichtlich 
der Beförderung in Sammelladung die Rechte und Pflichten eines Frachtführers 
oder Verfrachters. In diesem Fall kann der Spediteur eine den Umständen nach 
angemessene Vergütung verlangen, höchstens aber die für die Beförderung des 
einzelnen Gutes gewöhnliche Fracht. 

§ 461 Haftung des Spediteurs 
(1) Der Spediteur haftet für den Schaden, der durch Verlust oder Beschädi-
gung des in seiner Obhut befindlichen Gutes entsteht. Die §§ 426, 427, 429, 430, 
431 Abs. 1, 2 und 4, die §§ 432, 434 bis 436 sind entsprechend anzuwenden. 
(2) Für Schaden, der nicht durch Verlust oder Beschädigung des in der Obhut 
des Spediteurs befindlichen Gutes entstanden ist, haftet der Spediteur, wenn er 
eine ihm nach § 454 obliegende Pflicht verletzt. Von dieser Haftung ist er befreit, 
wenn der Schaden durch die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns nicht abge-
wendet werden konnte. 
(3) Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verhalten des Versenders oder 
ein besonderer Mangel des Gutes mitgewirkt, so hängen die Verpflichtung zum 
Ersatz sowie der Umfang des zu leistenden Ersatzes davon ab, inwieweit diese 
Umstände zu dem Schaden beigetragen haben. 

§ 462 Haftung für andere 
Der Spediteur hat Handlungen und Unterlassungen seiner Leute in gleichem 
Umfang zu vertreten wie eigene Handlungen und Unterlassungen, wenn die 
Leute in Ausübung ihrer Verrichtungen handeln. Gleiches gilt für Handlungen 
und Unterlassungen anderer Personen, deren er sich bei Erfüllung seiner Pflicht, 
die Versendung zu besorgen, bedient. 

§ 463 Verjährung 
Auf die Verjährung der Ansprüche aus einer Leistung, die den Vorschriften 
dieses Abschnitts unterliegt, ist § 439 entsprechend anzuwenden. 

§ 464 Pfandrecht des Spediteurs 
Der Spediteur hat für alle Forderungen aus dem Speditionsvertrag ein Pfand-
recht an dem ihm zur Versendung übergebenen Gut des Versenders oder eines 
Dritten, der der Versendung des Gutes zugestimmt hat. An dem Gut des Versen-
ders hat der Spediteur auch ein Pfandrecht für alle unbestrittenen Forderungen 
aus anderen mit dem Versender abgeschlossenen Speditions-, Fracht-, Seefracht- 
und Lagerverträgen. § 440 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 bis 4 ist entsprechend 
anzuwenden. 

§ 465 Nachfolgender Spediteur 
(1) Wirkt an einer Beförderung neben dem Frachtführer auch ein Spediteur 
mit und hat dieser die Ablieferung zu bewirken, so ist auf den Spediteur § 441 
Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 
(2) Wird ein vorhergehender Frachtführer oder Spediteur von einem nachfol-
genden Spediteur befriedigt, so gehen Forderung und Pfandrecht des ersteren 
auf den letzteren über. 
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§ 466 Abweichende Vereinbarungen über die Haftung 
(1) Soweit der Speditionsvertrag nicht die Versendung von Briefen oder 
briefähnlichen Sendungen zum Gegenstand hat, kann von den Haftungsvor-
schriften in § 455 Absatz 2 und 3, § 461 Absatz 1 sowie in den §§ 462 und 463 
nur durch Vereinbarung abgewichen werden, die im Einzelnen ausgehandelt 
wird, auch wenn sie für eine Mehrzahl von gleichartigen Verträgen zwischen 
denselben Vertragsparteien getroffen wird. 
(2) Abweichend von Absatz 1 kann die vom Spediteur zu leistende Entschädi-
gung wegen Verlust oder Beschädigung des Gutes auch durch vorformulierte 
Vertragsbedingungen auf einen anderen als den in § 431 Absatz 1 und 2 vorge-
sehenen Betrag begrenzt werden, wenn dieser Betrag 
1. zwischen 2 und 40 Rechnungseinheiten liegt und der Verwender der vor-

formulierten Vertragsbedingungen seinen Vertragspartner in geeigneter 
Weise darauf hinweist, dass diese einen anderen als den gesetzlich vorge-
sehenen Betrag vorsehen, oder 

2. für den Verwender der vorformulierten Vertragsbedingungen ungünstiger 
ist als der in § 431 Absatz 1 und 2 vorgesehene Betrag. 

Ferner kann durch vorformulierte Vertragsbedingungen die vom Versender 
nach § 455 Absatz 2 oder 3 zu leistende Entschädigung der Höhe nach be-
schränkt werden. 
(3) Von § 458 Satz 2, § 459 Satz 1 und § 460 Absatz 2 Satz 1 kann nur insoweit 
durch vertragliche Vereinbarung abgewichen werden, als die darin in Bezug 
genommenen Vorschriften abweichende Vereinbarungen zulassen. 
(4) Ist der Versender ein Verbraucher, so kann in keinem Fall zu seinem 
Nachteil von den in Absatz 1 genannten Vorschriften abgewichen werden, es sei 
denn, der Speditionsvertrag hat die Beförderung von Briefen oder briefähnlichen 
Sendungen zum Gegenstand. 
(5) Unterliegt der Speditionsvertrag ausländischem Recht, so sind die Absätze 
1 bis 4 gleichwohl anzuwenden, wenn nach dem Vertrag sowohl der Ort der 
Übernahme als auch der Ort der Ablieferung des Gutes im Inland liegen. 
[…] 
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XI. Gesetz zum Schutz von Kulturgut (KGSG) 

Ausfertigungsdatum: 31.07.2016 
Kulturgutschutzgesetz vom 31. Juli 2016 (BGBl. I S. 1914) 
Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2014/60/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 15. Mai 2014 über die Rückgabe von unrechtmäßig aus dem 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern und zur Änderung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1024/2012 (Neufassung) (ABl. L 159 vom 28.5.2014, S. 1) Das Gesetz 
wurde als Artikel 1 des G v. 31.7.2016 I 1914 vom Bundestag mit Zustimmung des Bundes-
rates beschlossen. Es ist gem. Art. 10 Satz 1 dieses G am 6.8.2016 in Kraft getreten. 
 

Kapitel 1 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Anwendungsbereich 
Das Gesetz regelt 
1. den Schutz nationalen Kulturgutes gegen Abwanderung, 
2. die Ein- und Ausfuhr von Kulturgut, 
3. das Inverkehrbringen von Kulturgut, 
4. die Rückgabe unrechtmäßig eingeführten Kulturgutes, 
5. die Rückgabe unrechtmäßig ausgeführten Kulturgutes und 
6. die Rückgabezusage im internationalen Leihverkehr. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 
(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist oder sind 
1. „archäologisches Kulturgut“ bewegliche Sachen oder Sachgesamtheiten, die 

von Menschen geschaffen oder bearbeitet wurden oder Aufschluss über 
menschliches Leben in vergangener Zeit geben, sich im Boden oder in ei-
nem Gewässer befinden oder befunden haben oder bei denen aufgrund der 
Gesamtumstände dies zu vermuten ist, 

2. „Ausfuhr“ die Verbringung von Kulturgut aus dem Bundesgebiet, 
3. „Drittstaat“ jeder Staat, der kein Mitgliedstaat der Europäischen Union ist, 
4. „Eigenbesitzer“ die Person, die die tatsächliche Sachherrschaft über das 

Kulturgut für sich selbst ausübt, 
5. „Einfuhr“ die Verbringung von Kulturgut in das Bundesgebiet, 
6. „Fremdbesitzer“ die Person, die die tatsächliche Sachherrschaft über das 

Kulturgut für andere ausübt, 
7. „Haager Konvention“ die Haager Konvention vom 14. Mai 1954 zum Schutz 

von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten (BGBl. 1967 II S. 1233, 1235), 
8. „Herkunftsstaat“ ein Mitgliedstaat oder Vertragsstaat, in dem das Kulturgut 

entstanden ist oder der eine so enge Beziehung zu dem Kulturgut hat, dass 
er es zum Zeitpunkt der Verbringung aus seinem Hoheitsgebiet als nationa-
les Kulturgut unter Schutz gestellt hat, 

9. „Inverkehrbringen“ von Kulturgut das Anbieten, das Verkaufen, die Ver-
mittlung, der Vertrieb, das Absetzen, die unentgeltliche Weiter- oder Abga-
be zum Zweck der wirtschaftlichen Verwertung oder die wirtschaftliche 
Verwertung in sonstiger Weise im eigenen oder fremden Namen, 

10. „Kulturgut“ jede bewegliche Sache oder Sachgesamtheit von künstleri-
schem, geschichtlichem oder archäologischem Wert oder aus anderen Be-
reichen des kulturellen Erbes, insbesondere von paläontologischem, ethno-
graphischem, numismatischem oder wissenschaftlichem Wert, 

11. „Kulturgut bewahrende Einrichtung“ jede Einrichtung im Bundesgebiet, 
deren Hauptzweck die Bewahrung und Erhaltung von Kulturgut und die 
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Sicherung des Zugangs der Öffentlichkeit zu diesem Kulturgut ist, insbe-
sondere Museen, Bibliotheken und Archive, 

12. „Mitgliedstaat“ jeder Mitgliedstaat der Europäischen Union außer der Bun-
desrepublik Deutschland, 

13. „Protokoll zur Haager Konvention“ das Protokoll zur Konvention vom 14. 
Mai 1954 zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten (BGBl. 
1967 II S. 1233, 1300), 

14. „rechtswidrig ausgegraben“ ein Kulturgut, wenn es unter Verstoß gegen 
eine inländische oder ausländische Rechtsvorschrift zum Schutz von archä-
ologischem oder paläontologischem Kulturgut, insbesondere ohne eine 
nach einer solchen Rechtsvorschrift erforderliche Genehmigung, ausgegra-
ben worden ist, 

15. „Rückgabe“ die Verbringung des Kulturgutes in das Hoheitsgebiet des 
ersuchenden Staates zur Erfüllung eines Rückgabeanspruchs, 

16. „Sachgesamtheit“ mehrere zusammengehörige Kulturgüter, insbesondere 
Archivbestände, Bibliotheksbestände, Nachlässe, Sammlungen oder Teile 
davon, 

17. „UNESCO-Übereinkommen“ das Übereinkommen über Maßnahmen zum 
Verbot und zur Verhütung der rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und Über-
eignung von Kulturgut (BGBl. 2007 II S. 626, 627), 

18. die Verbringung von Kulturgut 
a) „vorübergehend“, wenn sie für einen von Anfang an befristeten Zeit-

raum von höchstens fünf Jahren erfolgt, 
b) „dauerhaft“, wenn sie für einen Zeitraum von mehr als fünf Jahren er-

folgt, 
19. „Vertragsstaat“ jeder andere Staat außer der Bundesrepublik Deutschland, 

für den das UNESCO-Übereinkommen bindend ist, 
20. „Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes“ ein Verzeichnis eines Lan-

des, in das es Kulturgut als national wertvoll einträgt. 
(2) Keine Ein- und Ausfuhr im Sinne dieses Gesetzes ist 
1. die Herausgabe von Kulturgut durch Rechtshilfe im Sinne des § 66 des 

Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 27. Juni 1994 (BGBl. I S. 1537), das zuletzt durch 
Artikel 163 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert 
worden ist, 

2. die Rückgabe von unrechtmäßig verbrachtem Kulturgut nach Kapitel 5 und 
3. die Rückgabe von Kulturgut an einen anderen Staat oder aus einem auslän-

dischen Staat aufgrund bilateraler völkerrechtlicher Vereinbarungen. 

§ 3 Zuständige Behörden 
(1) Zuständige Behörden im Sinne dieses Gesetzes sind die zuständigen Be-
hörden der Länder, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. Die 
Länder benennen die zuständigen Behörden durch Gesetz oder Rechtsverord-
nung. 
(2) Die zentrale Stelle der Bundesrepublik Deutschland im Sinne des Artikels 
4 der Richtlinie 2014/60/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. 
Mai 2014 über die Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern und zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 1024/2012 (Neufassung) (ABl. L 159 vom 28.5.2014, S. 1), die durch die 
Berichtigung der Richtlinie 2014/60/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 15. Mai 2014 über die Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheits-
gebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern und zur Änderung der 
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Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 (ABl. L 147 vom 12.6.2015, S. 24) berichtigt 
worden ist, für die Kontaktaufnahme und Zusammenarbeit zwischen den Mit-
gliedstaaten ist die für Kultur und Medien zuständige oberste Bundesbehörde. 

§ 4 Internetportal zum Kulturgutschutz 
(1) Die für Kultur und Medien zuständige oberste Bundesbehörde ist ver-
pflichtet, ein zentrales Internetportal zum Kulturgutschutz zu errichten und zu 
unterhalten. Das Internetportal dient insbesondere der Unterrichtung der Öf-
fentlichkeit und der Herstellung von Transparenz im Kulturgutschutz, nament-
lich durch die 
1. Darstellung der Aufgaben und Ziele des Kulturgutschutzes, 
2. Darstellung der nationalen und internationalen Rechtsgrundlagen des 

Kulturgutschutzes, 
3. Unterstützung der Verwaltungsverfahren etwa durch Bereitstellung von 

Formularen und Leitfäden, 
4. Datenbank zur Dokumentation geschützten Kulturgutes und 
5. Information über zuständige Behörden und Ansprechpartner. 
(2) Die Datenbereitstellung im Internet erfolgt durch die für Kultur und Me-
dien zuständige oberste Bundesbehörde und die zuständigen obersten Landesbe-
hörden in deren jeweiliger Verantwortlichkeit. 
(3) Bund und Länder richten einen Verwaltungsausschuss zur koordinierten 
Erfüllung der maßgeblichen Aufgaben nach diesem Gesetz und zur Gewährleis-
tung der einheitlichen Verwaltungspraxis der Länder ein, insbesondere zur 
1. Beschlussfassung über Grundsätze der Veröffentlichung der Verzeichnisse 

national wertvollen Kulturgutes nach § 16, 
2. Beschlussfassung über Grundsätze des gemeinsamen Verfahrens nach § 79 und 
3. Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern. 
Der Verwaltungsausschuss berät darüber hinaus die oberste für Kultur und Medi-
en zuständige Bundesbehörde bei dem Betrieb des Internetportals. Ihm gehören 
zwei Vertreter oder Vertreterinnen der für Kultur und Medien zuständigen obers-
ten Bundesbehörde und ein Vertreter oder eine Vertreterin jedes Landes an. 
(4) Der Verwaltungsausschuss trifft seine Beschlüsse mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Bei Entscheidungen über Fragen, die nicht die Aufgaben 
der Länder nach diesem Gesetz betreffen, kann ein Beschluss nicht gegen die 
Stimmen der Vertreter der für Kultur und Medien zuständigen obersten Bundes-
behörde getroffen werden. Die Beschlüsse sind verbindlich für alle Länder, wenn 
sie mit einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen getroffen 
werden. Ein Mehrheitsbeschluss im schriftlichen Verfahren ist möglich, wenn 
nicht drei Viertel der Mitglieder des Verwaltungsausschusses dem widersprechen. 
(5) Zur Klärung weiterer Verfahrensfragen und zur Regelung der Aufgaben 
im Einzelnen gibt sich der Verwaltungsausschuss eine Geschäftsordnung. 
 

Kapitel 2 
Schutz von Kulturgut vor Abwanderung 

Abschnitt 1 
Unterschutzstellen des nationalen Kulturgutes 

§ 5 Grundsatz 
Nationales Kulturgut unterliegt als Teil des kulturellen Erbes Deutschlands dem 
Schutz gegen Abwanderung aus dem Bundesgebiet nach diesem Gesetz. 

§ 6 Nationales Kulturgut 
(1) Nationales Kulturgut ist Kulturgut, das 
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1. in ein Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes eingetragen ist, 
2. sich in öffentlichem Eigentum und im Bestand einer öffentlich-rechtlichen 

Kulturgut bewahrenden Einrichtung befindet, 
3. sich im Eigentum und im Bestand einer Kulturgut bewahrenden Einrich-

tung befindet, die überwiegend durch Zuwendungen der öffentlichen Hand 
finanziert wird, oder 

4. Teil einer Kunstsammlung des Bundes oder der Länder ist. 
(2) Nur mit Zustimmung des Verleihers oder Deponenten gegenüber der zustän-
digen Behörde gilt Kulturgut in einer öffentlich-rechtlichen Kulturgut bewah-
renden Einrichtung oder einer solchen, die überwiegend durch Zuwendungen 
der öffentlichen Hand finanziert wird, für die Dauer des Leih- oder Deposital-
vertrages vorübergehend ebenfalls als nationales Kulturgut. Der Verleiher oder 
der Deponent kann seine Zustimmung jederzeit widerrufen. Die Einrichtung hat 
den Verleiher oder Deponenten über die Rechtsfolgen des Verzichts auf den 
Schutz als nationales Kulturgut nach den §§ 69 und 70 zu unterrichten. Dieser 
Schutz endet mit der Kündigung oder mit dem Ablauf des Leih- oder Deposital-
vertrages. 

§ 7 Eintragung in ein Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes 
(1) Kulturgut ist von der obersten Landesbehörde in ein Verzeichnis national 
wertvollen Kulturgutes einzutragen, wenn 
1. es besonders bedeutsam für das kulturelle Erbe Deutschlands, der Länder 

oder einer seiner historischen Regionen und damit identitätsstiftend für die 
Kultur Deutschlands ist und 

2. seine Abwanderung einen wesentlichen Verlust für den deutschen Kultur-
besitz bedeuten würde und deshalb sein Verbleib im Bundesgebiet im her-
ausragenden kulturellen öffentlichen Interesse liegt. 

Werke lebender Urheber oder Hersteller dürfen nur mit deren Zustimmung 
eingetragen werden. 
(2) Eine Sachgesamtheit ist auch dann nach Absatz 1 in ein Verzeichnis nati-
onal wertvollen Kulturgutes einzutragen, wenn die Sachgesamtheit als solche, 
nicht aber zwingend ihre einzelnen Bestandteile die Kriterien nach Absatz 1 
erfüllen. Einer Eintragung steht nicht entgegen, wenn eine Sachgesamtheit 
1. teilweise zerstört ist, 
2. an unterschiedlichen Orten im Inland aufbewahrt ist oder 
3. teilweise im Ausland aufbewahrt ist. 
(3) Zuständig für die Eintragung in ein Verzeichnis national wertvollen Kul-
turgutes ist die oberste Landesbehörde des Landes, in dem sich das Kulturgut 
zum Zeitpunkt der Einleitung des Eintragungsverfahrens befindet. Die Zustän-
digkeit bleibt bestehen, bis die Entscheidung über die Eintragung unanfechtbar 
geworden ist. 
(4) Die Eintragung von Kulturgut im Eigentum der Kirchen und der als Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts anerkannten Religionsgemeinschaften rich-
tet sich nach § 9. 

§ 8 Nachträgliche Eintragung 
(1) Ist Kulturgut unter Verstoß gegen § 24 ausgeführt worden, so kann es von 
der zuständigen obersten Landesbehörde auch nach der Ausfuhr in ein Ver-
zeichnis national wertvollen Kulturgutes eingetragen werden, wenn die Voraus-
setzungen nach § 7 Absatz 1 und 2 erfüllt sind. 
(2) Die örtliche Zuständigkeit für die Eintragung richtet sich nach dem Ort 
der letzten dauerhaften Belegenheit im Bundesgebiet. Ist dieser Ort nicht fest-
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stellbar, bestimmt die für Kultur und Medien zuständige oberste Bundesbehörde 
die zuständige oberste Landesbehörde. Dabei hat sie die besondere Verbindung 
des Kulturgutes mit einem Land aus historischen oder anderen Gründen zu 
berücksichtigen. 
(3) Die Befugnis zur nachträglichen Eintragung in ein Verzeichnis national 
wertvollen Kulturgutes endet, wenn die zuständige oberste Landesbehörde das 
Eintragungsverfahren nicht innerhalb eines Jahres eingeleitet hat, nachdem sie 
von der unrechtmäßigen Ausfuhr und dem Ort der neuen Belegenheit Kenntnis 
erlangt hat. 
(4) Mit der Einleitung des Eintragungsverfahrens gilt das Kulturgut nach 
Absatz 1 als nationales Kulturgut, bis die Entscheidung über die Eintragung 
unanfechtbar geworden ist. 

§ 9 Kulturgut im Eigentum der Kirchen und Religionsgemeinschaften 
(1) Die Kirchen und die als Körperschaften des öffentlichen Rechts anerkann-
ten Religionsgemeinschaften können bei der zuständigen obersten Landesbe-
hörde beantragen, dass Kulturgut, das sich in ihrem Eigentum befindet, in ein 
Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes eingetragen wird. § 7 Absatz 1 und 
2 ist entsprechend anzuwenden. 
(2) Bei einer nachträglichen Eintragung nach § 8 kann der Antrag nur inner-
halb der Frist nach § 8 Absatz 3 gestellt werden. Die zuständige oberste Landes-
behörde unterrichtet unverzüglich die Kirche oder die als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts anerkannte Religionsgemeinschaft, wenn sie von Umstän-
den Kenntnis erhält, die einen Antrag nach Absatz 1 ermöglichen. 
(3) Die Kirchen und die als Körperschaften des öffentlichen Rechts anerkann-
ten Religionsgemeinschaften können bei den obersten Landesbehörden beantra-
gen, dass für einzelne Sachgesamtheiten ihrer Kulturgut bewahrenden Einrich-
tungen und für das Inventar ihrer liturgischen Räume § 6 Absatz 1 Nummer 3 
entsprechend anzuwenden ist mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Finanzie-
rung durch die öffentliche Hand die Finanzierung durch die Kirchen oder Reli-
gionsgemeinschaften tritt. 

§ 10 Ausnahmen zur Eintragung von Kulturgut bei Leihgaben aus dem 
Ausland und nach Rückkehr in das Bundesgebiet 
(1) Für ehemals im Bundesgebiet belegenes Kulturgut, das sich mehr als fünf 
Jahre vor dem 6. August 2016 außerhalb des Bundesgebietes befunden hat und 
nach dem 6. August 2016 wieder in das Bundesgebiet eingeführt werden soll, 
kann die zuständige oberste Landesbehörde, wenn eine Eintragung nach § 7 in 
Betracht kommt, auf Antrag einer Kulturgut bewahrenden Einrichtung vor der 
Einfuhr dem Eigentümer des Kulturgutes zusichern, dass das Kulturgut nicht 
nach § 7 in ein Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes eingetragen wird, 
sofern der Eigentümer die Gewähr dafür bietet, dass das Kulturgut für mindes-
tens fünf Jahre 
1. sich ohne Unterbrechung im Bundesgebiet befinden wird und 
2. bei der antragstellenden Einrichtung als Leihgabe öffentlich ausgestellt 

oder für die Forschung zugänglich gemacht wird. 
(2) Die oberste Landesbehörde kann die Zusicherung davon abhängig ma-
chen, dass die Kulturgut bewahrende Einrichtung nach Absatz 1 mit dem Eigen-
tümer des Kulturgutes einen Vertrag über einen möglichen Ankauf des Kultur-
gutes schließt. 
(3) Die Zusicherung nach Absatz 1 ist von der zuständigen obersten Landes-
behörde mit Nebenbestimmungen zu versehen, die sicherstellen, dass die Vo-
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raussetzungen nach Absatz 1 Nummer 1 und 2 eingehalten werden. Weitere 
Nebenbestimmungen sind zulässig. 
(4) Die zuständige oberste Landesbehörde kann über die Zusicherung nach 
Absatz 1 auch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag mit dem Eigentümer schlie-
ßen. 
(5) Wird Kulturgut nach Ablauf des vereinbarten Zeitraums nach Absatz 1 
ausgeführt, so unterliegt es nicht der Genehmigungspflicht nach § 24 Absatz 1 
Nummer 2. 
(6) Wird Kulturgut unter Verstoß gegen die Nebenbestimmungen zur Zusi-
cherung nach Absatz 1 oder gegen den nach Absatz 4 geschlossenen öffentlich-
rechtlichen Vertrag ausgeführt, gilt das Kulturgut als unrechtmäßig ausgeführt. 
Dies gilt auch dann, wenn der Eigentümer bei der Ausfuhr gegen eine Vereinba-
rung verstößt, die er mit der zuständigen Behörde oder mit einer Kulturgut 
bewahrenden Einrichtung nach Absatz 1 getroffen hat. 
(7) Wird ein Leihvertrag zwischen einem Verleiher mit nicht nur vorüberge-
hendem Wohnsitz oder Sitz im Ausland und einer Kulturgut bewahrenden 
Einrichtung im Inland abgeschlossen, so kann die zuständige oberste Landesbe-
hörde außer in den Fällen einer Rückkehr des Kulturgutes nach Absatz 1 auf 
Antrag des Entleihers dem Verleiher vor der Einfuhr des Kulturgutes schriftlich 
zusichern, dass für die Dauer von bis zu sechs Monaten nach Ende des Leihver-
trages kein Verfahren zur Eintragung in ein Verzeichnis national wertvollen 
Kulturgutes eingeleitet wird. Auf Kulturgut, das sich vor dem 6. August 2016 auf 
der Grundlage eines Leihvertrages im Sinne des Satzes 1 im Inland befindet, 
findet § 7 Absatz 1 und 2 ebenfalls für die Dauer von bis zu sechs Monaten nach 
Ablauf des Leihvertrages keine Anwendung. Die Ausfuhr bis zu sechs Monate 
nach Beendigung eines Leihvertrages nach den Sätzen 1 und 2 unterliegt nicht 
der Genehmigungspflicht nach § 24 Absatz 1 Nummer 2. 

§ 11 Ortswechsel von eingetragenem Kulturgut 
(1) Wird Kulturgut, das in ein Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes 
eingetragen ist, für weniger als ein Jahr von einem Land in ein anderes Land 
verbracht, so behält die Eintragung in das Verzeichnis national wertvollen Kul-
turgutes ihre Wirkung. 
(2) Wird Kulturgut, das in ein Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes 
eingetragen ist, für mehr als ein Jahr in ein anderes Land verbracht, so wird es 
in das Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes des Landes übertragen, in 
das es verbracht worden ist. Der unmittelbare Besitzer hat den Ortswechsel und 
den Zeitpunkt des Ortswechsels der nunmehr zuständigen obersten Landesbe-
hörde schriftlich oder elektronisch mitzuteilen. 

§ 12 Steuerliche Begünstigung von national wertvollem Kulturgut, Aus-
gleich bei Verkauf infolge wirtschaftlicher Notlage 
(1) Kulturgut, das in ein Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes einge-
tragen ist, wird bei der Heranziehung zu Steuern begünstigt nach 
1. § 13 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb des Erbschafts-

teuer- und Schenkungsteuergesetzes in der Fassung des Artikels 8 des Ge-
setzes vom 31. Juli 2016 (BGBl. I S. 1914) sowie 

2. § 10g des Einkommensteuergesetzes in der Fassung des Artikels 7 des 
Gesetzes vom 31. Juli 2016 (BGBl. I S. 1914). 

(2) Wird die Genehmigung zur dauerhaften Ausfuhr nach § 23 rechtskräftig 
versagt und ist der Eigentümer national wertvollen Kulturgutes infolge wirt-
schaftlicher Notlage zum Verkauf gezwungen, so hat die oberste Landesbehörde 
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des Landes, in dem sich das Kulturgut befindet, im Einvernehmen mit der für 
Kultur und Medien zuständigen obersten Bundesbehörde auf einen billigen 
Ausgleich unter Berücksichtigung der Steuervorteile nach Absatz 1 hinzuwir-
ken. 

§ 13 Löschung der Eintragung 
(1) Haben sich die das Kulturgut betreffenden Umstände, die zur Eintragung 
des Kulturgutes in ein Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes geführt 
haben, wesentlich verändert, so kann die Eintragung von Amts wegen oder auf 
Antrag des Eigentümers von der obersten Landesbehörde gelöscht werden. 
(2) Eine Änderung wesentlicher Umstände nach Absatz 1 ist stets gegeben, 
wenn rechtskräftig oder durch eine abschließende Regelung der Beteiligten im 
Hinblick auf einen Entzug festgestellt ist, dass das Kulturgut zwischen dem 30. 
Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 aufgrund der Verfolgung durch den National-
sozialismus einem früheren Eigentümer entzogen worden ist und es aus dem 
Bundesgebiet ausgeführt werden soll, um es an außerhalb des Bundesgebietes 
lebende ursprüngliche Eigentümer oder deren dort lebende Rechtsnachfolger 
zurückzugeben. 
(3) Ist Kulturgut nach § 11 Absatz 2 in das Verzeichnis eines anderen Landes 
übertragen worden, so gibt die oberste Landesbehörde vor ihrer Entscheidung 
über die Löschung der ursprünglich für die Eintragung zuständigen obersten 
Landesbehörde die Gelegenheit zur Stellungnahme. 
(4) Für das Verfahren zur Löschung der Eintragung ist § 14 Absatz 1 bis 5 
entsprechend anzuwenden. 
 

Abschnitt 2 
Verfahren und Mitwirkungspflichten; Veröffentlichung 

§ 14 Eintragungsverfahren 
(1) Die Einleitung des Verfahrens auf Eintragung in ein Verzeichnis national 
wertvollen Kulturgutes erfolgt von Amts wegen oder auf Antrag des Eigentü-
mers. Der Antrag ist an die oberste Landesbehörde zu richten und muss folgen-
de Angaben enthalten 
1. die Bezeichnung des Kulturgutes, 
2. den Namen und die Anschrift des Eigentümers und des Besitzers, 
3. die Belegenheit zum Zeitpunkt der Antragstellung und 
4. die Begründung der Eintragungsvoraussetzungen nach § 7 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1 und 2. 
(2) Die obersten Landesbehörden berufen Sachverständigenausschüsse, die 
keiner Weisung unterliegen. Diese bestehen aus fünf Sachverständigen und 
werden für die Dauer von fünf Jahren berufen, wobei Wiederberufungen mög-
lich sind. Bei der Berufung sind sachkundige Personen aus dem Kreis der Kul-
turgut bewahrenden Einrichtungen, der Wissenschaft, des Kunsthandels und 
Antiquariats sowie der privaten Sammlerinnen und Sammler zu berücksichtigen. 
Verbände und Organisationen aus diesen Bereichen können Vorschläge für die 
Berufung einreichen. Eine der sachkundigen Personen ist auf Vorschlag der für 
Kultur und Medien zuständigen obersten Bundesbehörde zu berufen. Die Zu-
sammensetzung der Sachverständigenausschüsse der Länder ist im Internetpor-
tal nach § 4 zu veröffentlichen. Die Ausschüsse können vor ihrer Entscheidung 
auch externe sachkundige Personen anhören. 
(3) Kulturgut darf nur im Benehmen mit dem Sachverständigenausschuss 
eingetragen werden. Die zuständige oberste Landesbehörde hat nach Herstel-
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lung des Benehmens mit dem Sachverständigenausschuss und vor ihrer Sach-
entscheidung den Eigentümer des Kulturgutes zu hören. 
(4) Die zuständige oberste Landesbehörde gibt vor ihrer Entscheidung über 
die Eintragung in ihr Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes anderen 
Ländern die Gelegenheit zur Stellungnahme, sofern das Kulturgut zu diesen 
Ländern insbesondere aus historischen Gründen eine besondere Verbindung hat. 
(5) Zur Wahrung eines gesamtstaatlichen Interesses kann auch die für Kultur 
und Medien zuständige oberste Bundesbehörde die Eintragung in ein Verzeich-
nis national wertvollen Kulturgutes beantragen. 
(6) Das Eintragungsverfahren endet mit der Entscheidung der zuständigen 
obersten Landesbehörde über die Eintragung. Erfolgt diese Entscheidung nicht 
binnen sechs Monaten nach Einleitung des Verfahrens, so gilt das Verfahren als 
ohne Eintragung beendet. Verhandlungen des Eigentümers mit der zuständigen 
obersten Landesbehörde, Rechtsmittel des Eigentümers im Verfahren sowie in 
begründeten Ausnahmefällen bei der Einholung externen Sachverstands nach 
Absatz 2 Satz 7 hemmen die Frist. Die Frist ist ferner gehemmt, wenn der Eigen-
tümer seinen Mitwirkungspflichten nach § 15 nicht nachkommt oder das Ver-
fahren sonst verzögert. Ist das Verfahren ohne Eintragung beendet und die 
Beendigung nach § 17 bekannt gemacht worden, so kann ein erneutes Verfahren 
zur Eintragung, auch in einem anderen Land, nur eingeleitet werden, wenn sich 
die Umstände, die zur Beendigung des Verfahrens geführt haben, wesentlich 
verändert haben. 
(7) Der Eigentümer kann, sofern er nachweist, dass das Kulturgut die Alters- 
und Wertgrenzen der in § 24 Absatz 1 Nummer 1 in Bezug genommenen Ver-
ordnung übersteigt, entsprechend Absatz 1 auch unter Darlegung seines berech-
tigten Interesses und der Versicherung der Vollständigkeit und Wahrheit seiner 
Angaben beantragen, dass die zuständige Behörde verbindlich feststellt, dass die 
Voraussetzungen der Eintragung in das Verzeichnis national wertvollen Kultur-
gutes nicht vorliegen. Die zuständige Behörde kann den nach Absatz 2 berufe-
nen Sachverständigenausschuss beteiligen. Die Absätze 4 und 6 Satz 5 gelten 
entsprechend. Die Ausfuhr von Kulturgut, für das eine solche verbindliche 
Feststellung vorliegt, unterliegt nicht der Genehmigungspflicht nach § 24 Absatz 
1 Nummer 2. 

§ 15 Mitwirkungspflichten während des Eintragungsverfahrens 
(1) Im Verfahren zur Eintragung in ein Verzeichnis national wertvollen Kul-
turgutes ist der Eigentümer, hilfsweise der unmittelbare Besitzer, verpflichtet, 
der obersten Landesbehörde 
1. die zur eindeutigen Identifizierung des Kulturgutes erforderlichen Anga-

ben, die Eigentumsverhältnisse und den Aufbewahrungsort mitzuteilen, 
2. geeignete Abbildungen des Kulturgutes zur Verfügung zu stellen oder 

deren Herstellung durch die zuständige oberste Landesbehörde oder eines 
oder einer durch sie Beauftragten zu gestatten und 

3. nicht ausschließliche, zeitlich unbefristete, weltweite Rechte zur Vervielfäl-
tigung und öffentlichen Zugänglichmachung der identifizierenden Angaben 
sowie der Abbildungen zur Nutzung für das Verzeichnis national wertvol-
len Kulturgutes einzuräumen oder zu übertragen. 

Urheberrechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 
(2) Der Eigentümer, hilfsweise der unmittelbare Besitzer, ist während des 
Eintragungsverfahrens verpflichtet, jede Änderung der mitgeteilten Angaben 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 unverzüglich der obersten Landesbehörde mit-
zuteilen. 
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§ 16 Führung und Veröffentlichung der Verzeichnisse national wertvol-
len Kulturgutes 
(1) Die Länder führen ihre Verzeichnisse national wertvollen Kulturgutes in 
dem gemeinsamen Verfahren nach § 79 Absatz 1 Satz 1 und veröffentlichen sie 
zentral und länderübergreifend im Internetportal nach § 4. 
(2) Personenbezogene Daten des Eigentümers oder des Besitzers und der Ort 
der Belegenheit des eingetragenen Kulturgutes dürfen nicht veröffentlicht wer-
den. Dies gilt nicht, soweit diese Angaben für die eindeutige Bezeichnung des 
Kulturgutes erforderlich sind. 
(3) Die für Kultur und Medien zuständige oberste Bundesbehörde hat bei der 
Veröffentlichung durch organisatorische und dem jeweiligen Stand der Technik 
entsprechende technische Maßnahmen sicherzustellen, dass die Eintragungen 
während ihrer Veröffentlichung unversehrt, vollständig sowie aktuell bleiben 
und jederzeit ihrem Ursprung nach zugeordnet werden können. 
(4) Für den Zugang zu einer Veröffentlichung ist § 15 Absatz 2 Satz 1 bis 3 
des E-Government-Gesetzes entsprechend anzuwenden. 
(5) Einzelheiten der Führung und Veröffentlichung der Verzeichnisse werden 
durch für alle Länder verbindliche Beschlüsse des Verwaltungsausschusses nach 
§ 4 Absatz 4 geregelt. 

§ 17 Öffentliche Bekanntmachung 
(1) Die zuständige oberste Landesbehörde hat jede Einleitung und jede Been-
digung eines Verfahrens zur Eintragung, jede Eintragung, jede Löschung oder 
jede sonstige Änderung einer Eintragung in ein Verzeichnis national wertvollen 
Kulturgutes öffentlich im Bundesanzeiger bekannt zu machen und den Beteilig-
ten mitzuteilen. 
(2) § 16 Absatz 2 ist entsprechend anzuwenden. 
 

Abschnitt 3 
Beschädigungsverbot und Mitteilungspflicht 

§ 18 Beschädigungsverbot 
(1) Es ist verboten, Kulturgut, das in ein Verzeichnis national wertvollen 
Kulturgutes eingetragen ist, zu zerstören, zu beschädigen oder dessen Erschei-
nungsbild nicht nur unerheblich und nicht nur vorübergehend zu verändern, 
sofern dieses nicht zur fachgerechten Konservierung und Restaurierung oder zur 
Forschung nach anerkannten wissenschaftlichen Standards erfolgt. § 304 Absatz 
1 und 2 des Strafgesetzbuches bleibt unberührt. 
(2) Absatz 1 gilt auch, wenn für ein Kulturgut das Verfahren zur Eintragung 
in ein Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes eingeleitet ist. 

§ 19 Mitteilungspflichten 
(1) Der unmittelbare Besitzer eines Kulturgutes, das in ein Verzeichnis natio-
nal wertvollen Kulturgutes eingetragen ist, ist verpflichtet, der zuständigen 
obersten Landesbehörde unverzüglich das Abhandenkommen, die Zerstörung, 
die Beschädigung oder die nicht nur unerhebliche und nicht nur vorübergehen-
de Veränderung des Erscheinungsbildes des Kulturgutes mitzuteilen. Bei Be-
sitzwechsel ist der neue, hilfsweise der frühere unmittelbare Besitzer, zur Mittei-
lung verpflichtet. 
(2) Sind der Eigentümer und der unmittelbare Besitzer des Kulturgutes nicht 
dieselbe Person, so gilt die Mitteilungspflicht nach Absatz 1 hilfsweise auch für 
den Eigentümer. 
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(3) Bei einem Eigentumswechsel ist der neue Eigentümer des Kulturgutes, 
hilfsweise der frühere Eigentümer, verpflichtet, der zuständigen obersten Lan-
desbehörde diesen Eigentumswechsel unverzüglich mitzuteilen. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 sind entsprechend anzuwenden, wenn für ein Kultur-
gut das Verfahren zur Eintragung in ein Verzeichnis national wertvollen Kultur-
gutes eingeleitet ist. 
 

Kapitel 3 
Kulturgutverkehr 

Abschnitt 1 
Grundsatz 

§ 20 Kulturgutverkehrsfreiheit 
Kulturgut kann ein- oder ausgeführt sowie in Verkehr gebracht werden, soweit 
nicht dieses Gesetz oder andere Rechtsvorschriften, insbesondere unmittelbar 
geltende Rechtsakte der Europäischen Union, Verbote oder Beschränkungen 
vorsehen. 
 

Abschnitt 2 
Ausfuhr 

§ 21 Ausfuhrverbot 
Die Ausfuhr von Kulturgut ist verboten, wenn 
1. für das Kulturgut das Verfahren zur Eintragung in ein Verzeichnis national 

wertvollen Kulturgutes eingeleitet worden ist und die Entscheidung über 
die Eintragung noch nicht unanfechtbar geworden ist, 

2. für das Kulturgut keine nach den §§ 22, 23, 24, 27 Absatz 1 bis 3 erforderli-
che Genehmigung vorliegt oder nach den §§ 25, 26 oder § 27 Absatz 4 er-
teilt worden ist, 

3. das Kulturgut nach § 32 Absatz 1 unrechtmäßig eingeführt worden ist, 
4. das Kulturgut nach § 33 Absatz 1 sichergestellt ist oder 
5. das Kulturgut nach § 81 Absatz 4 angehalten wird. 

§ 22 Genehmigung der vorübergehenden Ausfuhr von nationalem Kul-
turgut 
(1) Genehmigungspflichtig ist die vorübergehende Ausfuhr von nationalem 
Kulturgut nach § 6 in einen Mitgliedstaat oder Drittstaat. 
(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn der Antragsteller die Gewähr 
dafür bietet, dass das zur Ausfuhr bestimmte Kulturgut in unbeschadetem Zu-
stand und fristgerecht in das Bundesgebiet wieder eingeführt wird. 
(3) Zuständig für die Erteilung der Genehmigung ist die oberste Landesbe-
hörde des Landes, in dessen Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes das 
Kulturgut nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 eingetragen ist oder in dem sich das 
Kulturgut nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 und 3 zum Zeitpunkt der Antragstellung 
befindet. Ist der Antragsteller eine juristische Person mit mehreren Sitzen, so ist 
sein Hauptsitz im Bundesgebiet für die örtliche Zuständigkeit maßgeblich. Die 
oberste Landesbehörde kann die Zuständigkeit nach Maßgabe des Landesrechts 
auf eine andere Landesbehörde übertragen. 
(4) Die Ausfuhrgenehmigung kann der Eigentümer oder ein bevollmächtigter 
Dritter beantragen. 
(5) Eine durch Drohung, Bestechung oder Kollusion erwirkte oder durch 
unrichtige oder unvollständige Angaben erschlichene Genehmigung ist nichtig. 



 
 211 

§ 23 Genehmigung der dauerhaften Ausfuhr von nationalem Kulturgut 
(1) Genehmigungspflichtig ist die dauerhafte Ausfuhr von nationalem Kul-
turgut nach § 6 in einen Mitgliedstaat oder einen Drittstaat. 
(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn bei Abwägung der Umstände des 
Einzelfalls wesentliche Belange des deutschen Kulturgutbesitzes überwiegen. 
(3) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn rechtskräftig oder durch eine 
abschließende Regelung der Beteiligten im Hinblick auf einen Entzug festgestellt 
ist, dass das Kulturgut zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 einem 
früheren Eigentümer aufgrund der Verfolgung durch den Nationalsozialismus 
entzogen worden ist und es aus dem Bundesgebiet ausgeführt werden soll, um 
es an außerhalb des Bundesgebietes lebende ursprüngliche Eigentümer oder 
deren dort lebende Rechtsnachfolger zurückzugeben. 
(4) Zuständig für die Erteilung der Genehmigung ist die für Kultur und Medi-
en zuständige oberste Bundesbehörde. Vor der Entscheidung hört sie die zu-
ständige oberste Landesbehörde und einen Sachverständigenausschuss an. Hin-
sichtlich der Zusammensetzung des Sachverständigenausschusses ist § 14 Ab-
satz 2 entsprechend anzuwenden. Im Falle eines Ortswechsels nach § 11 Absatz 
2 ist auch die ursprünglich für die Eintragung zuständige oberste Landesbehörde 
anzuhören. 
(5) Mit der Genehmigung der dauerhaften Ausfuhr endet die Unterschutzstel-
lung nach § 6 Absatz 1. Eingetragenes Kulturgut ist nach der Ausfuhr von der 
zuständigen obersten Landesbehörde aus dem Verzeichnis national wertvollen 
Kulturgutes zu löschen. 
(6) Wird die Genehmigung zur dauerhaften Ausfuhr von eingetragenem 
Kulturgut abgelehnt, so unterrichtet die oberste für Kultur und Medien zustän-
dige Bundesbehörde die nach Absatz 4 angehörten obersten Landesbehörden. 
Auf Antrag des Eigentümers klären die oberste für Kultur und Medien zuständi-
ge Bundesbehörde und die nach Satz 1 unterrichteten Landesbehörden unter 
organisatorischer Leitung der Kulturstiftung der Länder binnen zwölf Monaten 
die nach Abwägung der beteiligten Interessen angemessenen Bedingungen für 
einen möglichen Ankauf des Kulturgutes durch oder für eine Kulturgut bewah-
rende Einrichtung im Bundesgebiet, die das Kulturgut der Öffentlichkeit zu-
gänglich macht. Zur Klärung dieser Bedingungen gehören insbesondere 
1. die Klärung, zum Bestand welcher Kulturgut bewahrenden Einrichtung das 

Kulturgut passen würde, 
2. die Festlegung eines angemessenen Preises unter Berücksichtigung der 

Steuervorteile des Eigentümers nach § 12 Absatz 1 oder sonstiger Vorteile 
des Eigentümers, 

3. die Klärung ob und gegebenenfalls wann und in welcher Höhe eine Kultur-
gut bewahrende Einrichtung nach Nummer 1 Fördermittel für einen An-
kauf aus öffentlichen und privaten Mitteln erhalten könnte, 

4. die sonstigen Modalitäten eines möglichen Ankaufes. 
Für die Festlegung eines angemessenen Preises nach Satz 3 Nummer 2 zieht die 
Kulturstiftung der Länder externen Sachverstand heran. 
(7) Sind die Bedingungen eines Ankaufes nach Absatz 6 geklärt, kann eine 
Kulturgut bewahrende Einrichtung nach Absatz 6 Nummer 1 dem Eigentümer 
auf dieser Basis und sofern die Finanzierung gesichert ist, ein Ankaufsangebot 
machen. Weist der Eigentümer nach, dass er den Ausfuhrantrag aufgrund einer 
wirtschaftlichen Notlage gestellt hat, wirken die beteiligten Bundes- und Lan-
desbehörden darauf hin, dass die Finanzierung eines Ankaufes gesichert ist, und 
die Kulturgut bewahrende Einrichtung ein Ankaufsangebot unterbreitet. § 12 
Absatz 2 bleibt unberührt. 
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(8) Der Eigentümer kann das Angebot nach Absatz 7 binnen sechs Monaten 
annehmen. Kommt ein Ankauf nicht zustande, kann ein neuer Ausfuhrantrag 
erst nach einer Frist von fünf Jahren nach Ablehnung des vorhergehenden An-
trages gestellt werden. 
(9) In besonderen Einzelfällen kann auf Antrag des Landes die für Kultur und 
Medien zuständige oberste Bundesbehörde die Genehmigung nach Absatz 1 
auch für eine erst zukünftige Ausfuhr anlässlich eines öffentlich-rechtlichen 
Vertrages zwischen dem Eigentümer und der obersten Landesbehörde erteilen, 
wenn die Voraussetzungen nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 und 2 für mindestens 
15 Jahre vorliegen. Die für Kultur und Medien zuständige oberste Bundesbehör-
de soll diese Zustimmung davon abhängig machen, dass die Einrichtung im 
Bundesgebiet mit dem Eigentümer des Kulturgutes einen Vertrag über einen 
möglichen Ankauf des Kulturgutes trifft. Weitere Nebenbestimmungen sind 
zulässig. 
(10) § 22 Absatz 4 und 5 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 24 Genehmigungspflichtige Ausfuhr von Kulturgut; Verordnungs-
ermächtigung 
(1) Genehmigungspflichtig ist die Ausfuhr von Kulturgut 
1. in einen Drittstaat nach der unmittelbar geltenden Verordnung (EG) Nr. 

116/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 über die Ausfuhr von Kulturgü-
tern (kodifizierte Fassung) (ABl. L 39 vom 10.2.2009, S. 1), 

2. in einen Mitgliedstaat, sofern das Kulturgut den Kriterien nach Absatz 2 bei 
Ausfuhr in den Binnenmarkt unterfällt und nicht Eigentum des Urhebers 
oder Herstellers ist. 

(2) Für die Ausfuhr in den Binnenmarkt sind die Altersuntergrenzen und das 
Doppelte der Wertuntergrenzen nach Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 
116/2009 mit der Maßgabe anzuwenden, dass bei den nachstehenden Kategorien 
folgende weiter heraufgesetzte Mindestuntergrenzen bei Kulturgut nach An-
hang I Kategorie A gelten: 
1. Nummer 3: 75 Jahre und 300 000 Euro; 
2. die Nummern 4 und 7: 75 Jahre und 100 000 Euro; 
3. die Nummern 5, 6, 8 und 9: 75 Jahre und 50 000 Euro; 
4. Nummer 12: 50 Jahre und 50 000 Euro; 
5. Nummer 14: 150 Jahre und 100 000 Euro; 
6. Nummer 15: 100 Jahre und 100 000 Euro. 
Münzen gelten nicht als archäologische Gegenstände nach Kategorie 1 des An-
hangs I der Verordnung (EG) Nr. 116/2009, wenn es sie in großer Stückzahl gibt, 
sie für die Archäologie keinen relevanten Erkenntniswert haben und nicht von 
einem Mitgliedstaat als individualisierbare Einzelobjekte unter Schutz gestellt 
sind. Im Übrigen sind die Kategorien nach Absatz 2 Satz 1 im Lichte der Ausle-
gung der Kategorien des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 116/2009 anzu-
wenden. 
(3) Das für Kultur und Medien zuständige Mitglied der Bundesregierung wird 
ermächtigt, die Wertgrenzen zur Anpassung an die Preisentwicklungen in den 
für die in Absatz 2 Satz 1 genannten Kategorien relevanten Märkten in einer 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, anzuheben. 
(4) Der für die Genehmigungspflicht nach Absatz 1 maßgebliche finanzielle 
Wert des Kulturgutes ist der innerhalb der letzten drei Jahre gezahlte Preis bei 
einem An- oder Verkauf, in sonstigen Fällen ein begründeter inländischer 
Schätzwert zum Zeitpunkt der Antragstellung. 
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(5) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn zum Zeitpunkt der Entscheidung 
über den Antrag kein Ausfuhrverbot nach § 21 Nummer 1, 3, 4 und 5 besteht. 
(6) Zuständig für die Erteilung der Genehmigung nach Absatz 1 ist die obers-
te Landesbehörde des Landes, in dem sich das Kulturgut zum Zeitpunkt der 
Antragstellung befindet, sofern sich in Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 keine 
andere Zuständigkeit aus Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 116/2009 ergibt. Als 
Ort der Belegenheit wird der Wohnort oder Sitz des Antragstellers widerleglich 
vermutet. § 22 Absatz 3 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden. 
(7) Über den Antrag auf Erteilung der Genehmigung hat die oberste Landes-
behörde innerhalb von zehn Arbeitstagen nach Einreichung der vollständigen 
Antragsunterlagen zu entscheiden. Diese Landesbehörde kann die Zuständigkeit 
nach Maßgabe des Landesrechts auf eine andere Landesbehörde übertragen. 
(8) Die Genehmigungspflicht nach Absatz 1 Nummer 2 entfällt, wenn das 
Kulturgut sich nachweisbar nur vorübergehend bis zu zwei Jahre im Bundesge-
biet befindet. Dies gilt nicht für Kulturgut, das 
1. unrechtmäßig eingeführt wurde (§ 28) oder 
2. zuvor ohne Genehmigung nach Absatz 1 ausgeführt wurde. 
(9) § 22 Absatz 4 und 5 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 25 Allgemeine offene Genehmigung 
(1) Für die vorübergehende Ausfuhr von Kulturgut kann die zuständige 
oberste Landesbehörde einer Kulturgut bewahrenden Einrichtung auf Antrag 
eine zeitlich befristete generelle Genehmigung (allgemeine offene Genehmi-
gung) erteilen, wenn diese Einrichtung regelmäßig Teile ihrer Bestände vo-
rübergehend für öffentliche Ausstellungen, Restaurierungen oder Forschungs-
zwecke ausführt. Die allgemeine offene Genehmigung kann mit Nebenbestim-
mungen versehen werden. 
(2) Die allgemeine offene Genehmigung kann erteilt werden für die Ausfuhr 
in Mitgliedstaaten oder Drittstaaten. Beide Genehmigungen können in einem 
Bescheid erteilt werden. 
(3) Der Antragsteller muss die Gewähr dafür bieten, dass das zur Ausfuhr 
bestimmte Kulturgut in unbeschadetem Zustand und fristgerecht wiedereinge-
führt wird. 
(4) Die Geltungsdauer einer allgemeinen offenen Genehmigung darf fünf 
Jahre nicht überschreiten. Die zuständige oberste Landesbehörde veröffentlicht 
im Internetportal zum Kulturgutschutz nach § 4 diejenigen Kulturgut bewah-
renden Einrichtungen, denen eine allgemeine offene Genehmigung erteilt wor-
den ist. 
(5) Teile des Bestandes einer Kulturgut bewahrenden Einrichtung können 
von der allgemeinen offenen Genehmigung durch die zuständige oberste Lan-
desbehörde ausgenommen werden. 

§ 26 Spezifische offene Genehmigung 
(1) Für die regelmäßige vorübergehende Ausfuhr von Kulturgut kann die 
zuständige oberste Landesbehörde dem Eigentümer oder rechtmäßigen unmit-
telbaren Besitzer auf Antrag eine zeitlich befristete, auf ein bestimmtes Kultur-
gut bezogene Genehmigung (spezifische offene Genehmigung) erteilen, wenn 
das Kulturgut im Ausland wiederholt verwendet oder ausgestellt werden soll. 
(2) Die spezifische offene Genehmigung kann erteilt werden für die Ausfuhr 
in Mitgliedstaaten oder Drittstaaten. Beide Genehmigungen können in einem 
Bescheid erteilt werden. 
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(3) Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn der Antragsteller die 
Gewähr dafür bietet, dass das zur vorübergehenden Ausfuhr bestimmte Kultur-
gut in unbeschadetem Zustand und fristgerecht wiedereingeführt wird. 
(4) Die Geltungsdauer einer spezifischen offenen Genehmigung darf fünf 
Jahre nicht überschreiten. 

§ 27 Genehmigung der Ausfuhr von kirchlichem Kulturgut 
(1) Für die vorübergehende Ausfuhr von nationalem Kulturgut, das sich im 
Eigentum einer Kirche oder einer als Körperschaft des öffentlichen Rechts aner-
kannten Religionsgemeinschaft befindet, erteilt die Kirche oder Religionsge-
meinschaft die Genehmigung nach § 22 im Benehmen mit der zuständigen Lan-
desbehörde. 
(2) Bei einem Verfahren zur Genehmigung nach § 23 für die dauerhafte Aus-
fuhr von nationalem Kulturgut nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit 
§ 9 Absatz 1 wird bei Kulturgut, das sich im Eigentum einer Kirche oder einer 
als Körperschaft des öffentlichen Rechts anerkannten Religionsgemeinschaft 
befindet, abweichend von § 23 Absatz 4 Satz 2 ausschließlich die betroffene 
Kirche oder die als Körperschaft des öffentlichen Rechts anerkannte Religions-
gemeinschaft angehört. Sofern es sich um nationales Kulturgut nach § 9 Absatz 
3 handelt, erteilt die Kirche oder Religionsgemeinschaft die Genehmigung im 
Benehmen mit der zuständigen obersten Landesbehörde. 
(3) Die Kirchen und die als Körperschaften des öffentlichen Rechts anerkann-
ten Religionsgemeinschaften können beantragen, dass für Kulturgut, das sich in 
ihrem Eigentum befindet, die Genehmigung für die Ausfuhr in einen Mitglied-
staat nach § 24 Absatz 1 Nummer 2 nicht erforderlich ist. In diesem Falle ist eine 
nachträgliche Eintragung in ein Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes 
nach § 8 ausgeschlossen. 
(4) Die §§ 25 und 26 sind für Kirchen und die als Körperschaft des öffentli-
chen Rechts anerkannten Religionsgemeinschaften sowie für die von ihnen 
beaufsichtigten Einrichtungen und Organisationen mit der Maßgabe entspre-
chend anzuwenden, dass die Genehmigung nur im Einvernehmen mit der zu-
ständigen Kirche oder Religionsgemeinschaft erteilt werden kann. 
 

Abschnitt 3 
Einfuhr 

§ 28 Einfuhrverbot 
Die Einfuhr von Kulturgut ist verboten, wenn es 
1. von einem Mitgliedstaat oder Vertragsstaat als nationales Kulturgut einge-

stuft oder definiert worden ist und unter Verstoß gegen dessen Rechtsvor-
schriften zum Schutz nationalen Kulturgutes aus dessen Hoheitsgebiet ver-
bracht worden ist, 

2. unter Verstoß gegen im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichte 
unmittelbar geltende Rechtsakte der Europäischen Union, die die grenz-
überschreitende Verbringung von Kulturgut einschränken oder verbieten, 
verbracht worden ist oder 

3. unter Verstoß gegen Abschnitt I Nummer 1 des Protokolls zur Haager 
Konvention aufgrund eines bewaffneten Konflikts verbracht worden ist. 
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§ 29 Ausnahmen vom Einfuhrverbot 
Das Einfuhrverbot ist nicht anzuwenden auf Kulturgut, das 
1. sich zum 6. August 2016 rechtmäßig im Bundesgebiet befunden hat, soweit 

nicht unmittelbar geltende Rechtsakte der Europäischen Union Abwei-
chendes anordnen, oder 

2. zum Schutz vor den Gefahren eines bewaffneten Konflikts im Sinne des 
Abschnitts II Nummer 5 des Protokolls zur Haager Konvention im Bundes-
gebiet deponiert werden soll, um es zeitweilig zu verwahren. 

 

§ 30 Nachweis der Rechtmäßigkeit der Einfuhr 
Wer Kulturgut einführt, hat, sofern es von einem Mitgliedstaat oder Vertrags-
staat als nationales Kulturgut eingestuft oder definiert worden ist, zum Nach-
weis der Rechtmäßigkeit der Ausfuhr aus dem Herkunftsstaat im Sinne von § 28 
Nummer 1 entsprechende Unterlagen mitzuführen. Ein solcher Nachweis sind 
Ausfuhrgenehmigungen des Herkunftsstaates sowie sonstige Bestätigungen des 
Herkunftsstaates, dass das Kulturgut rechtmäßig ausgeführt werden konnte. 
 

Abschnitt 4 
Unrechtmäßiger Kulturgutverkehr 

§ 31 Unrechtmäßige Ausfuhr von Kulturgut 
(1) Die Ausfuhr von Kulturgut ist unrechtmäßig, wenn sie unter Verstoß 
gegen die §§ 21 bis 27 erfolgt oder unter Verstoß gegen Verordnungen der Eu-
ropäischen Union, die die grenzüberschreitende Verbringung von Kulturgut 
ausdrücklich einschränken oder verbieten. 
(2) Einer unrechtmäßigen Ausfuhr stehen auch jede nicht erfolgte Rückkehr 
nach Ablauf der Frist für eine vorübergehende rechtmäßige Ausfuhr und jeder 
Verstoß gegen eine Nebenbestimmung zur Genehmigung der vorübergehenden 
Ausfuhr gleich. 
 
§ 32 Unrechtmäßige Einfuhr von Kulturgut 
(1) Die Einfuhr von Kulturgut ist unrechtmäßig, 
1. wenn das Kulturgut bei der Ausfuhr aus einem anderen Staat entgegen den 

in diesem Staat geltenden Rechtsvorschriften zum Schutz nationalen Kul-
turgutes verbracht worden ist 
a) nach dem 31. Dezember 1992 aus dem Hoheitsgebiet eines anderen 

Mitgliedstaates oder 
b) nach dem 26. April 2007 aus dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaates, 

2. wenn die Einfuhr gegen § 28 verstößt oder 
3. wenn die Einfuhr gegen sonstige in der Bundesrepublik Deutschland gel-

tende Rechtsvorschriften verstößt. 
(2) Kann die Herkunft von Kulturgut in mehreren heutigen Staaten liegen 
und lässt sich keine eindeutige Zuordnung vornehmen, so ist das Kulturgut 
unrechtmäßig eingeführt, wenn das Kulturgut nach dem Recht jedes in Frage 
kommenden Staates nicht ohne Ausfuhrgenehmigung hätte ausgeführt werden 
dürfen und eine solche Ausfuhrgenehmigung nicht vorliegt. 

§ 33 Sicherstellung von Kulturgut 
(1) Die zuständige Behörde hat Kulturgut sicherzustellen, 
1. wenn der hinreichende Verdacht besteht, dass es 

a) entgegen einem Verbot nach § 21 ausgeführt werden soll oder 
b) entgegen einem Verbot nach § 28 eingeführt worden ist, oder 
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2. wenn bei der Einfuhr die nach § 30 erforderlichen Unterlagen nicht vorge-
legt werden. 

(2) Nach Sicherstellung des Kulturgutes ist dem bisherigen Gewahrsamsinha-
ber eine Bescheinigung auszuhändigen, die das sichergestellte Kulturgut und 
den Grund der Sicherstellung nennt. Kann eine Bescheinigung nicht ausgehän-
digt werden, so ist über die Sicherstellung eine Niederschrift aufzunehmen, die 
auch erkennen lässt, warum eine Bescheinigung nicht ausgestellt worden ist. 
(3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Sicherstellung des Kultur-
gutes haben keine aufschiebende Wirkung. Die Sicherstellung hat die Wirkung 
eines Veräußerungsverbots im Sinne des § 136 des Bürgerlichen Gesetzbuches; 
das Verbot umfasst auch andere Verfügungen als Veräußerungen. 
(4) Die Sicherstellung des Kulturgutes ist durch die zuständige Behörde un-
verzüglich der für Kultur und Medien zuständigen obersten Bundesbehörde zur 
Erfüllung der Aufgaben nach § 62 mitzuteilen. 
(5) Es ist verboten, sichergestelltes Kulturgut zu zerstören, zu beschädigen 
oder dessen Erscheinungsbild nicht nur unerheblich und nicht nur vorüberge-
hend zu verändern. 

§ 34 Verwahrung sichergestellten Kulturgutes 
(1) Sichergestelltes Kulturgut ist von der zuständigen Behörde in Verwahrung 
zu nehmen. Sie kann das Kulturgut, sofern der Zweck der Sicherstellung 
dadurch nicht gefährdet ist, durch die Person, der der Gewahrsam entzogen 
worden ist, oder durch einen Dritten verwahren lassen. In diesem Fall darf das 
Kulturgut nur mit schriftlicher oder elektronisch übermittelter Zustimmung der 
zuständigen Behörde an andere Personen oder Einrichtungen weitergegeben 
werden. 
(2) Zu Beginn und nach Ende der Verwahrung soll der Erhaltungszustand des 
sichergestellten Kulturgutes von der zuständigen Behörde oder einem von ihr 
beauftragten Dritten festgehalten werden. 
(3) Die zur Erhaltung des Kulturgutes erforderlichen Maßnahmen werden 
von der zuständigen Behörde getroffen oder veranlasst. 

§ 35 Aufhebung der Sicherstellung 
(1) Die Sicherstellung des Kulturgutes ist von der zuständigen Behörde auf-
zuheben, wenn 
1. der hinreichende Verdacht nach § 33 Absatz 1 Nummer 1 entfallen ist, 
2. die Voraussetzungen des § 33 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a entfallen 

sind, 
3. im Falle des § 33 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b 

a) die Voraussetzungen des Rückgabeanspruchs nach Kapitel 5 dieses 
Gesetzes offensichtlich nicht vorliegen oder 

b) die Verjährung des Rückgabeanspruchs nach Kapitel 5 dieses Gesetzes 
eingetreten ist, 

4. im Falle des § 33 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b die Sicherstellung im 
Hinblick auf einen Anspruch aus § 50 oder § 52 erfolgt ist und 
a) nicht innerhalb von sechs Kalendermonaten nach Unterrichtung nach 

§ 62 Absatz 1 Nummer 1 oder Absatz 2 Nummer 1 um eine Rückgabe 
nach § 50 oder § 52 ersucht worden ist, 

b) eine gütliche Einigung zwischen dem ersuchenden Mitgliedstaat oder 
Vertragsstaat und dem Rückgabeschuldner erzielt worden ist oder 

c) die Entscheidung über die Klage auf Rückgabe rechtskräftig geworden 
ist, 
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5. im Falle des § 33 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b die Sicherstellung im 
Hinblick auf einen Anspruch aus § 51 erfolgt ist und eine Rückgabe erfol-
gen soll, 

6. im Falle des § 33 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b die Sicherstellung im 
Hinblick auf einen Anspruch aus § 53 Absatz 1 erfolgt ist und eine Rückga-
be erfolgen soll oder, 

7. sobald sich im Falle des § 33 Absatz 1 Nummer 2 kein hinreichender Ver-
dacht ergibt, dass das Kulturgut unrechtmäßig eingeführt worden ist. 

(2) Hat ein Mitgliedstaat oder Vertragsstaat ein Rückgabeersuchen nach § 59 
bereits gestellt oder ist geklärt, welcher Mitgliedstaat oder Vertragsstaat ein 
solches Ersuchen stellen könnte, so kann die Sicherstellung nur mit Zustim-
mung dieses Mitgliedstaates oder Vertragsstaates aufgehoben werden, es sei 
denn, der Anlass der Sicherstellung ist zwischenzeitlich entfallen. 

§ 36 Herausgabe sichergestellten Kulturgutes 
(1) Ist die Sicherstellung aufgehoben worden, so ist das Kulturgut herauszu-
geben 
1. in den Fällen des § 35 Absatz 1 Nummer 1 bis 3, 4 Buchstabe a und Nummer 

7 an den Eigenbesitzer, 
2. in den Fällen des § 35 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b und c an den Be-

rechtigten, 
3. in den Fällen des § 35 Absatz 1 Nummer 5 an den betreffenden Mitglied-

staat oder Vertragsstaat oder 
4. in den Fällen des § 35 Absatz 1 Nummer 6 an die jeweils zuständige Behör-

de des Herkunftsgebiets. 
(2) In den Fällen der Herausgabe an den Eigenbesitzer ist diesem eine Mittei-
lung über eine Frist zur Abholung zuzustellen. Die Frist ist ausreichend zu be-
messen. Die Mitteilung hat den Hinweis zu enthalten, dass das Kulturgut einge-
zogen wird, wenn es nicht innerhalb der Frist abgeholt wird. 

§ 37 Einziehung sichergestellten Kulturgutes 
(1) Sichergestelltes Kulturgut soll von der zuständigen Behörde eingezogen 
werden, wenn es in den Fällen des § 36 Absatz 1 Nummer 1 nicht an den Eigen-
besitzer herausgegeben werden kann, weil 
1. der Eigenbesitzer nicht bekannt ist und nicht mit einem vertretbaren Auf-

wand zu ermitteln ist oder 
2. der Eigenbesitzer das Kulturgut nicht innerhalb der Frist nach § 36 Absatz 2 

Satz 2 abholt. 
Die Anordnung der Einziehung ist nach Landesrecht öffentlich bekannt zu 
machen und im Internetportal nach § 4 zu veröffentlichen. Sie ist unverzüglich 
der für Kultur und Medien zuständigen obersten Bundesbehörde zur Erfüllung 
der Aufgaben nach § 62 mitzuteilen. 
(2) Die zuständige Behörde kann das eingezogene Kulturgut einer Kulturgut 
bewahrenden Einrichtung in Verwahrung geben. 

§ 38 Folgen der Einziehung; Entschädigung 
(1) Wird sichergestelltes Kulturgut eingezogen, so gehen der Besitz an dem 
Kulturgut mit der Anordnung der Einziehung und das Eigentum an dem Kultur-
gut mit der Bestandskraft der Anordnung auf das Land über. Rechte Dritter 
erlöschen mit der Bestandskraft der Anordnung. 
(2) Der Eigentümer, dessen Recht an dem Kulturgut durch die Entscheidung 
erloschen ist, wird von dem Land, in dessen Eigentum das Kulturgut übergegan-
gen ist, unter Berücksichtigung des Verkehrswertes angemessen in Geld ent-
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schädigt, es sei denn, es wird rückübereignet, Zug um Zug gegen den Ersatz 
einer möglichen Entschädigung an den Dritten nach Absatz 3. 
(3) War das Kulturgut mit dem Recht eines Dritten belastet, das durch die 
Einziehung erloschen ist, so wird auch der Dritte von dem Land, in dessen Ei-
gentum das Kulturgut übergegangen ist, unter Berücksichtigung des Verkehrs-
wertes angemessen in Geld entschädigt. 
(4) In den Fällen des Absatzes 2 wird eine Entschädigung nicht gewährt, 
wenn 
1. der Eigentümer mindestens leichtfertig dazu beigetragen hat, dass die 

Voraussetzungen der Sicherstellung und die Voraussetzungen der Einzie-
hung des Kulturgutes vorlagen, 

2. der Eigentümer das Kulturgut in Kenntnis der Umstände, die die Sicherstel-
lung zugelassen haben, erworben hat oder 

3. es nach den Umständen, welche die Sicherstellung und Einziehung begrün-
det haben, aufgrund anderer gesetzlicher Vorschriften zulässig wäre, das 
Kulturgut dem Eigentümer ohne Entschädigung dauernd zu entziehen. 

Satz 1 ist nicht anzuwenden, soweit die Nichtgewährung der Entschädigung 
eine unbillige Härte wäre. 
(5) In den Fällen des Absatzes 3 wird eine Entschädigung nicht gewährt, 
wenn 
1. der Dritte wenigstens leichtfertig dazu beigetragen hat, dass die Vorausset-

zungen der Sicherstellung des Kulturgutes vorlagen, 
2. der Dritte das Recht an dem Kulturgut in Kenntnis der Umstände, die die 

Einziehung zugelassen haben, erworben hat oder 
3. es nach den Umständen, die die Sicherstellung und Einziehung begründet 

haben, aufgrund anderer gesetzlicher Vorschriften zulässig wäre, das Recht 
an dem Kulturgut dem Dritten ohne Entschädigung dauernd zu entziehen. 

Satz 1 ist nicht anzuwenden, soweit die Nichtgewährung der Entschädigung 
eine unbillige Härte wäre. 
(6) Der Anspruch auf Entschädigung nach den Absätzen 2 oder 3 erlischt 30 
Jahre nach der Bekanntmachung der Anordnung der Einziehung. 

§ 39 Kosten für Sicherstellung, Verwahrung, Erhaltung und Herausgabe 
Die notwendigen Kosten und Auslagen für die Sicherstellung, Verwahrung, 
Erhaltung und Herausgabe des Kulturgutes trägt die Person, der der Gewahrsam 
entzogen worden ist. Die §§ 66 bis 68 bleiben unberührt. Die zuständige Behörde 
setzt den zu erstattenden Betrag durch Bescheid fest. 
 

Kapitel 4 
Pflichten beim Inverkehrbringen von Kulturgut 

§ 40 Verbot des Inverkehrbringens 
(1) Verboten ist das Inverkehrbringen von Kulturgut, das abhandengekom-
men ist, rechtswidrig ausgegraben oder unrechtmäßig eingeführt worden ist. 
(2) Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäfte, die nach Absatz 1 verboten 
sind, sind nichtig. 
(3) Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäfte über Kulturgut, das entgegen 
§ 21 ausgeführt worden ist, sind verboten. 
(4) Derjenige, der das Kulturgut unter Verstoß gegen das Verbot in Absatz 1 
in Verkehr gebracht hat, ist dem Erwerber zum Ersatz des Schadens unter Ein-
schluss des Ersatzes der Aufwendungen anlässlich des Erwerbs und der Auf-
wendungen zur Erhaltung des Kulturgutes verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn 
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derjenige, der das Kulturgut in Verkehr gebracht hat, nachweist, dass er den 
Verstoß nicht zu vertreten hat. 

§ 41 Allgemeine Sorgfaltspflichten 
(1) Wer Kulturgut in Verkehr bringt, ist verpflichtet, zuvor mit der erforderli-
chen Sorgfalt zu prüfen, ob das Kulturgut 
1. abhandengekommen ist, 
2. unrechtmäßig eingeführt worden ist oder 
3. rechtswidrig ausgegraben worden ist. 
(2) Die allgemeine Sorgfaltspflicht nach Absatz 1 ist von der Person, die Kul-
turgut in Verkehr bringt, anzuwenden, wenn sich einer vernünftigen Person die 
Vermutung aufdrängen müsste, dass einer der in Absatz 1 genannten Tatbestän-
de in Betracht kommt. Diese Vermutung ist insbesondere anzunehmen, wenn 
bei einem früheren Erwerb des Kulturgutes, das in Verkehr gebracht werden 
soll, 
1. ein außergewöhnlich niedriger Preis ohne nähere Begründung gefordert 

worden ist oder 
2. der Verkäufer bei einem Kaufpreis von mehr als 5 000 Euro Barzahlung 

verlangt hat. 
(3) Die erforderliche Sorgfalt umfasst die Prüfung einschlägiger Informatio-
nen, die mit zumutbarem Aufwand zu beschaffen sind, oder jede andere Prü-
fung, die eine vernünftige Person unter denselben Umständen des Inverkehr-
bringens von Kulturgut unternehmen würde. 

§ 42 Sorgfaltspflichten beim gewerblichen Inverkehrbringen 
(1) Wer in Ausübung seiner gewerblichen Tätigkeit Kulturgut in Verkehr 
bringt, ist verpflichtet, zuvor zusätzlich zu den Pflichten nach § 41 
1. Name und Anschrift des Veräußerers, des Einlieferers, des Erwerbers oder 

des Auftraggebers festzustellen, 
2. eine Beschreibung und eine Abbildung anzufertigen, die geeignet sind, die 

Identität des Kulturgutes festzustellen, 
3. die Provenienz des Kulturgutes zu prüfen, 
4. Dokumente, die eine rechtmäßige Ein- und Ausfuhr belegen, zu prüfen, 
5. Verbote und Beschränkungen zur Ein- und Ausfuhr sowie zum Handel zu 

prüfen, 
6. zu prüfen, ob das Kulturgut in öffentlich zugänglichen Verzeichnissen und 

Datenbanken eingetragen ist, und 
7. eine schriftliche oder elektronisch übermittelte Erklärung des Einlieferers 

oder Veräußerers einzuholen, dass dieser berechtigt ist, über das Kulturgut 
zu verfügen. 

Die Pflichten nach Satz 1 Nummer 2 lassen urheberrechtliche Vorschriften 
unberührt. Die Pflichten nach Satz 1 Nummer 3 bis 6 sind nach Maßgabe des 
zumutbaren Aufwandes, insbesondere der wirtschaftlichen Zumutbarkeit, zu 
erfüllen. 
(2) Die zusätzlichen Sorgfaltspflichten nach Absatz 1 sind nicht anzuwenden 
1. für den gewerblichen Buchhandel mit Ausnahme des Antiquariatshandels 

und 
2. für den gewerblichen Handel mit Bild- und Tonträgern. 
(3) Die zusätzlichen Sorgfaltspflichten nach Absatz 1 sind ferner nicht anzu-
wenden für Kulturgut, 
1. das kein archäologisches Kulturgut ist und 
2. dessen Wert 2 500 Euro nicht übersteigt. 
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Münzen gelten nicht als archäologisches Kulturgut im Sinne des Satzes 1 Num-
mer 1, wenn es sie in großer Stückzahl gibt und sie für die Archäologie keinen 
relevanten Erkenntniswert haben. Maßgeblicher Wert ist bei einem Kauf der 
gezahlte Preis, in sonstigen Fällen ein begründeter inländischer Schätzwert. 

§ 43 Erleichterte Sorgfaltspflichten beim gewerblichen Inverkehrbringen 
Erleichterte Sorgfaltspflichten gelten, wenn 
1. der Urheber oder Hersteller des Kulturgutes dieses in Verkehr bringt oder 
2. jemand das Kulturgut unmittelbar von dessen Urheber oder Hersteller 

erworben hat und es in Verkehr bringt oder 
3. jemand für den Urheber oder Hersteller das von diesem geschaffene Kul-

turgut in Verkehr bringt. 
Die erleichterten Sorgfaltspflichten umfassen zusätzlich zu den Pflichten nach 
§ 41 nur diejenigen nach § 42 Absatz 1 Nummer 1 und 2. § 42 Absatz 2 und 3 ist 
entsprechend anzuwenden. 

§ 44 Erhöhte Sorgfaltspflichten beim gewerblichen Inverkehrbringen 
Beim gewerblichen Inverkehrbringen ist der Maßstab des zumutbaren Aufwan-
des nach § 42 Absatz 1 Satz 3 nicht für Kulturgut anzuwenden, 
1. bei dem nachgewiesen oder zu vermuten ist, dass es zwischen dem 30. 

Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 aufgrund der Verfolgung durch den Nati-
onalsozialismus entzogen worden ist, es sei denn, das Kulturgut ist an sei-
nen ursprünglichen Eigentümer oder dessen Erben zurückgegeben worden 
oder diese haben eine andere abschließende Regelung im Hinblick auf den 
Entzug getroffen, 

2. das aus einem Mitgliedstaat oder Vertragsstaat stammt, für den der Interna-
tionale Museumsrat eine Rote Liste gefährdeter Kulturgüter veröffentlicht 
hat, oder 

3. für das ein Verbot zur Ein- oder Ausfuhr sowie zum Inverkehrbringen nach 
einer Verordnung der Europäischen Union maßgebend ist. 

Auf Kulturgut nach Satz 1 ist § 42 Absatz 3 nicht anzuwenden. 

§ 45 Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten 
(1) Wer in Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit Kulturgut in Verkehr 
bringt, ist verpflichtet, über die Prüfungen und Feststellungen nach § 42 Auf-
zeichnungen zu führen. Die Aufzeichnungen und die Sicherung entsprechender 
Unterlagen können in elektronischer Form erfolgen. 
(2) Die Aufzeichnungen nach Absatz 1 sind mit den dazugehörigen Unterla-
gen und Nachweisen vom Aufzeichnungspflichtigen 30 Jahre lang aufzubewah-
ren. Absatz 1 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden. 
(3) Aufzeichnungen nach anderen Rechtsvorschriften stehen den Aufzeich-
nungen nach Absatz 1 gleich, sofern sie den Prüfungen und Feststellungen nach 
§ 42 entsprechen und die in diesem Gesetz geforderte Feststellung der Identität 
des Kulturgutes nach § 42 Absatz 1 Nummer 2 ermöglichen. Für die Aufbewah-
rungsfrist ist Absatz 2 Satz 1 anzuwenden. 

§ 46 Auskunftspflicht 
(1) Wer in Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit Kulturgut in Verkehr 
bringt, ist verpflichtet, der zuständigen Behörde auf Verlangen 
1. die Aufzeichnungen nach § 45 vorzulegen oder 
2. Auskunft über die nach § 41 Absatz 1 über ein Kulturgut gewonnenen 

Informationen zu erteilen. 
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Die nach Satz 1 vorzulegenden Aufzeichnungen und zu erteilenden Auskünfte 
beschränken sich auf die Informationen, die für die zuständigen Behörden zur 
Durchführung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich sind. 
(2) § 29 der Gewerbeordnung bleibt unberührt. 

§ 47 Rechtsfolge bei Verstößen 
Hat die zuständige Behörde belegbare Erkenntnisse darüber, dass wiederholt 
gegen Aufzeichnungs-, Aufbewahrungs- und Auskunftspflichten nach den §§ 45 
und 46 Absatz 1 verstoßen worden ist, so teilt sie diese Erkenntnisse der Gewer-
beaufsicht zur Prüfung der Zuverlässigkeit im Sinne des § 35 der Gewerbeord-
nung mit. 

§ 48 Einsichtsrechte des Käufers 
(1) Wird ein Erwerber eines Kulturgutes gerichtlich nach diesem Gesetz oder 
aufgrund zivilrechtlicher Vorschriften auf Herausgabe des Kulturgutes in An-
spruch genommen, so hat er gegenüber demjenigen, der das Kulturgut nach den 
§§ 42 bis 44 in Verkehr gebracht hat, einen Anspruch auf Einsicht in die Auf-
zeichnungen nach § 45, wenn er das Kulturgut nach dem 6. August 2016 erwor-
ben hat. 
(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden im Falle der außergerichtlichen Inan-
spruchnahme bei Geltendmachung 
1. eines Rückgabeanspruchs eines Mitgliedstaates oder Vertragsstaates oder 
2. eines Entzuges dieses Kulturgutes aufgrund der Verfolgung durch den 

Nationalsozialismus. 
 

Kapitel 5 
Rückgabe unrechtmäßig eingeführten Kulturgutes 

Abschnitt 1 
Rückgabeanspruch 

§ 49 Öffentlich-rechtliche Rückgabeansprüche 
(1) Ansprüche auf Rückgabe von Kulturgut nach diesem Abschnitt sind öf-
fentlich-rechtliche Ansprüche. Zivilrechtliche Ansprüche bleiben davon unbe-
rührt. 
(2) Rückgabeschuldner ist der unmittelbare Eigenbesitzer, hilfsweise der 
unmittelbare Fremdbesitzer. 

§ 50 Rückgabeanspruch eines Mitgliedstaates 
Auf Ersuchen eines Mitgliedstaates ist Kulturgut zurückzugeben, wenn es 
1. nach dem 31. Dezember 1992 aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates 

unter Verstoß gegen dortige Rechtsvorschriften verbracht worden ist und 
2. vor oder nach der Verbringung von dem ersuchenden Mitgliedstaat durch 

nationale Rechtsvorschriften oder durch Verwaltungsverfahren als nationa-
les Kulturgut von künstlerischem, geschichtlichem oder archäologischem 
Wert im Sinne des Artikels 36 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union eingestuft oder definiert worden ist. 

§ 51 Rückgabeanspruch wegen Verstoßes gegen das Recht der Europäi-
schen Union 
Ist Kulturgut entgegen einem im Amtsblatt der Europäischen Union veröffent-
lichten, unmittelbar geltenden Rechtsakt der Europäischen Union unrechtmäßig 
eingeführt worden, so ist es an den betreffenden Staat zurückzugeben. 
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§ 52 Rückgabeanspruch eines Vertragsstaates 
(1) Auf Ersuchen eines Vertragsstaates ist Kulturgut zurückzugeben, wenn es 
1. einer der in Artikel 1 des UNESCO-Übereinkommens genannten Katego-

rien angehört, 
2. aus dessen Hoheitsgebiet nach dem 26. April 2007 unter Verstoß gegen 

dortige Rechtsvorschriften verbracht worden ist, 
3. vor der Ausfuhr von dem ersuchenden Vertragsstaat als bedeutsam nach 

Artikel 1 des UNESCO-Übereinkommens oder im Sinne des Artikels 13 
Buchstabe d des UNESCO-Übereinkommens als unveräußerlich eingestuft 
oder erklärt worden ist und 

4. hinsichtlich seiner Herkunft dem ersuchenden Vertragsstaat zuzuordnen 
ist, insbesondere wenn es zum Bestand einer Einrichtung im Vertragsstaat 
gehört oder eine Einigung nach § 60 vorliegt. 

(2) Lässt sich nicht klären, ob das Kulturgut nach dem 26. April 2007 ver-
bracht worden ist, so wird widerleglich vermutet, dass das Kulturgut nach die-
sem Tag aus dem Hoheitsgebiet des Vertragsstaates verbracht worden ist. Diese 
Vermutung kann nur durch den Nachweis widerlegt werden, dass sich das Kul-
turgut schon vor diesem Tag im Bundesgebiet, im Binnenmarkt oder in einem 
Drittstaat befunden hat. Die Abgabe einer Versicherung an Eides statt ist zur 
Erbringung des Nachweises nach Satz 2 zulässig gemäß § 27 Absatz 1 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes sowie gemäß der Verwaltungsverfahrensgesetze 
der Länder. Für die Abnahme zuständig sind im Rahmen des behördlichen Ver-
mittlungsverfahrens die in § 61 Absatz 1 Nummer 7 und § 62 Absatz 2 genann-
ten Behörden. 
(3) Wird der Nachweis erbracht, dass sich das Kulturgut vor dem 6. August 
2016 im Bundesgebiet oder im Binnenmarkt befunden hat, so sind abweichend 
von Absatz 1 für den Rückgabeanspruch des Vertragsstaates § 6 Absatz 2 und 
für die Entschädigung § 10 des Kulturgüterrückgabegesetzes vom 18. Mai 2007 
(BGBl. I S. 757, 2547) in der bis zum 5. August 2016 geltenden Fassung anzuwen-
den. 

§ 53 Rückgabeanspruch nach der Haager Konvention 
(1) Kulturgut nach Kapitel I Artikel 1 der Haager Konvention, das entgegen 
§ 28 Nummer 3 aufgrund eines bewaffneten Konflikts eingeführt worden ist, ist 
nach Beendigung des bewaffneten Konflikts an die jeweils zuständige Behörde 
des Herkunftsgebiets nach Abschnitt I Nummer 3 des Protokolls zur Haager 
Konvention zurückzugeben, wenn 
1. es nach dem 11. November 1967 verbracht worden ist und 
2. die jeweils zuständige Behörde des Herkunftsgebiets um Rückgabe ersucht. 
(2) Kulturgut, das im Sinne von Abschnitt II Nummer 5 des Protokolls zur 
Haager Konvention deponiert worden ist, ist nach Beendigung des bewaffneten 
Konflikts zurückzugeben, ohne dass die Voraussetzungen des Absatzes 1 Num-
mer 1 und 2 erfüllt sein müssen. 

§ 54 Anzuwendendes Zivilrecht 
(1) Wer Eigentümer des Kulturgutes ist, das nach den Bestimmungen dieses 
Gesetzes in das Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates oder Vertragsstaa-
tes zurückgegeben worden ist, bestimmt sich nach den Sachvorschriften dieses 
Mitgliedstaates oder Vertragsstaates. 
(2) Rechte, die aufgrund rechtsgeschäftlicher Verfügung oder durch Zwangs-
vollstreckung oder Arrelstvollziehung erworben worden sind, stehen der Rück-
gabepflicht nicht entgegen. 
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§ 55 Befristung und Verjährung des Rückgabeanspruchs 
(1) Rückgabeansprüche unterliegen nicht der Verjährung, wenn sie auf die 
Rückgabe von Kulturgut gerichtet sind, das 
1. zu öffentlichen Sammlungen nach Artikel 2 Nummer 8 der Richtlinie 

2014/60/EU gehört oder 
2. in einem Bestandsverzeichnis kirchlicher oder anderer religiöser Einrich-

tungen in den Mitgliedstaaten aufgeführt ist, in denen es nach den in die-
sem Mitgliedstaat geltenden Rechtsvorschriften besonderen Schutzregelun-
gen unterliegt. 

Die Ansprüche nach Satz 1 erlöschen 75 Jahre nach ihrem Entstehen. Ein An-
spruch erlischt nicht nach Satz 2, wenn der ersuchende Mitgliedstaat in seinem 
Recht bestimmt, dass solche Rückgabeansprüche nicht erlöschen. 
(2) Rückgabeansprüche verjähren außer in den Fällen des Absatzes 1 ohne 
Rücksicht auf die Kenntnis in 30 Jahren ab dem Zeitpunkt der unrechtmäßigen 
Verbringung des Kulturgutes aus dem Hoheitsgebiet des ersuchenden Mitglied-
staates oder Vertragsstaates. 
(3) Alle anderen Ansprüche auf Rückgabe von Kulturgut nach diesem Ab-
schnitt verjähren nach drei Jahren. 

§ 56 Beginn der Verjährung 
Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der ersuchende Mit-
gliedstaat oder Vertragsstaat von dem Ort der Belegenheit des Kulturgutes und 
von der Identität des Rückgabeschuldners Kenntnis erlangt. 

§ 57 Hemmung und Neubeginn der Verjährung und Erlöschensfristen 
(1) Auf die Verjährung und auf die Frist nach § 55 Absatz 1 Satz 2 sind die 
Vorschriften über die Hemmung der Verjährung nach den §§ 204, 206 und 209 
des Bürgerlichen Gesetzbuches und über den Neubeginn der Verjährung nach 
§ 212 des Bürgerlichen Gesetzbuches entsprechend anzuwenden. 
(2) Die Verjährung und die Frist nach § 55 Absatz 1 Satz 2 sind wegen höhe-
rer Gewalt insbesondere auch gehemmt, solange der ersuchende Mitgliedstaat 
oder Vertragsstaat durch innere Unruhen, bewaffnete Konflikte oder vergleich-
bare Umstände gehindert ist, seine Ansprüche geltend zu machen. 
 

Abschnitt 2 
Rückgabeverfahren 

§ 58 Grundsatz der Rückgabe 
Die Rückgabe kann durch eine gütliche Einigung im behördlichen Vermitt-
lungsverfahren erreicht werden oder mit einer Klage auf Rückgabe des ersu-
chenden Staates verfolgt werden. 

§ 59 Rückgabeersuchen 
Das Rückgabeersuchen ist zu stellen für 
1. den Rückgabeanspruch eines Mitgliedstaates nach § 50 bei der für Kultur 

und Medien zuständigen obersten Bundesbehörde oder 
2. Ansprüche nach den §§ 51 bis 53 auf diplomatischem Weg beim Auswärti-

gen Amt. 

§ 60 Kollidierende Rückgabeersuchen 
Stellen zu demselben Kulturgut mehrere Mitgliedstaaten oder Vertragsstaaten 
Rückgabeersuchen und lässt sich nicht klären, welchem Mitgliedstaat oder 
Vertragsstaat das Kulturgut zuzuordnen ist, so ist es erst zurückzugeben, wenn 
die Einigung der betroffenen Mitgliedstaaten oder Vertragsstaaten schriftlich 
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festgehalten und der für Kultur und Medien zuständigen obersten Bundesbehör-
de sowie dem Auswärtigen Amt mitgeteilt worden ist. 

§ 61 Aufgaben der Länder 
(1) Die zuständige Behörde eines Landes hat insbesondere folgende Aufga-
ben: 
1. Nachforschungen nach Kulturgut, bei dem der Verdacht besteht, dass es 

unrechtmäßig verbracht worden ist oder unrechtmäßig in Verkehr gebracht 
worden ist, 

2. Nachforschungen nach dem Eigentümer oder dem unmittelbaren Besitzer 
des betreffenden Kulturgutes, 

3. Unterstützung der Nachforschungen des ersuchenden Mitgliedstaates oder 
Vertragsstaates, insbesondere nach dem Eigentümer oder dem unmittelba-
ren Besitzer des betreffenden Kulturgutes, 

4. Durchführung oder Veranlassung von Maßnahmen zur Erhaltung des 
sichergestellten Kulturgutes, 

5. Durchführung von Maßnahmen, die verhindern, dass das Kulturgut der 
Rückgabe entzogen wird, 

6. Durchführung des behördlichen Vermittlungsverfahrens zwischen dem 
ersuchenden Mitgliedstaat und dem Rückgabeschuldner und 

7. Unterstützung des Bundes bei der Rückgabe von Kulturgut. 
(2) Zur Unterstützung nach Absatz 1 Nummer 3 ist die zuständige Behörde 
nur verpflichtet, wenn ein Mitgliedstaat innerhalb von sechs Monaten nach 
Unterrichtung nach § 62 Absatz 1 Nummer 1 der zuständigen Behörde mitteilt, 
dass es sich um ein Kulturgut im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der Richtlinie 
2014/60/EU handelt. Lässt ein Mitgliedstaat diese Frist ohne diese Mitteilung 
verstreichen, so ist die zuständige Behörde nicht mehr verpflichtet, Maßnahmen 
nach Absatz 1 Nummer 4 und 5 zu ergreifen. 

§ 62 Aufgaben der obersten Bundesbehörden 
(1) Die für Kultur und Medien zuständige oberste Bundesbehörde hat folgen-
de Aufgaben: 
1. Unterrichtung des betroffenen Mitgliedstaates über das Auffinden und die 

Sicherstellung von Kulturgut, bei dem der Verdacht besteht, dass es un-
rechtmäßig eingeführt worden ist, 

2. Unterstützung des behördlichen Vermittlungsverfahrens zwischen dem 
ersuchenden Mitgliedstaat und dem Rückgabeschuldner und 

3. Mitteilung an die zentralen Stellen der anderen Mitgliedstaaten, wenn der 
ersuchende Mitgliedstaat Klage auf Rückgabe erhoben hat. 

(2) Das Auswärtige Amt hat in Zusammenarbeit mit der für Kultur und Me-
dien zuständigen obersten Bundesbehörde folgende Aufgaben: 
1. Unterrichtung des betroffenen Vertragsstaates über das Auffinden und die 

Sicherstellung von Kulturgut, bei dem Verdacht besteht, dass es unrecht-
mäßig eingeführt worden ist, und 

2. Durchführung des behördlichen Vermittlungsverfahrens zwischen dem 
ersuchenden Vertragsstaat und dem Rückgabeschuldner. 

§ 63 Zulässigkeit der Klage auf Rückgabe 
(1) Die Klage eines ersuchenden Mitgliedstaates oder Vertragsstaates auf 
Rückgabe ist nur dann zulässig, wenn der Klageschrift folgende Unterlagen 
beigefügt sind: 
1. eine geeignete Beschreibung des Kulturgutes mit Angaben über 

a) die Identität und Herkunft, 
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b) den tatsächlichen oder mutmaßlichen Zeitpunkt der Verbringung und 
c) den tatsächlichen oder mutmaßlichen Ort der Belegenheit im Bundes-

gebiet, 
2. eine Erklärung, dass es sich um ein nach nationalen Rechtsvorschriften 

oder Verwaltungsverfahren des ersuchenden Mitgliedstaates oder Vertrags-
staates nationales Kulturgut handelt, und 

3. eine Erklärung des ersuchenden Mitgliedstaates oder Vertragsstaates, dass 
das Kulturgut unrechtmäßig aus seinem Hoheitsgebiet ausgeführt worden 
ist. 

(2) Die Klage auf Rückgabe ist unzulässig, wenn das Verbringen des Kulturgu-
tes aus dem Hoheitsgebiet des ersuchenden Mitgliedstaates oder Vertragsstaates 
zu dem Zeitpunkt, zu dem die Klage erhoben wird, nicht mehr unrechtmäßig ist. 

§ 64 Kosten der behördlichen Sicherstellung 
Hat die zuständige Behörde das Kulturgut, über dessen Rückgabe das Gericht zu 
entscheiden hat, nach § 33 sichergestellt, so ist in der gerichtlichen Entschei-
dung über die Rückgabe auch über die Kosten zu entscheiden, die der zuständi-
gen Behörde durch die Sicherstellung entstanden sind. 

§ 65 Kosten der Rückgabe und Erhaltungsmaßnahmen 
(1) Die Kosten, die sich aufgrund der Rückgabe ergeben, gehen zu Lasten des 
ersuchenden Mitgliedstaates oder Vertragsstaates. 
(2) Die Kosten, die durch Durchführung oder Veranlassung von notwendigen 
Maßnahmen zur Erhaltung des sichergestellten Kulturgutes entstehen, gehen zu 
Lasten des ersuchenden Mitgliedstaates oder Vertragsstaates. § 64 ist entspre-
chend anzuwenden. 
 

Abschnitt 3 
Entschädigung und Erstattungsanspruch 

§ 66 Entschädigung bei Rückgabe 
(1) Ist der unmittelbare Eigenbesitzer beim Erwerb des Kulturgutes mit der 
erforderlichen Sorgfalt vorgegangen, so kann er die Rückgabe des Kulturgutes 
verweigern, bis der ersuchende Mitgliedstaat oder Vertragsstaat eine angemes-
sene Entschädigung geleistet hat. 
(2) Bei einer unentgeltlichen Rechtsnachfolge muss die erforderliche Sorgfalt 
beim Erwerb sowohl vom Rechtsvorgänger als auch vom Rechtsnachfolger 
beachtet worden sein. Beim Erwerb durch Erbschaft muss der Erbe oder Ver-
mächtnisnehmer die mangelnde Sorgfalt des Erblassers gegen sich gelten lassen. 
(3) Bei der Entscheidung, ob der unmittelbare Eigenbesitzer mit der erforder-
lichen Sorgfalt vorgegangen ist, werden alle Umstände beim Erwerb des Kultur-
gutes berücksichtigt, insbesondere 
1. die Unterlagen über die Herkunft des Kulturgutes, 
2. die nach dem Recht des ersuchenden Mitgliedstaates oder Vertragsstaates 

erforderliche Ausfuhrgenehmigung, 
3. die jeweiligen Eigenschaften der beim Erwerb des Kulturgutes Beteiligten, 
4. der Kaufpreis, 
5. die Einsichtnahme des unmittelbaren Eigenbesitzers in die zugänglichen 

Verzeichnisse entwendeten Kulturgutes und das Einholen einschlägiger In-
formationen, die er mit zumutbarem Aufwand erhalten konnte, und 

6. jeder andere Schritt, den eine vernünftige Person unter denselben Umstän-
den unternommen hätte. 

(4) § 52 Absatz 3 bleibt unberührt. 
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§ 67 Höhe der Entschädigung 
(1) Die Höhe der Entschädigung bestimmt sich unter Berücksichtigung der 
entstandenen Aufwendungen des Rückgabeschuldners für 
1. den Erwerb des Kulturgutes und 
2. die notwendigen Maßnahmen zur Erhaltung des Kulturgutes. 
Die Entschädigung darf die Aufwendungen nicht übersteigen. Für entgangenen 
Gewinn ist keine Entschädigung zu zahlen. 
(2) Bleibt das Kulturgut auch nach der Rückgabe Eigentum des Rückgabe-
schuldners, so hat der ersuchende Mitgliedstaat oder Vertragsstaat dem Rück-
gabeschuldner abweichend von Absatz 1 nur die Aufwendungen zu erstatten, 
die dem Rückgabeschuldner daraus entstanden sind, dass er darauf vertraut hat, 
das Kulturgut im Bundesgebiet belassen zu dürfen. 

§ 68 Erstattungsanspruch des ersuchenden Mitglied- oder Vertragsstaa-
tes 
(1) Der ersuchende Mitgliedstaat oder Vertragsstaat kann von den Personen, 
die Kulturgut unrechtmäßig verbracht haben oder die die unrechtmäßige Ver-
bringung von Kulturgut veranlasst haben, Erstattung der aus dem Rückgabever-
fahren entstandenen Kosten fordern. § 840 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches ist entsprechend anzuwenden. 
(2) Der Anspruch nach Absatz 1 ist vor den ordentlichen Gerichten geltend 
zu machen. 
 

Kapitel 6 
Rückgabe unrechtmäßig ausgeführten Kulturgutes 

§ 69 Rückgabeanspruch gegenüber Mitgliedstaaten 
(1) Den Anspruch auf Rückgabe von Kulturgut, das unrechtmäßig in das 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates ausgeführt worden ist, macht im jeweiligen 
Mitgliedstaat nach dessen Vorschriften die für Kultur und Medien zuständige 
oberste Bundesbehörde im Benehmen mit der zuständigen obersten Landesbe-
hörde des Landes, in dem sich das Kulturgut vor der unrechtmäßigen Ausfuhr 
dauerhaft befand, geltend. Ist der Ort der letzten dauerhaften Belegenheit des 
Kulturgutes im Bundesgebiet nicht feststellbar, so macht die für Kultur und 
Medien zuständige oberste Bundesbehörde den Anspruch geltend. 
(2) Die für Kultur und Medien zuständige oberste Bundesbehörde setzt die 
zuständige zentrale Stelle des ersuchten Mitgliedstaates unverzüglich davon in 
Kenntnis, dass sie Klage auf Rückgabe des betreffenden Kulturgutes erhoben 
hat. 

§ 70 Rückgabeanspruch gegenüber Vertragsstaaten 
(1) Den Anspruch auf Rückgabe von Kulturgut, das unrechtmäßig in das 
Hoheitsgebiet eines Vertragsstaates ausgeführt worden ist, macht das Auswärti-
ge Amt im Einvernehmen mit der für Kultur und Medien zuständigen obersten 
Bundesbehörde geltend. 
(2) Bevor die für Kultur und Medien zuständige oberste Bundesbehörde den 
Rückgabeanspruch geltend macht, stellt sie das Benehmen her mit der zuständi-
gen obersten Landesbehörde des Landes, in dem sich das Kulturgut vor der 
unrechtmäßigen Ausfuhr dauerhaft befand. 

§ 71 Kosten 
(1) Die notwendigen Kosten und Auslagen, die durch die Geltendmachung 
des Rückgabeanspruchs entstanden sind, trägt derjenige, der das Kulturgut 
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unrechtmäßig ausgeführt hat. § 840 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist 
entsprechend anzuwenden. 
(2) Die Bundesbehörde, die den Rückgabeanspruch nach den §§ 69, 70 geltend 
macht, setzt den zu erstattenden Betrag durch Bescheid fest. 

§ 72 Eigentum an zurückgegebenem Kulturgut 
Wer Eigentümer des Kulturgutes ist, das unrechtmäßig ausgeführt worden ist 
und in das Bundesgebiet zurückgegeben worden ist, bestimmt sich nach den 
deutschen Sachvorschriften. 

Kapitel 7 
Rückgabezusage im internationalen Leihverkehr 

§ 73 Rechtsverbindliche Rückgabezusage 
(1) Wird Kulturgut aus dem Ausland für eine öffentliche Ausstellung oder für 
eine andere Form der öffentlichen Präsentation, einschließlich einer vorherigen 
Restaurierung für diesen Zweck, oder für Forschungszwecke an eine Kulturgut 
bewahrende oder wissenschaftliche Einrichtung im Bundesgebiet vorüberge-
hend ausgeliehen, so kann die oberste Landesbehörde im Benehmen mit der für 
Kultur und Medien zuständigen obersten Bundesbehörde eine rechtsverbindli-
che Rückgabezusage für die Aufenthaltsdauer des Kulturgutes im Bundesgebiet 
erteilen. Die Rückgabezusage darf höchstens für zwei Jahre erteilt werden. 
(2) Für die Erteilung der rechtsverbindlichen Rückgabezusage ist die oberste 
Landesbehörde des Landes zuständig, in dem der Entleiher seinen Hauptsitz hat. 
Bei mehreren Leihorten ist die Behörde des ersten Leihortes zuständig. 

§ 74 Erteilung der rechtsverbindlichen Rückgabezusage 
(1) Auf Antrag des Entleihers kann die oberste Landesbehörde im Benehmen 
mit der für Kultur und Medien zuständigen obersten Bundesbehörde dem Ver-
leiher vor der Einfuhr des Kulturgutes die Rückgabezusage erteilen. Der Antrag 
kann schriftlich oder elektronisch übermittelt werden. 
(2) Die Rückgabezusage erfolgt schriftlich und unter Gebrauch der Worte 
„rechtsverbindliche Rückgabezusage“. 

§ 75 Verlängerung 
(1) Die rechtsverbindliche Rückgabezusage kann von der obersten Landesbe-
hörde im Einvernehmen mit der für Kultur und Medien zuständigen obersten 
Bundesbehörde auf Antrag des Entleihers verlängert werden. Die Höchstdauer 
von zwei Jahren soll auch durch eine Verlängerung nicht überschritten werden. 
In begründeten Ausnahmefällen kann die Frist für einen Aufenthalt im Bundes-
gebiet auf bis zu vier Jahre verlängert werden. 
(2) § 73 Absatz 2 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 76 Wirkung 
(1) Die rechtsverbindliche Rückgabezusage bewirkt, dass 
1. dem Rückgabeanspruch des Verleihers keine Rechte entgegengehalten 

werden können, die Dritte an dem Kulturgut geltend machen, und 
2. kein Verfahren zur Eintragung in ein Verzeichnis national wertvollen 

Kulturgutes eingeleitet werden kann. 
Die Rückgabezusage kann nicht aufgehoben, zurückgenommen oder widerrufen 
werden und ist für die Aufenthaltsdauer des Kulturgutes im Bundesgebiet sofort 
vollziehbar. 
(2) Bis zur Rückgabe des Kulturgutes an den Verleiher, höchstens jedoch für 
die Dauer der erteilten Rückgabezusage, sind gerichtliche Klagen auf Herausga-
be, Arrestverfügungen, Pfändungen und Beschlagnahmen des Kulturgutes sowie 
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behördliche Vollstreckungsmaßnahmen oder Sicherstellungen nach diesem 
Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften nicht zulässig. 
(3) Die Ausfuhr nach Ablauf des Leihvertrages unterliegt nicht der Genehmi-
gungspflicht nach § 24. 
 

Kapitel 8 
Datenschutz, gemeinsames Verfahren, Zoll 

§ 77 Erhebung und Verarbeitung von Informationen einschließlich per-
sonenbezogener Daten 
(1) Die für die Ausführung dieses Gesetzes zuständigen Behörden des Bundes 
und der Länder dürfen Informationen einschließlich personenbezogener Daten 
erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies erforderlich ist 
1. zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz, nach landesrechtlichen 

Regelungen zum Schutz beweglichen Kulturgutes, nach unmittelbar gelten-
den Rechtsakten der Europäischen Union und der Europäischen Gemein-
schaft, die Verbote und Beschränkungen enthalten, sowie 

2. zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung. 

(2) Die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten bleiben unbe-
rührt. 

§ 78 Übermittlung von Informationen einschließlich personenbezogener 
Daten an die zuständige Behörde 
(1) Öffentliche Stellen im Sinne von § 2 des Bundesdatenschutzgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 2003 (BGBl. I S. 66), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Februar 2015 (BGBl. I S. 162) geändert 
worden ist, dürfen Informationen einschließlich personenbezogener Daten der 
nach diesem Gesetz zuständigen Behörde des Bundes und der Länder übermit-
teln, soweit dies erforderlich ist, damit diese Behörde ihre in § 77 genannten 
Aufgaben erfüllen kann. 
(2) Öffentliche Stellen haben unverzüglich die zuständigen Behörden des 
Bundes und der Länder zu unterrichten, wenn sie im Zusammenhang mit der 
Erfüllung ihrer Aufgaben Kenntnis davon erlangen, dass Kulturgut unter Ver-
stoß gegen die Einfuhr- und Ausfuhrbestimmungen ein- oder ausgeführt wor-
den ist oder werden soll. 
(3) Die für die Einleitung und Durchführung eines Straf- oder eines Bußgeld-
verfahrens zuständigen Stellen haben die nach diesem Gesetz zuständigen Be-
hörden des Bundes und der Länder unverzüglich über die Einleitung und die 
Erledigung eines auf Kulturgut bezogenen Straf- oder Bußgeldverfahrens bei der 
Staatsanwaltschaft, bei Gericht oder bei der für die Verfolgung und Ahndung 
der Ordnungswidrigkeit zuständigen Verwaltungsbehörde unter Angabe der 
gesetzlichen Vorschriften zu unterrichten. Satz 1 ist nicht für Verfahren wegen 
einer Ordnungswidrigkeit anzuwenden, die nur mit einer Geldbuße bis zu tau-
send Euro geahndet werden kann. 
(4) Bei Eingang eines Rechtshilfeersuchens eines anderen Mitgliedstaates 
oder Vertragsstaates ist Absatz 3 entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, 
dass auch die für Kultur und Medien zuständige oberste Bundesbehörde unter-
richtet wird. Diese unterrichtet in Fällen eines Rechtshilfeersuchens eines Ver-
tragsstaates das Auswärtige Amt. 
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§ 79 Gemeinsames Verfahren von Bund und Ländern 
(1) Zum umfassenden Schutz nationalen Kulturgutes führen Bund und Län-
der ein gemeinsames Verfahren im Sinne des § 11 des E-Government-Gesetzes. 
Sie sind befugt, Informationen einschließlich personenbezogener Daten in dem 
gemeinsamen Verfahren zu verarbeiten. 
(2) Die am gemeinsamen Verfahren beteiligten Behörden des Bundes und der 
Länder sind jeweils für die Rechtmäßigkeit der von ihnen vorgenommenen 
Datenerhebung, Datenverarbeitung und Datennutzung verantwortlich. 
(3) Die am gemeinsamen Verfahren beteiligten Behörden des Bundes und der 
Länder unterliegen, soweit sie an dem gemeinsamen Verfahren teilnehmen, dem 
Bundesdatenschutzgesetz. Die zuständige Kontrollstelle im Sinne des § 11 Ab-
satz 5 Satz 2 des E-Government-Gesetzes für die Einhaltung der Datenschutz-
vorschriften mit Bezug auf das gemeinsame Verfahren ist die oder der Bundes-
beauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit. Die Zuständigkeit 
der oder des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfrei-
heit lässt die Zuständigkeit der oder des Landesbeauftragten für den Daten-
schutz im Übrigen unberührt. 
(4) Im Rahmen des gemeinsamen Verfahrens werden neben den Daten zur 
Identifikation des Kulturgutes auch die personenbezogenen Daten der Eigentü-
mer und soweit erforderlich der Besitzer des nationalen Kulturgutes verarbeitet. 
Dies sind insbesondere deren Namen und Adressen. 
(5) Einzelheiten des gemeinsamen Verfahrens, insbesondere die jeweils ver-
antwortliche Stelle für die Festlegung, Änderung, Fortentwicklung und Einhal-
tung von fachlichen und technischen Vorgaben nach § 11 Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 1 des E-Government-Gesetzes, werden durch für alle Länder verbindliche 
Beschlüsse des Verwaltungsausschusses nach § 4 Absatz 4 geregelt. 

§ 80 Übermittlung von Informationen einschließlich personenbezogener 
Daten an Mitgliedstaaten und Vertragsstaaten 
(1) Die für Kultur und Medien zuständige oberste Bundesbehörde erteilt den 
zuständigen zentralen Stellen eines Mitgliedstaates auf begründetes Ersuchen, 
1. soweit es für deren Prüfung erforderlich ist, Auskunft, ob 

a) die Voraussetzungen für ein Rückgabeersuchen oder eine Klage auf 
Rückgabe gegeben sind oder 

b) die Voraussetzungen für die Erteilung einer Ausfuhrgenehmigung 
nach der Verordnung (EG) Nr. 116/2009 gegeben sind, sowie 

2. Auskünfte, die zur Auffindung und Rückgabe von gestohlenem oder un-
rechtmäßig in das Bundesgebiet eingeführtem Kulturgut beitragen können. 

Die Auskunftserteilung nach Satz 1 Nummer 1 und 2 umfasst neben nichtperso-
nenbezogenen Daten den Namen und die ladungsfähige Anschrift der derzeiti-
gen oder vorherigen Eigentümer oder Besitzer, soweit dies für die Prüfung der 
zuständigen Stelle des anderen Mitgliedstaates erforderlich ist. 
(2) Das Auswärtige Amt erteilt einem Vertragsstaat auf begründetes Ersu-
chen 
1. soweit es für dessen Prüfung erforderlich ist, Auskunft, ob die Vorausset-

zungen für ein Rückgabeersuchen oder eine Klage auf Rückgabe gegeben 
sind, sowie 

2. Auskünfte, die zur Auffindung und Rückgabe von gestohlenem oder un-
rechtmäßig in das Bundesgebiet eingeführtem Kulturgut beitragen können. 

(3) Personenbezogene Daten dürfen an Stellen in Mitgliedstaaten und Ver-
tragsstaaten nur übermittelt werden, wenn deren Kenntnis für die Rechtsverfol-
gung von Rückgabeansprüchen nach diesem Gesetz erforderlich ist. Die Daten-
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übermittlung muss zusätzlich den Anforderungen der §§ 4b und 4c des Bundes-
datenschutzgesetzes genügen. 

§ 81 Mitwirkung der Zollbehörden, Anhaltung von Kulturgut 
(1) Die Zollbehörden wirken im Rahmen ihrer Zuständigkeit bei der Überwa-
chung der Ein- und Ausfuhr von Kulturgut mit, für das Verbote oder Beschrän-
kungen nach diesem Gesetz oder einer aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung gelten. Soweit es zur Durchführung dieses Gesetzes und der 
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen erforderlich ist, dür-
fen die Zollbehörden die im Rahmen ihrer zollamtlichen Überwachung gewon-
nenen Informationen, auch soweit sie dem Steuergeheimnis unterliegen, den 
zuständigen Behörden übermitteln. 
(2) Die für Kultur und Medien zuständige oberste Bundesbehörde kann der 
zuständigen zentralen Stelle der Zollverwaltung konkrete länder-, waren- oder 
personenbezogene Risikohinweise übermitteln. 
(3) Ergeben sich bei der zollamtlichen Überwachung Anhaltspunkte für 
einen Verstoß gegen dieses Gesetz oder gegen eine aufgrund dieses Gesetzes 
erlassene Rechtsverordnung, so unterrichten die Zollbehörden unverzüglich die 
zuständige Behörde des Landes, in dem sich das Kulturgut bei der Anhaltung 
befindet. 
(4) Im Falle des Absatzes 3 halten die Zollbehörden die Waren, deren Beför-
derungs- und Verpackungsmittel sowie die beigefügten Unterlagen auf Kosten 
und Gefahr des Verfügungsberechtigten an. Sie können die angehaltenen Waren 
sowie deren Beförderungs- und Verpackungsmittel auch durch einen Dritten 
verwahren lassen. § 39 ist entsprechend anzuwenden. 
(5) Die Zollbehörde gibt das angehaltene Kulturgut, die Beförderungs- und 
Verpackungsmittel sowie die beigefügten Unterlagen frei, wenn die sonstigen 
Anforderungen und Förmlichkeiten für eine Freigabe erfüllt sind und 
1. die zuständige Behörde mitgeteilt hat, dass sie das Kulturgut nach § 33 

sichergestellt hat, 
2. die zuständige Behörde mitgeteilt hat, dass das Kulturgut nicht sicherge-

stellt wird, oder 
3. nach Ablauf von drei Arbeitstagen seit der Unterrichtung nach Absatz 3 

keine Mitteilung der zuständigen Behörde zum weiteren Vorgehen vorliegt 
oder 

4. nach Ablauf von zehn Arbeitstagen seit der Unterrichtung nach Absatz 3 
keine Mitteilung der zuständigen Behörde über die Sicherstellung des Kul-
turgutes nach § 33 vorliegt. 

(6) Es ist verboten, nach Absatz 4 angehaltenes Kulturgut zu beschädigen, zu 
zerstören oder dessen Erscheinungsbild nicht nur unerheblich und nicht nur 
vorübergehend zu verändern. 

§ 82 Anmeldepflicht bei Ein- und Ausfuhr im Kulturgutverkehr mit 
Drittstaaten 
(1) Bei der zuständigen Zollstelle ist Kulturgut anzumelden, das 
1. unmittelbar aus einem Drittstaat eingeführt werden soll und zur Ausfuhr 

aus dem Herkunftsstaat einer Genehmigung durch diesen Staat bedarf o-
der 

2. in einen Drittstaat ausgeführt werden soll und zur Ausfuhr aus dem Bin-
nenmarkt einer Genehmigung nach diesem Gesetz oder nach einem im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten, unmittelbar geltenden 
Rechtsakt der Europäischen Union bedarf. 
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(2) Die Anmeldung hat die Person vorzunehmen, die das Kulturgut einführt 
oder ausführt. Bei der Anmeldung sind die für die Einfuhr oder Ausfuhr erfor-
derlichen Genehmigungen oder sonstigen Dokumente vorzulegen. 
(3) Auf Verlangen der zuständigen Zollstelle ist das anmeldepflichtige Kul-
turgut vorzuführen. 
 

Kapitel 9 
Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 83 Strafvorschriften 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
1. entgegen § 21 Nummer 1, 2, 4 oder 5 Kulturgut ausführt, 
2. entgegen § 21 Nummer 3 Kulturgut ausführt, von dem er weiß, dass es 

nach § 32 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 unrechtmäßig eingeführt wurde, 
3. entgegen § 28 Kulturgut einführt, von dem er weiß, dass es unter Verstoß 

gegen eine dort genannte Rechtsvorschrift verbracht worden ist, 
4. entgegen § 40 Absatz 1 Kulturgut in Verkehr bringt, das abhandengekom-

men ist oder von dem er weiß, dass es rechtswidrig ausgegraben oder nach 
§ 32 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 unrechtmäßig eingeführt worden ist, oder 

5. entgegen § 40 Absatz 3 ein Verpflichtungs- oder Verfügungsgeschäft über 
Kulturgut abschließt, das durch eine in Nummer 1 oder 2 bezeichnete 
Handlung ausgeführt worden ist. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer entgegen Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 116/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 über die Ausfuhr von Kul-
turgütern (kodifizierte Fassung) (ABl. L 39 vom 10.2.2009, S. 1) Kulturgut aus-
führt. 
(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer entgegen § 18 Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 2, Kulturgut be-
schädigt, zerstört oder verändert. 
(4) Der Versuch ist strafbar. 
(5) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren wird bestraft, wer in 
den Fällen des Absatzes 1 Nummer 4 
1. gewerbsmäßig handelt oder 
2. als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung sol-

cher Taten verbunden hat. 
(6) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 oder des Absatzes 2 in Ausübung 
einer gewerblichen Tätigkeit fahrlässig handelt. 
(7) Das Gericht kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 die Strafe nach 
§ 49 Absatz 1 des Strafgesetzbuches mildern oder von Strafe absehen, wenn der 
Täter das Kulturgut unverzüglich in das Bundesgebiet zurückbringt. 

§ 84 Bußgeldvorschriften 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer 
1. entgegen § 15 Absatz 2 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollstän-

dig oder nicht rechtzeitig macht, 
2. entgegen § 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Name oder Anschrift einer dort 

genannten Person nicht oder nicht rechtzeitig feststellt, 
3. entgegen § 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 eine Beschreibung oder eine 

Abbildung nicht oder nicht rechtzeitig anfertigt oder 
4. entgegen § 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 eine dort genannte Erklärung 

nicht oder nicht rechtzeitig einholt. 
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(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. entgegen § 30 Satz 1 bei der Einfuhr von Kulturgut, von dem er weiß oder 

hätte wissen müssen, dass es von einem Mitgliedstaat oder Vertragsstaat 
als nationales Kulturgut eingestuft oder definiert worden ist, eine dort ver-
langte Unterlage nicht mit sich führt oder 

2. entgegen § 82 Absatz 3 Kulturgut nicht oder nicht rechtzeitig vorführt. 
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 bis 
4 mit einer Geldbuße bis zu dreißigtausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer 
Geldbuße bis zu hunderttausend Euro geahndet werden. 

§ 85 Einziehung und erweiterter Verfall 
(1) Ist eine Straftat nach § 83 oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 84 Ab-
satz 1 oder 2 begangen worden, so können folgende Gegenstände eingezogen 
werden: 
1. Gegenstände, auf die sich die Straftat oder Ordnungswidrigkeit bezieht, 

oder 
2. Gegenstände, die durch sie hervorgebracht oder zu ihrer Begehung oder 

Vorbereitung gebraucht worden oder bestimmt gewesen sind. 
§ 74a des Strafgesetzbuches und § 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
sind anzuwenden. 
(2) In den Fällen des § 83 Absatz 5 Nummer 2 ist § 73d des Strafgesetzbuches 
anzuwenden. 

§ 86 Besondere Voraussetzung der Verwertung von Kulturgut 
(1) Kulturgut, das nach § 85 der Einziehung oder dem Verfall unterliegt, darf 
nur mit Zustimmung der zuständigen Behörde verwertet werden. 
(2) Die Zustimmung kann versagt werden. Sie ist im Regelfall zu versagen für 
Kulturgut, 
1. das der genehmigungspflichtigen Ausfuhr nach § 24 unterliegt und dessen 

Eintragung in ein Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes noch nicht 
abschließend geprüft worden ist, 

2. das einem Rückgabeanspruch nach Kapitel 5 unterliegen könnte und für 
das die Verjährungsfrist für den Rückgabeanspruch noch nicht abgelaufen 
oder der Anspruch noch nicht erloschen ist oder 

3. dessen Inverkehrbringen nach § 40 verboten ist oder für dessen Inverkehr-
bringen eine erhöhte Sorgfaltspflicht nach § 44 besteht. 

(3) Vor der Verwertung von Kulturgut ausländischer Staaten sind das Aus-
wärtige Amt und die für Kultur und Medien zuständige oberste Bundesbehörde 
anzuhören. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch bei Einziehung und Verfall nach anderen 
Rechtsvorschriften anzuwenden. 
(5) Eine Verwertung von Kulturgut, das die zuständige Behörde nach diesem 
Gesetz eingezogen hat, ist erst möglich, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 
2 abschließend geprüft sind. 

§ 87 Aufgaben und Befugnisse der Zollbehörden 
(1) Die Staatsanwaltschaft kann bei Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 
nach den §§ 83 und 84 Ermittlungen nach § 161 Absatz 1 Satz 1 der Strafpro-
zessordnung in den Fällen des § 83 Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 3 in Verbindung 
mit den Absätzen 4 und 6 sowie im Fall des § 83 Absatz 2 in Verbindung mit 
Absatz 4 auch durch die Hauptzollämter oder die Zollfahndungsämter vorneh-
men lassen. Die nach § 36 Absatz 1 Nummer 2 oder Absatz 2 des Gesetzes gegen 
Ordnungswidrigkeiten zuständige Verwaltungsbehörde kann in den Fällen des 
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Satzes 1 Ermittlungen auch durch die Hauptzollämter oder die Zollfahndungs-
ämter vornehmen lassen. 
(2) § 21 Absatz 3 des Außenwirtschaftsgesetzes vom 6. Juni 2013 (BGBl. I 
S. 1482), das durch Artikel 297 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I 
S. 1474) geändert worden ist, ist entsprechend anzuwenden. 

§ 88 Straf- und Bußgeldverfahren 
Soweit für Straftaten nach § 83 das Amtsgericht sachlich zuständig ist, liegt die 
örtliche Zuständigkeit bei dem Amtsgericht, in dessen Bezirk das örtlich zustän-
dige Landgericht seinen Sitz hat. Die Landesregierung kann durch Rechtsver-
ordnung die örtliche Zuständigkeit des Amtsgerichts abweichend regeln, soweit 
dies mit Rücksicht auf die Wirtschafts- oder Verkehrsverhältnisse, den Aufbau 
der Verwaltung oder andere örtliche Bedürfnisse zweckmäßig erscheint. Die 
Landesregierung kann diese Ermächtigung auf die Landesjustizverwaltung 
übertragen. 

 
Kapitel 10 

Evaluierung, Übergangs- und Ausschlussvorschriften 

§ 89 Evaluierung 
Das für Kultur und Medien zuständige Mitglied der Bundesregierung unterrich-
tet den Deutschen Bundestag und den Bundesrat über die Anwendung des Ge-
setzes fünf Jahre und vorab zum Umfang des Verwaltungsaufwandes zwei Jahre 
nach Inkrafttreten des Gesetzes. 

§ 90 Fortgeltung und Befristung bisherigen Abwanderungsschutzes 
(1) Bestandteil des Verzeichnisses national wertvollen Kulturgutes ist Kultur-
gut, das aufgrund des Gesetzes zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen Ab-
wanderung in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Juli 1999 (BGBl. I S. 
1754), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Mai 2007 (BGBl. I S. 757) 
geändert worden ist, eingetragen worden ist in 
1. ein Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes oder 
2. ein Verzeichnis national wertvoller Archive eines Landes. 
(2) Die Ausfuhr bleibt genehmigungspflichtig, längstens bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2025 
1. von Kunstwerken, die aufgrund der Verordnung über die Ausfuhr von 

Kunstwerken der Reichsregierung vom 11. Dezember 1919 (RGBl. S. 
1961), die zuletzt durch die Verordnung vom 20. Dezember 1932 (RGBl. I 
S. 572) verlängert worden ist, in das Verzeichnis der national wertvollen 
Kunstwerke eingetragen waren und über deren Eintragung in ein Ver-
zeichnis national wertvollen Kulturgutes noch nicht entschieden worden 
ist, und 

2. von registriertem Kulturgut nach dem Kulturgutschutzgesetz vom 3. Juli 
1980 (GBl. I Nr. 20 S. 191) und über dessen Eintragung in ein Verzeichnis 
national wertvollen Kulturgutes noch nicht entschieden worden ist. 

(3) Für Verfahren, die bis 6. August 2016 eingeleitet und bekannt gemacht 
worden sind, gelten die Vorschriften des Gesetzes zum Schutz deutschen Kul-
turgutes gegen Abwanderung in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Juli 
1999 (BGBl. I S. 1754), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Mai 2007 
(BGBl. I S. 757, 2547) geändert worden ist, bis zum Abschluss des Verfahrens 
fort. 
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§ 91 Ausschluss abweichenden Landesrechts 
Von den in den §§ 7 bis 17, 22 bis 27 und 73 bis 76 getroffenen Regelungen des 
Verwaltungsverfahrens kann durch Landesrecht nicht abgewichen werden. 
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XII. Gesetz zu der Konvention vom 14. Mai 1954 zum Schutz  
von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten 

Gesetz zu der Konvention vom 14. Mai 1954 zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten 
Konflikten vom 11. April 1967 (BGBl. 1967 II S. 1233), das zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 27. April 2004 (BGBl. I S. 630) geändert worden ist.  
Stand: Zuletzt geändert durch Art. 4 G v. 27.4.2004 I 630 

Art 1  
Der in Den Haag am 14. Mai 1954 von der Bundesrepublik Deutschland unter-
zeichneten Konvention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten 
nebst Protokoll wird zugestimmt. Die Konvention und das Protokoll werden 
nachstehend veröffentlicht. 

Art 2  
(1) Die Länder führen dieses Gesetz im Auftrag des Bundes aus, soweit nicht 
in den Absätzen 2 bis 6 etwas anderes bestimmt ist. Der Bundesminister des 
Innern übt in seinem Aufgabenbereich die Befugnisse aus, die der Bundesregie-
rung nach Artikel 85 Abs. 4 des Grundgesetzes zustehen. Er kann diese Befug-
nisse sowie seine Weisungsbefugnisse nach Artikel 85 Abs. 3 des Grundgesetzes 
ganz oder teilweise auf das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe übertragen. Allgemeine Verwaltungsvorschriften erläßt der Bundes-
minister des Innern mit Zustimmung des Bundesrates. 
(2) Der Bundesminister des Auswärtigen ist zuständig in allen Fällen, in 
denen nach der Konvention und ihren Ausführungsbestimmungen die Vertrags-
partei Bundesrepublik Deutschland mit auswärtigen Stellen in Verbindung tritt, 
sowie für die Benennungen und Ernennungen nach Kapitel I der Ausführungs-
bestimmungen. 
(3) Der Bundesminister des Innern ist zuständig für 
a) die Ausgabe von Ausweisen und Armbinden nach Artikel 21 der Ausfüh-

rungsbestimmungen für das in Artikel 17 Abs. 2 Buchstabe b der Konventi-
on genannte Personal, 

b) die Transporte nach Kapitel III der Konvention und Kapitel III der Ausfüh-
rungsbestimmungen; hierbei ist das Einvernehmen des Bundesministers der 
Verteidigung erforderlich. 

(4) Der Bundesminister der Verteidigung ist zuständig für 
a) alle Bestimmungen der Konvention und ihrer Ausführungsbestimmungen, 

soweit sie von den Streitkräften durchzuführen sind, 
b) die Verbreitung des Wortlauts der Konvention und ihrer Ausführungsbe-

stimmungen in der Bundeswehr. 
(5) Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe ist zustän-
dig für die Verbreitung des Wortlauts der Konvention und ihrer Ausführungsbe-
stimmungen nach Artikel 25 der Konvention, soweit sie nicht nach Absatz 4 
Buchstabe b erfolgt. 
(6) Die Ausführung des Artikels 5 der Konvention und des Protokolls wird 
besonders geregelt. 

Art 3  
Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das Land Berlin die Anwendung 
dieses Gesetzes feststellt, wobei die Rechte und die Verantwortlichkeiten der 
alliierten Behörden, vor allem die ihnen zustehenden Befugnisse hinsichtlich der 
Aufrechterhaltung der Sicherheit von Berlin und insbesondere auf militärischem 
Gebiet, unberührt bleiben. 



 
 236 

Art 4  
(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels 2 am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft; Artikel 2 tritt an dem Tage in Kraft, an dem die Konventi-
on für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt. 
(2) Der Tag, an dem die Konvention nach ihrem Artikel 33 Abs. 2 und das 
Protokoll nach III Ziffer 10 Buchstabe b für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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XIII. Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken  
der bildenden Künste und der Photographie  
(Kunsturhebergesetz – KunstUrhG) 

Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste und der Photogra-
phie in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 440-3, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 3 § 31 des Gesetzes vom 16. Februar 2001 
(BGBl. I S. 266) geändert worden ist. 

§§ 1 bis 21 --- 

§ 22 
Bildnisse dürfen nur mit Einwilligung des Abgebildeten verbreitet oder öffent-
lich zur Schau gestellt werden. Die Einwilligung gilt im Zweifel als erteilt, wenn 
der Abgebildete dafür, daß er sich abbilden ließ, eine Entlohnung erhielt. Nach 
dem Tode des Abgebildeten bedarf es bis zum Ablaufe von 10 Jahren der Einwil-
ligung der Angehörigen des Abgebildeten. Angehörige im Sinne dieses Gesetzes 
sind der überlebende Ehegatte oder Lebenspartner und die Kinder des Abgebil-
deten und, wenn weder ein Ehegatte oder Lebenspartner noch Kinder vorhan-
den sind, die Eltern des Abgebildeten. 

§23 
(1) Ohne die nach § 22 erforderliche Einwilligung dürfen verbreitet und zur 
Schau gestellt werden: 
1. Bildnisse aus dem Bereiche der Zeitgeschichte; 
2. Bilder, auf denen die Personen nur als Beiwerk neben einer Landschaft oder 

sonstigen Örtlichkeit erscheinen; 
3. Bilder von Versammlungen, Aufzügen und ähnlichen Vorgängen, an denen 

die dargestellten Personen teilgenommen haben; 
4. Bildnisse, die nicht auf Bestellung angefertigt sind, sofern die Verbreitung 

oder Schaustellung einem höheren Interesse der Kunst dient. 
(2) Die Befugnis erstreckt sich jedoch nicht auf eine Verbreitung und Schau-
stellung, durch die ein berechtigtes Interesse des Abgebildeten oder, falls dieser 
verstorben ist, seiner Angehörigen verletzt wird. 

§ 24 
Für Zwecke der Rechtspflege und der öffentlichen Sicherheit dürfen von den 
Behörden Bildnisse ohneEinwilligung des Berechtigten sowie des Abgebildeten 
oder seiner Angehörigen vervielfältigt, verbreitet und öffentlich zur Schau ge-
stellt werden. 

§§ 25 bis 32 --- 

§ 33 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
entgegen den §§ 22, 23 ein Bildnis verbreitet oder öffentlich zur Schau stellt. 
(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 

§ 34 --- 
§ 35 --- 
§ 36 --- 

§ 37 
(1) Die widerrechtlich hergestellten, verbreiteten oder vorgeführten Exempla-
re und die zur widerrechtlichen Vervielfältigung oder Vorführung ausschließlich 
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bestimmten Vorrichtungen, wie Formen, Platten, Steine, unterliegen der Ver-
nichtung. Das gleiche gilt von den widerrechtlich verbreiteten oder öffentlich 
zur Schau gestellten Bildnissen und den zu deren Vervielfältigung ausschließlich 
bestimmten Vorrichtungen. Ist nur ein Teil des Werkes widerrechtlich herge-
stellt, verbreitet oder vorgeführt, so ist auf Vernichtung dieses Teiles und der 
entsprechenden Vorrichtungen zu erkennen. 
(2) Gegenstand der Vernichtung sind alle Exemplare und Vorrichtungen, 
welche sich im Eigentume der an der Herstellung, der Verbreitung, der Vorfüh-
rung oder der Schaustellung Beteiligten sowie der Erben dieser Personen befin-
den. 
(3) Auf die Vernichtung ist auch dann zu erkennen, wenn die Herstellung, die 
Verbreitung, die Vorführung oder die Schaustellung weder vorsätzlich noch 
fahrlässig erfolgt. Das gleiche gilt, wenn die Herstellung noch nicht vollendet 
ist. 
(4) Die Vernichtung hat zu erfolgen, nachdem dem Eigentümer gegenüber 
rechtskräftig darauf erkannt ist. Soweit die Exemplare oder die Vorrichtungen in 
anderer Weise als durch Vernichtung unschädlich gemacht werden können, hat 
dies zu geschehen, falls der Eigentümer die Kosten übernimmt. 
(5) – 

§ 38  
Der Verletzte kann statt der Vernichtung verlangen, daß ihm das Recht zuer-
kannt wird, die Exemplare und Vorrichtungen ganz oder teilweise gegen eine 
angemessene, höchstens dem Betrage der Herstellungskosten gleichkommende 
Vergütung zu übernehmen. 

§ 39 --- 
§ 40 --- 
§ 41 –-- 

§ 42 
Die Vernichtung der Exemplare und der Vorrichtungen kann im Wege des 
bürgerlichen Rechtsstreits oder im Strafverfahren verfolgt werden. 

§ 43 
(1) Auf die Vernichtung von Exemplaren oder Vorrichtungen kann auch im 
Strafverfahren nur auf besonderen Antrag des Verletzten erkannt werden. Die 
Zurücknahme des Antrags ist bis zur erfolgten Vernichtung zulässig. 
(2) Der Verletzte kann die Vernichtung von Exemplaren oder Vorrichtungen 
selbständig verfolgen. In diesem Falle finden die §§ 477 bis 479 der Strafprozeß-
ordnung mit der Maßgabe Anwendung, daß der Verletzte als Privatkläger auf-
treten kann. 

§ 44 
Die §§ 42, 43 finden auf die Verfolgung des in § 38 bezeichneten Rechtes ent-
sprechende Anwendung. 

§ 45 --- 
§ 46 --- 

§ 47 
(1) Der Anspruch auf Schadensersatz und die Strafverfolgung wegen wider-
rechtlicher Verbreitung oder Vorführung eines Werkes sowie die Strafverfol-
gung wegen widerrechtlicher Verbreitung oder Schaustellung eines Bildnisses 
verjähren in drei Jahren. 
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(2) Die Verjährung beginnt mit dem Tag, an welchem die widerrechtliche 
Handlung zuletzt stattgefunden hat. 

§ 49 --- 
§ 50 --- 
§ 51 --- 
§ 52 --- 
§ 53 --- 
§ 54 --- 

§ 55  
(1) Das Gesetz tritt mit dem 1. Juli 1907 in Kraft. 
(2) – 
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XIV. Strafgesetzbuch (StGB) [Auszug] 

Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 
3322), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. November 2016 (BGBl. I S. 2460) geändert 
worden ist. 
Stand: Neugefasst durch Bek. v. 13.11.1998 I 3322 
[…] 
 

Fünfzehnter Abschnitt 
Verletzung des persönlichen Lebens- und Geheimbereichs 

§ 201 Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer unbefugt 
1. das nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen auf einen Tonträger 

aufnimmt oder 
2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich 

macht. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt 
1. das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nichtöffentlich gesprochene Wort 

eines anderen mit einem Abhörgerät abhört oder 
2. das nach Absatz 1 Nr. 1 aufgenommene oder nach Absatz 2 Nr. 1 abgehörte 

nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen im Wortlaut oder seinem 
wesentlichen Inhalt nach öffentlich mitteilt. 

Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, wenn die öffentliche Mitteilung geeig-
net ist, berechtigte Interessen eines anderen zu beeinträchtigen. Sie ist nicht 
rechtswidrig, wenn die öffentliche Mitteilung zur Wahrnehmung überragender 
öffentlicher Interessen gemacht wird. 
(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer als Amtsträger oder als für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter 
die Vertraulichkeit des Wortes verletzt (Absätze 1 und 2). 
(4) Der Versuch ist strafbar. 
(5) Die Tonträger und Abhörgeräte, die der Täter oder Teilnehmer verwendet 
hat, können eingezogen werden. § 74a ist anzuwenden. 

§ 201a Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch Bild-
aufnahmen 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer- 
1. von einer anderen Person, die sich in einer Wohnung oder einem gegen 

Einblick besonders geschützten Raum befindet, unbefugt eine Bildaufnah-
me herstellt oder überträgt und dadurch den höchstpersönlichen Lebensbe-
reich der abgebildeten Person verletzt, 

2. eine Bildaufnahme, die die Hilflosigkeit einer anderen Person zur Schau 
stellt, unbefugt herstellt oder überträgt und dadurch den höchstpersönli-
chen Lebensbereich der abgebildeten Person verletzt, 

3. eine durch eine Tat nach den Nummern 1 oder 2 hergestellte Bildaufnahme 
gebraucht oder einer dritten Person zugänglich macht oder 

4. eine befugt hergestellte Bildaufnahme der in den Nummern 1 oder 2 be-
zeichneten Art wissentlich unbefugt einer dritten Person zugänglich macht 
und dadurch den höchstpersönlichen Lebensbereich der abgebildeten Per-
son verletzt. 
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(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt von einer anderen Person eine Bild-
aufnahme, die geeignet ist, dem Ansehen der abgebildeten Person erheblich zu 
schaden, einer dritten Person zugänglich macht. 
(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer eine Bildaufnahme, die die Nacktheit einer anderen Person unter achtzehn 
Jahren zum Gegenstand hat, 
1. herstellt oder anbietet, um sie einer dritten Person gegen Entgelt zu ver-

schaffen, oder 
2. sich oder einer dritten Person gegen Entgelt verschafft. 
(4) Absatz 1 Nummer 2, auch in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 3 oder 
Nummer 4, Absatz 2 und 3 gelten nicht für Handlungen, die in Wahrnehmung 
überwiegender berechtigter Interessen erfolgen, namentlich der Kunst oder der 
Wissenschaft, der Forschung oder der Lehre, der Berichterstattung über Vor-
gänge des Zeitgeschehens oder der Geschichte oder ähnlichen Zwecken dienen. 
(5) Die Bildträger sowie Bildaufnahmegeräte oder andere technische Mittel, 
die der Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können eingezogen werden. § 74a 
ist anzuwenden. 
[…] 
 

Neunzehnter Abschnitt 
Diebstahl und Unterschlagung 

§ 242 Diebstahl 
(1) Wer eine fremde bewegliche Sache einem anderen in der Absicht weg-
nimmt, die Sache sich oder einem Dritten rechtswidrig zuzueignen, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 243 Besonders schwerer Fall des Diebstahls 
(1) In besonders schweren Fällen wird der Diebstahl mit Freiheitsstrafe von 
drei Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. Ein besonders schwerer Fall liegt in 
der Regel vor, wenn der Täter 
1. zur Ausführung der Tat in ein Gebäude, einen Dienst- oder Geschäftsraum 

oder in einen anderen umschlossenen Raum einbricht, einsteigt, mit einem 
falschen Schlüssel oder einem anderen nicht zur ordnungsmäßigen Öff-
nung bestimmten Werkzeug eindringt oder sich in dem Raum verborgen 
hält, 

2. eine Sache stiehlt, die durch ein verschlossenes Behältnis oder eine andere 
Schutzvorrichtung gegen Wegnahme besonders gesichert ist, 

3. gewerbsmäßig stiehlt, 
4. aus einer Kirche oder einem anderen der Religionsausübung dienenden 

Gebäude oder Raum eine Sache stiehlt, die dem Gottesdienst gewidmet ist 
oder der religiösen Verehrung dient, 

5. eine Sache von Bedeutung für Wissenschaft, Kunst oder Geschichte oder 
für die technische Entwicklung stiehlt, die sich in einer allgemein zugängli-
chen Sammlung befindet oder öffentlich ausgestellt ist, 

6. stiehlt, indem er die Hilflosigkeit einer anderen Person, einen Unglücksfall 
oder eine gemeine Gefahr ausnutzt oder 

7. eine Handfeuerwaffe, zu deren Erwerb es nach dem Waffengesetz der 
Erlaubnis bedarf, ein Maschinengewehr, eine Maschinenpistole, ein voll- 
oder halbautomatisches Gewehr oder eine Sprengstoff enthaltende Kriegs-
waffe im Sinne des Kriegswaffenkontrollgesetzes oder Sprengstoff stiehlt. 
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(2) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 bis 6 ist ein besonders schwerer 
Fall ausgeschlossen, wenn sich die Tat auf eine geringwertige Sache bezieht. 

§ 244 Diebstahl mit Waffen; Bandendiebstahl; Wohnungseinbruchdieb-
stahl 
(1) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren wird bestraft, 
wer 
1. einen Diebstahl begeht, bei dem er oder ein anderer Beteiligter 
a) eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug bei sich führt, 
b) sonst ein Werkzeug oder Mittel bei sich führt, um den Widerstand einer 

anderen Person durch Gewalt oder Drohung mit Gewalt zu verhindern o-
der zu überwinden, 

2. als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung von Raub 
oder Diebstahl verbunden hat, unter Mitwirkung eines anderen Banden-
mitglieds stiehlt oder 

3. einen Diebstahl begeht, bei dem er zur Ausführung der Tat in eine Woh-
nung einbricht, einsteigt, mit einem falschen Schlüssel oder einem anderen 
nicht zur ordnungsmäßigen Öffnung bestimmten Werkzeug eindringt oder 
sich in der Wohnung verborgen hält. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren. 
(4) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 ist § 73d anzuwenden. 

§ 244a Schwerer Bandendiebstahl 
(1) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren wird bestraft, wer 
den Diebstahl unter den in § 243 Abs. 1 Satz 2 genannten Voraussetzungen oder 
in den Fällen des § 244 Abs. 1 Nr. 1 oder 3 als Mitglied einer Bande, die sich zur 
fortgesetzten Begehung von Raub oder Diebstahl verbunden hat, unter Mitwir-
kung eines anderen Bandenmitglieds begeht. 
(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren. 
(3) Die §§ 43a, 73d sind anzuwenden. 

§ 245 Führungsaufsicht 
In den Fällen der §§ 242 bis 244a kann das Gericht Führungsaufsicht anordnen 
(§ 68 Abs. 1). 

§ 246 Unterschlagung 
(1) Wer eine fremde bewegliche Sache sich oder einem Dritten rechtswidrig 
zueignet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, 
wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist. 
(2) Ist in den Fällen des Absatzes 1 die Sache dem Täter anvertraut, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 
(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 247 Haus- und Familiendiebstahl 
Ist durch einen Diebstahl oder eine Unterschlagung ein Angehöriger, der Vor-
mund oder der Betreuer verletzt oder lebt der Verletzte mit dem Täter in häusli-
cher Gemeinschaft, so wird die Tat nur auf Antrag verfolgt. 

§ 248 (weggefallen) 

 



 
 244 

§ 248a Diebstahl und Unterschlagung geringwertiger Sachen 
Der Diebstahl und die Unterschlagung geringwertiger Sachen werden in den 
Fällen der §§ 242 und 246 nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, daß die Strafver-
folgungsbehörde wegen des besonderen öffentlichen Interesses an der Strafver-
folgung ein Einschreiten von Amts wegen für geboten hält. 

§ 248b Unbefugter Gebrauch eines Fahrzeugs 
(1) Wer ein Kraftfahrzeug oder ein Fahrrad gegen den Willen des Berechtig-
ten in Gebrauch nimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit schwererer 
Strafe bedroht ist. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 
(4) Kraftfahrzeuge im Sinne dieser Vorschrift sind die Fahrzeuge, die durch 
Maschinenkraft bewegt werden, Landkraftfahrzeuge nur insoweit, als sie nicht 
an Bahngleise gebunden sind. 

§ 248c Entziehung elektrischer Energie 
(1) Wer einer elektrischen Anlage oder Einrichtung fremde elektrische Ener-
gie mittels eines Leiters entzieht, der zur ordnungsmäßigen Entnahme von 
Energie aus der Anlage oder Einrichtung nicht bestimmt ist, wird, wenn er die 
Handlung in der Absicht begeht, die elektrische Energie sich oder einem Dritten 
rechtswidrig zuzueignen, mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Die §§ 247 und 248a gelten entsprechend. 
(4) Wird die in Absatz 1 bezeichnete Handlung in der Absicht begangen, 
einem anderen rechtswidrig Schaden zuzufügen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 
[…] 
 

Zweiundzwanzigster Abschnitt 
Betrug und Untreue 

§ 263 Betrug 
(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, das Vermögen eines anderen dadurch beschädigt, 
daß er durch Vorspiegelung falscher oder durch Entstellung oder Unterdrü-
ckung wahrer Tatsachen einen Irrtum erregt oder unterhält, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter 
1. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortge-

setzten Begehung von Urkundenfälschung oder Betrug verbunden hat, 
2. einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt oder in der Absicht 

handelt, durch die fortgesetzte Begehung von Betrug eine große Zahl von 
Menschen in die Gefahr des Verlustes von Vermögenswerten zu bringen, 

3. eine andere Person in wirtschaftliche Not bringt, 
4. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger mißbraucht oder 
5. einen Versicherungsfall vortäuscht, nachdem er oder ein anderer zu diesem 

Zweck eine Sache von bedeutendem Wert in Brand gesetzt oder durch eine 
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Brandlegung ganz oder teilweise zerstört oder ein Schiff zum Sinken oder 
Stranden gebracht hat. 

(4) § 243 Abs. 2 sowie die §§ 247 und 248a gelten entsprechend. 
(5) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren, in minder schweren 
Fällen mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, 
wer den Betrug als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung 
von Straftaten nach den §§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden hat, ge-
werbsmäßig begeht. 
(6) Das Gericht kann Führungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1). 
(7) Die §§ 43a und 73d sind anzuwenden, wenn der Täter als Mitglied einer 
Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung von Straftaten nach den 
§§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden hat. § 73d ist auch dann anzuwenden, 
wenn der Täter gewerbsmäßig handelt. 

§ 263a Computerbetrug 
(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, das Vermögen eines anderen dadurch beschädigt, 
daß er das Ergebnis eines Datenverarbeitungsvorgangs durch unrichtige Gestal-
tung des Programms, durch Verwendung unrichtiger oder unvollständiger Da-
ten, durch unbefugte Verwendung von Daten oder sonst durch unbefugte Ein-
wirkung auf den Ablauf beeinflußt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) § 263 Abs. 2 bis 7 gilt entsprechend. 
(3) Wer eine Straftat nach Absatz 1 vorbereitet, indem er Computerprogram-
me, deren Zweck die Begehung einer solchen Tat ist, herstellt, sich oder einem 
anderen verschafft, feilhält, verwahrt oder einem anderen überlässt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(4) In den Fällen des Absatzes 3 gilt § 149 Abs. 2 und 3 entsprechend. 

§ 264 Subventionsbetrug 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer 
1. einer für die Bewilligung einer Subvention zuständigen Behörde oder einer 

anderen in das Subventionsverfahren eingeschalteten Stelle oder Person 
(Subventionsgeber) über subventionserhebliche Tatsachen für sich oder ei-
nen anderen unrichtige oder unvollständige Angaben macht, die für ihn 
oder den anderen vorteilhaft sind, 

2. einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch 
Rechtsvorschriften oder durch den Subventionsgeber im Hinblick auf eine 
Subvention beschränkt ist, entgegen der Verwendungsbeschränkung ver-
wendet, 

3. den Subventionsgeber entgegen den Rechtsvorschriften über die Subventi-
onsvergabe über subventionserhebliche Tatsachen in Unkenntnis läßt oder 

4. in einem Subventionsverfahren eine durch unrichtige oder unvollständige 
Angaben erlangte Bescheinigung über eine Subventionsberechtigung oder 
über subventionserhebliche Tatsachen gebraucht. 

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter 
1. aus grobem Eigennutz oder unter Verwendung nachgemachter oder ver-

fälschter Belege für sich oder einen anderen eine nicht gerechtfertigte Sub-
vention großen Ausmaßes erlangt, 
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2. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger mißbraucht oder 
3. die Mithilfe eines Amtsträgers ausnutzt, der seine Befugnisse oder seine 

Stellung mißbraucht. 
(3) § 263 Abs. 5 gilt entsprechend. 
(4) Wer in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 leichtfertig handelt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(5) Nach den Absätzen 1 und 4 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, 
daß auf Grund der Tat die Subvention gewährt wird. Wird die Subvention ohne 
Zutun des Täters nicht gewährt, so wird er straflos, wenn er sich freiwillig und 
ernsthaft bemüht, das Gewähren der Subvention zu verhindern. 
(6) Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen einer Straf-
tat nach den Absätzen 1 bis 3 kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter 
zu bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, 
aberkennen (§ 45 Abs. 2). Gegenstände, auf die sich die Tat bezieht, können 
eingezogen werden; § 74a ist anzuwenden. 
(7) Subvention im Sinne dieser Vorschrift ist 
1. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach Bundes- oder Landesrecht an 

Betriebe oder Unternehmen, die wenigstens zum Teil 
a) ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt wird und 
b) der Förderung der Wirtschaft dienen soll; 
2. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach dem Recht der Europäischen 

Gemeinschaften, die wenigstens zum Teil ohne marktmäßige Gegenleis-
tung gewährt wird. Betrieb oder Unternehmen im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 
ist auch das öffentliche Unternehmen. 

(8) Subventionserheblich im Sinne des Absatzes 1 sind Tatsachen, 
1. die durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes von dem Subventionsgeber 

als subventionserheblich bezeichnet sind oder 
2. von denen die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung 

oder das Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils gesetz-
lich abhängig ist. 

§ 264a Kapitalanlagebetrug 
(1) Wer im Zusammenhang mit 
1. dem Vertrieb von Wertpapieren, Bezugsrechten oder von Anteilen, die eine 

Beteiligung an dem Ergebnis eines Unternehmens gewähren sollen, oder 
2. dem Angebot, die Einlage auf solche Anteile zu erhöhen, 
in Prospekten oder in Darstellungen oder Übersichten über den Vermögensstand 
hinsichtlich der für die Entscheidung über den Erwerb oder die Erhöhung erheb-
lichen Umstände gegenüber einem größeren Kreis von Personen unrichtige 
vorteilhafte Angaben macht oder nachteilige Tatsachen verschweigt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn sich die Tat auf Anteile an einem Ver-
mögen bezieht, das ein Unternehmen im eigenen Namen, jedoch für fremde 
Rechnung verwaltet. 
(3) Nach den Absätzen 1 und 2 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, 
daß auf Grund der Tat die durch den Erwerb oder die Erhöhung bedingte Leis-
tung erbracht wird. Wird die Leistung ohne Zutun des Täters nicht erbracht, so 
wird er straflos, wenn er sich freiwillig und ernsthaft bemüht, das Erbringen der 
Leistung zu verhindern. 
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§ 265 Versicherungsmißbrauch 
(1) Wer eine gegen Untergang, Beschädigung, Beeinträchtigung der Brauch-
barkeit, Verlust oder Diebstahl versicherte Sache beschädigt, zerstört, in ihrer 
Brauchbarkeit beeinträchtigt, beiseite schafft oder einem anderen überläßt, um 
sich oder einem Dritten Leistungen aus der Versicherung zu verschaffen, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat 
nicht in § 263 mit Strafe bedroht ist. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 265a Erschleichen von Leistungen 
(1) Wer die Leistung eines Automaten oder eines öffentlichen Zwecken die-
nenden Telekommunikationsnetzes, die Beförderung durch ein Verkehrsmittel 
oder den Zutritt zu einer Veranstaltung oder einer Einrichtung in der Absicht 
erschleicht, das Entgelt nicht zu entrichten, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften 
mit schwererer Strafe bedroht ist. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Die §§ 247 und 248a gelten entsprechend. 

§ 265b Kreditbetrug 
(1) Wer einem Betrieb oder Unternehmen im Zusammenhang mit einem 
Antrag auf Gewährung, Belassung oder Veränderung der Bedingungen eines 
Kredits für einen Betrieb oder ein Unternehmen oder einen vorgetäuschten 
Betrieb oder ein vorgetäuschtes Unternehmen 
1. über wirtschaftliche Verhältnisse 
a) unrichtige oder unvollständige Unterlagen, namentlich Bilanzen, Gewinn- 

und Verlustrechnungen, Vermögensübersichten oder Gutachten vorlegt 
oder 

b) schriftlich unrichtige oder unvollständige Angaben macht, die für den 
Kreditnehmer vorteilhaft und für die Entscheidung über einen solchen An-
trag erheblich sind, oder 

2. solche Verschlechterungen der in den Unterlagen oder Angaben dargestell-
ten wirtschaftlichen Verhältnisse bei der Vorlage nicht mitteilt, die für die 
Entscheidung über einen solchen Antrag erheblich sind, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Nach Absatz 1 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, daß der Kre-
ditgeber auf Grund der Tat die beantragte Leistung erbringt. Wird die Leistung 
ohne Zutun des Täters nicht erbracht, so wird er straflos, wenn er sich freiwillig 
und ernsthaft bemüht, das Erbringen der Leistung zu verhindern. 
(3) Im Sinne des Absatzes 1 sind 
1. Betriebe und Unternehmen unabhängig von ihrem Gegenstand solche, die 

nach Art und Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Ge-
schäftsbetrieb erfordern; 

2. Kredite Gelddarlehen aller Art, Akzeptkredite, der entgeltliche Erwerb und 
die Stundung von Geldforderungen, die Diskontierung von Wechseln und 
Schecks und die Übernahme von Bürgschaften, Garantien und sonstigen 
Gewährleistungen. 

§ 266 Untreue 
(1) Wer die ihm durch Gesetz, behördlichen Auftrag oder Rechtsgeschäft 
eingeräumte Befugnis, über fremdes Vermögen zu verfügen oder einen anderen 
zu verpflichten, mißbraucht oder die ihm kraft Gesetzes, behördlichen Auftrags, 
Rechtsgeschäfts oder eines Treueverhältnisses obliegende Pflicht, fremde Ver-
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mögensinteressen wahrzunehmen, verletzt und dadurch dem, dessen Vermö-
gensinteressen er zu betreuen hat, Nachteil zufügt, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) § 243 Abs. 2 und die §§ 247, 248a und 263 Abs. 3 gelten entsprechend. 

§ 266a Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt 
(1) Wer als Arbeitgeber der Einzugsstelle Beiträge des Arbeitnehmers zur 
Sozialversicherung einschließlich der Arbeitsförderung, unabhängig davon, ob 
Arbeitsentgelt gezahlt wird, vorenthält, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer als Arbeitgeber 
1. der für den Einzug der Beiträge zuständigen Stelle über sozialversiche-

rungsrechtlich erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvollständige Anga-
ben macht oder 

2. die für den Einzug der Beiträge zuständige Stelle pflichtwidrig über sozial-
versicherungsrechtlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt und 
dadurch dieser Stelle vom Arbeitgeber zu tragende Beiträge zur Sozialversi-
cherung einschließlich der Arbeitsförderung, unabhängig davon, ob Ar-
beitsentgelt gezahlt wird, vorenthält. 

(3) Wer als Arbeitgeber sonst Teile des Arbeitsentgelts, die er für den Arbeit-
nehmer an einen anderen zu zahlen hat, dem Arbeitnehmer einbehält, sie jedoch 
an den anderen nicht zahlt und es unterlässt, den Arbeitnehmer spätestens im 
Zeitpunkt der Fälligkeit oder unverzüglich danach über das Unterlassen der 
Zahlung an den anderen zu unterrichten, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Satz 1 gilt nicht für Teile des Arbeitsentgelts, 
die als Lohnsteuer einbehalten werden. 
(4) In besonders schweren Fällen der Absätze 1 und 2 ist die Strafe Freiheits-
strafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt 
in der Regel vor, wenn der Täter 
1. aus grobem Eigennutz in großem Ausmaß Beiträge vorenthält, 
2. unter Verwendung nachgemachter oder verfälschter Belege fortgesetzt 

Beiträge vorenthält oder 
3. die Mithilfe eines Amtsträgers ausnutzt, der seine Befugnisse oder seine 

Stellung missbraucht. 
(5) Dem Arbeitgeber stehen der Auftraggeber eines Heimarbeiters, Hausge-
werbetreibenden oder einer Person, die im Sinne des Heimarbeitsgesetzes diesen 
gleichgestellt ist, sowie der Zwischenmeister gleich. 
(6) In den Fällen der Absätze 1 und 2 kann das Gericht von einer Bestrafung 
nach dieser Vorschrift absehen, wenn der Arbeitgeber spätestens im Zeitpunkt 
der Fälligkeit oder unverzüglich danach der Einzugsstelle schriftlich 
1. die Höhe der vorenthaltenen Beiträge mitteilt und 
2. darlegt, warum die fristgemäße Zahlung nicht möglich ist, obwohl er sich 

darum ernsthaft bemüht hat. 
Liegen die Voraussetzungen des Satzes 1 vor und werden die Beiträge dann 
nachträglich innerhalb der von der Einzugsstelle bestimmten angemessenen 
Frist entrichtet, wird der Täter insoweit nicht bestraft. In den Fällen des Absat-
zes 3 gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend. 

§ 266b Mißbrauch von Scheck- und Kreditkarten 
(1) Wer die ihm durch die Überlassung einer Scheckkarte oder einer Kredit-
karte eingeräumte Möglichkeit, den Aussteller zu einer Zahlung zu veranlassen, 
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mißbraucht und diesen dadurch schädigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) § 248a gilt entsprechend. 
 

Dreiundzwanzigster Abschnitt 
Urkundenfälschung 

§ 267 Urkundenfälschung 
(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr eine unechte Urkunde herstellt, 
eine echte Urkunde verfälscht oder eine unechte oder verfälschte Urkunde ge-
braucht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter 
1. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortge-

setzten Begehung von Betrug oder Urkundenfälschung verbunden hat, 
2. einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt, 
3. durch eine große Zahl von unechten oder verfälschten Urkunden die Si-

cherheit des Rechtsverkehrs erheblich gefährdet oder 
4. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger mißbraucht. 
(4) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren, in minder schweren 
Fällen mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, 
wer die Urkundenfälschung als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten 
Begehung von Straftaten nach den §§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden 
hat, gewerbsmäßig begeht. 

§ 268 Fälschung technischer Aufzeichnungen 
(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr 
1. eine unechte technische Aufzeichnung herstellt oder eine technische Auf-

zeichnung verfälscht oder 
2. eine unechte oder verfälschte technische Aufzeichnung gebraucht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Technische Aufzeichnung ist eine Darstellung von Daten, Meß- oder 
Rechenwerten, Zuständen oder Geschehensabläufen, die durch ein technisches 
Gerät ganz oder zum Teil selbsttätig bewirkt wird, den Gegenstand der Auf-
zeichnung allgemein oder für Eingeweihte erkennen läßt und zum Beweis einer 
rechtlich erheblichen Tatsache bestimmt ist, gleichviel ob ihr die Bestimmung 
schon bei der Herstellung oder erst später gegeben wird. 
(3) Der Herstellung einer unechten technischen Aufzeichnung steht es gleich, 
wenn der Täter durch störende Einwirkung auf den Aufzeichnungsvorgang das 
Ergebnis der Aufzeichnung beeinflußt. 
(4) Der Versuch ist strafbar. 
(5) § 267 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 

§ 269 Fälschung beweiserheblicher Daten 
(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr beweiserhebliche Daten so spei-
chert oder verändert, daß bei ihrer Wahrnehmung eine unechte oder verfälschte 
Urkunde vorliegen würde, oder derart gespeicherte oder veränderte Daten ge-
braucht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) § 267 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 



 
 250 

§ 270 Täuschung im Rechtsverkehr bei Datenverarbeitung 
Der Täuschung im Rechtsverkehr steht die fälschliche Beeinflussung einer Da-
tenverarbeitung im Rechtsverkehr gleich. 

§ 271 Mittelbare Falschbeurkundung 
(1) Wer bewirkt, daß Erklärungen, Verhandlungen oder Tatsachen, welche 
für Rechte oder Rechtsverhältnisse von Erheblichkeit sind, in öffentlichen Ur-
kunden, Büchern, Dateien oder Registern als abgegeben oder geschehen beur-
kundet oder gespeichert werden, während sie überhaupt nicht oder in anderer 
Weise oder von einer Person in einer ihr nicht zustehenden Eigenschaft oder 
von einer anderen Person abgegeben oder geschehen sind, wird mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer eine falsche Beurkundung oder Datenspeiche-
rung der in Absatz 1 bezeichneten Art zur Täuschung im Rechtsverkehr ge-
braucht. 
(3) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen 
Dritten zu bereichern oder eine andere Person zu schädigen, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 
(4) Der Versuch ist strafbar. 

§ 272 (weggefallen) 

§ 273 Verändern von amtlichen Ausweisen 
(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr 
1. eine Eintragung in einem amtlichen Ausweis entfernt, unkenntlich macht, 

überdeckt oder unterdrückt oder eine einzelne Seite aus einem amtlichen 
Ausweis entfernt oder 

2. einen derart veränderten amtlichen Ausweis gebraucht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die 
Tat nicht in § 267 oder § 274 mit Strafe bedroht ist. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 274 Urkundenunterdrückung; Veränderung einer Grenzbezeichnung 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer 
1. eine Urkunde oder eine technische Aufzeichnung, welche ihm entweder 

überhaupt nicht oder nicht ausschließlich gehört, in der Absicht, einem an-
deren Nachteil zuzufügen, vernichtet, beschädigt oder unterdrückt, 

2. beweiserhebliche Daten (§ 202a Abs. 2), über die er nicht oder nicht aus-
schließlich verfügen darf, in der Absicht, einem anderen Nachteil zuzufü-
gen, löscht, unterdrückt, unbrauchbar macht oder verändert oder 

3. einen Grenzstein oder ein anderes zur Bezeichnung einer Grenze oder eines 
Wasserstandes bestimmtes Merkmal in der Absicht, einem anderen Nach-
teil zuzufügen, wegnimmt, vernichtet, unkenntlich macht, verrückt oder 
fälschlich setzt. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
[…] 
 

Siebenundzwanzigster Abschnitt 
Sachbeschädigung 

§ 303 Sachbeschädigung 
(1) Wer rechtswidrig eine fremde Sache beschädigt oder zerstört, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
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(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt das Erscheinungsbild einer fremden 
Sache nicht nur unerheblich und nicht nur vorübergehend verändert. 
(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 303a Datenveränderung 
(1) Wer rechtswidrig Daten (§ 202a Abs. 2) löscht, unterdrückt, unbrauchbar 
macht oder verändert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Für die Vorbereitung einer Straftat nach Absatz 1 gilt § 202c entsprechend. 

§ 303b Computersabotage 
(1) Wer eine Datenverarbeitung, die für einen anderen von wesentlicher 
Bedeutung ist, dadurch erheblich stört, dass er 
1. eine Tat nach § 303a Abs. 1 begeht, 
2. Daten (§ 202a Abs. 2) in der Absicht, einem anderen Nachteil zuzufügen, 

eingibt oder übermittelt oder 
3. eine Datenverarbeitungsanlage oder einen Datenträger zerstört, beschädigt, 

unbrauchbar macht, beseitigt oder verändert, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Handelt es sich um eine Datenverarbeitung, die für einen fremden Betrieb, 
ein fremdes Unternehmen oder eine Behörde von wesentlicher Bedeutung ist, ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
(4) In besonders schweren Fällen des Absatzes 2 ist die Strafe Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der 
Regel vor, wenn der Täter 
1. einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt, 
2. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortge-

setzten Begehung von Computersabotage verbunden hat, 
3. durch die Tat die Versorgung der Bevölkerung mit lebenswichtigen Gütern 

oder Dienstleistungen oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
beeinträchtigt. 

(5) Für die Vorbereitung einer Straftat nach Absatz 1 gilt § 202c entsprechend. 

§ 303c Strafantrag 
In den Fällen der §§ 303, 303a Abs. 1 und 2 sowie § 303b Abs. 1 bis 3 wird die Tat 
nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, daß die Strafverfolgungsbehörde wegen des 
besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von 
Amts wegen für geboten hält. 

§ 304 Gemeinschädliche Sachbeschädigung 
(1) Wer rechtswidrig Gegenstände der Verehrung einer im Staat bestehenden 
Religionsgesellschaft oder Sachen, die dem Gottesdienst gewidmet sind, oder 
Grabmäler, öffentliche Denkmäler, Naturdenkmäler, Gegenstände der Kunst, der 
Wissenschaft oder des Gewerbes, welche in öffentlichen Sammlungen aufbe-
wahrt werden oder öffentlich aufgestellt sind, oder Gegenstände, welche zum 
öffentlichen Nutzen oder zur Verschönerung öffentlicher Wege, Plätze oder 
Anlagen dienen, beschädigt oder zerstört, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt das Erscheinungsbild einer in Absatz 1 
bezeichneten Sache oder eines dort bezeichneten Gegenstandes nicht nur uner-
heblich und nicht nur vorübergehend verändert. 
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(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 305 Zerstörung von Bauwerken 
(1) Wer rechtswidrig ein Gebäude, ein Schiff, eine Brücke, einen Damm, eine 
gebaute Straße, eine Eisenbahn oder ein anderes Bauwerk, welche fremdes 
Eigentum sind, ganz oder teilweise zerstört, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 305a Zerstörung wichtiger Arbeitsmittel 
(1) Wer rechtswidrig 
1. ein fremdes technisches Arbeitsmittel von bedeutendem Wert, das für die 

Errichtung einer Anlage oder eines Unternehmens im Sinne des § 316b Abs. 
1 Nr. 1 oder 2 oder einer Anlage, die dem Betrieb oder der Entsorgung einer 
solchen Anlage oder eines solchen Unternehmens dient, von wesentlicher 
Bedeutung ist, oder 

2. ein für den Einsatz wesentliches technisches Arbeitsmittel der Polizei, der 
Bundeswehr, der Feuerwehr, des Katastrophenschutzes oder eines Ret-
tungsdienstes, das von bedeutendem Wert ist, oder 

3. ein Kraftfahrzeug der Polizei, der Bundeswehr, der Feuerwehr, des Kata-
strophenschutzes oder eines Rettungsdienstes ganz oder teilweise zerstört, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
[...] 
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XV. Urheberrechtsgesetz (UrhG) 

Urheberrechtsgesetz vom 9. September 1965 (BGBl. I S. 1273), das zuletzt durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 4. April 2016 (BGBl. I S. 558) geändert worden ist. 
Stand: Zuletzt geändert durch Art. 7 G v. 4.4.2016 I 558 
 

Teil 1 
Urheberrecht 
Abschnitt 1 
Allgemeines 

§ 1 Allgemeines 
Die Urheber von Werken der Literatur, Wissenschaft und Kunst genießen für 
ihre Werke Schutz nach Maßgabe dieses Gesetzes. 
 

Abschnitt 2 
Das Werk 

§ 2 Geschützte Werke 
(1) Zu den geschützten Werken der Literatur, Wissenschaft und Kunst gehö-
ren insbesondere:  
1. Sprachwerke, wie Schriftwerke, Reden und Computerprogramme; 
2. Werke der Musik; 
3. pantomimische Werke einschließlich der Werke der Tanzkunst; 
4. Werke der bildenden Künste einschließlich der Werke der Baukunst und 

der angewandten Kunst und Entwürfe solcher Werke; 
5. Lichtbildwerke einschließlich der Werke, die ähnlich wie Lichtbildwerke 

geschaffen werden; 
6. Filmwerke einschließlich der Werke, die ähnlich wie Filmwerke geschaffen 

werden; 
7. Darstellungen wissenschaftlicher oder technischer Art, wie Zeichnungen, 

Pläne, Karten, Skizzen, Tabellen und plastische Darstellungen. 
(2) Werke im Sinne dieses Gesetzes sind nur persönliche geistige Schöpfun-
gen. 

§ 3 Bearbeitungen 
Übersetzungen und andere Bearbeitungen eines Werkes, die persönliche geistige 
Schöpfungen des Bearbeiters sind, werden unbeschadet des Urheberrechts am 
bearbeiteten Werk wie selbständige Werke geschützt. Die nur unwesentliche 
Bearbeitung eines nicht geschützten Werkes der Musik wird nicht als selbstän-
diges Werk geschützt. 

§ 4 Sammelwerke und Datenbankwerke 
(1) Sammlungen von Werken, Daten oder anderen unabhängigen Elementen, 
die aufgrund der Auswahl oder Anordnung der Elemente eine persönliche geis-
tige Schöpfung sind (Sammelwerke), werden, unbeschadet eines an den einzel-
nen Elementen gegebenenfalls bestehenden Urheberrechts oder verwandten 
Schutzrechts, wie selbständige Werke geschützt. 
(2) Datenbankwerk im Sinne dieses Gesetzes ist ein Sammelwerk, dessen Ele-
mente systematisch oder methodisch angeordnet und einzeln mit Hilfe elektroni-
scher Mittel oder auf andere Weise zugänglich sind. Ein zur Schaffung des Daten-
bankwerkes oder zur Ermöglichung des Zugangs zu dessen Elementen verwende-
tes Computerprogramm (§ 69a) ist nicht Bestandteil des Datenbankwerkes. 
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§ 5 Amtliche Werke 
(1) Gesetze, Verordnungen, amtliche Erlasse und Bekanntmachungen sowie 
Entscheidungen und amtlich verfaßte Leitsätze zu Entscheidungen genießen 
keinen urheberrechtlichen Schutz. 
(2) Das gleiche gilt für andere amtliche Werke, die im amtlichen Interesse zur 
allgemeinen Kenntnisnahme veröffentlicht worden sind, mit der Einschränkung, 
daß die Bestimmungen über Änderungsverbot und Quellenangabe in § 62 Abs. 1 
bis 3 und § 63 Abs. 1 und 2 entsprechend anzuwenden sind. 
(3) Das Urheberrecht an privaten Normwerken wird durch die Absätze 1 und 
2 nicht berührt, wenn Gesetze, Verordnungen, Erlasse oder amtliche Bekannt-
machungen auf sie verweisen, ohne ihren Wortlaut wiederzugeben. In diesem 
Fall ist der Urheber verpflichtet, jedem Verleger zu angemessenen Bedingungen 
ein Recht zur Vervielfältigung und Verbreitung einzuräumen. Ist ein Dritter 
Inhaber des ausschließlichen Rechts zur Vervielfältigung und Verbreitung, so ist 
dieser zur Einräumung des Nutzungsrechts nach Satz 2 verpflichtet. 

§ 6 Veröffentlichte und erschienene Werke 
(1) Ein Werk ist veröffentlicht, wenn es mit Zustimmung des Berechtigten 
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht worden ist. 
(2) Ein Werk ist erschienen, wenn mit Zustimmung des Berechtigten Verviel-
fältigungsstücke des Werkes nach ihrer Herstellung in genügender Anzahl der 
Öffentlichkeit angeboten oder in Verkehr gebracht worden sind. Ein Werk der 
bildenden Künste gilt auch dann als erschienen, wenn das Original oder ein 
Vervielfältigungsstück des Werkes mit Zustimmung des Berechtigten bleibend 
der Öffentlichkeit zugänglich ist. 
 

Abschnitt 3 
Der Urheber 

§ 7 Urheber 
Urheber ist der Schöpfer des Werkes. 

§ 8 Miturheber 
(1) Haben mehrere ein Werk gemeinsam geschaffen, ohne daß sich ihre 
Anteile gesondert verwerten lassen, so sind sie Miturheber des Werkes. 
(2) Das Recht zur Veröffentlichung und zur Verwertung des Werkes steht den 
Miturhebern zur gesamten Hand zu; Änderungen des Werkes sind nur mit 
Einwilligung der Miturheber zulässig. Ein Miturheber darf jedoch seine Einwil-
ligung zur Veröffentlichung, Verwertung oder Änderung nicht wider Treu und 
Glauben verweigern. Jeder Miturheber ist berechtigt, Ansprüche aus Verletzun-
gen des gemeinsamen Urheberrechts geltend zu machen; er kann jedoch nur 
Leistung an alle Miturheber verlangen. 
(3) Die Erträgnisse aus der Nutzung des Werkes gebühren den Miturhebern 
nach dem Umfang ihrer Mitwirkung an der Schöpfung des Werkes, wenn nichts 
anderes zwischen den Miturhebern vereinbart ist. 
(4) Ein Miturheber kann auf seinen Anteil an den Verwertungsrechten (§ 15) 
verzichten. Der Verzicht ist den anderen Miturhebern gegenüber zu erklären. 
Mit der Erklärung wächst der Anteil den anderen Miturhebern zu. 

§ 9 Urheber verbundener Werke 
Haben mehrere Urheber ihre Werke zu gemeinsamer Verwertung miteinander 
verbunden, so kann jeder vom anderen die Einwilligung zur Veröffentlichung, 
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Verwertung und Änderung der verbundenen Werke verlangen, wenn die Ein-
willigung dem anderen nach Treu und Glauben zuzumuten ist. 

§ 10 Vermutung der Urheber- oder Rechtsinhaberschaft 
(1) Wer auf den Vervielfältigungsstücken eines erschienenen Werkes oder 
auf dem Original eines Werkes der bildenden Künste in der üblichen Weise als 
Urheber bezeichnet ist, wird bis zum Beweis des Gegenteils als Urheber des 
Werkes angesehen; dies gilt auch für eine Bezeichnung, die als Deckname oder 
Künstlerzeichen des Urhebers bekannt ist. 
(2) Ist der Urheber nicht nach Absatz 1 bezeichnet, so wird vermutet, daß 
derjenige ermächtigt ist, die Rechte des Urhebers geltend zu machen, der auf den 
Vervielfältigungsstücken des Werkes als Herausgeber bezeichnet ist. Ist kein 
Herausgeber angegeben, so wird vermutet, daß der Verleger ermächtigt ist. 
(3) Für die Inhaber ausschließlicher Nutzungsrechte gilt die Vermutung des 
Absatzes 1 entsprechend, soweit es sich um Verfahren des einstweiligen Rechts-
schutzes handelt oder Unterlassungsansprüche geltend gemacht werden. Die 
Vermutung gilt nicht im Verhältnis zum Urheber oder zum ursprünglichen 
Inhaber des verwandten Schutzrechts. 
 

Abschnitt 4 
Inhalt des Urheberrechts 

Unterabschnitt 1 
Allgemeines 

§ 11 Allgemeines 
Das Urheberrecht schützt den Urheber in seinen geistigen und persönlichen 
Beziehungen zum Werk und in der Nutzung des Werkes. Es dient zugleich der 
Sicherung einer angemessenen Vergütung für die Nutzung des Werkes. 
 

Unterabschnitt 2 
Urheberpersönlichkeitsrecht 

§ 12 Veröffentlichungsrecht 
(1) Der Urheber hat das Recht zu bestimmen, ob und wie sein Werk zu veröf-
fentlichen ist. 
(2) Dem Urheber ist es vorbehalten, den Inhalt seines Werkes öffentlich mit-
zuteilen oder zu beschreiben, solange weder das Werk noch der wesentliche 
Inhalt oder eine Beschreibung des Werkes mit seiner Zustimmung veröffentlicht 
ist. 

§ 13 Anerkennung der Urheberschaft 
Der Urheber hat das Recht auf Anerkennung seiner Urheberschaft am Werk. Er 
kann bestimmen, ob das Werk mit einer Urheberbezeichnung zu versehen und 
welche Bezeichnung zu verwenden ist. 

§ 14 Entstellung des Werkes 
Der Urheber hat das Recht, eine Entstellung oder eine andere Beeinträchtigung 
seines Werkes zu verbieten, die geeignet ist, seine berechtigten geistigen oder 
persönlichen Interessen am Werk zu gefährden. 
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Unterabschnitt 3 
Verwertungsrechte 

§ 15 Allgemeines 
(1) Der Urheber hat das ausschließliche Recht, sein Werk in körperlicher 
Form zu verwerten; das Recht umfaßt insbesondere  
1. das Vervielfältigungsrecht (§ 16), 
2. das Verbreitungsrecht (§ 17), 
3. das Ausstellungsrecht (§ 18). 
(2) Der Urheber hat ferner das ausschließliche Recht, sein Werk in unkörper-
licher Form öffentlich wiederzugeben (Recht der öffentlichen Wiedergabe). Das 
Recht der öffentlichen Wiedergabe umfasst insbesondere  
1. das Vortrags-, Aufführungs- und Vorführungsrecht (§ 19), 
2. das Recht der öffentlichen Zugänglichmachung (§ 19a), 
3. das Senderecht (§ 20), 
4. das Recht der Wiedergabe durch Bild- oder Tonträger (§ 21), 
5. das Recht der Wiedergabe von Funksendungen und von öffentlicher Zu-

gänglichmachung (§ 22). 
(3) Die Wiedergabe ist öffentlich, wenn sie für eine Mehrzahl von Mitgliedern 
der Öffentlichkeit bestimmt ist. Zur Öffentlichkeit gehört jeder, der nicht mit 
demjenigen, der das Werk verwertet, oder mit den anderen Personen, denen das 
Werk in unkörperlicher Form wahrnehmbar oder zugänglich gemacht wird, 
durch persönliche Beziehungen verbunden ist. 

§ 16 Vervielfältigungsrecht 
(1) Das Vervielfältigungsrecht ist das Recht, Vervielfältigungsstücke des 
Werkes herzustellen, gleichviel ob vorübergehend oder dauerhaft, in welchem 
Verfahren und in welcher Zahl. 
(2) Eine Vervielfältigung ist auch die Übertragung des Werkes auf Vorrich-
tungen zur wiederholbaren Wiedergabe von Bild- oder Tonfolgen (Bild- oder 
Tonträger), gleichviel, ob es sich um die Aufnahme einer Wiedergabe des Wer-
kes auf einen Bild- oder Tonträger oder um die Übertragung des Werkes von 
einem Bild- oder Tonträger auf einen anderen handelt. 

§ 17 Verbreitungsrecht 
(1) Das Verbreitungsrecht ist das Recht, das Original oder Vervielfältigungs-
stücke des Werkes der Öffentlichkeit anzubieten oder in Verkehr zu bringen. 
(2) Sind das Original oder Vervielfältigungsstücke des Werkes mit Zustim-
mung des zur Verbreitung Berechtigten im Gebiet der Europäischen Union oder 
eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum im Wege der Veräußerung in Verkehr gebracht worden, so ist ihre 
Weiterverbreitung mit Ausnahme der Vermietung zulässig. 
(3) Vermietung im Sinne der Vorschriften dieses Gesetzes ist die zeitlich 
begrenzte, unmittelbar oder mittelbar Erwerbszwecken dienende Gebrauchs-
überlassung. Als Vermietung gilt jedoch nicht die Überlassung von Originalen 
oder Vervielfältigungsstücken  
1. von Bauwerken und Werken der angewandten Kunst oder 
2. im Rahmen eines Arbeits- oder Dienstverhältnisses zu dem ausschließli-

chen Zweck, bei der Erfüllung von Verpflichtungen aus dem Arbeits- oder 
Dienstverhältnis benutzt zu werden. 
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§ 18 Ausstellungsrecht 
Das Ausstellungsrecht ist das Recht, das Original oder Vervielfältigungsstücke 
eines unveröffentlichten Werkes der bildenden Künste oder eines unveröffent-
lichten Lichtbildwerkes öffentlich zur Schau zu stellen. 

§ 19 Vortrags-, Aufführungs- und Vorführungsrecht 
(1) Das Vortragsrecht ist das Recht, ein Sprachwerk durch persönliche Dar-
bietung öffentlich zu Gehör zu bringen. 
(2) Das Aufführungsrecht ist das Recht, ein Werk der Musik durch persönli-
che Darbietung öffentlich zu Gehör zu bringen oder ein Werk öffentlich büh-
nenmäßig darzustellen. 
(3) Das Vortrags- und das Aufführungsrecht umfassen das Recht, Vorträge 
und Aufführungen außerhalb des Raumes, in dem die persönliche Darbietung 
stattfindet, durch Bildschirm, Lautsprecher oder ähnliche technische Einrich-
tungen öffentlich wahrnehmbar zu machen. 
(4) Das Vorführungsrecht ist das Recht, ein Werk der bildenden Künste, ein 
Lichtbildwerk, ein Filmwerk oder Darstellungen wissenschaftlicher oder techni-
scher Art durch technische Einrichtungen öffentlich wahrnehmbar zu machen. 
Das Vorführungsrecht umfaßt nicht das Recht, die Funksendung oder öffentli-
che Zugänglichmachung solcher Werke öffentlich wahrnehmbar zu machen 
(§ 22). 

§ 19a Recht der öffentlichen Zugänglichmachung 
Das Recht der öffentlichen Zugänglichmachung ist das Recht, das Werk draht-
gebunden oder drahtlos der Öffentlichkeit in einer Weise zugänglich zu machen, 
dass es Mitgliedern der Öffentlichkeit von Orten und zu Zeiten ihrer Wahl zu-
gänglich ist. 

§ 20 Senderecht 
Das Senderecht ist das Recht, das Werk durch Funk, wie Ton- und Fernsehrund-
funk, Satellitenrundfunk, Kabelfunk oder ähnliche technische Mittel, der Öffent-
lichkeit zugänglich zu machen. 

§ 20a Europäische Satellitensendung 
(1) Wird eine Satellitensendung innerhalb des Gebietes eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Union oder Vertragsstaates des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum ausgeführt, so gilt sie ausschließlich als in diesem Mit-
gliedstaat oder Vertragsstaat erfolgt. 
(2) Wird eine Satellitensendung im Gebiet eines Staates ausgeführt, der weder 
Mitgliedstaat der Europäischen Union noch Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum ist und in dem für das Recht der Satelliten-
sendung das in Kapitel II der Richtlinie 93/83/EWG des Rates vom 27. September 
1993 zur Koordinierung bestimmter urheber- und leistungsschutzrechtlicher 
Vorschriften betreffend Satellitenrundfunk und Kabelweiterverbreitung (ABl. 
EG Nr. L 248 S. 15) vorgesehene Schutzniveau nicht gewährleistet ist, so gilt sie 
als in dem Mitgliedstaat oder Vertragsstaat erfolgt,  
1. in dem die Erdfunkstation liegt, von der aus die programmtragenden Signa-

le zum Satelliten geleitet werden, oder 
2. in dem das Sendeunternehmen seine Niederlassung hat, wenn die Voraus-

setzung nach Nummer 1 nicht gegeben ist. 
Das Senderecht ist im Fall der Nummer 1 gegenüber dem Betreiber der Erdfunk-
station, im Fall der Nummer 2 gegenüber dem Sendeunternehmen geltend zu 
machen. 
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(3) Satellitensendung im Sinne von Absatz 1 und 2 ist die unter der Kontrolle 
und Verantwortung des Sendeunternehmens stattfindende Eingabe der für den 
öffentlichen Empfang bestimmten programmtragenden Signale in eine ununter-
brochene Übertragungskette, die zum Satelliten und zurück zur Erde führt. 

§ 20b Kabelweitersendung 
(1) Das Recht, ein gesendetes Werk im Rahmen eines zeitgleich, unverändert 
und vollständig weiterübertragenen Programms durch Kabelsysteme oder Mik-
rowellensysteme weiterzusenden (Kabelweitersendung), kann nur durch eine 
Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden. Dies gilt nicht für Rechte, die 
ein Sendeunternehmen in Bezug auf seine Sendungen geltend macht. 
(2) Hat der Urheber das Recht der Kabelweitersendung einem Sendeunter-
nehmen oder einem Tonträger- oder Filmhersteller eingeräumt, so hat das Ka-
belunternehmen gleichwohl dem Urheber eine angemessene Vergütung für die 
Kabelweitersendung zu zahlen. Auf den Vergütungsanspruch kann nicht ver-
zichtet werden. Er kann im voraus nur an eine Verwertungsgesellschaft abgetre-
ten und nur durch eine solche geltend gemacht werden. Diese Regelung steht 
Tarifverträgen, Betriebsvereinbarungen und gemeinsamen Vergütungsregeln 
von Sendeunternehmen nicht entgegen, soweit dadurch dem Urheber eine an-
gemessene Vergütung für jede Kabelweitersendung eingeräumt wird. 

§ 21 Recht der Wiedergabe durch Bild- oder Tonträger 
Das Recht der Wiedergabe durch Bild- oder Tonträger ist das Recht, Vorträge 
oder Aufführungen des Werkes mittels Bild- oder Tonträger öffentlich wahr-
nehmbar zu machen. § 19 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 22 Recht der Wiedergabe von Funksendungen und von öffentlicher 
Zugänglichmachung 
Das Recht der Wiedergabe von Funksendungen und der Wiedergabe von öffent-
licher Zugänglichmachung ist das Recht, Funksendungen und auf öffentlicher 
Zugänglichmachung beruhende Wiedergaben des Werkes durch Bildschirm, 
Lautsprecher oder ähnliche technische Einrichtungen öffentlich wahrnehmbar 
zu machen. § 19 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 23 Bearbeitungen und Umgestaltungen 
Bearbeitungen oder andere Umgestaltungen des Werkes dürfen nur mit Einwil-
ligung des Urhebers des bearbeiteten oder umgestalteten Werkes veröffentlicht 
oder verwertet werden. Handelt es sich um eine Verfilmung des Werkes, um die 
Ausführung von Plänen und Entwürfen eines Werkes der bildenden Künste, um 
den Nachbau eines Werkes der Baukunst oder um die Bearbeitung oder Umge-
staltung eines Datenbankwerkes, so bedarf bereits das Herstellen der Bearbei-
tung oder Umgestaltung der Einwilligung des Urhebers. 

§ 24 Freie Benutzung 
(1) Ein selbständiges Werk, das in freier Benutzung des Werkes eines anderen 
geschaffen worden ist, darf ohne Zustimmung des Urhebers des benutzten Wer-
kes veröffentlicht und verwertet werden. 
(2) Absatz 1 gilt nicht für die Benutzung eines Werkes der Musik, durch 
welche eine Melodie erkennbar dem Werk entnommen und einem neuen Werk 
zugrunde gelegt wird. 
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Unterabschnitt 4 
Sonstige Rechte des Urhebers 

§ 25 Zugang zu Werkstücken 
(1) Der Urheber kann vom Besitzer des Originals oder eines Vervielfälti-
gungsstückes seines Werkes verlangen, daß er ihm das Original oder das Ver-
vielfältigungsstück zugänglich macht, soweit dies zur Herstellung von Verviel-
fältigungsstücken oder Bearbeitungen des Werkes erforderlich ist und nicht 
berechtigte Interessen des Besitzers entgegenstehen. 
(2) Der Besitzer ist nicht verpflichtet, das Original oder das Vervielfältigungs-
stück dem Urheber herauszugeben. 
 
§ 26 Folgerecht 
(1) Wird das Original eines Werkes der bildenden Künste oder eines Licht-
bildwerkes weiterveräußert und ist hieran ein Kunsthändler oder Versteigerer 
als Erwerber, Veräußerer oder Vermittler beteiligt, so hat der Veräußerer dem 
Urheber einen Anteil des Veräußerungserlöses zu entrichten. Als Veräuße-
rungserlös im Sinne des Satzes 1 gilt der Verkaufspreis ohne Steuern. Ist der 
Veräußerer eine Privatperson, so haftet der als Erwerber oder Vermittler betei-
ligte Kunsthändler oder Versteigerer neben ihm als Gesamtschuldner; im Ver-
hältnis zueinander ist der Veräußerer allein verpflichtet. Die Verpflichtung nach 
Satz 1 entfällt, wenn der Veräußerungserlös weniger als 400 Euro beträgt. 
(2) Die Höhe des Anteils des Veräußerungserlöses beträgt:  
1. 4 Prozent für den Teil des Veräußerungserlöses bis zu 50.000 Euro, 
2. 3 Prozent für den Teil des Veräußerungserlöses von 50.000,01 bis 200.000 

Euro, 
3. 1 Prozent für den Teil des Veräußerungserlöses von 200.000,01 bis 350.000 

Euro, 
4. 0,5 Prozent für den Teil des Veräußerungserlöses von 350.000,01 bis 500.000 

Euro, 
5. 0,25 Prozent für den Teil des Veräußerungserlöses über 500.000 Euro. 
Der Gesamtbetrag der Folgerechtsvergütung aus einer Weiterveräußerung 
beträgt höchstens 12.500 Euro. 
(3) Das Folgerecht ist unveräußerlich. Der Urheber kann auf seinen Anteil im 
Voraus nicht verzichten. 
(4) Der Urheber kann von einem Kunsthändler oder Versteigerer Auskunft 
darüber verlangen, welche Originale von Werken des Urhebers innerhalb der 
letzten drei Jahre vor dem Auskunftsersuchen unter Beteiligung des Kunsthänd-
lers oder Versteigerers weiterveräußert wurden. 
(5) Der Urheber kann, soweit dies zur Durchsetzung seines Anspruchs gegen 
den Veräußerer erforderlich ist, von dem Kunsthändler oder Versteigerer Aus-
kunft über den Namen und die Anschrift des Veräußerers sowie über die Höhe 
des Veräußerungserlöses verlangen. Der Kunsthändler oder Versteigerer darf die 
Auskunft über Namen und Anschrift des Veräußerers verweigern, wenn er dem 
Urheber den Anteil entrichtet. 
(6) Die Ansprüche nach den Absätzen 4 und 5 können nur durch eine Ver-
wertungsgesellschaft geltend gemacht werden. 
(7) Bestehen begründete Zweifel an der Richtigkeit oder Vollständigkeit einer 
Auskunft nach Absatz 4 oder 5, so kann die Verwertungsgesellschaft verlangen, 
dass nach Wahl des Auskunftspflichtigen ihr oder einem von ihm zu bestim-
menden Wirtschaftsprüfer oder vereidigten Buchprüfer Einsicht in die Ge-
schäftsbücher oder sonstige Urkunden so weit gewährt wird, wie dies zur Fest-
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stellung der Richtigkeit oder Vollständigkeit der Auskunft erforderlich ist. Er-
weist sich die Auskunft als unrichtig oder unvollständig, so hat der Auskunfts-
pflichtige die Kosten der Prüfung zu erstatten. 
(8) Die vorstehenden Bestimmungen sind auf Werke der Baukunst und der 
angewandten Kunst nicht anzuwenden. 

§ 27 Vergütung für Vermietung und Verleihen 
(1) Hat der Urheber das Vermietrecht (§ 17) an einem Bild- oder Tonträger 
dem Tonträger- oder Filmhersteller eingeräumt, so hat der Vermieter gleichwohl 
dem Urheber eine angemessene Vergütung für die Vermietung zu zahlen. Auf 
den Vergütungsanspruch kann nicht verzichtet werden. Er kann im voraus nur 
an eine Verwertungsgesellschaft abgetreten werden. 
(2) Für das Verleihen von Originalen oder Vervielfältigungsstücken eines 
Werkes, deren Weiterverbreitung nach § 17 Abs. 2 zulässig ist, ist dem Urheber 
eine angemessene Vergütung zu zahlen, wenn die Originale oder Vervielfälti-
gungsstücke durch eine der Öffentlichkeit zugängliche Einrichtung (Bücherei, 
Sammlung von Bild- oder Tonträgern oder anderer Originale oder Vervielfälti-
gungsstücke) verliehen werden. Verleihen im Sinne von Satz 1 ist die zeitlich 
begrenzte, weder unmittelbar noch mittelbar Erwerbszwecken dienende Ge-
brauchsüberlassung; § 17 Abs. 3 Satz 2 findet entsprechende Anwendung. 
(3) Die Vergütungsansprüche nach den Absätzen 1 und 2 können nur durch 
eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden. 
 

Abschnitt 5 
Rechtsverkehr im Urheberrecht 

Unterabschnitt 1 
Rechtsnachfolge in das Urheberrecht 

§ 28 Vererbung des Urheberrechts 
(1) Das Urheberrecht ist vererblich. 
(2) Der Urheber kann durch letztwillige Verfügung die Ausübung des Urhe-
berrechts einem Testamentsvollstrecker übertragen. § 2210 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs ist nicht anzuwenden. 

§ 29 Rechtsgeschäfte über das Urheberrecht 
(1) Das Urheberrecht ist nicht übertragbar, es sei denn, es wird in Erfüllung 
einer Verfügung von Todes wegen oder an Miterben im Wege der Erbauseinan-
dersetzung übertragen. 
(2) Zulässig sind die Einräumung von Nutzungsrechten (§ 31), schuldrechtli-
che Einwilligungen und Vereinbarungen zu Verwertungsrechten sowie die in 
§ 39 geregelten Rechtsgeschäfte über Urheberpersönlichkeitsrechte. 

§ 30 Rechtsnachfolger des Urhebers 
Der Rechtsnachfolger des Urhebers hat die dem Urheber nach diesem Gesetz 
zustehenden Rechte, soweit nichts anderes bestimmt ist. 
 

Unterabschnitt 2 
Nutzungsrechte 

§ 31 Einräumung von Nutzungsrechten 
(1) Der Urheber kann einem anderen das Recht einräumen, das Werk auf 
einzelne oder alle Nutzungsarten zu nutzen (Nutzungsrecht). Das Nutzungsrecht 
kann als einfaches oder ausschließliches Recht sowie räumlich, zeitlich oder 
inhaltlich beschränkt eingeräumt werden. 
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(2) Das einfache Nutzungsrecht berechtigt den Inhaber, das Werk auf die 
erlaubte Art zu nutzen, ohne dass eine Nutzung durch andere ausgeschlossen 
ist. 
(3)  Das ausschließliche Nutzungsrecht berechtigt den Inhaber, das Werk 
unter Ausschluss aller anderen Personen auf die ihm erlaubte Art zu nutzen und 
Nutzungsrechte einzuräumen. Es kann bestimmt werden, dass die Nutzung 
durch den Urheber vorbehalten bleibt. § 35 bleibt unberührt. 
(4) (weggefallen) 
(5) Sind bei der Einräumung eines Nutzungsrechts die Nutzungsarten nicht 
ausdrücklich einzeln bezeichnet, so bestimmt sich nach dem von beiden Part-
nern zugrunde gelegten Vertragszweck, auf welche Nutzungsarten es sich er-
streckt. Entsprechendes gilt für die Frage, ob ein Nutzungsrecht eingeräumt 
wird, ob es sich um ein einfaches oder ausschließliches Nutzungsrecht handelt, 
wie weit Nutzungsrecht und Verbotsrecht reichen und welchen Einschränkun-
gen das Nutzungsrecht unterliegt. 

§ 31a Verträge über unbekannte Nutzungsarten 
(1) Ein Vertrag, durch den der Urheber Rechte für unbekannte Nutzungsarten 
einräumt oder sich dazu verpflichtet, bedarf der Schriftform. Der Schriftform 
bedarf es nicht, wenn der Urheber unentgeltlich ein einfaches Nutzungsrecht für 
jedermann einräumt. Der Urheber kann diese Rechtseinräumung oder die Ver-
pflichtung hierzu widerrufen. Das Widerrufsrecht erlischt nach Ablauf von drei 
Monaten, nachdem der andere die Mitteilung über die beabsichtigte Aufnahme 
der neuen Art der Werknutzung an den Urheber unter der ihm zuletzt bekann-
ten Anschrift abgesendet hat. 
(2) Das Widerrufsrecht entfällt, wenn sich die Parteien nach Bekanntwerden 
der neuen Nutzungsart auf eine Vergütung nach § 32c Abs. 1 geeinigt haben. 
Das Widerrufsrecht entfällt auch, wenn die Parteien die Vergütung nach einer 
gemeinsamen Vergütungsregel vereinbart haben. Es erlischt mit dem Tod des 
Urhebers. 
(3) Sind mehrere Werke oder Werkbeiträge zu einer Gesamtheit zusammen-
gefasst, die sich in der neuen Nutzungsart in angemessener Weise nur unter 
Verwendung sämtlicher Werke oder Werkbeiträge verwerten lässt, so kann der 
Urheber das Widerrufsrecht nicht wider Treu und Glauben ausüben. 
(4) Auf die Rechte nach den Absätzen 1 bis 3 kann im Voraus nicht verzichtet 
werden. 

§ 32 Angemessene Vergütung 
(1) Der Urheber hat für die Einräumung von Nutzungsrechten und die Er-
laubnis zur Werknutzung Anspruch auf die vertraglich vereinbarte Vergütung. 
Ist die Höhe der Vergütung nicht bestimmt, gilt die angemessene Vergütung als 
vereinbart. Soweit die vereinbarte Vergütung nicht angemessen ist, kann der 
Urheber von seinem Vertragspartner die Einwilligung in die Änderung des 
Vertrages verlangen, durch die dem Urheber die angemessene Vergütung ge-
währt wird. 
(2) Eine nach einer gemeinsamen Vergütungsregel (§ 36) ermittelte Vergü-
tung ist angemessen. Im Übrigen ist die Vergütung angemessen, wenn sie im 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses dem entspricht, was im Geschäftsverkehr nach 
Art und Umfang der eingeräumten Nutzungsmöglichkeit, insbesondere nach 
Dauer und Zeitpunkt der Nutzung, unter Berücksichtigung aller Umstände 
üblicher- und redlicherweise zu leisten ist. 
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(3) Auf eine Vereinbarung, die zum Nachteil des Urhebers von den Absätzen 
1 und 2 abweicht, kann der Vertragspartner sich nicht berufen. Die in Satz 1 
bezeichneten Vorschriften finden auch Anwendung, wenn sie durch anderweiti-
ge Gestaltungen umgangen werden. Der Urheber kann aber unentgeltlich ein 
einfaches Nutzungsrecht für jedermann einräumen. 
(4) Der Urheber hat keinen Anspruch nach Absatz 1 Satz 3, soweit die Vergü-
tung für die Nutzung seiner Werke tarifvertraglich bestimmt ist. 

§ 32a Weitere Beteiligung des Urhebers 
(1) Hat der Urheber einem anderen ein Nutzungsrecht zu Bedingungen einge-
räumt, die dazu führen, dass die vereinbarte Gegenleistung unter Berücksichti-
gung der gesamten Beziehungen des Urhebers zu dem anderen in einem auffäl-
ligen Missverhältnis zu den Erträgen und Vorteilen aus der Nutzung des Werkes 
steht, so ist der andere auf Verlangen des Urhebers verpflichtet, in eine Ände-
rung des Vertrages einzuwilligen, durch die dem Urheber eine den Umständen 
nach weitere angemessene Beteiligung gewährt wird. Ob die Vertragspartner die 
Höhe der erzielten Erträge oder Vorteile vorhergesehen haben oder hätten 
vorhersehen können, ist unerheblich. 
(2) Hat der andere das Nutzungsrecht übertragen oder weitere Nutzungsrech-
te eingeräumt und ergibt sich das auffällige Missverhältnis aus den Erträgnissen 
oder Vorteilen eines Dritten, so haftet dieser dem Urheber unmittelbar nach 
Maßgabe des Absatzes 1 unter Berücksichtigung der vertraglichen Beziehungen 
in der Lizenzkette. Die Haftung des anderen entfällt. 
(3) Auf die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 kann im Voraus nicht 
verzichtet werden. Die Anwartschaft hierauf unterliegt nicht der Zwangsvoll-
streckung; eine Verfügung über die Anwartschaft ist unwirksam. Der Urheber 
kann aber unentgeltlich ein einfaches Nutzungsrecht für jedermann einräumen. 
(4) Der Urheber hat keinen Anspruch nach Absatz 1, soweit die Vergütung 
nach einer gemeinsamen Vergütungsregel (§ 36) oder tarifvertraglich bestimmt 
worden ist und ausdrücklich eine weitere angemessene Beteiligung für den Fall 
des Absatzes 1 vorsieht. 

§ 32b Zwingende Anwendung 
Die §§ 32 und 32a finden zwingend Anwendung  
1. wenn auf den Nutzungsvertrag mangels einer Rechtswahl deutsches Recht 

anzuwenden wäre oder 
2. soweit Gegenstand des Vertrages maßgebliche Nutzungshandlungen im 

räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes sind. 

§ 32c Vergütung für später bekannte Nutzungsarten 
(1) Der Urheber hat Anspruch auf eine gesonderte angemessene Vergütung, 
wenn der Vertragspartner eine neue Art der Werknutzung nach § 31a aufnimmt, 
die im Zeitpunkt des Vertragsschlusses vereinbart, aber noch unbekannt war. 
§ 32 Abs. 2 und 4 gilt entsprechend. Der Vertragspartner hat den Urheber über 
die Aufnahme der neuen Art der Werknutzung unverzüglich zu unterrichten. 
(2) Hat der Vertragspartner das Nutzungsrecht einem Dritten übertragen, 
haftet der Dritte mit der Aufnahme der neuen Art der Werknutzung für die 
Vergütung nach Absatz 1. Die Haftung des Vertragspartners entfällt. 
(3) Auf die Rechte nach den Absätzen 1 und 2 kann im Voraus nicht verzich-
tet werden. Der Urheber kann aber unentgeltlich ein einfaches Nutzungsrecht 
für jedermann einräumen. 
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§ 33 Weiterwirkung von Nutzungsrechten 
Ausschließliche und einfache Nutzungsrechte bleiben gegenüber später einge-
räumten Nutzungsrechten wirksam. Gleiches gilt, wenn der Inhaber des Rechts, 
der das Nutzungsrecht eingeräumt hat, wechselt oder wenn er auf sein Recht 
verzichtet. 

§ 34 Übertragung von Nutzungsrechten 
(1) Ein Nutzungsrecht kann nur mit Zustimmung des Urhebers übertragen 
werden. Der Urheber darf die Zustimmung nicht wider Treu und Glauben ver-
weigern. 
(2) Werden mit dem Nutzungsrecht an einem Sammelwerk (§ 4) Nutzungs-
rechte an den in das Sammelwerk aufgenommenen einzelnen Werken übertra-
gen, so genügt die Zustimmung des Urhebers des Sammelwerkes. 
(3) Ein Nutzungsrecht kann ohne Zustimmung des Urhebers übertragen 
werden, wenn die Übertragung im Rahmen der Gesamtveräußerung eines Un-
ternehmens oder der Veräußerung von Teilen eines Unternehmens geschieht. 
Der Urheber kann das Nutzungsrecht zurückrufen, wenn ihm die Ausübung des 
Nutzungsrechts durch den Erwerber nach Treu und Glauben nicht zuzumuten 
ist. Satz 2 findet auch dann Anwendung, wenn sich die Beteiligungsverhältnisse 
am Unternehmen des Inhabers des Nutzungsrechts wesentlich ändern. 
(4) Der Erwerber des Nutzungsrechts haftet gesamtschuldnerisch für die 
Erfüllung der sich aus dem Vertrag mit dem Urheber ergebenden Verpflichtun-
gen des Veräußerers, wenn der Urheber der Übertragung des Nutzungsrechts 
nicht im Einzelfall ausdrücklich zugestimmt hat. 
(5) Der Urheber kann auf das Rückrufsrecht und die Haftung des Erwerbers 
im Voraus nicht verzichten. Im Übrigen können der Inhaber des Nutzungsrechts 
und der Urheber Abweichendes vereinbaren. 

§ 35 Einräumung weiterer Nutzungsrechte 
(1) Der Inhaber eines ausschließlichen Nutzungsrechts kann weitere Nut-
zungsrechte nur mit Zustimmung des Urhebers einräumen. Der Zustimmung 
bedarf es nicht, wenn das ausschließliche Nutzungsrecht nur zur Wahrnehmung 
der Belange des Urhebers eingeräumt ist. 
(2) Die Bestimmungen in § 34 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und Absatz 5 Satz 2 sind 
entsprechend anzuwenden. 

§ 36 Gemeinsame Vergütungsregeln 
(1) Zur Bestimmung der Angemessenheit von Vergütungen nach § 32 stellen 
Vereinigungen von Urhebern mit Vereinigungen von Werknutzern oder einzel-
nen Werknutzern gemeinsame Vergütungsregeln auf. Die gemeinsamen Vergü-
tungsregeln sollen die Umstände des jeweiligen Regelungsbereichs berücksichti-
gen, insbesondere die Struktur und Größe der Verwerter. In Tarifverträgen 
enthaltene Regelungen gehen gemeinsamen Vergütungsregeln vor. 
(2) Vereinigungen nach Absatz 1 müssen repräsentativ, unabhängig und zur 
Aufstellung gemeinsamer Vergütungsregeln ermächtigt sein. 
(3) Ein Verfahren zur Aufstellung gemeinsamer Vergütungsregeln vor der 
Schlichtungsstelle (§ 36a) findet statt, wenn die Parteien dies vereinbaren. Das 
Verfahren findet auf schriftliches Verlangen einer Partei statt, wenn  
1. die andere Partei nicht binnen drei Monaten, nachdem eine Partei schrift-

lich die Aufnahme von Verhandlungen verlangt hat, Verhandlungen über 
gemeinsame Vergütungsregeln beginnt, 

2. Verhandlungen über gemeinsame Vergütungsregeln ein Jahr, nachdem 
schriftlich ihre Aufnahme verlangt worden ist, ohne Ergebnis bleiben oder 
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3. eine Partei die Verhandlungen endgültig für gescheitert erklärt hat. 
(4) Die Schlichtungsstelle hat den Parteien einen begründeten Einigungsvor-
schlag zu machen, der den Inhalt der gemeinsamen Vergütungsregeln enthält. Er 
gilt als angenommen, wenn ihm nicht innerhalb von drei Monaten nach Emp-
fang des Vorschlages schriftlich widersprochen wird. 

§ 36a Schlichtungsstelle 
(1) Zur Aufstellung gemeinsamer Vergütungsregeln bilden Vereinigungen 
von Urhebern mit Vereinigungen von Werknutzern oder einzelnen Werknut-
zern eine Schlichtungsstelle, wenn die Parteien dies vereinbaren oder eine Partei 
die Durchführung des Schlichtungsverfahrens verlangt. 
(2) Die Schlichtungsstelle besteht aus einer gleichen Anzahl von Beisitzern, 
die jeweils von einer Partei bestellt werden, und einem unparteiischen Vorsit-
zenden, auf dessen Person sich beide Parteien einigen sollen. 
(3) Kommt eine Einigung über die Person des Vorsitzenden nicht zustande, so 
bestellt ihn das nach § 1062 der Zivilprozessordnung zuständige Oberlandesge-
richt. Das Oberlandesgericht entscheidet auch, wenn keine Einigung über die 
Zahl der Beisitzer erzielt wird. Für das Verfahren vor dem Oberlandesgericht 
gelten die §§ 1063, 1065 der Zivilprozessordnung entsprechend. 
(4) Das Verlangen auf Durchführung des Schlichtungsverfahrens gemäß § 36 
Abs. 3 Satz 2 muss einen Vorschlag über die Aufstellung gemeinsamer Vergü-
tungsregeln enthalten. 
(5) Die Schlichtungsstelle fasst ihren Beschluss nach mündlicher Beratung 
mit Stimmenmehrheit. Die Beschlussfassung erfolgt zunächst unter den Beisit-
zern; kommt eine Stimmenmehrheit nicht zustande, so nimmt der Vorsitzende 
nach weiterer Beratung an der erneuten Beschlussfassung teil. Benennt eine 
Partei keine Mitglieder oder bleiben die von einer Partei genannten Mitglieder 
trotz rechtzeitiger Einladung der Sitzung fern, so entscheiden der Vorsitzende 
und die erschienenen Mitglieder nach Maßgabe der Sätze 1 und 2 allein. Der 
Beschluss der Schlichtungsstelle ist schriftlich niederzulegen, vom Vorsitzenden 
zu unterschreiben und beiden Parteien zuzuleiten. 
(6) Die Parteien tragen ihre eigenen Kosten sowie die Kosten der von ihnen 
bestellten Beisitzer. Die sonstigen Kosten tragen die Parteien jeweils zur Hälfte. 
Die Parteien haben als Gesamtschuldner auf Anforderung des Vorsitzenden zu 
dessen Händen einen für die Tätigkeit der Schlichtungsstelle erforderlichen 
Vorschuss zu leisten. 
(7) Die Parteien können durch Vereinbarung die Einzelheiten des Verfahrens 
vor der Schlichtungsstelle regeln. 
(8) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die wei-
teren Einzelheiten des Verfahrens vor der Schlichtungsstelle zu regeln sowie 
weitere Vorschriften über die Kosten des Verfahrens und die Entschädigung der 
Mitglieder der Schlichtungsstelle zu erlassen. 

§ 37 Verträge über die Einräumung von Nutzungsrechten 
(1) Räumt der Urheber einem anderen ein Nutzungsrecht am Werk ein, so 
verbleibt ihm im Zweifel das Recht der Einwilligung zur Veröffentlichung oder 
Verwertung einer Bearbeitung des Werkes. 
(2) Räumt der Urheber einem anderen ein Nutzungsrecht zur Vervielfältigung 
des Werkes ein, so verbleibt ihm im Zweifel das Recht, das Werk auf Bild- oder 
Tonträger zu übertragen. 
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(3) Räumt der Urheber einem anderen ein Nutzungsrecht zu einer öffentli-
chen Wiedergabe des Werkes ein, so ist dieser im Zweifel nicht berechtigt, die 
Wiedergabe außerhalb der Veranstaltung, für die sie bestimmt ist, durch Bild-
schirm, Lautsprecher oder ähnliche technische Einrichtungen öffentlich wahr-
nehmbar zu machen. 

§ 38 Beiträge zu Sammlungen 
(1) Gestattet der Urheber die Aufnahme des Werkes in eine periodisch er-
scheinende Sammlung, so erwirbt der Verleger oder Herausgeber im Zweifel ein 
ausschließliches Nutzungsrecht zur Vervielfältigung, Verbreitung und öffentli-
chen Zugänglichmachung. Jedoch darf der Urheber das Werk nach Ablauf eines 
Jahres seit Erscheinen anderweit vervielfältigen, verbreiten und öffentlich zu-
gänglich machen, wenn nichts anderes vereinbart ist. 
(2) Absatz 1 Satz 2 gilt auch für einen Beitrag zu einer nicht periodisch er-
scheinenden Sammlung, für dessen Überlassung dem Urheber kein Anspruch 
auf Vergütung zusteht. 
(3) Wird der Beitrag einer Zeitung überlassen, so erwirbt der Verleger oder 
Herausgeber ein einfaches Nutzungsrecht, wenn nichts anderes vereinbart ist. 
Räumt der Urheber ein ausschließliches Nutzungsrecht ein, so ist er sogleich 
nach Erscheinen des Beitrags berechtigt, ihn anderweit zu vervielfältigen und zu 
verbreiten, wenn nichts anderes vereinbart ist. 
(4) Der Urheber eines wissenschaftlichen Beitrags, der im Rahmen einer 
mindestens zur Hälfte mit öffentlichen Mitteln geförderten Forschungstätigkeit 
entstanden und in einer periodisch mindestens zweimal jährlich erscheinenden 
Sammlung erschienen ist, hat auch dann, wenn er dem Verleger oder Herausge-
ber ein ausschließliches Nutzungsrecht eingeräumt hat, das Recht, den Beitrag 
nach Ablauf von zwölf Monaten seit der Erstveröffentlichung in der akzeptier-
ten Manuskriptversion öffentlich zugänglich zu machen, soweit dies keinem 
gewerblichen Zweck dient. Die Quelle der Erstveröffentlichung ist anzugeben. 
Eine zum Nachteil des Urhebers abweichende Vereinbarung ist unwirksam. 

§ 39 Änderungen des Werkes 
(1) Der Inhaber eines Nutzungsrechts darf das Werk, dessen Titel oder Urhe-
berbezeichnung (§ 10 Abs. 1) nicht ändern, wenn nichts anderes vereinbart ist. 
(2) Änderungen des Werkes und seines Titels, zu denen der Urheber seine 
Einwilligung nach Treu und Glauben nicht versagen kann, sind zulässig. 

§ 40 Verträge über künftige Werke 
(1) Ein Vertrag, durch den sich der Urheber zur Einräumung von Nutzungs-
rechten an künftigen Werken verpflichtet, die überhaupt nicht näher oder nur 
der Gattung nach bestimmt sind, bedarf der schriftlichen Form. Er kann von 
beiden Vertragsteilen nach Ablauf von fünf Jahren seit dem Abschluß des Ver-
trages gekündigt werden. Die Kündigungsfrist beträgt sechs Monate, wenn 
keine kürzere Frist vereinbart ist. 
(2) Auf das Kündigungsrecht kann im voraus nicht verzichtet werden. Andere 
vertragliche oder gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt. 
(3) Wenn in Erfüllung des Vertrages Nutzungsrechte an künftigen Werken 
eingeräumt worden sind, wird mit Beendigung des Vertrages die Verfügung 
hinsichtlich der Werke unwirksam, die zu diesem Zeitpunkt noch nicht abgelie-
fert sind. 
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§ 41 Rückrufsrecht wegen Nichtausübung 
(1) Übt der Inhaber eines ausschließlichen Nutzungsrechts das Recht nicht 
oder nur unzureichend aus und werden dadurch berechtigte Interessen des 
Urhebers erheblich verletzt, so kann dieser das Nutzungsrecht zurückrufen. Dies 
gilt nicht, wenn die Nichtausübung oder die unzureichende Ausübung des Nut-
zungsrechts überwiegend auf Umständen beruht, deren Behebung dem Urheber 
zuzumuten ist. 
(2) Das Rückrufsrecht kann nicht vor Ablauf von zwei Jahren seit Einräu-
mung oder Übertragung des Nutzungsrechts oder, wenn das Werk später abge-
liefert wird, seit der Ablieferung geltend gemacht werden. Bei einem Beitrag zu 
einer Zeitung beträgt die Frist drei Monate, bei einem Beitrag zu einer Zeit-
schrift, die monatlich oder in kürzeren Abständen erscheint, sechs Monate und 
bei einem Beitrag zu anderen Zeitschriften ein Jahr. 
(3) Der Rückruf kann erst erklärt werden, nachdem der Urheber dem Inhaber 
des Nutzungsrechts unter Ankündigung des Rückrufs eine angemessene Nach-
frist zur zureichenden Ausübung des Nutzungsrechts bestimmt hat. Der Be-
stimmung der Nachfrist bedarf es nicht, wenn die Ausübung des Nutzungsrechts 
seinem Inhaber unmöglich ist oder von ihm verweigert wird oder wenn durch 
die Gewährung einer Nachfrist überwiegende Interessen des Urhebers gefährdet 
würden. 
(4) Auf das Rückrufsrecht kann im voraus nicht verzichtet werden. Seine 
Ausübung kann im voraus für mehr als fünf Jahre nicht ausgeschlossen werden. 
(5) Mit Wirksamwerden des Rückrufs erlischt das Nutzungsrecht. 
(6) Der Urheber hat den Betroffenen zu entschädigen, wenn und soweit es der 
Billigkeit entspricht. 
(7) Rechte und Ansprüche der Beteiligten nach anderen gesetzlichen Vor-
schriften bleiben unberührt. 

§ 42 Rückrufsrecht wegen gewandelter Überzeugung 
(1) Der Urheber kann ein Nutzungsrecht gegenüber dem Inhaber zurückru-
fen, wenn das Werk seiner Überzeugung nicht mehr entspricht und ihm deshalb 
die Verwertung des Werkes nicht mehr zugemutet werden kann. Der Rechts-
nachfolger des Urhebers (§ 30) kann den Rückruf nur erklären, wenn er nach-
weist, daß der Urheber vor seinem Tode zum Rückruf berechtigt gewesen wäre 
und an der Erklärung des Rückrufs gehindert war oder diese letztwillig verfügt 
hat. 
(2) Auf das Rückrufsrecht kann im voraus nicht verzichtet werden. Seine 
Ausübung kann nicht ausgeschlossen werden. 
(3) Der Urheber hat den Inhaber des Nutzungsrechts angemessen zu entschä-
digen. Die Entschädigung muß mindestens die Aufwendungen decken, die der 
Inhaber des Nutzungsrechts bis zur Erklärung des Rückrufs gemacht hat; jedoch 
bleiben hierbei Aufwendungen, die auf bereits gezogene Nutzungen entfallen, 
außer Betracht. Der Rückruf wird erst wirksam, wenn der Urheber die Aufwen-
dungen ersetzt oder Sicherheit dafür geleistet hat. Der Inhaber des Nutzungs-
rechts hat dem Urheber binnen einer Frist von drei Monaten nach Erklärung des 
Rückrufs die Aufwendungen mitzuteilen; kommt er dieser Pflicht nicht nach, so 
wird der Rückruf bereits mit Ablauf dieser Frist wirksam. 
(4) Will der Urheber nach Rückruf das Werk wieder verwerten, so ist er 
verpflichtet, dem früheren Inhaber des Nutzungsrechts ein entsprechendes 
Nutzungsrecht zu angemessenen Bedingungen anzubieten. 
(5) Die Bestimmungen in § 41 Abs. 5 und 7 sind entsprechend anzuwenden. 
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§ 42a Zwangslizenz zur Herstellung von Tonträgern 
(1) Ist einem Hersteller von Tonträgern ein Nutzungsrecht an einem Werk 
der Musik eingeräumt worden mit dem Inhalt, das Werk zu gewerblichen Zwe-
cken auf Tonträger zu übertragen und diese zu vervielfältigen und zu verbreiten, 
so ist der Urheber verpflichtet, jedem anderen Hersteller von Tonträgern, der im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes seine Hauptniederlassung oder seinen Wohn-
sitz hat, nach Erscheinen des Werkes gleichfalls ein Nutzungsrecht mit diesem 
Inhalt zu angemessenen Bedingungen einzuräumen; dies gilt nicht, wenn das 
bezeichnete Nutzungsrecht erlaubterweise von einer Verwertungsgesellschaft 
wahrgenommen wird oder wenn das Werk der Überzeugung des Urhebers nicht 
mehr entspricht, ihm deshalb die Verwertung des Werkes nicht mehr zugemutet 
werden kann und er ein etwa bestehendes Nutzungsrecht aus diesem Grunde 
zurückgerufen hat. § 63 ist entsprechend anzuwenden. Der Urheber ist nicht 
verpflichtet, die Benutzung des Werkes zur Herstellung eines Filmes zu gestat-
ten. 
(2) Gegenüber einem Hersteller von Tonträgern, der weder seine Hauptnie-
derlassung noch seinen Wohnsitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat, be-
steht die Verpflichtung nach Absatz 1, soweit in dem Staat, in dem er seine 
Hauptniederlassung oder seinen Wohnsitz hat, den Herstellern von Tonträgern, 
die ihre Hauptniederlassung oder ihren Wohnsitz im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes haben, nach einer Bekanntmachung des Bundesministeriums der Justiz 
und für Verbraucherschutz im Bundesgesetzblatt ein entsprechendes Recht 
gewährt wird. 
(3) Das nach den vorstehenden Bestimmungen einzuräumende Nutzungs-
recht wirkt nur im Geltungsbereich dieses Gesetzes und für die Ausfuhr nach 
Staaten, in denen das Werk keinen Schutz gegen die Übertragung auf Tonträger 
genießt. 
(4) Hat der Urheber einem anderen das ausschließliche Nutzungsrecht einge-
räumt mit dem Inhalt, das Werk zu gewerblichen Zwecken auf Tonträger zu 
übertragen und diese zu vervielfältigen und zu verbreiten, so gelten die vorste-
henden Bestimmungen mit der Maßgabe, dass der Inhaber des ausschließlichen 
Nutzungsrechts zur Einräumung des in Absatz 1 bezeichneten Nutzungsrechts 
verpflichtet ist. 
(5) Auf ein Sprachwerk, das als Text mit einem Werk der Musik verbunden 
ist, sind die vorstehenden Bestimmungen entsprechend anzuwenden, wenn 
einem Hersteller von Tonträgern ein Nutzungsrecht eingeräumt worden ist mit 
dem Inhalt, das Sprachwerk in Verbindung mit dem Werk der Musik auf Ton-
träger zu übertragen und diese zu vervielfältigen und zu verbreiten. 
(6) Für Klagen, durch die ein Anspruch auf Einräumung des Nutzungsrechts 
geltend gemacht wird, sind, sofern der Urheber oder im Fall des Absatzes 4 der 
Inhaber des ausschließlichen Nutzungsrechts im Geltungsbereich dieses Geset-
zes keinen allgemeinen Gerichtsstand hat, die Gerichte zuständig, in deren 
Bezirk das Patentamt seinen Sitz hat. Einstweilige Verfügungen können erlassen 
werden, auch wenn die in den §§ 935 und 940 der Zivilprozessordnung bezeich-
neten Voraussetzungen nicht zutreffen. 
(7) Die vorstehenden Bestimmungen sind nicht anzuwenden, wenn das in 
Absatz 1 bezeichnete Nutzungsrecht lediglich zur Herstellung eines Filmes 
eingeräumt worden ist. 

§ 43 Urheber in Arbeits- oder Dienstverhältnissen 
Die Vorschriften dieses Unterabschnitts sind auch anzuwenden, wenn der Urhe-
ber das Werk in Erfüllung seiner Verpflichtungen aus einem Arbeits- oder 
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Dienstverhältnis geschaffen hat, soweit sich aus dem Inhalt oder dem Wesen des 
Arbeits- oder Dienstverhältnisses nichts anderes ergibt. 

§ 44 Veräußerung des Originals des Werkes 
(1) Veräußert der Urheber das Original des Werkes, so räumt er damit im 
Zweifel dem Erwerber ein Nutzungsrecht nicht ein. 
(2) Der Eigentümer des Originals eines Werkes der bildenden Künste oder 
eines Lichtbildwerkes ist berechtigt, das Werk öffentlich auszustellen, auch 
wenn es noch nicht veröffentlicht ist, es sei denn, daß der Urheber dies bei der 
Veräußerung des Originals ausdrücklich ausgeschlossen hat. 
 

Abschnitt 6 
Schranken des Urheberrechts 

§ 44a Vorübergehende Vervielfältigungshandlungen 
Zulässig sind vorübergehende Vervielfältigungshandlungen, die flüchtig oder 
begleitend sind und einen integralen und wesentlichen Teil eines technischen 
Verfahrens darstellen und deren alleiniger Zweck es ist,  
1. eine Übertragung in einem Netz zwischen Dritten durch einen Vermittler 

oder 
2. eine rechtmäßige Nutzung 
eines Werkes oder sonstigen Schutzgegenstands zu ermöglichen, und die keine 
eigenständige wirtschaftliche Bedeutung haben. 

§ 45 Rechtspflege und öffentliche Sicherheit 
(1) Zulässig ist, einzelne Vervielfältigungsstücke von Werken zur Verwen-
dung in Verfahren vor einem Gericht, einem Schiedsgericht oder einer Behörde 
herzustellen oder herstellen zu lassen. 
(2) Gerichte und Behörden dürfen für Zwecke der Rechtspflege und der öf-
fentlichen Sicherheit Bildnisse vervielfältigen oder vervielfältigen lassen. 
(3) Unter den gleichen Voraussetzungen wie die Vervielfältigung ist auch die 
Verbreitung, öffentliche Ausstellung und öffentliche Wiedergabe der Werke 
zulässig. 

§ 45a Behinderte Menschen 
(1) Zulässig ist die nicht Erwerbszwecken dienende Vervielfältigung eines 
Werkes für und deren Verbreitung ausschließlich an Menschen, soweit diesen 
der Zugang zu dem Werk in einer bereits verfügbaren Art der sinnlichen Wahr-
nehmung auf Grund einer Behinderung nicht möglich oder erheblich erschwert 
ist, soweit es zur Ermöglichung des Zugangs erforderlich ist. 
(2) Für die Vervielfältigung und Verbreitung ist dem Urheber eine angemes-
sene Vergütung zu zahlen; ausgenommen ist die Herstellung lediglich einzelner 
Vervielfältigungsstücke. Der Anspruch kann nur durch eine Verwertungsgesell-
schaft geltend gemacht werden. 

§ 46 Sammlungen für Kirchen-, Schul- oder Unterrichtsgebrauch 
(1) Nach der Veröffentlichung zulässig ist die Vervielfältigung, Verbreitung 
und öffentliche Zugänglichmachung von Teilen eines Werkes, von Sprachwer-
ken oder von Werken der Musik von geringem Umfang, von einzelnen Werken 
der bildenden Künste oder einzelnen Lichtbildwerken als Element einer Samm-
lung, die Werke einer größeren Anzahl von Urhebern vereinigt und die nach 
ihrer Beschaffenheit nur für den Unterrichtsgebrauch in Schulen, in nichtge-
werblichen Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung oder in Einrichtungen 
der Berufsbildung oder für den Kirchengebrauch bestimmt ist. Die öffentliche 
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Zugänglichmachung eines für den Unterrichtsgebrauch an Schulen bestimmten 
Werkes ist stets nur mit Einwilligung des Berechtigten zulässig. In den Verviel-
fältigungsstücken oder bei der öffentlichen Zugänglichmachung ist deutlich 
anzugeben, wozu die Sammlung bestimmt ist. 
(2) Absatz 1 gilt für Werke der Musik nur, wenn diese Elemente einer Samm-
lung sind, die für den Gebrauch im Musikunterricht in Schulen mit Ausnahme 
der Musikschulen bestimmt ist. 
(3) Mit der Vervielfältigung oder der öffentlichen Zugänglichmachung darf 
erst begonnen werden, wenn die Absicht, von der Berechtigung nach Absatz 1 
Gebrauch zu machen, dem Urheber oder, wenn sein Wohnort oder Aufenthalts-
ort unbekannt ist, dem Inhaber des ausschließlichen Nutzungsrechts durch 
eingeschriebenen Brief mitgeteilt worden ist und seit Absendung des Briefes 
zwei Wochen verstrichen sind. Ist auch der Wohnort oder Aufenthaltsort des 
Inhabers des ausschließlichen Nutzungsrechts unbekannt, so kann die Mittei-
lung durch Veröffentlichung im Bundesanzeiger bewirkt werden. 
(4) Für die nach den Absätzen 1 und 2 zulässige Verwertung ist dem Urheber 
eine angemessene Vergütung zu zahlen. 
(5) Der Urheber kann die nach den Absätzen 1 und 2 zulässige Verwertung 
verbieten, wenn das Werk seiner Überzeugung nicht mehr entspricht, ihm des-
halb die Verwertung des Werkes nicht mehr zugemutet werden kann und er ein 
etwa bestehendes Nutzungsrecht aus diesem Grunde zurückgerufen hat (§ 42). 
Die Bestimmungen in § 136 Abs. 1 und 2 sind entsprechend anzuwenden. 

§ 47 Schulfunksendungen 
(1) Schulen sowie Einrichtungen der Lehrerbildung und der Lehrerfortbil-
dung dürfen einzelne Vervielfältigungsstücke von Werken, die innerhalb einer 
Schulfunksendung gesendet werden, durch Übertragung der Werke auf Bild- 
oder Tonträger herstellen. Das gleiche gilt für Heime der Jugendhilfe und die 
staatlichen Landesbildstellen oder vergleichbare Einrichtungen in öffentlicher 
Trägerschaft. 
(2) Die Bild- oder Tonträger dürfen nur für den Unterricht verwendet wer-
den. Sie sind spätestens am Ende des auf die Übertragung der Schulfunksendung 
folgenden Schuljahrs zu löschen, es sei denn, daß dem Urheber eine angemesse-
ne Vergütung gezahlt wird. 

§ 48 Öffentliche Reden 
(1) Zulässig ist  
1. die Vervielfältigung und Verbreitung von Reden über Tagesfragen in Zei-

tungen, Zeitschriften sowie in anderen Druckschriften oder sonstigen Da-
tenträgern, die im Wesentlichen den Tagesinteressen Rechnung tragen, 
wenn die Reden bei öffentlichen Versammlungen gehalten oder durch öf-
fentliche Wiedergabe im Sinne von § 19a oder § 20 veröffentlicht worden 
sind, sowie die öffentliche Wiedergabe solcher Reden, 

2. die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe von Reden, 
die bei öffentlichen Verhandlungen vor staatlichen, kommunalen oder 
kirchlichen Organen gehalten worden sind. 

(2) Unzulässig ist jedoch die Vervielfältigung und Verbreitung der in Absatz 1 
Nr. 2 bezeichneten Reden in Form einer Sammlung, die überwiegend Reden 
desselben Urhebers enthält. 

§ 49 Zeitungsartikel und Rundfunkkommentare 
(1) Zulässig ist die Vervielfältigung und Verbreitung einzelner Rundfunk-
kommentare und einzelner Artikel sowie mit ihnen im Zusammenhang veröf-
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fentlichter Abbildungen aus Zeitungen und anderen lediglich Tagesinteressen 
dienenden Informationsblättern in anderen Zeitungen und Informationsblättern 
dieser Art sowie die öffentliche Wiedergabe solcher Kommentare, Artikel und 
Abbildungen, wenn sie politische, wirtschaftliche oder religiöse Tagesfragen 
betreffen und nicht mit einem Vorbehalt der Rechte versehen sind. Für die Ver-
vielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe ist dem Urheber eine 
angemessene Vergütung zu zahlen, es sei denn, daß es sich um eine Vervielfälti-
gung, Verbreitung oder öffentliche Wiedergabe kurzer Auszüge aus mehreren 
Kommentaren oder Artikeln in Form einer Übersicht handelt. Der Anspruch 
kann nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden. 
(2) Unbeschränkt zulässig ist die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentli-
che Wiedergabe von vermischten Nachrichten tatsächlichen Inhalts und von 
Tagesneuigkeiten, die durch Presse oder Funk veröffentlicht worden sind; ein 
durch andere gesetzliche Vorschriften gewährter Schutz bleibt unberührt. 

§ 50 Berichterstattung über Tagesereignisse 
Zur Berichterstattung über Tagesereignisse durch Funk oder durch ähnliche 
technische Mittel, in Zeitungen, Zeitschriften und in anderen Druckschriften 
oder sonstigen Datenträgern, die im Wesentlichen Tagesinteressen Rechnung 
tragen, sowie im Film, ist die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche 
Wiedergabe von Werken, die im Verlauf dieser Ereignisse wahrnehmbar wer-
den, in einem durch den Zweck gebotenen Umfang zulässig. 

§ 51 Zitate 
Zulässig ist die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe eines 
veröffentlichten Werkes zum Zweck des Zitats, sofern die Nutzung in ihrem 
Umfang durch den besonderen Zweck gerechtfertigt ist. Zulässig ist dies insbe-
sondere, wenn  
1. einzelne Werke nach der Veröffentlichung in ein selbständiges wissen-

schaftliches Werk zur Erläuterung des Inhalts aufgenommen werden, 
2. Stellen eines Werkes nach der Veröffentlichung in einem selbständigen 

Sprachwerk angeführt werden, 
3. einzelne Stellen eines erschienenen Werkes der Musik in einem selbständi-

gen Werk der Musik angeführt werden. 

§ 52 Öffentliche Wiedergabe 
(1) Zulässig ist die öffentliche Wiedergabe eines veröffentlichten Werkes, 
wenn die Wiedergabe keinem Erwerbszweck des Veranstalters dient, die Teil-
nehmer ohne Entgelt zugelassen werden und im Falle des Vortrags oder der 
Aufführung des Werkes keiner der ausübenden Künstler (§ 73) eine besondere 
Vergütung erhält. Für die Wiedergabe ist eine angemessene Vergütung zu zah-
len. Die Vergütungspflicht entfällt für Veranstaltungen der Jugendhilfe, der 
Sozialhilfe, der Alten- und Wohlfahrtspflege, der Gefangenenbetreuung sowie 
für Schulveranstaltungen, sofern sie nach ihrer sozialen oder erzieherischen 
Zweckbestimmung nur einem bestimmt abgegrenzten Kreis von Personen zu-
gänglich sind. Dies gilt nicht, wenn die Veranstaltung dem Erwerbszweck eines 
Dritten dient; in diesem Fall hat der Dritte die Vergütung zu zahlen. 
(2) Zulässig ist die öffentliche Wiedergabe eines erschienenen Werkes auch 
bei einem Gottesdienst oder einer kirchlichen Feier der Kirchen oder Religions-
gemeinschaften. Jedoch hat der Veranstalter dem Urheber eine angemessene 
Vergütung zu zahlen. 
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(3) Öffentliche bühnenmäßige Darstellungen, öffentliche Zugänglichmachun-
gen und Funksendungen eines Werkes sowie öffentliche Vorführungen eines 
Filmwerks sind stets nur mit Einwilligung des Berechtigten zulässig. 

Fußnote 
§ 52 Abs. 1 Satz 3: Mit GG (100-1) vereinbar, soweit die Vergütungspflicht für 
Veranstaltungen der Gefangenenbetreuung entfällt; BVerfGE v. 11.10.1988 I 187 
(1 BvR 743/86) 

§ 52a Öffentliche Zugänglichmachung für Unterricht und Forschung 
(1) Zulässig ist,  
1. veröffentlichte kleine Teile eines Werkes, Werke geringen Umfangs sowie 

einzelne Beiträge aus Zeitungen oder Zeitschriften zur Veranschaulichung 
im Unterricht an Schulen, Hochschulen, nichtgewerblichen Einrichtungen 
der Aus- und Weiterbildung sowie an Einrichtungen der Berufsbildung 
ausschließlich für den bestimmt abgegrenzten Kreis von Unterrichtsteil-
nehmern oder 

2. veröffentlichte Teile eines Werkes, Werke geringen Umfangs sowie einzel-
ne Beiträge aus Zeitungen oder Zeitschriften ausschließlich für einen be-
stimmt abgegrenzten Kreis von Personen für deren eigene wissenschaftli-
che Forschung 

öffentlich zugänglich zu machen, soweit dies zu dem jeweiligen Zweck geboten 
und zur Verfolgung nicht kommerzieller Zwecke gerechtfertigt ist. 
(2) Die öffentliche Zugänglichmachung eines für den Unterrichtsgebrauch an 
Schulen bestimmten Werkes ist stets nur mit Einwilligung des Berechtigten 
zulässig. Die öffentliche Zugänglichmachung eines Filmwerkes ist vor Ablauf 
von zwei Jahren nach Beginn der üblichen regulären Auswertung in Filmthea-
tern im Geltungsbereich dieses Gesetzes stets nur mit Einwilligung des Berech-
tigten zulässig. 
(3) Zulässig sind in den Fällen des Absatzes 1 auch die zur öffentlichen Zu-
gänglichmachung erforderlichen Vervielfältigungen. 
(4) Für die öffentliche Zugänglichmachung nach Absatz 1 ist eine angemes-
sene Vergütung zu zahlen. Der Anspruch kann nur durch eine Verwertungsge-
sellschaft geltend gemacht werden. 

Fußnote 
§ 52a: Zur Nichtanwendung vgl. § 137k (F ab 10.9.2003 bis 14.12.2012) 

§ 52b Wiedergabe von Werken an elektronischen Leseplätzen in öffent-
lichen Bibliotheken, Museen und Archiven 
Zulässig ist, veröffentlichte Werke aus dem Bestand öffentlich zugänglicher 
Bibliotheken, Museen oder Archive, die keinen unmittelbar oder mittelbar wirt-
schaftlichen oder Erwerbszweck verfolgen, ausschließlich in den Räumen der 
jeweiligen Einrichtung an eigens dafür eingerichteten elektronischen Leseplät-
zen zur Forschung und für private Studien zugänglich zu machen, soweit dem 
keine vertraglichen Regelungen entgegenstehen. Es dürfen grundsätzlich nicht 
mehr Exemplare eines Werkes an den eingerichteten elektronischen Leseplätzen 
gleichzeitig zugänglich gemacht werden, als der Bestand der Einrichtung um-
fasst. Für die Zugänglichmachung ist eine angemessene Vergütung zu zahlen. 
Der Anspruch kann nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht 
werden. 
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§ 53 Vervielfältigungen zum privaten und sonstigen eigenen Gebrauch 
(1) Zulässig sind einzelne Vervielfältigungen eines Werkes durch eine natür-
liche Person zum privaten Gebrauch auf beliebigen Trägern, sofern sie weder 
unmittelbar noch mittelbar Erwerbszwecken dienen, soweit nicht zur Vervielfäl-
tigung eine offensichtlich rechtswidrig hergestellte oder öffentlich zugänglich 
gemachte Vorlage verwendet wird. Der zur Vervielfältigung Befugte darf die 
Vervielfältigungsstücke auch durch einen anderen herstellen lassen, sofern dies 
unentgeltlich geschieht oder es sich um Vervielfältigungen auf Papier oder 
einem ähnlichen Träger mittels beliebiger photomechanischer Verfahren oder 
anderer Verfahren mit ähnlicher Wirkung handelt. 
(2) Zulässig ist, einzelne Vervielfältigungsstücke eines Werkes herzustellen 
oder herstellen zu lassen  
1. zum eigenen wissenschaftlichen Gebrauch, wenn und soweit die Vervielfäl-

tigung zu diesem Zweck geboten ist und sie keinen gewerblichen Zwecken 
dient, 

2. zur Aufnahme in ein eigenes Archiv, wenn und soweit die Vervielfältigung 
zu diesem Zweck geboten ist und als Vorlage für die Vervielfältigung ein 
eigenes Werkstück benutzt wird, 

3. zur eigenen Unterrichtung über Tagesfragen, wenn es sich um ein durch 
Funk gesendetes Werk handelt, 

4. zum sonstigen eigenen Gebrauch, 
a) wenn es sich um kleine Teile eines erschienenen Werkes oder um ein-

zelne Beiträge handelt, die in Zeitungen oder Zeitschriften erschienen 
sind, 

b) wenn es sich um ein seit mindestens zwei Jahren vergriffenes Werk 
handelt. 

Dies gilt im Fall des Satzes 1 Nr. 2 nur, wenn zusätzlich  
1. die Vervielfältigung auf Papier oder einem ähnlichen Träger mittels belie-

biger photomechanischer Verfahren oder anderer Verfahren mit ähnlicher 
Wirkung vorgenommen wird oder 

2. eine ausschließlich analoge Nutzung stattfindet oder 
3. das Archiv im öffentlichen Interesse tätig ist und keinen unmittelbar oder 

mittelbar wirtschaftlichen oder Erwerbszweck verfolgt. Dies gilt in den Fäl-
len des Satzes 1 Nr. 3 und 4 nur, wenn zusätzlich eine der Voraussetzungen 
des Satzes 2 Nr. 1 oder 2 vorliegt. 

(3) Zulässig ist, Vervielfältigungsstücke von kleinen Teilen eines Werkes, von 
Werken von geringem Umfang oder von einzelnen Beiträgen, die in Zeitungen 
oder Zeitschriften erschienen oder öffentlich zugänglich gemacht worden sind, 
zum eigenen Gebrauch  
1. zur Veranschaulichung des Unterrichts in Schulen, in nichtgewerblichen 

Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung sowie in Einrichtungen der Be-
rufsbildung in der für die Unterrichtsteilnehmer erforderlichen Anzahl oder 

2. für staatliche Prüfungen und Prüfungen in Schulen, Hochschulen, in nicht-
gewerblichen Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung sowie in der Be-
rufsbildung in der erforderlichen Anzahl 

herzustellen oder herstellen zu lassen, wenn und soweit die Vervielfältigung zu 
diesem Zweck geboten ist. Die Vervielfältigung eines Werkes, das für den Un-
terrichtsgebrauch an Schulen bestimmt ist, ist stets nur mit Einwilligung des 
Berechtigten zulässig. 
(4) Die Vervielfältigung  

a) graphischer Aufzeichnungen von Werken der Musik, 
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b) eines Buches oder einer Zeitschrift, wenn es sich um eine im wesentli-
chen vollständige Vervielfältigung handelt, ist, soweit sie nicht durch 
Abschreiben vorgenommen wird, stets nur mit Einwilligung des Be-
rechtigten zulässig oder unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 
Satz 1 Nr. 2 oder zum eigenen Gebrauch, wenn es sich um ein seit 
mindestens zwei Jahren vergriffenes Werk handelt. 

(5) Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 bis 4 sowie Absatz 3 Nr. 2 finden keine 
Anwendung auf Datenbankwerke, deren Elemente einzeln mit Hilfe elektroni-
scher Mittel zugänglich sind. Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 sowie Absatz 3 Nr. 1 finden 
auf solche Datenbankwerke mit der Maßgabe Anwendung, dass der wissen-
schaftliche Gebrauch sowie der Gebrauch im Unterricht nicht zu gewerblichen 
Zwecken erfolgen. 
(6) Die Vervielfältigungsstücke dürfen weder verbreitet noch zu öffentlichen 
Wiedergaben benutzt werden. Zulässig ist jedoch, rechtmäßig hergestellte Ver-
vielfältigungsstücke von Zeitungen und vergriffenen Werken sowie solche 
Werkstücke zu verleihen, bei denen kleine beschädigte oder abhanden gekom-
mene Teile durch Vervielfältigungsstücke ersetzt worden sind. 
(7) Die Aufnahme öffentlicher Vorträge, Aufführungen oder Vorführungen 
eines Werkes auf Bild- oder Tonträger, die Ausführung von Plänen und Entwür-
fen zu Werken der bildenden Künste und der Nachbau eines Werkes der Bau-
kunst sind stets nur mit Einwilligung des Berechtigten zulässig. 

§ 53a Kopienversand auf Bestellung 
(1) Zulässig ist auf Einzelbestellung die Vervielfältigung und Übermittlung 
einzelner in Zeitungen und Zeitschriften erschienener Beiträge sowie kleiner 
Teile eines erschienenen Werkes im Wege des Post- oder Faxversands durch 
öffentliche Bibliotheken, sofern die Nutzung durch den Besteller nach § 53 zu-
lässig ist. Die Vervielfältigung und Übermittlung in sonstiger elektronischer 
Form ist ausschließlich als grafische Datei und zur Veranschaulichung des Un-
terrichts oder für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung zulässig, soweit dies 
zur Verfolgung nicht gewerblicher Zwecke gerechtfertigt ist. Die Vervielfälti-
gung und Übermittlung in sonstiger elektronischer Form ist ferner nur dann 
zulässig, wenn der Zugang zu den Beiträgen oder kleinen Teilen eines Werkes 
den Mitgliedern der Öffentlichkeit nicht offensichtlich von Orten und zu Zeiten 
ihrer Wahl mittels einer vertraglichen Vereinbarung zu angemessenen Bedin-
gungen ermöglicht wird. 
(2) Für die Vervielfältigung und Übermittlung ist dem Urheber eine angemes-
sene Vergütung zu zahlen. Der Anspruch kann nur durch eine Verwertungsge-
sellschaft geltend gemacht werden. 

§ 54 Vergütungspflicht 
(1) Ist nach der Art eines Werkes zu erwarten, dass es nach § 53 Abs. 1 bis 3 
vervielfältigt wird, so hat der Urheber des Werkes gegen den Hersteller von 
Geräten und von Speichermedien, deren Typ allein oder in Verbindung mit 
anderen Geräten, Speichermedien oder Zubehör zur Vornahme solcher Verviel-
fältigungen benutzt wird, Anspruch auf Zahlung einer angemessenen Vergü-
tung. 
(2) Der Anspruch nach Absatz 1 entfällt, soweit nach den Umständen erwar-
tet werden kann, dass die Geräte oder Speichermedien im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes nicht zu Vervielfältigungen benutzt werden. 
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§ 54a Vergütungshöhe 
(1) Maßgebend für die Vergütungshöhe ist, in welchem Maß die Geräte und 
Speichermedien als Typen tatsächlich für Vervielfältigungen nach § 53 Abs. 1 bis 
3 genutzt werden. Dabei ist zu berücksichtigen, inwieweit technische Schutz-
maßnahmen nach § 95a auf die betreffenden Werke angewendet werden. 
(2) Die Vergütung für Geräte ist so zu gestalten, dass sie auch mit Blick auf 
die Vergütungspflicht für in diesen Geräten enthaltene Speichermedien oder 
andere, mit diesen funktionell zusammenwirkende Geräte oder Speichermedien 
insgesamt angemessen ist. 
(3) Bei der Bestimmung der Vergütungshöhe sind die nutzungsrelevanten 
Eigenschaften der Geräte und Speichermedien, insbesondere die Leistungsfähig-
keit von Geräten sowie die Speicherkapazität und Mehrfachbeschreibbarkeit von 
Speichermedien, zu berücksichtigen. 
(4) Die Vergütung darf Hersteller von Geräten und Speichermedien nicht 
unzumutbar beeinträchtigen; sie muss in einem wirtschaftlich angemessenen 
Verhältnis zum Preisniveau des Geräts oder des Speichermediums stehen. 

§ 54b Vergütungspflicht des Händlers oder Importeurs 
(1) Neben dem Hersteller haftet als Gesamtschuldner, wer die Geräte oder 
Speichermedien in den Geltungsbereich dieses Gesetzes gewerblich einführt 
oder wiedereinführt oder wer mit ihnen handelt. 
(2) Einführer ist, wer die Geräte oder Speichermedien in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbringt oder verbringen lässt. Liegt der Einfuhr ein Vertrag 
mit einem Gebietsfremden zugrunde, so ist Einführer nur der im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes ansässige Vertragspartner, soweit er gewerblich tätig wird. 
Wer lediglich als Spediteur oder Frachtführer oder in einer ähnlichen Stellung 
bei dem Verbringen der Waren tätig wird, ist nicht Einführer. Wer die Gegen-
stände aus Drittländern in eine Freizone oder in ein Freilager nach Artikel 166 
der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festle-
gung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. EG Nr. L 302 S. 1) verbringt oder 
verbringen lässt, ist als Einführer nur anzusehen, wenn die Gegenstände in 
diesem Bereich gebraucht oder wenn sie in den zollrechtlich freien Verkehr 
übergeführt werden. 
(3) Die Vergütungspflicht des Händlers entfällt,  
1. soweit ein zur Zahlung der Vergütung Verpflichteter, von dem der Händler 

die Geräte oder die Speichermedien bezieht, an einen Gesamtvertrag über 
die Vergütung gebunden ist oder 

2. wenn der Händler Art und Stückzahl der bezogenen Geräte und Speicher-
medien und seine Bezugsquelle der nach § 54h Abs. 3 bezeichneten Emp-
fangsstelle jeweils zum 10. Januar und 10. Juli für das vorangegangene Ka-
lenderhalbjahr schriftlich mitteilt. 

§ 54c Vergütungspflicht des Betreibers von Ablichtungsgeräten 
(1) Werden Geräte der in § 54 Abs. 1 genannten Art, die im Weg der Ablich-
tung oder in einem Verfahren vergleichbarer Wirkung vervielfältigen, in Schu-
len, Hochschulen sowie Einrichtungen der Berufsbildung oder der sonstigen 
Aus- und Weiterbildung (Bildungseinrichtungen), Forschungseinrichtungen, 
öffentlichen Bibliotheken oder in Einrichtungen betrieben, die Geräte für die 
entgeltliche Herstellung von Ablichtungen bereithalten, so hat der Urheber auch 
gegen den Betreiber des Geräts einen Anspruch auf Zahlung einer angemesse-
nen Vergütung. 



 
 275 

(2) Die Höhe der von dem Betreiber insgesamt geschuldeten Vergütung be-
misst sich nach der Art und dem Umfang der Nutzung des Geräts, die nach den 
Umständen, insbesondere nach dem Standort und der üblichen Verwendung, 
wahrscheinlich ist. 

§ 54d Hinweispflicht 
Soweit nach § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 des Umsatzsteuergesetzes eine Ver-
pflichtung zur Erteilung einer Rechnung besteht, ist in Rechnungen über die 
Veräußerung oder ein sonstiges Inverkehrbringen der in § 54 Abs. 1 genannten 
Geräte oder Speichermedien auf die auf das Gerät oder Speichermedium entfal-
lende Urhebervergütung hinzuweisen. 

§ 54e Meldepflicht 
(1) Wer Geräte oder Speichermedien in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
gewerblich einführt oder wiedereinführt, ist dem Urheber gegenüber verpflich-
tet, Art und Stückzahl der eingeführten Gegenstände der nach § 54h Abs. 3 
bezeichneten Empfangsstelle monatlich bis zum zehnten Tag nach Ablauf jedes 
Kalendermonats schriftlich mitzuteilen. 
(2) Kommt der Meldepflichtige seiner Meldepflicht nicht, nur unvollständig 
oder sonst unrichtig nach, kann der doppelte Vergütungssatz verlangt werden. 

§ 54f Auskunftspflicht 
(1) Der Urheber kann von dem nach § 54 oder § 54b zur Zahlung der Vergü-
tung Verpflichteten Auskunft über Art und Stückzahl der im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes veräußerten oder in Verkehr gebrachten Geräte und Speicher-
medien verlangen. Die Auskunftspflicht des Händlers erstreckt sich auch auf die 
Benennung der Bezugsquellen; sie besteht auch im Fall des § 54b Abs. 3 Nr. 1. 
§ 26 Abs. 7 gilt entsprechend. 
(2) Der Urheber kann von dem Betreiber eines Geräts in einer Einrichtung im 
Sinne des § 54c Abs. 1 die für die Bemessung der Vergütung erforderliche Aus-
kunft verlangen. 
(3) Kommt der zur Zahlung der Vergütung Verpflichtete seiner Auskunfts-
pflicht nicht, nur unvollständig oder sonst unrichtig nach, so kann der doppelte 
Vergütungssatz verlangt werden. 

§ 54g Kontrollbesuch 
Soweit dies für die Bemessung der vom Betreiber nach § 54c geschuldeten Ver-
gütung erforderlich ist, kann der Urheber verlangen, dass ihm das Betreten der 
Betriebs- und Geschäftsräume des Betreibers, der Geräte für die entgeltliche 
Herstellung von Ablichtungen bereithält, während der üblichen Betriebs- oder 
Geschäftszeit gestattet wird. Der Kontrollbesuch muss so ausgeübt werden, dass 
vermeidbare Betriebsstörungen unterbleiben. 

§ 54h Verwertungsgesellschaften; Handhabung der Mitteilungen 
(1) Die Ansprüche nach den §§ 54 bis 54c, 54e Abs. 2, §§ 54f und 54g können 
nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden. 
(2) Jedem Berechtigten steht ein angemessener Anteil an den nach den §§ 54 
bis 54c gezahlten Vergütungen zu. Soweit Werke mit technischen Maßnahmen 
gemäß § 95a geschützt sind, werden sie bei der Verteilung der Einnahmen nicht 
berücksichtigt. 
(3) Für Mitteilungen nach § 54b Abs. 3 und § 54e haben die Verwertungsge-
sellschaften dem Deutschen Patent- und Markenamt eine gemeinsame Emp-
fangsstelle zu bezeichnen. Das Deutsche Patent- und Markenamt gibt diese im 
Bundesanzeiger bekannt. 



 
 276 

(4) Das Deutsche Patent- und Markenamt kann Muster für die Mitteilungen 
nach § 54b Abs. 3 Nr. 2 und § 54e im Bundesanzeiger bekannt machen. Werden 
Muster bekannt gemacht, sind diese zu verwenden. 
(5) Die Verwertungsgesellschaften und die Empfangsstelle dürfen die gemäß 
§ 54b Abs. 3 Nr. 2, den §§ 54e und 54f erhaltenen Angaben nur zur Geltendma-
chung der Ansprüche nach Absatz 1 verwenden. 

§ 55 Vervielfältigung durch Sendeunternehmen 
(1) Ein Sendeunternehmen, das zur Funksendung eines Werkes berechtigt ist, 
darf das Werk mit eigenen Mitteln auf Bild- oder Tonträger übertragen, um 
diese zur Funksendung über jeden seiner Sender oder Richtstrahler je einmal zu 
benutzen. Die Bild- oder Tonträger sind spätestens einen Monat nach der ersten 
Funksendung des Werkes zu löschen. 
(2) Bild- oder Tonträger, die außergewöhnlichen dokumentarischen Wert 
haben, brauchen nicht gelöscht zu werden, wenn sie in ein amtliches Archiv 
aufgenommen werden. Von der Aufnahme in das Archiv ist der Urheber unver-
züglich zu benachrichtigen. 

§ 55a Benutzung eines Datenbankwerkes 
Zulässig ist die Bearbeitung sowie die Vervielfältigung eines Datenbankwerkes 
durch den Eigentümer eines mit Zustimmung des Urhebers durch Veräußerung 
in Verkehr gebrachten Vervielfältigungsstücks des Datenbankwerkes, den in 
sonstiger Weise zu dessen Gebrauch Berechtigten oder denjenigen, dem ein 
Datenbankwerk aufgrund eines mit dem Urheber oder eines mit dessen Zu-
stimmung mit einem Dritten geschlossenen Vertrags zugänglich gemacht wird, 
wenn und soweit die Bearbeitung oder Vervielfältigung für den Zugang zu den 
Elementen des Datenbankwerkes und für dessen übliche Benutzung erforderlich 
ist. Wird aufgrund eines Vertrags nach Satz 1 nur ein Teil des Datenbankwerkes 
zugänglich gemacht, so ist nur die Bearbeitung sowie die Vervielfältigung dieses 
Teils zulässig. Entgegenstehende vertragliche Vereinbarungen sind nichtig. 

§ 56 Vervielfältigung und öffentliche Wiedergabe in Geschäftsbetrieben 
(1) In Geschäftsbetrieben, in denen Geräte zur Herstellung oder zur Wieder-
gabe von Bild- oder Tonträgern, zum Empfang von Funksendungen oder zur 
elektronischen Datenverarbeitung vertrieben oder instand gesetzt werden, ist 
die Übertragung von Werken auf Bild-, Ton- oder Datenträger, die öffentliche 
Wahrnehmbarmachung von Werken mittels Bild-, Ton- oder Datenträger sowie 
die öffentliche Wahrnehmbarmachung von Funksendungen und öffentliche 
Zugänglichmachungen von Werken zulässig, soweit dies notwendig ist, um 
diese Geräte Kunden vorzuführen oder instand zu setzen. 
(2) Nach Absatz 1 hergestellte Bild-, Ton- oder Datenträger sind unverzüglich 
zu löschen. 

§ 57 Unwesentliches Beiwerk 
Zulässig ist die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe von 
Werken, wenn sie als unwesentliches Beiwerk neben dem eigentlichen Gegen-
stand der Vervielfältigung, Verbreitung oder öffentlichen Wiedergabe anzuse-
hen sind. 

§ 58 Werke in Ausstellungen, öffentlichem Verkauf und öffentlich  
zugänglichen Einrichtungen 
(1) Zulässig ist die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Zugäng-
lichmachung von öffentlich ausgestellten oder zur öffentlichen Ausstellung oder 
zum öffentlichen Verkauf bestimmten Werken der bildenden Künste und Licht-
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bildwerken durch den Veranstalter zur Werbung, soweit dies zur Förderung der 
Veranstaltung erforderlich ist. 
(2) Zulässig ist ferner die Vervielfältigung und Verbreitung der in Absatz 1 
genannten Werke in Verzeichnissen, die von öffentlich zugänglichen Bibliothe-
ken, Bildungseinrichtungen oder Museen in inhaltlichem und zeitlichem Zu-
sammenhang mit einer Ausstellung oder zur Dokumentation von Beständen 
herausgegeben werden und mit denen kein eigenständiger Erwerbszweck ver-
folgt wird. 

§ 59 Werke an öffentlichen Plätzen 
(1) Zulässig ist, Werke, die sich bleibend an öffentlichen Wegen, Straßen oder 
Plätzen befinden, mit Mitteln der Malerei oder Graphik, durch Lichtbild oder 
durch Film zu vervielfältigen, zu verbreiten und öffentlich wiederzugeben. Bei 
Bauwerken erstrecken sich diese Befugnisse nur auf die äußere Ansicht. 
(2) Die Vervielfältigungen dürfen nicht an einem Bauwerk vorgenommen 
werden. 

§ 60 Bildnisse 
(1) Zulässig ist die Vervielfältigung sowie die unentgeltliche und nicht zu 
gewerblichen Zwecken vorgenommene Verbreitung eines Bildnisses durch den 
Besteller des Bildnisses oder seinen Rechtsnachfolger oder bei einem auf Bestel-
lung geschaffenen Bildnis durch den Abgebildeten oder nach dessen Tod durch 
seine Angehörigen oder durch einen im Auftrag einer dieser Personen handeln-
den Dritten. Handelt es sich bei dem Bildnis um ein Werk der bildenden Künste, 
so ist die Verwertung nur durch Lichtbild zulässig. 
(2) Angehörige im Sinne von Absatz 1 Satz 1 sind der Ehegatte oder der Le-
benspartner und die Kinder oder, wenn weder ein Ehegatte oder Lebenspartner 
noch Kinder vorhanden sind, die Eltern. 

§ 61 Verwaiste Werke 
(1) Zulässig sind die Vervielfältigung und die öffentliche Zugänglichmachung 
verwaister Werke nach Maßgabe der Absätze 3 bis 5. 
(2) Verwaiste Werke im Sinne dieses Gesetzes sind  
1. Werke und sonstige Schutzgegenstände in Büchern, Fachzeitschriften, 

Zeitungen, Zeitschriften oder anderen Schriften, 
2. Filmwerke sowie Bildträger und Bild- und Tonträger, auf denen Filmwerke 

aufgenommen sind, und 
3. Tonträger aus Sammlungen (Bestandsinhalte) von öffentlich zugänglichen 

Bibliotheken, Bildungseinrichtungen, Museen, Archiven sowie von Einrich-
tungen im Bereich des Film- oder Tonerbes, wenn diese Bestandsinhalte be-
reits veröffentlicht worden sind, deren Rechtsinhaber auch durch eine sorg-
fältige Suche nicht festgestellt oder ausfindig gemacht werden konnte. 

(3) Gibt es mehrere Rechtsinhaber eines Bestandsinhalts, kann dieser auch 
dann vervielfältigt und öffentlich zugänglich gemacht werden, wenn selbst nach 
sorgfältiger Suche nicht alle Rechtsinhaber festgestellt oder ausfindig gemacht 
werden konnten, aber von den bekannten Rechtsinhabern die Erlaubnis zur 
Nutzung eingeholt worden ist. 
(4) Bestandsinhalte, die nicht erschienen sind oder nicht gesendet wurden, 
dürfen durch die jeweilige in Absatz 2 genannte Institution genutzt werden, 
wenn die Bestandsinhalte von ihr bereits mit Erlaubnis des Rechtsinhabers der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht wurden und sofern nach Treu und Glauben 
anzunehmen ist, dass der Rechtsinhaber in die Nutzung nach Absatz 1 einwilli-
gen würde. 
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(5) Die Vervielfältigung und die öffentliche Zugänglichmachung durch die in 
Absatz 2 genannten Institutionen sind nur zulässig, wenn die Institutionen zur 
Erfüllung ihrer im Gemeinwohl liegenden Aufgaben handeln, insbesondere 
wenn sie Bestandsinhalte bewahren und restaurieren und den Zugang zu ihren 
Sammlungen eröffnen, sofern dies kulturellen und bildungspolitischen Zwecken 
dient. Die Institutionen dürfen für den Zugang zu den genutzten verwaisten 
Werken ein Entgelt verlangen, das die Kosten der Digitalisierung und der öf-
fentlichen Zugänglichmachung deckt. 

§ 61a Sorgfältige Suche und Dokumentationspflichten 
(1) Die sorgfältige Suche nach dem Rechtsinhaber gemäß § 61 Absatz 2 ist 
für jeden Bestandsinhalt und für in diesem enthaltene sonstige Schutzgegen-
stände durchzuführen; dabei sind mindestens die in der Anlage bestimmten 
Quellen zu konsultieren. Die sorgfältige Suche ist in dem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union durchzuführen, in dem das Werk zuerst veröffentlicht 
wurde. Wenn es Hinweise darauf gibt, dass relevante Informationen zu Rechts-
inhabern in anderen Staaten gefunden werden können, sind auch verfügbare 
Informationsquellen in diesen anderen Staaten zu konsultieren. Die nutzende 
Institution darf mit der Durchführung der sorgfältigen Suche auch einen Drit-
ten beauftragen. 
(2) Bei Filmwerken sowie bei Bildträgern und Bild- und Tonträgern, auf 
denen Filmwerke aufgenommen sind, ist die sorgfältige Suche in dem Mitglied-
staat der Europäischen Union durchzuführen, in dem der Hersteller seine 
Hauptniederlassung oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
(3) Für die in § 61 Absatz 4 genannten Bestandsinhalte ist eine sorgfältige 
Suche in dem Mitgliedstaat der Europäischen Union durchzuführen, in dem die 
Institution ihren Sitz hat, die den Bestandsinhalt mit Erlaubnis des Rechtsinha-
bers ausgestellt oder verliehen hat. 
(4) Die nutzende Institution dokumentiert ihre sorgfältige Suche und leitet 
die folgenden Informationen dem Deutschen Patent- und Markenamt zu:  
1. die genaue Bezeichnung des Bestandsinhalts, der nach den Ergebnissen der 

sorgfältigen Suche verwaist ist, 
2. die Art der Nutzung des verwaisten Werkes durch die Institution, 
3. jede Änderung des Status eines genutzten verwaisten Werkes gemäß § 61b, 
4. die Kontaktdaten der Institution wie Name, Anschrift sowie gegebenenfalls 

Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse. 
Diese Informationen werden von dem Deutschen Patent- und Markenamt un-
verzüglich an das Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, Muster, 
Modelle) weitergeleitet. 
(5) Einer sorgfältigen Suche bedarf es nicht für Bestandsinhalte, die bereits in 
der Datenbank des Harmonisierungsamtes für den Binnenmarkt (Marken, Mus-
ter, Modelle) als verwaist erfasst sind. 

§ 61b Beendigung der Nutzung und Vergütungspflicht der nutzenden 
Institution 
Wird ein Rechtsinhaber eines Bestandsinhalts nachträglich festgestellt oder 
ausfindig gemacht, hat die nutzende Institution die Nutzungshandlungen unver-
züglich zu unterlassen, sobald sie hiervon Kenntnis erlangt. Der Rechtsinhaber 
hat gegen die nutzende Institution Anspruch auf Zahlung einer angemessenen 
Vergütung für die erfolgte Nutzung. 
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§ 61c Nutzung verwaister Werke durch öffentlich-rechtliche Rundfunk-
anstalten 
Zulässig sind die Vervielfältigung und die öffentliche Zugänglichmachung von  
1. Filmwerken sowie Bildträgern und Bild- und Tonträgern, auf denen Film-

werke aufgenommen sind, und 
2. Tonträgern, die vor dem 1. Januar 2003 von öffentlich-rechtlichen Rund-

funkanstalten hergestellt wurden und sich in deren Sammlung befinden, 
unter den Voraussetzungen des § 61 Absatz 2 bis 5 auch durch öffentlich-
rechtliche Rundfunkanstalten. Die §§ 61a und 61b gelten entsprechend. 

§ 62 Änderungsverbot 
(1) Soweit nach den Bestimmungen dieses Abschnitts die Benutzung eines 
Werkes zulässig ist, dürfen Änderungen an dem Werk nicht vorgenommen 
werden. § 39 gilt entsprechend. 
(2) Soweit der Benutzungszweck es erfordert, sind Übersetzungen und solche 
Änderungen des Werkes zulässig, die nur Auszüge oder Übertragungen in eine 
andere Tonart oder Stimmlage darstellen. 
(3) Bei Werken der bildenden Künste und Lichtbildwerken sind Übertragun-
gen des Werkes in eine andere Größe und solche Änderungen zulässig, die das 
für die Vervielfältigung angewendete Verfahren mit sich bringt. 
(4) Bei Sammlungen für Kirchen-, Schul- oder Unterrichtsgebrauch (§ 46) sind 
außer den nach den Absätzen 1 bis 3 erlaubten Änderungen solche Änderungen 
von Sprachwerken zulässig, die für den Kirchen-, Schul- oder Unterrichtsge-
brauch erforderlich sind. Diese Änderungen bedürfen jedoch der Einwilligung 
des Urhebers, nach seinem Tode der Einwilligung seines Rechtsnachfolgers 
(§ 30), wenn dieser Angehöriger (§ 60 Abs. 2) des Urhebers ist oder das Urheber-
recht auf Grund letztwilliger Verfügung des Urhebers erworben hat. Die Einwil-
ligung gilt als erteilt, wenn der Urheber oder der Rechtsnachfolger nicht inner-
halb eines Monats, nachdem ihm die beabsichtigte Änderung mitgeteilt worden 
ist, widerspricht und er bei der Mitteilung der Änderung auf diese Rechtsfolge 
hingewiesen worden ist. 

§ 63 Quellenangabe 
(1) Wenn ein Werk oder ein Teil eines Werkes in den Fällen des § 45 Abs. 1, 
der §§ 45a bis 48, 50, 51, 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 1 sowie der §§ 58, 
59, 61 und 61c vervielfältigt wird, ist stets die Quelle deutlich anzugeben. Bei der 
Vervielfältigung ganzer Sprachwerke oder ganzer Werke der Musik ist neben 
dem Urheber auch der Verlag anzugeben, in dem das Werk erschienen ist, und 
außerdem kenntlich zu machen, ob an dem Werk Kürzungen oder andere Ände-
rungen vorgenommen worden sind. Die Verpflichtung zur Quellenangabe ent-
fällt, wenn die Quelle weder auf dem benutzten Werkstück oder bei der benutz-
ten Werkwiedergabe genannt noch dem zur Vervielfältigung Befugten ander-
weit bekannt ist. 
(2) Soweit nach den Bestimmungen dieses Abschnitts die öffentliche Wieder-
gabe eines Werkes zulässig ist, ist die Quelle deutlich anzugeben, wenn und 
soweit die Verkehrssitte es erfordert. In den Fällen der öffentlichen Wiedergabe 
nach den §§ 46, 48, 51 und 52a sowie der öffentlichen Zugänglichmachung nach 
den §§ 61 und 61c ist die Quelle einschließlich des Namens des Urhebers stets 
anzugeben, es sei denn, dass dies nicht möglich ist. 
(3) Wird ein Artikel aus einer Zeitung oder einem anderen Informationsblatt 
nach § 49 Abs. 1 in einer anderen Zeitung oder in einem anderen Informations-
blatt abgedruckt oder durch Funk gesendet, so ist stets außer dem Urheber, der 
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in der benutzten Quelle bezeichnet ist, auch die Zeitung oder das Informations-
blatt anzugeben, woraus der Artikel entnommen ist; ist dort eine andere Zeitung 
oder ein anderes Informationsblatt als Quelle angeführt, so ist diese Zeitung 
oder dieses Informationsblatt anzugeben. Wird ein Rundfunkkommentar nach 
§ 49 Abs. 1 in einer Zeitung oder einem anderen Informationsblatt abgedruckt 
oder durch Funk gesendet, so ist stets außer dem Urheber auch das Sendeunter-
nehmen anzugeben, das den Kommentar gesendet hat. 

 

 

§ 63a Gesetzliche Vergütungsansprüche 
Auf gesetzliche Vergütungsansprüche nach diesem Abschnitt kann der Urheber 
im Voraus nicht verzichten. Sie können im Voraus nur an eine Verwertungsge-
sellschaft oder zusammen mit der Einräumung des Verlagsrechts dem Verleger 
abgetreten werden, wenn dieser sie durch eine Verwertungsgesellschaft wahr-
nehmen lässt, die Rechte von Verlegern und Urhebern gemeinsam wahrnimmt. 
 

Abschnitt 7 
Dauer des Urheberrechts 

§ 64 Allgemeines 
Das Urheberrecht erlischt siebzig Jahre nach dem Tode des Urhebers. 

§ 65 Miturheber, Filmwerke, Musikkomposition mit Text 
(1) Steht das Urheberrecht mehreren Miturhebern (§ 8) zu, so erlischt es 
siebzig Jahre nach dem Tode des längstlebenden Miturhebers. 
(2) Bei Filmwerken und Werken, die ähnlich wie Filmwerke hergestellt wer-
den, erlischt das Urheberrecht siebzig Jahre nach dem Tod des Längstlebenden 
der folgenden Personen: Hauptregisseur, Urheber des Drehbuchs, Urheber der 
Dialoge, Komponist der für das betreffende Filmwerk komponierten Musik. 
(3) Die Schutzdauer einer Musikkomposition mit Text erlischt 70 Jahre nach 
dem Tod des Längstlebenden der folgenden Personen: Verfasser des Textes, 
Komponist der Musikkomposition, sofern beide Beiträge eigens für die betref-
fende Musikkomposition mit Text geschaffen wurden. Dies gilt unabhängig 
davon, ob diese Personen als Miturheber ausgewiesen sind. 

§ 66 Anonyme und pseudonyme Werke 
(1) Bei anonymen und pseudonymen Werken erlischt das Urheberrecht sieb-
zig Jahre nach der Veröffentlichung. Es erlischt jedoch bereits siebzig Jahre nach 
der Schaffung des Werkes, wenn das Werk innerhalb dieser Frist nicht veröf-
fentlicht worden ist. 
(2) Offenbart der Urheber seine Identität innerhalb der in Absatz 1 Satz 1 
bezeichneten Frist oder läßt das vom Urheber angenommene Pseudonym keinen 
Zweifel an seiner Identität zu, so berechnet sich die Dauer des Urheberrechts 
nach den §§ 64 und 65. Dasselbe gilt, wenn innerhalb der in Absatz 1 Satz 1 
bezeichneten Frist der wahre Name des Urhebers zur Eintragung in das Register 
anonymer und pseudonymer Werke (§ 138) angemeldet wird. 
(3) Zu den Handlungen nach Absatz 2 sind der Urheber, nach seinem Tode 
sein Rechtsnachfolger (§ 30) oder der Testamentsvollstrecker (§ 28 Abs. 2) be-
rechtigt. 
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§ 67 Lieferungswerke 
Bei Werken, die in inhaltlich nicht abgeschlossenen Teilen (Lieferungen) veröf-
fentlicht werden, berechnet sich im Falle des § 66 Abs. 1 Satz 1 die Schutzfrist 
einer jeden Lieferung gesondert ab dem Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung. 

§ 68 (weggefallen) 

§ 69 Berechnung der Fristen 
Die Fristen dieses Abschnitts beginnen mit dem Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem das für den Beginn der Frist maßgebende Ereignis eingetreten ist. 
 

Abschnitt 8 
Besondere Bestimmungen für Computerprogramme 

§ 69a Gegenstand des Schutzes 
(1) Computerprogramme im Sinne dieses Gesetzes sind Programme in jeder 
Gestalt, einschließlich des Entwurfsmaterials. 
(2) Der gewährte Schutz gilt für alle Ausdrucksformen eines Computerpro-
gramms. Ideen und Grundsätze, die einem Element eines Computerprogramms 
zugrunde liegen, einschließlich der den Schnittstellen zugrundeliegenden Ideen 
und Grundsätze, sind nicht geschützt. 
(3) Computerprogramme werden geschützt, wenn sie individuelle Werke in 
dem Sinne darstellen, daß sie das Ergebnis der eigenen geistigen Schöpfung 
ihres Urhebers sind. Zur Bestimmung ihrer Schutzfähigkeit sind keine anderen 
Kriterien, insbesondere nicht qualitative oder ästhetische, anzuwenden. 
(4) Auf Computerprogramme finden die für Sprachwerke geltenden Bestim-
mungen Anwendung, soweit in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist. 
(5) Die Vorschriften der §§ 95a bis 95d finden auf Computerprogramme keine 
Anwendung. 

§ 69b Urheber in Arbeits- und Dienstverhältnissen 
(1) Wird ein Computerprogramm von einem Arbeitnehmer in Wahrnehmung 
seiner Aufgaben oder nach den Anweisungen seines Arbeitgebers geschaffen, so 
ist ausschließlich der Arbeitgeber zur Ausübung aller vermögensrechtlichen 
Befugnisse an dem Computerprogramm berechtigt, sofern nichts anderes ver-
einbart ist. 
(2) Absatz 1 ist auf Dienstverhältnisse entsprechend anzuwenden. 

§ 69c Zustimmungsbedürftige Handlungen 
Der Rechtsinhaber hat das ausschließliche Recht, folgende Handlungen vorzu-
nehmen oder zu gestatten:  
1. die dauerhafte oder vorübergehende Vervielfältigung, ganz oder teilweise, 

eines Computerprogramms mit jedem Mittel und in jeder Form. Soweit das 
Laden, Anzeigen, Ablaufen, Übertragen oder Speichern des Computerpro-
gramms eine Vervielfältigung erfordert, bedürfen diese Handlungen der 
Zustimmung des Rechtsinhabers; 

2. die Übersetzung, die Bearbeitung, das Arrangement und andere Umarbei-
tungen eines Computerprogramms sowie die Vervielfältigung der erzielten 
Ergebnisse. Die Rechte derjenigen, die das Programm bearbeiten, bleiben 
unberührt; 

3. jede Form der Verbreitung des Originals eines Computerprogramms oder 
von Vervielfältigungsstücken, einschließlich der Vermietung. Wird ein 
Vervielfältigungsstück eines Computerprogramms mit Zustimmung des 
Rechtsinhabers im Gebiet der Europäischen Union oder eines anderen Ver-
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tragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum im 
Wege der Veräußerung in Verkehr gebracht, so erschöpft sich das Verbrei-
tungsrecht in bezug auf dieses Vervielfältigungsstück mit Ausnahme des 
Vermietrechts; 

4. die drahtgebundene oder drahtlose öffentliche Wiedergabe eines Compu-
terprogramms einschließlich der öffentlichen Zugänglichmachung in der 
Weise, dass es Mitgliedern der Öffentlichkeit von Orten und zu Zeiten ihrer 
Wahl zugänglich ist. 

§ 69d Ausnahmen von den zustimmungsbedürftigen Handlungen 
(1) Soweit keine besonderen vertraglichen Bestimmungen vorliegen, bedürfen 
die in § 69c Nr. 1 und 2 genannten Handlungen nicht der Zustimmung des 
Rechtsinhabers, wenn sie für eine bestimmungsgemäße Benutzung des Compu-
terprogramms einschließlich der Fehlerberichtigung durch jeden zur Verwen-
dung eines Vervielfältigungsstücks des Programms Berechtigten notwendig 
sind. 
(2) Die Erstellung einer Sicherungskopie durch eine Person, die zur Benut-
zung des Programms berechtigt ist, darf nicht vertraglich untersagt werden, 
wenn sie für die Sicherung künftiger Benutzung erforderlich ist. 
(3) Der zur Verwendung eines Vervielfältigungsstücks eines Programms 
Berechtigte kann ohne Zustimmung des Rechtsinhabers das Funktionieren 
dieses Programms beobachten, untersuchen oder testen, um die einem Pro-
grammelement zugrundeliegenden Ideen und Grundsätze zu ermitteln, wenn 
dies durch Handlungen zum Laden, Anzeigen, Ablaufen, Übertragen oder Spei-
chern des Programms geschieht, zu denen er berechtigt ist. 

§ 69e Dekompilierung 
(1) Die Zustimmung des Rechtsinhabers ist nicht erforderlich, wenn die Ver-
vielfältigung des Codes oder die Übersetzung der Codeform im Sinne des § 69c 
Nr. 1 und 2 unerläßlich ist, um die erforderlichen Informationen zur Herstellung 
der Interoperabilität eines unabhängig geschaffenen Computerprogramms mit 
anderen Programmen zu erhalten, sofern folgende Bedingungen erfüllt sind:  
1. Die Handlungen werden von dem Lizenznehmer oder von einer anderen 

zur Verwendung eines Vervielfältigungsstücks des Programms berechtigten 
Person oder in deren Namen von einer hierzu ermächtigten Person vorge-
nommen; 

2. die für die Herstellung der Interoperabilität notwendigen Informationen 
sind für die in Nummer 1 genannten Personen noch nicht ohne weiteres 
zugänglich gemacht; 

3. die Handlungen beschränken sich auf die Teile des ursprünglichen Pro-
gramms, die zur Herstellung der Interoperabilität notwendig sind. 

(2) Bei Handlungen nach Absatz 1 gewonnene Informationen dürfen nicht  
1. zu anderen Zwecken als zur Herstellung der Interoperabilität des unabhän-

gig geschaffenen Programms verwendet werden, 
2. an Dritte weitergegeben werden, es sei denn, daß dies für die Interoperabi-

lität des unabhängig geschaffenen Programms notwendig ist, 
3. für die Entwicklung, Herstellung oder Vermarktung eines Programms mit 

im wesentlichen ähnlicher Ausdrucksform oder für irgendwelche anderen 
das Urheberrecht verletzenden Handlungen verwendet werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind so auszulegen, daß ihre Anwendung weder die 
normale Auswertung des Werkes beeinträchtigt noch die berechtigten Interes-
sen des Rechtsinhabers unzumutbar verletzt. 
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§ 69f Rechtsverletzungen 
(1) Der Rechtsinhaber kann von dem Eigentümer oder Besitzer verlangen, 
daß alle rechtswidrig hergestellten, verbreiteten oder zur rechtswidrigen Ver-
breitung bestimmten Vervielfältigungsstücke vernichtet werden. § 98 Abs. 3 und 
4 ist entsprechend anzuwenden. 
(2) Absatz 1 ist entsprechend auf Mittel anzuwenden, die allein dazu be-
stimmt sind, die unerlaubte Beseitigung oder Umgehung technischer Programm-
schutzmechanismen zu erleichtern. 

§ 69g Anwendung sonstiger Rechtsvorschriften, Vertragsrecht 
(1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts lassen die Anwendung sonstiger 
Rechtsvorschriften auf Computerprogramme, insbesondere über den Schutz von 
Erfindungen, Topographien von Halbleitererzeugnissen, Marken und den Schutz 
gegen unlauteren Wettbewerb einschließlich des Schutzes von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen, sowie schuldrechtliche Vereinbarungen unberührt. 
(2) Vertragliche Bestimmungen, die in Widerspruch zu § 69d Abs. 2 und 3 
und § 69e stehen, sind nichtig. 

 
Teil 2 

Verwandte Schutzrechte 
Abschnitt 1 

Schutz bestimmter Ausgaben 

§ 70 Wissenschaftliche Ausgaben 
(1) Ausgaben urheberrechtlich nicht geschützter Werke oder Texte werden in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften des Teils 1 geschützt, wenn sie das 
Ergebnis wissenschaftlich sichtender Tätigkeit darstellen und sich wesentlich 
von den bisher bekannten Ausgaben der Werke oder Texte unterscheiden. 
(2) Das Recht steht dem Verfasser der Ausgabe zu. 
(3) Das Recht erlischt fünfundzwanzig Jahre nach dem Erscheinen der Aus-
gabe, jedoch bereits fünfundzwanzig Jahre nach der Herstellung, wenn die Aus-
gabe innerhalb dieser Frist nicht erschienen ist. Die Frist ist nach § 69 zu be-
rechnen. 

§ 71 Nachgelassene Werke 
(1) Wer ein nicht erschienenes Werk nach Erlöschen des Urheberrechts er-
laubterweise erstmals erscheinen läßt oder erstmals öffentlich wiedergibt, hat 
das ausschließliche Recht, das Werk zu verwerten. Das gleiche gilt für nicht 
erschienene Werke, die im Geltungsbereich dieses Gesetzes niemals geschützt 
waren, deren Urheber aber schon länger als siebzig Jahre tot ist. Die §§ 5 und 10 
Abs. 1 sowie die §§ 15 bis 24, 26, 27, 44a bis 63 und 88 sind sinngemäß anzuwen-
den. 
(2) Das Recht ist übertragbar. 
(3) Das Recht erlischt fünfundzwanzig Jahre nach dem Erscheinen des Wer-
kes oder, wenn seine erste öffentliche Wiedergabe früher erfolgt ist, nach dieser. 
Die Frist ist nach § 69 zu berechnen. 
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Abschnitt 2 
Schutz der Lichtbilder 

§ 72 Lichtbilder 
(1) Lichtbilder und Erzeugnisse, die ähnlich wie Lichtbilder hergestellt wer-
den, werden in entsprechender Anwendung der für Lichtbildwerke geltenden 
Vorschriften des Teils 1 geschützt. 
(2) Das Recht nach Absatz 1 steht dem Lichtbildner zu. 
(3) Das Recht nach Absatz 1 erlischt fünfzig Jahre nach dem Erscheinen des 
Lichtbildes oder, wenn seine erste erlaubte öffentliche Wiedergabe früher erfolgt 
ist, nach dieser, jedoch bereits fünfzig Jahre nach der Herstellung, wenn das 
Lichtbild innerhalb dieser Frist nicht erschienen oder erlaubterweise öffentlich 
wiedergegeben worden ist. Die Frist ist nach § 69 zu berechnen. 
 

Abschnitt 3 
Schutz des ausübenden Künstlers 

§ 73 Ausübender Künstler 
Ausübender Künstler im Sinne dieses Gesetzes ist, wer ein Werk oder eine Aus-
drucksform der Volkskunst aufführt, singt, spielt oder auf eine andere Weise 
darbietet oder an einer solchen Darbietung künstlerisch mitwirkt. 

§ 74 Anerkennung als ausübender Künstler 
(1) Der ausübende Künstler hat das Recht, in Bezug auf seine Darbietung als 
solcher anerkannt zu werden. Er kann dabei bestimmen, ob und mit welchem 
Namen er genannt wird. 
(2) Haben mehrere ausübende Künstler gemeinsam eine Darbietung erbracht 
und erfordert die Nennung jedes einzelnen von ihnen einen unverhältnismäßi-
gen Aufwand, so können sie nur verlangen, als Künstlergruppe genannt zu 
werden. Hat die Künstlergruppe einen gewählten Vertreter (Vorstand), so ist 
dieser gegenüber Dritten allein zur Vertretung befugt. Hat eine Gruppe keinen 
Vorstand, so kann das Recht nur durch den Leiter der Gruppe, mangels eines 
solchen nur durch einen von der Gruppe zu wählenden Vertreter geltend ge-
macht werden. Das Recht eines beteiligten ausübenden Künstlers auf persönli-
che Nennung bleibt bei einem besonderen Interesse unberührt. 
(3) § 10 Abs. 1 gilt entsprechend. 

§ 75 Beeinträchtigungen der Darbietung 
Der ausübende Künstler hat das Recht, eine Entstellung oder eine andere Beein-
trächtigung seiner Darbietung zu verbieten, die geeignet ist, sein Ansehen oder 
seinen Ruf als ausübender Künstler zu gefährden. Haben mehrere ausübende 
Künstler gemeinsam eine Darbietung erbracht, so haben sie bei der Ausübung 
des Rechts aufeinander angemessene Rücksicht zu nehmen. 

§ 76 Dauer der Persönlichkeitsrechte 
Die in den §§ 74 und 75 bezeichneten Rechte erlöschen mit dem Tode des aus-
übenden Künstlers, jedoch erst 50 Jahre nach der Darbietung, wenn der aus-
übende Künstler vor Ablauf dieser Frist verstorben ist, sowie nicht vor Ablauf 
der für die Verwertungsrechte nach § 82 geltenden Frist. Die Frist ist nach § 69 
zu berechnen. Haben mehrere ausübende Künstler gemeinsam eine Darbietung 
erbracht, so ist der Tod des letzten der beteiligten ausübenden Künstler maßgeb-
lich. Nach dem Tod des ausübenden Künstlers stehen die Rechte seinen Angehö-
rigen (§ 60 Abs. 2) zu. 
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§ 77 Aufnahme, Vervielfältigung und Verbreitung 
(1) Der ausübende Künstler hat das ausschließliche Recht, seine Darbietung 
auf Bild- oder Tonträger aufzunehmen. 
(2) Der ausübende Künstler hat das ausschließliche Recht, den Bild- oder 
Tonträger, auf den seine Darbietung aufgenommen worden ist, zu vervielfälti-
gen und zu verbreiten. § 27 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 78 Öffentliche Wiedergabe 
(1) Der ausübende Künstler hat das ausschließliche Recht, seine Darbietung  
1. öffentlich zugänglich zu machen (§ 19a), 
2. zu senden, es sei denn, dass die Darbietung erlaubterweise auf Bild- oder 

Tonträger aufgenommen worden ist, die erschienen oder erlaubterweise öf-
fentlich zugänglich gemacht worden sind, 

3. außerhalb des Raumes, in dem sie stattfindet, durch Bildschirm, Lautspre-
cher oder ähnliche technische Einrichtungen öffentlich wahrnehmbar zu 
machen. 

(2) Dem ausübenden Künstler ist eine angemessene Vergütung zu zahlen, 
wenn  
1. die Darbietung nach Absatz 1 Nr. 2 erlaubterweise gesendet, 
2. die Darbietung mittels Bild- oder Tonträger öffentlich wahrnehmbar ge-

macht oder 
3. die Sendung oder die auf öffentlicher Zugänglichmachung beruhende Wie-

dergabe der Darbietung öffentlich wahrnehmbar gemacht wird. 
(3) Auf Vergütungsansprüche nach Absatz 2 kann der ausübende Künstler im 
Voraus nicht verzichten. Sie können im Voraus nur an eine Verwertungsgesell-
schaft abgetreten werden. 
(4) § 20b gilt entsprechend. 

§ 79 Nutzungsrechte 
(1) Der ausübende Künstler kann seine Rechte und Ansprüche aus den §§ 77 
und 78 übertragen. § 78 Abs. 3 und 4 bleibt unberührt. 
(2) Der ausübende Künstler kann einem anderen das Recht einräumen, die 
Darbietung auf einzelne oder alle der ihm vorbehaltenen Nutzungsarten zu 
nutzen. Die §§ 31, 32 bis 32b, 33 bis 42 und 43 sind entsprechend anzuwenden. 
(3) Unterlässt es der Tonträgerhersteller, Kopien des Tonträgers in ausrei-
chender Menge zum Verkauf anzubieten oder den Tonträger öffentlich zugäng-
lich zu machen, so kann der ausübende Künstler den Vertrag, mit dem er dem 
Tonträgerhersteller seine Rechte an der Aufzeichnung der Darbietung einge-
räumt oder übertragen hat (Übertragungsvertrag), kündigen. Die Kündigung ist 
zulässig  
1. nach Ablauf von 50 Jahren nach dem Erscheinen eines Tonträgers oder 50 

Jahre nach der ersten erlaubten Benutzung des Tonträgers zur öffentlichen 
Wiedergabe, wenn der Tonträger nicht erschienen ist, und 

2. wenn der Tonträgerhersteller innerhalb eines Jahres nach Mitteilung des 
ausübenden Künstlers, den Übertragungsvertrag kündigen zu wollen, nicht 
beide in Satz 1 genannten Nutzungshandlungen ausführt. 

Ist der Übertragungsvertrag gekündigt, so erlöschen die Rechte des Tonträger-
herstellers am Tonträger. Auf das Kündigungsrecht kann der ausübende Künst-
ler nicht verzichten. 

§ 79a Vergütungsanspruch des ausübenden Künstlers 
(1) Hat der ausübende Künstler einem Tonträgerhersteller gegen Zahlung 
einer einmaligen Vergütung Rechte an seiner Darbietung eingeräumt oder über-
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tragen, so hat der Tonträgerhersteller dem ausübenden Künstler eine zusätzliche 
Vergütung in Höhe von 20 Prozent der Einnahmen zu zahlen, die der Tonträ-
gerhersteller aus der Vervielfältigung, dem Vertrieb und der Zugänglichma-
chung des Tonträgers erzielt, der die Darbietung enthält. Enthält ein Tonträger 
die Aufzeichnung der Darbietungen von mehreren ausübenden Künstlern, so 
beläuft sich die Höhe der Vergütung ebenfalls auf insgesamt 20 Prozent der 
Einnahmen. Als Einnahmen sind die vom Tonträgerhersteller erzielten Einnah-
men vor Abzug der Ausgaben anzusehen. 
(2) Der Vergütungsanspruch besteht für jedes vollständige Jahr unmittelbar 
im Anschluss an das 50. Jahr nach Erscheinen des die Darbietung enthaltenen 
Tonträgers oder mangels Erscheinen an das 50. Jahr nach dessen erster erlaubter 
Benutzung zur öffentlichen Wiedergabe. 
(3) Auf den Vergütungsanspruch nach Absatz 1 kann der ausübende Künstler 
nicht verzichten. Der Vergütungsanspruch kann nur durch eine Verwertungsge-
sellschaft geltend gemacht werden. Er kann im Voraus nur an eine Verwer-
tungsgesellschaft abgetreten werden. 
(4) Der Tonträgerhersteller ist verpflichtet, dem ausübenden Künstler auf 
Verlangen Auskunft über die erzielten Einnahmen und sonstige, zur Bezifferung 
des Vergütungsanspruchs nach Absatz 1 erforderliche Informationen zu erteilen. 
(5) Hat der ausübende Künstler einem Tonträgerhersteller gegen Zahlung 
einer wiederkehrenden Vergütung Rechte an seiner Darbietung eingeräumt oder 
übertragen, so darf der Tonträgerhersteller nach Ablauf folgender Fristen weder 
Vorschüsse noch vertraglich festgelegte Abzüge von der Vergütung abziehen:  
1. 50 Jahre nach dem Erscheinen des Tonträgers, der die Darbietung enthält, 

oder 
2. 50 Jahre nach der ersten erlaubten Benutzung des die Darbietung enthal-

tenden Tonträgers zur öffentlichen Wiedergabe, wenn der Tonträger nicht 
erschienen ist. 

§ 80 Gemeinsame Darbietung mehrerer ausübender Künstler 
(1) Erbringen mehrere ausübende Künstler gemeinsam eine Darbietung, ohne 
dass sich ihre Anteile gesondert verwerten lassen, so steht ihnen das Recht zur 
Verwertung zur gesamten Hand zu. Keiner der beteiligten ausübenden Künstler 
darf seine Einwilligung zur Verwertung wider Treu und Glauben verweigern. 
§ 8 Abs. 2 Satz 3, Abs. 3 und 4 ist entsprechend anzuwenden. 
(2) Für die Geltendmachung der sich aus den §§ 77, 78 und 79 Absatz 3 erge-
benden Rechte und Ansprüche gilt § 74 Abs. 2 Satz 2 und 3 entsprechend. 

§ 81 Schutz des Veranstalters 
Wird die Darbietung des ausübenden Künstlers von einem Unternehmen veran-
staltet, so stehen die Rechte nach § 77 Abs. 1 und 2 Satz 1 sowie § 78 Abs. 1 
neben dem ausübenden Künstler auch dem Inhaber des Unternehmens zu. § 10 
Abs. 1, § 31 sowie die §§ 33 und 38 gelten entsprechend. 

§ 82 Dauer der Verwertungsrechte 
(1) Ist die Darbietung des ausübenden Künstlers auf einem Tonträger aufge-
zeichnet worden, so erlöschen die in den §§ 77 und 78 bezeichneten Rechte des 
ausübenden Künstlers 70 Jahre nach dem Erscheinen des Tonträgers, oder wenn 
dessen erste erlaubte Benutzung zur öffentlichen Wiedergabe früher erfolgt ist, 
70 Jahre nach dieser. Ist die Darbietung des ausübenden Künstlers nicht auf 
einem Tonträger aufgezeichnet worden, so erlöschen die in den §§ 77 und 78 
bezeichneten Rechte des ausübenden Künstlers 50 Jahre nach dem Erscheinen 
der Aufzeichnung, oder wenn deren erste erlaubte Benutzung zur öffentlichen 
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Wiedergabe früher erfolgt ist, 50 Jahre nach dieser. Die Rechte des ausübenden 
Künstlers erlöschen jedoch bereits 50 Jahre nach der Darbietung, wenn eine 
Aufzeichnung innerhalb dieser Frist nicht erschienen oder nicht erlaubterweise 
zur öffentlichen Wiedergabe benutzt worden ist. 
(2) Die in § 81 bezeichneten Rechte des Veranstalters erlöschen 25 Jahre nach 
Erscheinen einer Aufzeichnung der Darbietung eines ausübenden Künstlers, 
oder wenn deren erste erlaubte Benutzung zur öffentlichen Wiedergabe früher 
erfolgt ist, 25 Jahre nach dieser. Die Rechte erlöschen bereits 25 Jahre nach der 
Darbietung, wenn eine Aufzeichnung innerhalb dieser Frist nicht erschienen 
oder nicht erlaubterweise zur öffentlichen Wiedergabe benutzt worden ist. 
(3) Die Fristen sind nach § 69 zu berechnen. 

§ 83 Schranken der Verwertungsrechte 
Auf die dem ausübenden Künstler nach den §§ 77 und 78 sowie die dem Veran-
stalter nach § 81 zustehenden Rechte sind die Vorschriften des Abschnitts 6 des 
Teils 1 entsprechend anzuwenden. 

§ 84 (weggefallen) 
 

Abschnitt 4 
Schutz des Herstellers von Tonträgern 

§ 85 Verwertungsrechte 
(1) Der Hersteller eines Tonträgers hat das ausschließliche Recht, den Ton-
träger zu vervielfältigen, zu verbreiten und öffentlich zugänglich zu machen. Ist 
der Tonträger in einem Unternehmen hergestellt worden, so gilt der Inhaber des 
Unternehmens als Hersteller. Das Recht entsteht nicht durch Vervielfältigung 
eines Tonträgers. 
(2) Das Recht ist übertragbar. Der Tonträgerhersteller kann einem anderen 
das Recht einräumen, den Tonträger auf einzelne oder alle der ihm vorbehalte-
nen Nutzungsarten zu nutzen. § 31 und die §§ 33 und 38 gelten entsprechend. 
(3) Das Recht erlischt 70 Jahre nach dem Erscheinen des Tonträgers. Ist der 
Tonträger innerhalb von 50 Jahren nach der Herstellung nicht erschienen, aber 
erlaubterweise zur öffentlichen Wiedergabe benutzt worden, so erlischt das 
Recht 70 Jahre nach dieser. Ist der Tonträger innerhalb dieser Frist nicht er-
schienen oder erlaubterweise zur öffentlichen Wiedergabe benutzt worden, so 
erlischt das Recht 50 Jahre nach der Herstellung des Tonträgers. Die Frist ist 
nach § 69 zu berechnen. 
(4) § 10 Abs. 1 und § 27 Abs. 2 und 3 sowie die Vorschriften des Teils 1 Ab-
schnitt 6 gelten entsprechend. 

§ 86 Anspruch auf Beteiligung 
Wird ein erschienener oder erlaubterweise öffentlich zugänglich gemachter 
Tonträger, auf den die Darbietung eines ausübenden Künstlers aufgenommen 
ist, zur öffentlichen Wiedergabe der Darbietung benutzt, so hat der Hersteller 
des Tonträgers gegen den ausübenden Künstler einen Anspruch auf angemesse-
ne Beteiligung an der Vergütung, die dieser nach § 78 Abs. 2 erhält. 
 

Abschnitt 5 
Schutz des Sendeunternehmens 

§ 87 Sendeunternehmen 
(1) Das Sendeunternehmen hat das ausschließliche Recht,  
1. seine Funksendung weiterzusenden und öffentlich zugänglich zu machen, 
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2. seine Funksendung auf Bild- oder Tonträger aufzunehmen, Lichtbilder von 
seiner Funksendung herzustellen sowie die Bild- oder Tonträger oder 
Lichtbilder zu vervielfältigen und zu verbreiten, ausgenommen das Ver-
mietrecht, 

3. an Stellen, die der Öffentlichkeit nur gegen Zahlung eines Eintrittsgeldes 
zugänglich sind, seine Funksendung öffentlich wahrnehmbar zu machen. 

(2) Das Recht ist übertragbar. Das Sendeunternehmen kann einem anderen 
das Recht einräumen, die Funksendung auf einzelne oder alle der ihm vorbehal-
tenen Nutzungsarten zu nutzen. § 31 und die §§ 33 und 38 gelten entsprechend. 
(3) Das Recht erlischt 50 Jahre nach der ersten Funksendung. Die Frist ist 
nach § 69 zu berechnen. 
(4) § 10 Abs. 1 sowie die Vorschriften des Teils 1 Abschnitt 6 mit Ausnahme 
des § 47 Abs. 2 Satz 2 und des § 54 Abs. 1 gelten entsprechend. 
(5) Sendeunternehmen und Kabelunternehmen sind gegenseitig verpflichtet, 
einen Vertrag über die Kabelweitersendung im Sinne des § 20b Abs. 1 Satz 1 zu 
angemessenen Bedingungen abzuschließen, sofern nicht ein die Ablehnung des 
Vertragsabschlusses sachlich rechtfertigender Grund besteht; die Verpflichtung 
des Sendeunternehmens gilt auch für die ihm in bezug auf die eigene Sendung 
eingeräumten oder übertragenen Senderechte. Auf Verlangen des Kabelunter-
nehmens oder des Sendeunternehmens ist der Vertrag gemeinsam mit den in 
Bezug auf die Kabelweitersendung anspruchsberechtigten Verwertungsgesell-
schaften zu schließen, sofern nicht ein die Ablehnung eines gemeinsamen Ver-
tragsschlusses sachlich rechtfertigender Grund besteht. 
 

Abschnitt 6 
Schutz des Datenbankherstellers 

§ 87a Begriffsbestimmungen 
(1) Datenbank im Sinne dieses Gesetzes ist eine Sammlung von Werken, 
Daten oder anderen unabhängigen Elementen, die systematisch oder metho-
disch angeordnet und einzeln mit Hilfe elektronischer Mittel oder auf andere 
Weise zugänglich sind und deren Beschaffung, Überprüfung oder Darstellung 
eine nach Art oder Umfang wesentliche Investition erfordert. Eine in ihrem 
Inhalt nach Art oder Umfang wesentlich geänderte Datenbank gilt als neue 
Datenbank, sofern die Änderung eine nach Art oder Umfang wesentliche Inves-
tition erfordert. 
(2) Datenbankhersteller im Sinne dieses Gesetzes ist derjenige, der die Inves-
tition im Sinne des Absatzes 1 vorgenommen hat. 

§ 87b Rechte des Datenbankherstellers 
(1) Der Datenbankhersteller hat das ausschließliche Recht, die Datenbank 
insgesamt oder einen nach Art oder Umfang wesentlichen Teil der Datenbank 
zu vervielfältigen, zu verbreiten und öffentlich wiederzugeben. Der Vervielfälti-
gung, Verbreitung oder öffentlichen Wiedergabe eines nach Art oder Umfang 
wesentlichen Teils der Datenbank steht die wiederholte und systematische 
Vervielfältigung, Verbreitung oder öffentliche Wiedergabe von nach Art und 
Umfang unwesentlichen Teilen der Datenbank gleich, sofern diese Handlungen 
einer normalen Auswertung der Datenbank zuwiderlaufen oder die berechtigten 
Interessen des Datenbankherstellers unzumutbar beeinträchtigen. 
(2) § 10 Abs. 1, § 17 Abs. 2 und § 27 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend. 
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§ 87c Schranken des Rechts des Datenbankherstellers 
(1) Die Vervielfältigung eines nach Art oder Umfang wesentlichen Teils einer 
Datenbank ist zulässig  
1. zum privaten Gebrauch; dies gilt nicht für eine Datenbank, deren Elemente 

einzeln mit Hilfe elektronischer Mittel zugänglich sind, 
2. zum eigenen wissenschaftlichen Gebrauch, wenn und soweit die Vervielfäl-

tigung zu diesem Zweck geboten ist und der wissenschaftliche Gebrauch 
nicht zu gewerblichen Zwecken erfolgt, 

3. für die Benutzung zur Veranschaulichung des Unterrichts, sofern sie nicht 
zu gewerblichen Zwecken erfolgt. 

In den Fällen der Nummern 2 und 3 ist die Quelle deutlich anzugeben. 
(2) Die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe eines nach 
Art oder Umfang wesentlichen Teils einer Datenbank ist zulässig zur Verwen-
dung in Verfahren vor einem Gericht, einem Schiedsgericht oder einer Behörde 
sowie für Zwecke der öffentlichen Sicherheit. 

§ 87d Dauer der Rechte 
Die Rechte des Datenbankherstellers erlöschen fünfzehn Jahre nach der Veröf-
fentlichung der Datenbank, jedoch bereits fünfzehn Jahre nach der Herstellung, 
wenn die Datenbank innerhalb dieser Frist nicht veröffentlicht worden ist. Die 
Frist ist nach § 69 zu berechnen. 

§ 87e Verträge über die Benutzung einer Datenbank 
Eine vertragliche Vereinbarung, durch die sich der Eigentümer eines mit Zu-
stimmung des Datenbankherstellers durch Veräußerung in Verkehr gebrachten 
Vervielfältigungsstücks der Datenbank, der in sonstiger Weise zu dessen Ge-
brauch Berechtigte oder derjenige, dem eine Datenbank aufgrund eines mit dem 
Datenbankhersteller oder eines mit dessen Zustimmung mit einem Dritten 
geschlossenen Vertrags zugänglich gemacht wird, gegenüber dem Datenbank-
hersteller verpflichtet, die Vervielfältigung, Verbreitung oder öffentliche Wie-
dergabe von nach Art und Umfang unwesentlichen Teilen der Datenbank zu 
unterlassen, ist insoweit unwirksam, als diese Handlungen weder einer norma-
len Auswertung der Datenbank zuwiderlaufen noch die berechtigten Interessen 
des Datenbankherstellers unzumutbar beeinträchtigen. 
 

Abschnitt 7 
Schutz des Presseverlegers 

§ 87f Presseverleger 
(1) Der Hersteller eines Presseerzeugnisses (Presseverleger) hat das aus-
schließliche Recht, das Presseerzeugnis oder Teile hiervon zu gewerblichen 
Zwecken öffentlich zugänglich zu machen, es sei denn, es handelt sich um ein-
zelne Wörter oder kleinste Textausschnitte. Ist das Presseerzeugnis in einem 
Unternehmen hergestellt worden, so gilt der Inhaber des Unternehmens als 
Hersteller. 
(2) Ein Presseerzeugnis ist die redaktionell-technische Festlegung journalisti-
scher Beiträge im Rahmen einer unter einem Titel auf beliebigen Trägern perio-
disch veröffentlichten Sammlung, die bei Würdigung der Gesamtumstände als 
überwiegend verlagstypisch anzusehen ist und die nicht überwiegend der Ei-
genwerbung dient. Journalistische Beiträge sind insbesondere Artikel und Ab-
bildungen, die der Informationsvermittlung, Meinungsbildung oder Unterhal-
tung dienen. 
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§ 87g Übertragbarkeit, Dauer und Schranken des Rechts 
(1) Das Recht des Presseverlegers nach § 87f Absatz 1 Satz 1 ist übertragbar. 
Die §§ 31 und 33 gelten entsprechend. 
(2) Das Recht erlischt ein Jahr nach der Veröffentlichung des Presseerzeug-
nisses. 
(3) Das Recht des Presseverlegers kann nicht zum Nachteil des Urhebers oder 
eines Leistungsschutzberechtigten geltend gemacht werden, dessen Werk oder 
nach diesem Gesetz geschützter Schutzgegenstand im Presseerzeugnis enthalten 
ist. 
(4) Zulässig ist die öffentliche Zugänglichmachung von Presseerzeugnissen 
oder Teilen hiervon, soweit sie nicht durch gewerbliche Anbieter von Suchma-
schinen oder gewerbliche Anbieter von Diensten erfolgt, die Inhalte entspre-
chend aufbereiten. Im Übrigen gelten die Vorschriften des Teils 1 Abschnitt 6 
entsprechend. 

§ 87h Beteiligungsanspruch des Urhebers 
Der Urheber ist an einer Vergütung angemessen zu beteiligen. 
 

Teil 3 
Besondere Bestimmungen für Filme 

Abschnitt 1 
Filmwerke 

§ 88 Recht zur Verfilmung 
(1) Gestattet der Urheber einem anderen, sein Werk zu verfilmen, so liegt 
darin im Zweifel die Einräumung des ausschließlichen Rechts, das Werk unver-
ändert oder unter Bearbeitung oder Umgestaltung zur Herstellung eines Film-
werkes zu benutzen und das Filmwerk sowie Übersetzungen und andere filmi-
sche Bearbeitungen auf alle Nutzungsarten zu nutzen. § 31a Abs. 1 Satz 3 und 4 
und Abs. 2 bis 4 findet keine Anwendung. 
(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Befugnisse berechtigen im Zweifel nicht zu 
einer Wiederverfilmung des Werkes. Der Urheber ist im Zweifel berechtigt, sein 
Werk nach Ablauf von zehn Jahren nach Vertragsabschluß anderweit filmisch 
zu verwerten. 
(3) (weggefallen) 

§ 89 Rechte am Filmwerk 
(1) Wer sich zur Mitwirkung bei der Herstellung eines Filmes verpflichtet, 
räumt damit für den Fall, daß er ein Urheberrecht am Filmwerk erwirbt, dem 
Filmhersteller im Zweifel das ausschließliche Recht ein, das Filmwerk sowie 
Übersetzungen und andere filmische Bearbeitungen oder Umgestaltungen des 
Filmwerkes auf alle Nutzungsarten zu nutzen. § 31a Abs. 1 Satz 3 und 4 und Abs. 
2 bis 4 findet keine Anwendung. 
(2) Hat der Urheber des Filmwerkes das in Absatz 1 bezeichnete Nutzungs-
recht im voraus einem Dritten eingeräumt, so behält er gleichwohl stets die 
Befugnis, dieses Recht beschränkt oder unbeschränkt dem Filmhersteller einzu-
räumen. 
(3) Die Urheberrechte an den zur Herstellung des Filmwerkes benutzten 
Werken, wie Roman, Drehbuch und Filmmusik, bleiben unberührt. 
(4) Für die Rechte zur filmischen Verwertung der bei der Herstellung eines 
Filmwerkes entstehenden Lichtbilder und Lichtbildwerke gelten die Absätze 1 
und 2 entsprechend. 
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§ 90 Einschränkung der Rechte 
Die Bestimmungen über die Übertragung von Nutzungsrechten (§ 34) und über 
die Einräumung weiterer Nutzungsrechte (§ 35) sowie über das Rückrufrecht 
wegen Nichtausübung (§ 41) und wegen gewandelter Überzeugung (§ 42) gelten 
nicht für die in § 88 Abs. 1 und § 89 Abs. 1 bezeichneten Rechte. Satz 1 findet bis 
zum Beginn der Dreharbeiten für das Recht zur Verfilmung keine Anwendung. 

§ 91 (weggefallen) 

§ 92 Ausübende Künstler 
(1) Schließt ein ausübender Künstler mit dem Filmhersteller einen Vertrag 
über seine Mitwirkung bei der Herstellung eines Filmwerks, so liegt darin im 
Zweifel hinsichtlich der Verwertung des Filmwerks die Einräumung des Rechts, 
die Darbietung auf eine der dem ausübenden Künstler nach § 77 Abs. 1 und 2 
Satz 1 und § 78 Abs. 1 Nr. 1 und 2 vorbehaltenen Nutzungsarten zu nutzen. 
(2) Hat der ausübende Künstler im Voraus ein in Absatz 1 genanntes Recht 
übertragen oder einem Dritten hieran ein Nutzungsrecht eingeräumt, so behält 
er gleichwohl die Befugnis, dem Filmhersteller dieses Recht hinsichtlich der 
Verwertung des Filmwerkes zu übertragen oder einzuräumen. 
(3) § 90 gilt entsprechend. 

§ 93 Schutz gegen Entstellung; Namensnennung 
(1) Die Urheber des Filmwerkes und der zu seiner Herstellung benutzten 
Werke sowie die Inhaber verwandter Schutzrechte, die bei der Herstellung des 
Filmwerkes mitwirken oder deren Leistungen zur Herstellung des Filmwerkes 
benutzt werden, können nach den §§ 14 und 75 hinsichtlich der Herstellung und 
Verwertung des Filmwerkes nur gröbliche Entstellungen oder andere gröbliche 
Beeinträchtigungen ihrer Werke oder Leistungen verbieten. Sie haben hierbei 
aufeinander und auf den Filmhersteller angemessene Rücksicht zu nehmen. 
(2) Die Nennung jedes einzelnen an einem Film mitwirkenden ausübenden 
Künstlers ist nicht erforderlich, wenn sie einen unverhältnismäßigen Aufwand 
bedeutet. 

§ 94 Schutz des Filmherstellers 
(1) Der Filmhersteller hat das ausschließliche Recht, den Bildträger oder Bild- 
und Tonträger, auf den das Filmwerk aufgenommen ist, zu vervielfältigen, zu 
verbreiten und zur öffentlichen Vorführung, Funksendung oder öffentlichen 
Zugänglichmachung zu benutzen. Der Filmhersteller hat ferner das Recht, jede 
Entstellung oder Kürzung des Bildträgers oder Bild- und Tonträgers zu verbie-
ten, die geeignet ist, seine berechtigten Interessen an diesem zu gefährden. 
(2) Das Recht ist übertragbar. Der Filmhersteller kann einem anderen das 
Recht einräumen, den Bildträger oder Bild- und Tonträger auf einzelne oder alle 
der ihm vorbehaltenen Nutzungsarten zu nutzen. § 31 und die §§ 33 und 38 
gelten entsprechend. 
(3) Das Recht erlischt fünfzig Jahre nach dem Erscheinen des Bildträgers oder 
Bild- und Tonträgers oder, wenn seine erste erlaubte Benutzung zur öffentlichen 
Wiedergabe früher erfolgt ist, nach dieser, jedoch bereits fünfzig Jahre nach der 
Herstellung, wenn der Bildträger oder Bild- und Tonträger innerhalb dieser Frist 
nicht erschienen oder erlaubterweise zur öffentlichen Wiedergabe benutzt wor-
den ist. 
(4) § 10 Abs. 1 und die §§ 20b und 27 Abs. 2 und 3 sowie die Vorschriften des 
Abschnitts 6 des Teils 1 sind entsprechend anzuwenden. 
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Abschnitt 2 
Laufbilder 

§ 95 Laufbilder 
Die §§ 88, 89 Abs. 4, 90, 93 und 94 sind auf Bildfolgen und Bild- und Tonfolgen, 
die nicht als Filmwerke geschützt sind, entsprechend anzuwenden. 
 

Teil 4 
Gemeinsame Bestimmungen für Urheberrecht und verwandte Schutz-

rechte 
Abschnitt 1 

Ergänzende Schutzbestimmungen 

§ 95a Schutz technischer Maßnahmen 
(1) Wirksame technische Maßnahmen zum Schutz eines nach diesem Gesetz 
geschützten Werkes oder eines anderen nach diesem Gesetz geschützten 
Schutzgegenstandes dürfen ohne Zustimmung des Rechtsinhabers nicht umgan-
gen werden, soweit dem Handelnden bekannt ist oder den Umständen nach 
bekannt sein muss, dass die Umgehung erfolgt, um den Zugang zu einem sol-
chen Werk oder Schutzgegenstand oder deren Nutzung zu ermöglichen. 
(2) Technische Maßnahmen im Sinne dieses Gesetzes sind Technologien, 
Vorrichtungen und Bestandteile, die im normalen Betrieb dazu bestimmt sind, 
geschützte Werke oder andere nach diesem Gesetz geschützte Schutzgegenstän-
de betreffende Handlungen, die vom Rechtsinhaber nicht genehmigt sind, zu 
verhindern oder einzuschränken. Technische Maßnahmen sind wirksam, soweit 
durch sie die Nutzung eines geschützten Werkes oder eines anderen nach die-
sem Gesetz geschützten Schutzgegenstandes von dem Rechtsinhaber durch eine 
Zugangskontrolle, einen Schutzmechanismus wie Verschlüsselung, Verzerrung 
oder sonstige Umwandlung oder einen Mechanismus zur Kontrolle der Verviel-
fältigung, die die Erreichung des Schutzziels sicherstellen, unter Kontrolle gehal-
ten wird. 
(3) Verboten sind die Herstellung, die Einfuhr, die Verbreitung, der Verkauf, 
die Vermietung, die Werbung im Hinblick auf Verkauf oder Vermietung und der 
gewerblichen Zwecken dienende Besitz von Vorrichtungen, Erzeugnissen oder 
Bestandteilen sowie die Erbringung von Dienstleistungen, die  
1. Gegenstand einer Verkaufsförderung, Werbung oder Vermarktung mit dem 

Ziel der Umgehung wirksamer technischer Maßnahmen sind oder 
2. abgesehen von der Umgehung wirksamer technischer Maßnahmen nur 

einen begrenzten wirtschaftlichen Zweck oder Nutzen haben oder 
3. hauptsächlich entworfen, hergestellt, angepasst oder erbracht werden, um 

die Umgehung wirksamer technischer Maßnahmen zu ermöglichen oder zu 
erleichtern. 

(4) Von den Verboten der Absätze 1 und 3 unberührt bleiben Aufgaben und 
Befugnisse öffentlicher Stellen zum Zwecke des Schutzes der öffentlichen Si-
cherheit oder der Strafrechtspflege. 

§ 95b Durchsetzung von Schrankenbestimmungen 
(1) Soweit ein Rechtsinhaber technische Maßnahmen nach Maßgabe dieses 
Gesetzes anwendet, ist er verpflichtet, den durch eine der nachfolgend genann-
ten Bestimmungen Begünstigten, soweit sie rechtmäßig Zugang zu dem Werk 
oder Schutzgegenstand haben, die notwendigen Mittel zur Verfügung zu stellen, 
um von diesen Bestimmungen in dem erforderlichen Maße Gebrauch machen zu 
können:  
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1. § 45 (Rechtspflege und öffentliche Sicherheit), 
2. § 45a (Behinderte Menschen), 
3. § 46 (Sammlungen für Kirchen-, Schul- oder Unterrichtsgebrauch), mit 

Ausnahme des Kirchengebrauchs, 
4. § 47 (Schulfunksendungen), 
5. § 52a (Öffentliche Zugänglichmachung für Unterricht und Forschung), 
6. § 53 (Vervielfältigungen zum privaten und sonstigen eigenen Gebrauch) 

a) Absatz 1, soweit es sich um Vervielfältigungen auf Papier oder einen 
ähnlichen Träger mittels beliebiger photomechanischer Verfahren o-
der anderer Verfahren mit ähnlicher Wirkung handelt, 

b) Absatz 2 Satz 1 Nr. 1, 
c) Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung mit Satz 2 Nr. 1 oder 3, 
d) Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 und 4 jeweils in Verbindung mit Satz 2 Nr. 1 und 

Satz 3, 
e) Absatz 3, 

7. § 55 (Vervielfältigung durch Sendeunternehmen). 
Vereinbarungen zum Ausschluss der Verpflichtungen nach Satz 1 sind unwirk-
sam. 
(2) Wer gegen das Gebot nach Absatz 1 verstößt, kann von dem Begünstigen 
einer der genannten Bestimmungen darauf in Anspruch genommen werden, die 
zur Verwirklichung der jeweiligen Befugnis benötigten Mittel zur Verfügung zu 
stellen. Entspricht das angebotene Mittel einer Vereinbarung zwischen Vereini-
gungen der Rechtsinhaber und der durch die Schrankenregelung Begünstigten, 
so wird vermutet, dass das Mittel ausreicht. 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit Werke und sonstige Schutzge-
genstände der Öffentlichkeit auf Grund einer vertraglichen Vereinbarung in 
einer Weise zugänglich gemacht werden, dass sie Mitgliedern der Öffentlichkeit 
von Orten und zu Zeiten ihrer Wahl zugänglich sind. 
(4) Zur Erfüllung der Verpflichtungen aus Absatz 1 angewandte technische 
Maßnahmen, einschließlich der zur Umsetzung freiwilliger Vereinbarungen 
angewandten Maßnahmen, genießen Rechtsschutz nach § 95a. 

§ 95c Schutz der zur Rechtewahrnehmung erforderlichen Informationen 
(1) Von Rechtsinhabern stammende Informationen für die Rechtewahrneh-
mung dürfen nicht entfernt oder verändert werden, wenn irgendeine der betref-
fenden Informationen an einem Vervielfältigungsstück eines Werkes oder eines 
sonstigen Schutzgegenstandes angebracht ist oder im Zusammenhang mit der 
öffentlichen Wiedergabe eines solchen Werkes oder Schutzgegenstandes er-
scheint und wenn die Entfernung oder Veränderung wissentlich unbefugt er-
folgt und dem Handelnden bekannt ist oder den Umständen nach bekannt sein 
muss, dass er dadurch die Verletzung von Urheberrechten oder verwandter 
Schutzrechte veranlasst, ermöglicht, erleichtert oder verschleiert. 
(2) Informationen für die Rechtewahrnehmung im Sinne dieses Gesetzes sind 
elektronische Informationen, die Werke oder andere Schutzgegenstände, den 
Urheber oder jeden anderen Rechtsinhaber identifizieren, Informationen über 
die Modalitäten und Bedingungen für die Nutzung der Werke oder Schutzge-
genstände sowie die Zahlen und Codes, durch die derartige Informationen aus-
gedrückt werden. 
(3) Werke oder sonstige Schutzgegenstände, bei denen Informationen für die 
Rechtewahrnehmung unbefugt entfernt oder geändert wurden, dürfen nicht 
wissentlich unbefugt verbreitet, zur Verbreitung eingeführt, gesendet, öffentlich 
wiedergegeben oder öffentlich zugänglich gemacht werden, wenn dem Han-
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delnden bekannt ist oder den Umständen nach bekannt sein muss, dass er 
dadurch die Verletzung von Urheberrechten oder verwandter Schutzrechte 
veranlasst, ermöglicht, erleichtert oder verschleiert. 

§ 95d Kennzeichnungspflichten 
(1) Werke und andere Schutzgegenstände, die mit technischen Maßnahmen 
geschützt werden, sind deutlich sichtbar mit Angaben über die Eigenschaften 
der technischen Maßnahmen zu kennzeichnen. 
(2) Wer Werke und andere Schutzgegenstände mit technischen Maßnahmen 
schützt, hat diese zur Ermöglichung der Geltendmachung von Ansprüchen nach 
§ 95b Abs. 2 mit seinem Namen oder seiner Firma und der zustellungsfähigen 
Anschrift zu kennzeichnen. Satz 1 findet in den Fällen des § 95b Abs. 3 keine 
Anwendung. 

§ 96 Verwertungsverbot 
(1) Rechtswidrig hergestellte Vervielfältigungsstücke dürfen weder verbreitet 
noch zu öffentlichen Wiedergaben benutzt werden. 
(2) Rechtswidrig veranstaltete Funksendungen dürfen nicht auf Bild- oder 
Tonträger aufgenommen oder öffentlich wiedergegeben werden. 
 

Abschnitt 2 
Rechtsverletzungen 

Unterabschnitt 1 
Bürgerlich-rechtliche Vorschriften; Rechtsweg 

§ 97 Anspruch auf Unterlassung und Schadensersatz 
(1) Wer das Urheberrecht oder ein anderes nach diesem Gesetz geschütztes 
Recht widerrechtlich verletzt, kann von dem Verletzten auf Beseitigung der 
Beeinträchtigung, bei Wiederholungsgefahr auf Unterlassung in Anspruch 
genommen werden. Der Anspruch auf Unterlassung besteht auch dann, wenn 
eine Zuwiderhandlung erstmalig droht. 
(2) Wer die Handlung vorsätzlich oder fahrlässig vornimmt, ist dem Verletz-
ten zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Bei der Bemes-
sung des Schadensersatzes kann auch der Gewinn, den der Verletzer durch die 
Verletzung des Rechts erzielt hat, berücksichtigt werden. Der Schadensersatzan-
spruch kann auch auf der Grundlage des Betrages berechnet werden, den der 
Verletzer als angemessene Vergütung hätte entrichten müssen, wenn er die 
Erlaubnis zur Nutzung des verletzten Rechts eingeholt hätte. Urheber, Verfasser 
wissenschaftlicher Ausgaben (§ 70), Lichtbildner (§ 72) und ausübende Künstler 
(§ 73) können auch wegen des Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, eine 
Entschädigung in Geld verlangen, wenn und soweit dies der Billigkeit ent-
spricht. 

§ 97a Abmahnung 
(1) Der Verletzte soll den Verletzer vor Einleitung eines gerichtlichen Verfah-
rens auf Unterlassung abmahnen und ihm Gelegenheit geben, den Streit durch 
Abgabe einer mit einer angemessenen Vertragsstrafe bewehrten Unterlassungs-
verpflichtung beizulegen. 
(2) Die Abmahnung hat in klarer und verständlicher Weise  
1. Name oder Firma des Verletzten anzugeben, wenn der Verletzte nicht 

selbst, sondern ein Vertreter abmahnt, 
2. die Rechtsverletzung genau zu bezeichnen, 
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3. geltend gemachte Zahlungsansprüche als Schadensersatz- und Aufwen-
dungsersatzansprüche aufzuschlüsseln und 

4. wenn darin eine Aufforderung zur Abgabe einer Unterlassungsverpflich-
tung enthalten ist, anzugeben, inwieweit die vorgeschlagene Unterlas-
sungsverpflichtung über die abgemahnte Rechtsverletzung hinausgeht. 

Eine Abmahnung, die nicht Satz 1 entspricht, ist unwirksam. 
(3) Soweit die Abmahnung berechtigt ist und Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 4 
entspricht, kann der Ersatz der erforderlichen Aufwendungen verlangt werden. 
Für die Inanspruchnahme anwaltlicher Dienstleistungen beschränkt sich der 
Ersatz der erforderlichen Aufwendungen hinsichtlich der gesetzlichen Gebühren 
auf Gebühren nach einem Gegenstandswert für den Unterlassungs- und Beseiti-
gungsanspruch von 1 000 Euro, wenn der Abgemahnte  
1. eine natürliche Person ist, die nach diesem Gesetz geschützte Werke oder 

andere nach diesem Gesetz geschützte Schutzgegenstände nicht für ihre 
gewerbliche oder selbständige berufliche Tätigkeit verwendet, und 

2. nicht bereits wegen eines Anspruchs des Abmahnenden durch Vertrag, auf 
Grund einer rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidung oder einer einst-
weiligen Verfügung zur Unterlassung verpflichtet ist. 

Der in Satz 2 genannte Wert ist auch maßgeblich, wenn ein Unterlassungs- und 
ein Beseitigungsanspruch nebeneinander geltend gemacht werden. Satz 2 gilt 
nicht, wenn der genannte Wert nach den besonderen Umständen des Einzelfal-
les unbillig ist. 
(4) Soweit die Abmahnung unberechtigt oder unwirksam ist, kann der Abge-
mahnte Ersatz der für die Rechtsverteidigung erforderlichen Aufwendungen 
verlangen, es sei denn, es war für den Abmahnenden zum Zeitpunkt der Ab-
mahnung nicht erkennbar, dass die Abmahnung unberechtigt war. Weiter ge-
hende Ersatzansprüche bleiben unberührt. 

§ 98 Anspruch auf Vernichtung, Rückruf und Überlassung 
(1) Wer das Urheberrecht oder ein anderes nach diesem Gesetz geschütztes 
Recht widerrechtlich verletzt, kann von dem Verletzten auf Vernichtung der im 
Besitz oder Eigentum des Verletzers befindlichen rechtswidrig hergestellten, 
verbreiteten oder zur rechtswidrigen Verbreitung bestimmten Vervielfältigungs-
stücke in Anspruch genommen werden. Satz 1 ist entsprechend auf die im Ei-
gentum des Verletzers stehenden Vorrichtungen anzuwenden, die vorwiegend 
zur Herstellung dieser Vervielfältigungsstücke gedient haben. 
(2) Wer das Urheberrecht oder ein anderes nach diesem Gesetz geschütztes 
Recht widerrechtlich verletzt, kann von dem Verletzten auf Rückruf von rechts-
widrig hergestellten, verbreiteten oder zur rechtswidrigen Verbreitung bestimm-
ten Vervielfältigungsstücken oder auf deren endgültiges Entfernen aus den 
Vertriebswegen in Anspruch genommen werden. 
(3) Statt der in Absatz 1 vorgesehenen Maßnahmen kann der Verletzte ver-
langen, dass ihm die Vervielfältigungsstücke, die im Eigentum des Verletzers 
stehen, gegen eine angemessene Vergütung, welche die Herstellungskosten 
nicht übersteigen darf, überlassen werden. 
(4) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 bis 3 sind ausgeschlossen, wenn die 
Maßnahme im Einzelfall unverhältnismäßig ist. Bei der Prüfung der Verhältnis-
mäßigkeit sind auch die berechtigten Interessen Dritter zu berücksichtigen. 
(5) Bauwerke sowie ausscheidbare Teile von Vervielfältigungsstücken und 
Vorrichtungen, deren Herstellung und Verbreitung nicht rechtswidrig ist, unter-
liegen nicht den in den Absätzen 1 bis 3 vorgesehenen Maßnahmen. 
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§ 99 Haftung des Inhabers eines Unternehmens 
Ist in einem Unternehmen von einem Arbeitnehmer oder Beauftragten ein nach 
diesem Gesetz geschütztes Recht widerrechtlich verletzt worden, hat der Ver-
letzte die Ansprüche aus § 97 Abs. 1 und § 98 auch gegen den Inhaber des Un-
ternehmens. 

§ 100 Entschädigung 
Handelt der Verletzer weder vorsätzlich noch fahrlässig, kann er zur Abwen-
dung der Ansprüche nach den §§ 97 und 98 den Verletzten in Geld entschädigen, 
wenn ihm durch die Erfüllung der Ansprüche ein unverhältnismäßig großer 
Schaden entstehen würde und dem Verletzten die Abfindung in Geld zuzumuten 
ist. Als Entschädigung ist der Betrag zu zahlen, der im Fall einer vertraglichen 
Einräumung des Rechts als Vergütung angemessen wäre. Mit der Zahlung der 
Entschädigung gilt die Einwilligung des Verletzten zur Verwertung im üblichen 
Umfang als erteilt. 

§ 101 Anspruch auf Auskunft 
(1) Wer in gewerblichem Ausmaß das Urheberrecht oder ein anderes nach 
diesem Gesetz geschütztes Recht widerrechtlich verletzt, kann von dem Verletz-
ten auf unverzügliche Auskunft über die Herkunft und den Vertriebsweg der 
rechtsverletzenden Vervielfältigungsstücke oder sonstigen Erzeugnisse in An-
spruch genommen werden. Das gewerbliche Ausmaß kann sich sowohl aus der 
Anzahl der Rechtsverletzungen als auch aus der Schwere der Rechtsverletzung 
ergeben. 
(2) In Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung oder in Fällen, in denen der 
Verletzte gegen den Verletzer Klage erhoben hat, besteht der Anspruch unbe-
schadet von Absatz 1 auch gegen eine Person, die in gewerblichem Ausmaß  
1. rechtsverletzende Vervielfältigungsstücke in ihrem Besitz hatte, 
2. rechtsverletzende Dienstleistungen in Anspruch nahm, 
3. für rechtsverletzende Tätigkeiten genutzte Dienstleistungen erbrachte oder 
4. nach den Angaben einer in Nummer 1, 2 oder Nummer 3 genannten Person 

an der Herstellung, Erzeugung oder am Vertrieb solcher Vervielfältigungs-
stücke, sonstigen Erzeugnisse oder Dienstleistungen beteiligt war, es sei 
denn, die Person wäre nach den §§ 383 bis 385 der Zivilprozessordnung im 
Prozess gegen den Verletzer zur Zeugnisverweigerung berechtigt. Im Fall 
der gerichtlichen Geltendmachung des Anspruchs nach Satz 1 kann das Ge-
richt den gegen den Verletzer anhängigen Rechtsstreit auf Antrag bis zur 
Erledigung des wegen des Auskunftsanspruchs geführten Rechtsstreits aus-
setzen. Der zur Auskunft Verpflichtete kann von dem Verletzten den Ersatz 
der für die Auskunftserteilung erforderlichen Aufwendungen verlangen. 

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete hat Angaben zu machen über  
1. Namen und Anschrift der Hersteller, Lieferanten und anderer Vorbesitzer 

der Vervielfältigungsstücke oder sonstigen Erzeugnisse, der Nutzer der 
Dienstleistungen sowie der gewerblichen Abnehmer und Verkaufsstellen, 
für die sie bestimmt waren, und 

2. die Menge der hergestellten, ausgelieferten, erhaltenen oder bestellten 
Vervielfältigungsstücke oder sonstigen Erzeugnisse sowie über die Preise, 
die für die betreffenden Vervielfältigungsstücke oder sonstigen Erzeugnisse 
bezahlt wurden. 

(4) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 sind ausgeschlossen, wenn die 
Inanspruchnahme im Einzelfall unverhältnismäßig ist. 
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(5) Erteilt der zur Auskunft Verpflichtete die Auskunft vorsätzlich oder grob 
fahrlässig falsch oder unvollständig, so ist er dem Verletzten zum Ersatz des 
daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 
(6) Wer eine wahre Auskunft erteilt hat, ohne dazu nach Absatz 1 oder Ab-
satz 2 verpflichtet gewesen zu sein, haftet Dritten gegenüber nur, wenn er wuss-
te, dass er zur Auskunftserteilung nicht verpflichtet war. 
(7) In Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung kann die Verpflichtung zur 
Erteilung der Auskunft im Wege der einstweiligen Verfügung nach den §§ 935 
bis 945 der Zivilprozessordnung angeordnet werden. 
(8) Die Erkenntnisse dürfen in einem Strafverfahren oder in einem Verfahren 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten wegen einer vor der Erteilung der 
Auskunft begangenen Tat gegen den Verpflichteten oder gegen einen in § 52 
Abs. 1 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung 
des Verpflichteten verwertet werden. 
(9) Kann die Auskunft nur unter Verwendung von Verkehrsdaten (§ 3 Nr. 30 
des Telekommunikationsgesetzes) erteilt werden, ist für ihre Erteilung eine 
vorherige richterliche Anordnung über die Zulässigkeit der Verwendung der 
Verkehrsdaten erforderlich, die von dem Verletzten zu beantragen ist. Für den 
Erlass dieser Anordnung ist das Landgericht, in dessen Bezirk der zur Auskunft 
Verpflichtete seinen Wohnsitz, seinen Sitz oder eine Niederlassung hat, ohne 
Rücksicht auf den Streitwert ausschließlich zuständig. Die Entscheidung trifft 
die Zivilkammer. Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit entsprechend. Die Kosten der richterlichen Anordnung trägt der 
Verletzte. Gegen die Entscheidung des Landgerichts ist die Beschwerde statthaft. 
Die Beschwerde ist binnen einer Frist von zwei Wochen einzulegen. Die Vor-
schriften zum Schutz personenbezogener Daten bleiben im Übrigen unberührt. 
(10) Durch Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 9 wird das Grundrecht des 
Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) eingeschränkt. 

§ 101a Anspruch auf Vorlage und Besichtigung 
(1) Wer mit hinreichender Wahrscheinlichkeit das Urheberrecht oder ein 
anderes nach diesem Gesetz geschütztes Recht widerrechtlich verletzt, kann von 
dem Verletzten auf Vorlage einer Urkunde oder Besichtigung einer Sache in 
Anspruch genommen werden, die sich in seiner Verfügungsgewalt befindet, 
wenn dies zur Begründung von dessen Ansprüchen erforderlich ist. Besteht die 
hinreichende Wahrscheinlichkeit einer in gewerblichem Ausmaß begangenen 
Rechtsverletzung, erstreckt sich der Anspruch auch auf die Vorlage von Bank-, 
Finanz- oder Handelsunterlagen. Soweit der vermeintliche Verletzer geltend 
macht, dass es sich um vertrauliche Informationen handelt, trifft das Gericht die 
erforderlichen Maßnahmen, um den im Einzelfall gebotenen Schutz zu gewähr-
leisten. 
(2) Der Anspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, wenn die Inanspruch-
nahme im Einzelfall unverhältnismäßig ist. 
(3) Die Verpflichtung zur Vorlage einer Urkunde oder zur Duldung der Be-
sichtigung einer Sache kann im Wege der einstweiligen Verfügung nach den 
§§ 935 bis 945 der Zivilprozessordnung angeordnet werden. Das Gericht trifft 
die erforderlichen Maßnahmen, um den Schutz vertraulicher Informationen zu 
gewährleisten. Dies gilt insbesondere in den Fällen, in denen die einstweilige 
Verfügung ohne vorherige Anhörung des Gegners erlassen wird. 
(4) § 811 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie § 101 Abs. 8 gelten entspre-
chend. 
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(5) Wenn keine Verletzung vorlag oder drohte, kann der vermeintliche Ver-
letzer von demjenigen, der die Vorlage oder Besichtigung nach Absatz 1 begehrt 
hat, den Ersatz des ihm durch das Begehren entstandenen Schadens verlangen. 

§ 101b Sicherung von Schadensersatzansprüchen 
(1) Der Verletzte kann den Verletzer bei einer in gewerblichem Ausmaß 
begangenen Rechtsverletzung in den Fällen des § 97 Abs. 2 auch auf Vorlage von 
Bank-, Finanz- oder Handelsunterlagen oder einen geeigneten Zugang zu den 
entsprechenden Unterlagen in Anspruch nehmen, die sich in der Verfügungs-
gewalt des Verletzers befinden und die für die Durchsetzung des Schadenser-
satzanspruchs erforderlich sind, wenn ohne die Vorlage die Erfüllung des Scha-
densersatzanspruchs fraglich ist. Soweit der Verletzer geltend macht, dass es 
sich um vertrauliche Informationen handelt, trifft das Gericht die erforderlichen 
Maßnahmen, um den im Einzelfall gebotenen Schutz zu gewährleisten. 
(2) Der Anspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, wenn die Inanspruch-
nahme im Einzelfall unverhältnismäßig ist. 
(3) Die Verpflichtung zur Vorlage der in Absatz 1 bezeichneten Urkunden 
kann im Wege der einstweiligen Verfügung nach den §§ 935 bis 945 der Zivil-
prozessordnung angeordnet werden, wenn der Schadensersatzanspruch offen-
sichtlich besteht. Das Gericht trifft die erforderlichen Maßnahmen, um den 
Schutz vertraulicher Informationen zu gewährleisten. Dies gilt insbesondere in 
den Fällen, in denen die einstweilige Verfügung ohne vorherige Anhörung des 
Gegners erlassen wird. 
(4) § 811 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie § 101 Abs. 8 gelten entspre-
chend. 

§ 102 Verjährung 
Auf die Verjährung der Ansprüche wegen Verletzung des Urheberrechts oder 
eines anderen nach diesem Gesetz geschützten Rechts finden die Vorschriften 
des Abschnitts 5 des Buches 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende 
Anwendung. Hat der Verpflichtete durch die Verletzung auf Kosten des Berech-
tigten etwas erlangt, findet § 852 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende 
Anwendung. 

§ 102a Ansprüche aus anderen gesetzlichen Vorschriften 
Ansprüche aus anderen gesetzlichen Vorschriften bleiben unberührt. 

§ 103 Bekanntmachung des Urteils 
Ist eine Klage auf Grund dieses Gesetzes erhoben worden, so kann der obsiegen-
den Partei im Urteil die Befugnis zugesprochen werden, das Urteil auf Kosten 
der unterliegenden Partei öffentlich bekannt zu machen, wenn sie ein berechtig-
tes Interesse darlegt. Art und Umfang der Bekanntmachung werden im Urteil 
bestimmt. Die Befugnis erlischt, wenn von ihr nicht innerhalb von drei Monaten 
nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils Gebrauch gemacht wird. Das Urteil darf 
erst nach Rechtskraft bekannt gemacht werden, wenn nicht das Gericht etwas 
anderes bestimmt. 

§ 104 Rechtsweg 
Für alle Rechtsstreitigkeiten, durch die ein Anspruch aus einem der in diesem 
Gesetz geregelten Rechtsverhältnisse geltend gemacht wird, (Urheberrechtsstreit-
sachen) ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. Für Urheberrechtsstreitsachen 
aus Arbeits- oder Dienstverhältnissen, die ausschließlich Ansprüche auf Leistung 
einer vereinbarten Vergütung zum Gegenstand haben, bleiben der Rechtsweg zu 
den Gerichten für Arbeitssachen und der Verwaltungsrechtsweg unberührt. 
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§ 104a Gerichtsstand 
(1) Für Klagen wegen Urheberrechtsstreitsachen gegen eine natürliche Per-
son, die nach diesem Gesetz geschützte Werke oder andere nach diesem Gesetz 
geschützte Schutzgegenstände nicht für ihre gewerbliche oder selbständige 
berufliche Tätigkeit verwendet, ist das Gericht ausschließlich zuständig, in 
dessen Bezirk diese Person zur Zeit der Klageerhebung ihren Wohnsitz, in Er-
mangelung eines solchen ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Wenn die beklag-
te Person im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
hat, ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirk die Handlung begangen ist. 
(2) § 105 bleibt unberührt. 

§ 105 Gerichte für Urheberrechtsstreitsachen 
(1) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
Urheberrechtsstreitsachen, für die das Landgericht in erster Instanz oder in der 
Berufungsinstanz zuständig ist, für die Bezirke mehrerer Landgerichte einem 
von ihnen zuzuweisen, wenn dies der Rechtspflege dienlich ist. 
(2) Die Landesregierungen werden ferner ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung die zur Zuständigkeit der Amtsgerichte gehörenden Urheberrechtsstreitsa-
chen für die Bezirke mehrerer Amtsgerichte einem von ihnen zuzuweisen, wenn 
dies der Rechtspflege dienlich ist. 
(3) Die Landesregierungen können die Ermächtigungen nach den Absätzen 1 
und 2 auf die Landesjustizverwaltungen übertragen. 
(4) u. (5) (weggefallen) 
 

Unterabschnitt 2 
Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 106 Unerlaubte Verwertung urheberrechtlich geschützter Werke 
(1) Wer in anderen als den gesetzlich zugelassenen Fällen ohne Einwilligung 
des Berechtigten ein Werk oder eine Bearbeitung oder Umgestaltung eines 
Werkes vervielfältigt, verbreitet oder öffentlich wiedergibt, wird mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 107 Unzulässiges Anbringen der Urheberbezeichnung 
(1) Wer  
1. auf dem Original eines Werkes der bildenden Künste die Urheberbezeich-

nung (§ 10 Abs. 1) ohne Einwilligung des Urhebers anbringt oder ein derart 
bezeichnetes Original verbreitet, 

2. auf einem Vervielfältigungsstück, einer Bearbeitung oder Umgestaltung 
eines Werkes der bildenden Künste die Urheberbezeichnung (§ 10 Abs. 1) 
auf eine Art anbringt, die dem Vervielfältigungsstück, der Bearbeitung oder 
Umgestaltung den Anschein eines Originals gibt, oder ein derart bezeichne-
tes Vervielfältigungsstück, eine solche Bearbeitung oder Umgestaltung ver-
breitet, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die 
Tat nicht in anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 108 Unerlaubte Eingriffe in verwandte Schutzrechte 
(1) Wer in anderen als den gesetzlich zugelassenen Fällen ohne Einwilligung 
des Berechtigten  
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1. eine wissenschaftliche Ausgabe (§ 70) oder eine Bearbeitung oder Umge-
staltung einer solchen Ausgabe vervielfältigt, verbreitet oder öffentlich 
wiedergibt, 

2. ein nachgelassenes Werk oder eine Bearbeitung oder Umgestaltung eines 
solchen Werkes entgegen § 71 verwertet, 

3. ein Lichtbild (§ 72) oder eine Bearbeitung oder Umgestaltung eines Licht-
bildes vervielfältigt, verbreitet oder öffentlich wiedergibt, 

4. die Darbietung eines ausübenden Künstlers entgegen den § 77 Abs. 1 oder 
Abs. 2 Satz 1, § 78 Abs. 1 verwertet, 

5. einen Tonträger entgegen § 85 verwertet, 
6. eine Funksendung entgegen § 87 verwertet, 
7. einen Bildträger oder Bild- und Tonträger entgegen §§ 94 oder 95 in Ver-

bindung mit § 94 verwertet, 
8. eine Datenbank entgegen § 87b Abs. 1 verwertet, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 108a Gewerbsmäßige unerlaubte Verwertung 
(1) Handelt der Täter in den Fällen der §§ 106 bis 108 gewerbsmäßig, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 108b Unerlaubte Eingriffe in technische Schutzmaßnahmen und zur 
Rechtewahrnehmung erforderliche Informationen 
(1) Wer  
1. in der Absicht, sich oder einem Dritten den Zugang zu einem nach diesem 

Gesetz geschützten Werk oder einem anderen nach diesem Gesetz ge-
schützten Schutzgegenstand oder deren Nutzung zu ermöglichen, eine 
wirksame technische Maßnahme ohne Zustimmung des Rechtsinhabers 
umgeht oder 

2. wissentlich unbefugt 
a) eine von Rechtsinhabern stammende Information für die Rechtewahr-

nehmung entfernt oder verändert, wenn irgendeine der betreffenden 
Informationen an einem Vervielfältigungsstück eines Werkes oder ei-
nes sonstigen Schutzgegenstandes angebracht ist oder im Zusammen-
hang mit der öffentlichen Wiedergabe eines solchen Werkes oder 
Schutzgegenstandes erscheint, oder 

b) ein Werk oder einen sonstigen Schutzgegenstand, bei dem eine Infor-
mation für die Rechtewahrnehmung unbefugt entfernt oder geändert 
wurde, verbreitet, zur Verbreitung einführt, sendet, öffentlich wieder-
gibt oder öffentlich zugänglich macht 

und dadurch wenigstens leichtfertig die Verletzung von Urheberrechten oder 
verwandten Schutzrechten veranlasst, ermöglicht, erleichtert oder verschleiert, 
wird, wenn die Tat nicht ausschließlich zum eigenen privaten Gebrauch des 
Täters oder mit dem Täter persönlich verbundener Personen erfolgt oder sich 
auf einen derartigen Gebrauch bezieht, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer entgegen § 95a Abs. 3 eine Vorrichtung, ein 
Erzeugnis oder einen Bestandteil zu gewerblichen Zwecken herstellt, einführt, 
verbreitet, verkauft oder vermietet. 
(3) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 gewerbsmäßig, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 
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§ 109 Strafantrag 
In den Fällen der §§ 106 bis 108 und des § 108b wird die Tat nur auf Antrag 
verfolgt, es sei denn, daß die Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen 
öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen 
für geboten hält. 

§ 110 Einziehung 
Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach den §§ 106, 107 Abs. 1 Nr. 2, §§ 108 
bis 108b bezieht, können eingezogen werden. § 74a des Strafgesetzbuches ist 
anzuwenden. Soweit den in § 98 bezeichneten Ansprüchen im Verfahren nach 
den Vorschriften der Strafprozeßordnung über die Entschädigung des Verletzten 
(§§ 403 bis 406c) stattgegeben wird, sind die Vorschriften über die Einziehung 
nicht anzuwenden. 

§ 111 Bekanntgabe der Verurteilung 
Wird in den Fällen der §§ 106 bis 108b auf Strafe erkannt, so ist, wenn der Ver-
letzte es beantragt und ein berechtigtes Interesse daran dartut, anzuordnen, daß 
die Verurteilung auf Verlangen öffentlich bekanntgemacht wird. Die Art der 
Bekanntmachung ist im Urteil zu bestimmen. 

§ 111a Bußgeldvorschriften 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer  
1. entgegen § 95a Abs. 3 

a) eine Vorrichtung, ein Erzeugnis oder einen Bestandteil verkauft, ver-
mietet oder über den Kreis der mit dem Täter persönlich verbundenen 
Personen hinaus verbreitet oder 

b) zu gewerblichen Zwecken eine Vorrichtung, ein Erzeugnis oder einen 
Bestandteil besitzt, für deren Verkauf oder Vermietung wirbt oder eine 
Dienstleistung erbringt, 

2. entgegen § 95b Abs. 1 Satz 1 ein notwendiges Mittel nicht zur Verfügung 
stellt oder 

3. entgegen § 95d Abs. 2 Satz 1 Werke oder andere Schutzgegenstände nicht 
oder nicht vollständig kennzeichnet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 mit 
einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro und in den übrigen Fällen mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet werden. 
 

Unterabschnitt 3 
Vorschriften über Maßnahmen der Zollbehörde 

§ 111b Verfahren nach deutschem Recht 
(1) Verletzt die Herstellung oder Verbreitung von Vervielfältigungsstücken das 
Urheberrecht oder ein anderes nach diesem Gesetz geschütztes Recht, so unter-
liegen die Vervielfältigungsstücke, soweit nicht die Verordnung (EU) Nr. 608/2013 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juni 2013 zur Durchsetzung 
der Rechte geistigen Eigentums durch die Zollbehörden und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1383/2003 des Rates (ABl. L 181 vom 29.6.2013, S. 15), in 
ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden ist, auf Antrag und gegen Sicher-
heitsleistung des Rechtsinhabers bei ihrer Einfuhr oder Ausfuhr der Beschlag-
nahme durch die Zollbehörde, sofern die Rechtsverletzung offensichtlich ist. Dies 
gilt für den Verkehr mit anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie 
mit den anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum nur, soweit Kontrollen durch die Zollbehörden stattfinden. 
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(2) Ordnet die Zollbehörde die Beschlagnahme an, so unterrichtet sie unver-
züglich den Verfügungsberechtigten sowie den Antragsteller. Dem Antragsteller 
sind Herkunft, Menge und Lagerort der Vervielfältigungsstücke sowie Name 
und Anschrift des Verfügungsberechtigten mitzuteilen; das Brief- und Postge-
heimnis (Artikel 10 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. Dem An-
tragsteller wird Gelegenheit gegeben, die Vervielfältigungsstücke zu besichtigen, 
soweit hierdurch nicht in Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse eingegriffen 
wird. 
(3) Wird der Beschlagnahme nicht spätestens nach Ablauf von zwei Wochen 
nach Zustellung der Mitteilung nach Absatz 2 Satz 1 widersprochen, so ordnet 
die Zollbehörde die Einziehung der beschlagnahmten Vervielfältigungsstücke 
an. 
(4) Widerspricht der Verfügungsberechtigte der Beschlagnahme, so unter-
richtet die Zollbehörde hiervon unverzüglich den Antragsteller. Dieser hat ge-
genüber der Zollbehörde unverzüglich zu erklären, ob er den Antrag nach Ab-
satz 1 in bezug auf die beschlagnahmten Vervielfältigungsstücke aufrechterhält. 
1. Nimmt der Antragsteller den Antrag zurück, hebt die Zollbehörde die Be-

schlagnahme unverzüglich auf. 
2. Hält der Antragsteller den Antrag aufrecht und legt er eine vollziehbare 

gerichtliche Entscheidung vor, die die Verwahrung der beschlagnahmten 
Vervielfältigungsstücke oder eine Verfügungsbeschränkung anordnet, trifft 
die Zollbehörde die erforderlichen Maßnahmen. 

Liegen die Fälle der Nummern 1 oder 2 nicht vor, hebt die Zollbehörde die Be-
schlagnahme nach Ablauf von zwei Wochen nach Zustellung der Mitteilung an 
den Antragsteller nach Satz 1 auf; weist der Antragsteller nach, daß die gericht-
liche Entscheidung nach Nummer 2 beantragt, ihm aber noch nicht zugegangen 
ist, wird die Beschlagnahme für längstens zwei weitere Wochen aufrechterhal-
ten. 
(5) Erweist sich die Beschlagnahme als von Anfang an ungerechtfertigt und 
hat der Antragsteller den Antrag nach Absatz 1 in bezug auf die beschlagnahm-
ten Vervielfältigungsstücke aufrechterhalten oder sich nicht unverzüglich er-
klärt (Absatz 4 Satz 2), so ist er verpflichtet, den dem Verfügungsberechtigten 
durch die Beschlagnahme entstandenen Schaden zu ersetzen. 
(6) Der Antrag nach Absatz 1 ist bei der Generalzolldirektion zu stellen und 
hat Wirkung für ein Jahr, sofern keine kürzere Geltungsdauer beantragt wird; er 
kann wiederholt werden. Für die mit dem Antrag verbundenen Amtshandlun-
gen werden vom Antragsteller Kosten nach Maßgabe des § 178 der Abgaben-
ordnung erhoben. 
(7) Die Beschlagnahme und die Einziehung können mit den Rechtsmitteln 
angefochten werden, die im Bußgeldverfahren nach dem Gesetz über Ord-
nungswidrigkeiten gegen die Beschlagnahme und Einziehung zulässig sind. Im 
Rechtsmittelverfahren ist der Antragsteller zu hören. Gegen die Entscheidung 
des Amtsgerichts ist die sofortige Beschwerde zulässig; über sie entscheidet das 
Oberlandesgericht. 
(8) (weggefallen) 

§ 111c Verfahren nach der Verordnung (EU) Nr. 608/2013 
Für das Verfahren nach der Verordnung (EU) Nr. 608/2013 gilt § 111b Absatz 5 
und 6 entsprechend, soweit die Verordnung keine Bestimmungen enthält, die 
dem entgegenstehen. 
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Abschnitt 3 
Zwangsvollstreckung 

Unterabschnitt 1 
Allgemeines 

§ 112 Allgemeines 
Die Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung in ein nach diesem Gesetz geschütz-
tes Recht richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften, soweit sich aus den 
§§ 113 bis 119 nichts anderes ergibt. 
 

Unterabschnitt 2 
Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen gegen den Urheber 

§ 113 Urheberrecht 
Gegen den Urheber ist die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen in das 
Urheberrecht nur mit seiner Einwilligung und nur insoweit zulässig, als er Nut-
zungsrechte einräumen kann (§ 31). Die Einwilligung kann nicht durch den 
gesetzlichen Vertreter erteilt werden. 

§ 114 Originale von Werken 
(1) Gegen den Urheber ist die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen 
in die ihm gehörenden Originale seiner Werke nur mit seiner Einwilligung 
zulässig. Die Einwilligung kann nicht durch den gesetzlichen Vertreter erteilt 
werden. 
(2) Der Einwilligung bedarf es nicht,  
1. soweit die Zwangsvollstreckung in das Original des Werkes zur Durchfüh-

rung der Zwangsvollstreckung in ein Nutzungsrecht am Werk notwendig 
ist, 

2. zur Zwangsvollstreckung in das Original eines Werkes der Baukunst, 
3. zur Zwangsvollstreckung in das Original eines anderen Werkes der bilden-

den Künste, wenn das Werk veröffentlicht ist. 
In den Fällen der Nummern 2 und 3 darf das Original des Werkes ohne Zustim-
mung des Urhebers verbreitet werden. 
 

Unterabschnitt 3 
Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen gegen den Rechts-

nachfolger des Urhebers 

§ 115 Urheberrecht 
Gegen den Rechtsnachfolger des Urhebers (§ 30) ist die Zwangsvollstreckung 
wegen Geldforderungen in das Urheberrecht nur mit seiner Einwilligung und 
nur insoweit zulässig, als er Nutzungsrechte einräumen kann (§ 31). Der Einwil-
ligung bedarf es nicht, wenn das Werk erschienen ist. 

§ 116 Originale von Werken 
(1) Gegen den Rechtsnachfolger des Urhebers (§ 30) ist die Zwangsvollstre-
ckung wegen Geldforderungen in die ihm gehörenden Originale von Werken 
des Urhebers nur mit seiner Einwilligung zulässig. 
(2) Der Einwilligung bedarf es nicht  
1. in den Fällen des § 114 Abs. 2 Satz 1, 
2. zur Zwangsvollstreckung in das Original eines Werkes, wenn das Werk 

erschienen ist. 
§ 114 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 
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§ 117 Testamentsvollstrecker 
Ist nach § 28 Abs. 2 angeordnet, daß das Urheberrecht durch einen Testaments-
vollstrecker ausgeübt wird, so ist die nach den §§ 115 und 116 erforderliche 
Einwilligung durch den Testamentsvollstrecker zu erteilen. 
 

Unterabschnitt 4 
Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen gegen den Verfasser  

wissenschaftlicher Ausgaben und gegen den Lichtbildner 

§ 118 Entsprechende Anwendung 
Die §§ 113 bis 117 sind sinngemäß anzuwenden  
1. auf die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen gegen den Verfasser 

wissenschaftlicher Ausgaben (§ 70) und seinen Rechtsnachfolger, 
2. auf die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen gegen den Lichtbild-

ner (§ 72) und seinen Rechtsnachfolger. 
 

Unterabschnitt 5 
Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen in bestimmte Vorrichtun-

gen 

§ 119 Zwangsvollstreckung in bestimmte Vorrichtungen 
(1) Vorrichtungen, die ausschließlich zur Vervielfältigung oder Funksendung 
eines Werkes bestimmt sind, wie Formen, Platten, Steine, Druckstöcke, Matrizen 
und Negative, unterliegen der Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen 
nur, soweit der Gläubiger zur Nutzung des Werkes mittels dieser Vorrichtungen 
berechtigt ist. 
(2) Das gleiche gilt für Vorrichtungen, die ausschließlich zur Vorführung 
eines Filmwerkes bestimmt sind, wie Filmstreifen und dergleichen. 
(3) Die Absätze 1 und 2 sind auf die nach den §§ 70 und 71 geschützten Aus-
gaben, die nach § 72 geschützten Lichtbilder, die nach § 77 Abs. 2 Satz 1, §§ 85, 
87, 94 und 95 geschützten Bild- und Tonträger und die nach § 87b Abs. 1 ge-
schützten Datenbanken entsprechend anzuwenden. 
 

Teil 5 
Anwendungsbereich, Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Abschnitt 1 
Anwendungsbereich des Gesetzes 

Unterabschnitt 1 
Urheberrecht 

§ 120 Deutsche Staatsangehörige und Staatsangehörige anderer EU-
Staaten und EWR-Staaten 
(1) Deutsche Staatsangehörige genießen den urheberrechtlichen Schutz für 
alle ihre Werke, gleichviel, ob und wo die Werke erschienen sind. Ist ein Werk 
von Miturhebern (§ 8) geschaffen, so genügt es, wenn ein Miturheber deutscher 
Staatsangehöriger ist. 
(2) Deutschen Staatsangehörigen stehen gleich:  
1. Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die nicht die 

deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, und 
2. Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union 

oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum. 
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§ 121 Ausländische Staatsangehörige 
(1) Ausländische Staatsangehörige genießen den urheberrechtlichen Schutz 
für ihre im Geltungsbereich dieses Gesetzes erschienenen Werke, es sei denn, 
daß das Werk oder eine Übersetzung des Werkes früher als dreißig Tage vor 
dem Erscheinen im Geltungsbereich dieses Gesetzes außerhalb dieses Gebietes 
erschienen ist. Mit der gleichen Einschränkung genießen ausländische Staatsan-
gehörige den Schutz auch für solche Werke, die im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes nur in Übersetzung erschienen sind. 
(2) Den im Geltungsbereich dieses Gesetzes erschienenen Werken im Sinne 
des Absatzes 1 werden die Werke der bildenden Künste gleichgestellt, die mit 
einem Grundstück im Geltungsbereich dieses Gesetzes fest verbunden sind. 
(3) Der Schutz nach Absatz 1 kann durch Rechtsverordnung des Bundesmi-
nisters der Justiz und für Verbraucherschutz für ausländische Staatsangehörige 
beschränkt werden, die keinem Mitgliedstaat der Berner Übereinkunft zum 
Schutze von Werken der Literatur und der Kunst angehören und zur Zeit des 
Erscheinens des Werkes weder im Geltungsbereich dieses Gesetzes noch in 
einem anderen Mitgliedstaat ihren Wohnsitz haben, wenn der Staat, dem sie 
angehören, deutschen Staatsangehörigen für ihre Werke keinen genügenden 
Schutz gewährt. 
(4) Im übrigen genießen ausländische Staatsangehörige den urheberrechtli-
chen Schutz nach Inhalt der Staatsverträge. Bestehen keine Staatsverträge, so 
besteht für solche Werke urheberrechtlicher Schutz, soweit in dem Staat, dem 
der Urheber angehört, nach einer Bekanntmachung des Bundesministers der 
Justiz und für Verbraucherschutz im Bundesgesetzblatt deutsche Staatsangehö-
rige für ihre Werke einen entsprechenden Schutz genießen. 
(5) Das Folgerecht (§ 26) steht ausländischen Staatsangehörigen nur zu, wenn 
der Staat, dem sie angehören, nach einer Bekanntmachung des Bundesministers 
der Justiz und für Verbraucherschutz im Bundesgesetzblatt deutschen Staatsan-
gehörigen ein entsprechendes Recht gewährt. 
(6) Den Schutz nach den §§ 12 bis 14 genießen ausländische Staatsangehörige 
für alle ihre Werke, auch wenn die Voraussetzungen der Absätze 1 bis 5 nicht 
vorliegen. 

§ 122 Staatenlose 
(1) Staatenlose mit gewöhnlichem Aufenthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes genießen für ihre Werke den gleichen urheberrechtlichen Schutz wie 
deutsche Staatsangehörige. 
(2) Staatenlose ohne gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes genießen für ihre Werke den gleichen urheberrechtlichen Schutz wie 
die Angehörigen des ausländischen Staates, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben. 

§ 123 Ausländische Flüchtlinge 
Für Ausländer, die Flüchtlinge im Sinne von Staatsverträgen oder anderen 
Rechtsvorschriften sind, gelten die Bestimmungen des § 122 entsprechend. 
Hierdurch wird ein Schutz nach § 121 nicht ausgeschlossen. 
 

Unterabschnitt 2 
Verwandte Schutzrechte 

§ 124 Wissenschaftliche Ausgaben und Lichtbilder 
Für den Schutz wissenschaftlicher Ausgaben (§ 70) und den Schutz von Lichtbil-
dern (§ 72) sind die §§ 120 bis 123 sinngemäß anzuwenden. 



 
 306 

§ 125 Schutz des ausübenden Künstlers 
(1) Den nach den §§ 73 bis 83 gewährten Schutz genießen deutsche Staatsan-
gehörige für alle ihre Darbietungen, gleichviel, wo diese stattfinden. § 120 Abs. 2 
ist anzuwenden. 
(2) Ausländische Staatsangehörige genießen den Schutz für alle ihre Darbie-
tungen, die im Geltungsbereich dieses Gesetzes stattfinden, soweit nicht in den 
Absätzen 3 und 4 etwas anderes bestimmt ist. 
(3) Werden Darbietungen ausländischer Staatsangehöriger erlaubterweise auf 
Bild- oder Tonträger aufgenommen und sind diese erschienen, so genießen die 
ausländischen Staatsangehörigen hinsichtlich dieser Bild- oder Tonträger den 
Schutz nach § 77 Abs. 2 Satz 1, § 78 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2, wenn die Bild- oder 
Tonträger im Geltungsbereich dieses Gesetzes erschienen sind, es sei denn, daß 
die Bild- oder Tonträger früher als dreißig Tage vor dem Erscheinen im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes außerhalb dieses Gebietes erschienen sind. 
(4) Werden Darbietungen ausländischer Staatsangehöriger erlaubterweise 
durch Funk gesendet, so genießen die ausländischen Staatsangehörigen den 
Schutz gegen Aufnahme der Funksendung auf Bild- oder Tonträger (§ 77 Abs. 1) 
und Weitersendung der Funksendung (§ 78 Abs. 1 Nr. 2) sowie den Schutz nach 
§ 78, wenn die Funksendung im Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgestrahlt 
worden ist. 
(5) Im übrigen genießen ausländische Staatsangehörige den Schutz nach 
Inhalt der Staatsverträge. § 121 Abs. 4 Satz 2 sowie die §§ 122 und 123 gelten 
entsprechend. 
(6) Den Schutz nach den §§ 74 und 75, § 77 Abs. 1 sowie § 78 Abs. 1 Nr. 3 
genießen ausländische Staatsangehörige für alle ihre Darbietungen, auch wenn 
die Voraussetzungen der Absätze 2 bis 5 nicht vorliegen. Das gleiche gilt für den 
Schutz nach § 78 Abs. 1 Nr. 2, soweit es sich um die unmittelbare Sendung der 
Darbietung handelt. 
(7) Wird Schutz nach den Absätzen 2 bis 4 oder 6 gewährt, so erlischt er 
spätestens mit dem Ablauf der Schutzdauer in dem Staat, dessen Staatsangehö-
riger der ausübende Künstler ist, ohne die Schutzfrist nach § 82 zu überschrei-
ten. 

§ 126 Schutz des Herstellers von Tonträgern 
(1) Den nach den §§ 85 und 86 gewährten Schutz genießen deutsche Staats-
angehörige oder Unternehmen mit Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes für 
alle ihre Tonträger, gleichviel, ob und wo diese erschienen sind. § 120 Abs. 2 ist 
anzuwenden. Unternehmen mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum stehen Unternehmen mit Sitz im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes gleich. 
(2) Ausländische Staatsangehörige oder Unternehmen ohne Sitz im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes genießen den Schutz für ihre im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes erschienenen Tonträger, es sei denn, daß der Tonträger früher als 
dreißig Tage vor dem Erscheinen im Geltungsbereich dieses Gesetzes außerhalb 
dieses Gebietes erschienen ist. Der Schutz erlischt jedoch spätestens mit dem 
Ablauf der Schutzdauer in dem Staat, dessen Staatsangehörigkeit der Hersteller 
des Tonträgers besitzt oder in welchem das Unternehmen seinen Sitz hat, ohne 
die Schutzfrist nach § 85 Abs. 3 zu überschreiten. 
(3) Im übrigen genießen ausländische Staatsangehörige oder Unternehmen 
ohne Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes den Schutz nach Inhalt der Staats-
verträge. § 121 Abs. 4 Satz 2 sowie die §§ 122 und 123 gelten entsprechend. 
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§ 127 Schutz des Sendeunternehmens 
(1) Den nach § 87 gewährten Schutz genießen Sendeunternehmen mit Sitz im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes für alle Funksendungen, gleichviel, wo sie diese 
ausstrahlen. § 126 Abs. 1 Satz 3 ist anzuwenden. 
(2) Sendeunternehmen ohne Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes genie-
ßen den Schutz für alle Funksendungen, die sie im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes ausstrahlen. Der Schutz erlischt spätestens mit dem Ablauf der Schutz-
dauer in dem Staat, in dem das Sendeunternehmen seinen Sitz hat, ohne die 
Schutzfrist nach § 87 Abs. 3 zu überschreiten. 
(3) Im übrigen genießen Sendeunternehmen ohne Sitz im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes den Schutz nach Inhalt der Staatsverträge. § 121 Abs. 4 Satz 2 
gilt entsprechend. 

§ 127a Schutz des Datenbankherstellers 
(1) Den nach § 87b gewährten Schutz genießen deutsche Staatsangehörige 
sowie juristische Personen mit Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes. § 120 
Abs. 2 ist anzuwenden. 
(2) Die nach deutschem Recht oder dem Recht eines der in § 120 Abs. 2 Nr. 2 
bezeichneten Staaten gegründeten juristischen Personen ohne Sitz im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes genießen den nach § 87b gewährten Schutz, wenn  
1. ihre Hauptverwaltung oder Hauptniederlassung sich im Gebiet eines der in 
§ 120 Abs. 2 Nr. 2 bezeichneten Staaten befindet oder 
2. ihr satzungsmäßiger Sitz sich im Gebiet eines dieser Staaten befindet und ihre 
Tätigkeit eine tatsächliche Verbindung zur deutschen Wirtschaft oder zur Wirt-
schaft eines dieser Staaten aufweist. 
(3) Im übrigen genießen ausländische Staatsangehörige sowie juristische 
Personen den Schutz nach dem Inhalt von Staatsverträgen sowie von Vereinba-
rungen, die die Europäische Gemeinschaft mit dritten Staaten schließt; diese 
Vereinbarungen werden vom Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz im Bundesgesetzblatt bekanntgemacht. 

§ 128 Schutz des Filmherstellers 
(1) Den nach den §§ 94 und 95 gewährten Schutz genießen deutsche Staats-
angehörige oder Unternehmen mit Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes für 
alle ihre Bildträger oder Bild- und Tonträger, gleichviel, ob und wo diese er-
schienen sind. § 120 Abs. 2 und § 126 Abs. 1 Satz 3 sind anzuwenden. 
(2) Für ausländische Staatsangehörige oder Unternehmen ohne Sitz im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes gelten die Bestimmungen in § 126 Abs. 2 und 3 
entsprechend. 
 

Abschnitt 2 
Übergangsbestimmungen 

§ 129 Werke 
(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind auch auf die vor seinem Inkrafttre-
ten geschaffenen Werke anzuwenden, es sei denn, daß sie zu diesem Zeitpunkt 
urheberrechtlich nicht geschützt sind oder daß in diesem Gesetz sonst etwas 
anderes bestimmt ist. Dies gilt für verwandte Schutzrechte entsprechend. 
(2) Die Dauer des Urheberrechts an einem Werk, das nach Ablauf von fünfzig 
Jahren nach dem Tode des Urhebers, aber vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
veröffentlicht worden ist, richtet sich nach den bisherigen Vorschriften. 
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§ 130 Übersetzungen 
Unberührt bleiben die Rechte des Urhebers einer Übersetzung, die vor dem 1. 
Januar 1902 erlaubterweise ohne Zustimmung des Urhebers des übersetzten 
Werkes erschienen ist. 

§ 131 Vertonte Sprachwerke 
Vertonte Sprachwerke, die nach § 20 des Gesetzes betreffend das Urheberrecht 
an Werken der Literatur und der Tonkunst vom 19. Juni 1901 (Reichsgesetzbl. S. 
227) in der Fassung des Gesetzes zur Ausführung der revidierten Berner Über-
einkunft zum Schutze von Werken der Literatur und Kunst vom 22. Mai 1910 
(Reichsgesetzbl. S. 793) ohne Zustimmung ihres Urhebers vervielfältigt, verbrei-
tet und öffentlich wiedergegeben werden durften, dürfen auch weiterhin in 
gleichem Umfang vervielfältigt, verbreitet und öffentlich wiedergegeben wer-
den, wenn die Vertonung des Werkes vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erschienen ist. 

§ 132 Verträge 
(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind mit Ausnahme der §§ 42 und 43 auf 
Verträge, die vor dem 1. Januar 1966 abgeschlossen worden sind, nicht anzu-
wenden. § 43 gilt für ausübende Künstler entsprechend. Die §§ 40 und 41 gelten 
für solche Verträge mit der Maßgabe, daß die in § 40 Abs. 1 Satz 2 und § 41 Abs. 
2 genannten Fristen frühestens mit dem 1. Januar 1966 beginnen. 
(2) Vor dem 1. Januar 1966 getroffene Verfügungen bleiben wirksam. 
(3) Auf Verträge oder sonstige Sachverhalte, die vor dem 1. Juli 2002 ge-
schlossen worden oder entstanden sind, sind die Vorschriften dieses Gesetzes 
vorbehaltlich der Sätze 2 und 3 in der am 28. März 2002 geltenden Fassung wei-
ter anzuwenden. § 32a findet auf Sachverhalte Anwendung, die nach dem 28. 
März 2002 entstanden sind. Auf Verträge, die seit dem 1. Juni 2001 und bis zum 
30. Juni 2002 geschlossen worden sind, findet auch § 32 Anwendung, sofern von 
dem eingeräumten Recht oder der Erlaubnis nach dem 30. Juni 2002 Gebrauch 
gemacht wird. 
(4) Absatz 3 gilt für ausübende Künstler entsprechend. 

§ 133 (weggefallen) 

§ 134 Urheber 
Wer zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach den bisherigen Vorschrif-
ten, nicht aber nach diesem Gesetz als Urheber eines Werkes anzusehen ist, gilt, 
abgesehen von den Fällen des § 135, weiterhin als Urheber. Ist nach den bisheri-
gen Vorschriften eine juristische Person als Urheber eines Werkes anzusehen, so 
sind für die Berechnung der Dauer des Urheberrechts die bisherigen Vorschrif-
ten anzuwenden. 

§ 135 Inhaber verwandter Schutzrechte 
Wer zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach den bisherigen Vorschrif-
ten als Urheber eines Lichtbildes oder der Übertragung eines Werkes auf Vor-
richtungen zur mechanischen Wiedergabe für das Gehör anzusehen ist, ist Inha-
ber der entsprechenden verwandten Schutzrechte, die dieses Gesetz ihm ge-
währt. 

Fußnote 
§ 135: Mit Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG nach Maßgabe des Entscheidungssatzes 
BVerfGE v. 8.7.1971 I 1943 unvereinbar - 1 BvR 766/66 
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§ 135a Berechnung der Schutzfrist 
Wird durch die Anwendung dieses Gesetzes auf ein vor seinem Inkrafttreten 
entstandenes Recht die Dauer des Schutzes verkürzt und liegt das für den Be-
ginn der Schutzfrist nach diesem Gesetz maßgebende Ereignis vor dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes, so wird die Frist erst vom Inkrafttreten dieses Gesetzes 
an berechnet. Der Schutz erlischt jedoch spätestens mit Ablauf der Schutzdauer 
nach den bisherigen Vorschriften. 

§ 136 Vervielfältigung und Verbreitung 
(1) War eine Vervielfältigung, die nach diesem Gesetz unzulässig ist, bisher 
erlaubt, so darf die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnene Herstellung von 
Vervielfältigungsstücken vollendet werden. 
(2) Die nach Absatz 1 oder bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
hergestellten Vervielfältigungsstücke dürfen verbreitet werden. 
(3) Ist für eine Vervielfältigung, die nach den bisherigen Vorschriften frei 
zulässig war, nach diesem Gesetz eine angemessene Vergütung an den Berech-
tigten zu zahlen, so dürfen die in Absatz 2 bezeichneten Vervielfältigungsstücke 
ohne Zahlung einer Vergütung verbreitet werden. 

§ 137 Übertragung von Rechten 
(1) Soweit das Urheberrecht vor Inkrafttreten dieses Gesetzes auf einen ande-
ren übertragen worden ist, stehen dem Erwerber die entsprechenden Nutzungs-
rechte (§ 31) zu. Jedoch erstreckt sich die Übertragung im Zweifel nicht auf 
Befugnisse, die erst durch dieses Gesetz begründet werden. 
(2) Ist vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes das Urheberrecht ganz oder 
teilweise einem anderen übertragen worden, so erstreckt sich die Übertragung 
im Zweifel auch auf den Zeitraum, um den die Dauer des Urheberrechts nach 
den §§ 64 bis 66 verlängert worden ist. Entsprechendes gilt, wenn vor dem In-
krafttreten dieses Gesetzes einem anderen die Ausübung einer dem Urheber 
vorbehaltenen Befugnis erlaubt worden ist. 
(3) In den Fällen des Absatzes 2 hat der Erwerber oder Erlaubnisnehmer dem 
Veräußerer oder Erlaubnisgeber eine angemessene Vergütung zu zahlen, sofern 
anzunehmen ist, daß dieser für die Übertragung oder die Erlaubnis eine höhere 
Gegenleistung erzielt haben würde, wenn damals bereits die verlängerte Schutz-
dauer bestimmt gewesen wäre. 
(4) Der Anspruch auf die Vergütung entfällt, wenn alsbald nach seiner Gel-
tendmachung der Erwerber dem Veräußerer das Recht für die Zeit nach Ablauf 
der bisher bestimmten Schutzdauer zur Verfügung stellt oder der Erlaubnisneh-
mer für diese Zeit auf die Erlaubnis verzichtet. Hat der Erwerber das Urheber-
recht vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes weiterveräußert, so ist die Vergü-
tung insoweit nicht zu zahlen, als sie den Erwerber mit Rücksicht auf die Um-
stände der Weiterveräußerung unbillig belasten würde. 
(5) Absatz 1 gilt für verwandte Schutzrechte entsprechend. 

§ 137a Lichtbildwerke 
(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Dauer des Urheberrechts sind 
auch auf Lichtbildwerke anzuwenden, deren Schutzfrist am 1. Juli 1985 nach 
dem bis dahin geltenden Recht noch nicht abgelaufen ist. 
(2) Ist vorher einem anderen ein Nutzungsrecht an einem Lichtbildwerk 
eingeräumt oder übertragen worden, so erstreckt sich die Einräumung oder 
Übertragung im Zweifel nicht auf den Zeitraum, um den die Dauer des Urheber-
rechts an Lichtbildwerken verlängert worden ist. 
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§ 137b Bestimmte Ausgaben 
(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Dauer des Schutzes nach den 
§§ 70 und 71 sind auch auf wissenschaftliche Ausgaben und Ausgaben nachge-
lassener Werke anzuwenden, deren Schutzfrist am 1. Juli 1990 nach dem bis 
dahin geltenden Recht noch nicht abgelaufen ist. 
(2) Ist vor dem 1. Juli 1990 einem anderen ein Nutzungsrecht an einer wissen-
schaftlichen Ausgabe oder einer Ausgabe nachgelassener Werke eingeräumt 
oder übertragen worden, so erstreckt sich die Einräumung oder Übertragung im 
Zweifel auch auf den Zeitraum, um den die Dauer des verwandten Schutzrechtes 
verlängert worden ist. 
(3) Die Bestimmungen in § 137 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. 

§ 137c Ausübende Künstler 
(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Dauer des Schutzes nach § 82 
sind auch auf Darbietungen anzuwenden, die vor dem 1. Juli 1990 auf Bild- oder 
Tonträger aufgenommen worden sind, wenn am 1. Januar 1991 seit dem Er-
scheinen des Bild- oder Tonträgers 50 Jahre noch nicht abgelaufen sind. Ist der 
Bild- oder Tonträger innerhalb dieser Frist nicht erschienen, so ist die Frist von 
der Darbietung an zu berechnen. Der Schutz nach diesem Gesetz dauert in kei-
nem Fall länger als 50 Jahre nach dem Erscheinen des Bild- oder Tonträgers 
oder, falls der Bild- oder Tonträger nicht erschienen ist, 50 Jahre nach der Dar-
bietung. 
(2) Ist vor dem 1. Juli 1990 einem anderen ein Nutzungsrecht an der Darbie-
tung eingeräumt oder übertragen worden, so erstreckt sich die Einräumung oder 
Übertragung im Zweifel auch auf den Zeitraum, um den die Dauer des Schutzes 
verlängert worden ist. 
(3) Die Bestimmungen in § 137 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. 

§ 137d Computerprogramme 
(1) Die Vorschriften des Abschnitts 8 des Teils 1 sind auch auf Computerpro-
gramme anzuwenden, die vor dem 24. Juni 1993 geschaffen worden sind. Jedoch 
erstreckt sich das ausschließliche Vermietrecht (§ 69c Nr. 3) nicht auf Vervielfäl-
tigungsstücke eines Programms, die ein Dritter vor dem 1. Januar 1993 zum 
Zweck der Vermietung erworben hat. 
(2) § 69g Abs. 2 ist auch auf Verträge anzuwenden, die vor dem 24. Juni 1993 
abgeschlossen worden sind. 

§ 137e Übergangsregelung bei Umsetzung der Richtlinie 92/100/EWG 
(1) Die am 30. Juni 1995 in Kraft tretenden Vorschriften dieses Gesetzes fin-
den auch auf vorher geschaffene Werke, Darbietungen, Tonträger, Funksendun-
gen und Filme Anwendung, es sei denn, daß diese zu diesem Zeitpunkt nicht 
mehr geschützt sind. 
(2) Ist ein Original oder Vervielfältigungsstück eines Werkes oder ein Bild- 
oder Tonträger vor dem 30. Juni 1995 erworben oder zum Zweck der Vermie-
tung einem Dritten überlassen worden, so gilt für die Vermietung nach diesem 
Zeitpunkt die Zustimmung der Inhaber des Vermietrechts (§§ 17, 77 Abs. 2 Satz 
1, §§ 85 und 94) als erteilt. Diesen Rechtsinhabern hat der Vermieter jeweils eine 
angemessene Vergütung zu zahlen; § 27 Abs. 1 Satz 2 und 3 hinsichtlich der 
Ansprüche der Urheber und ausübenden Künstler und § 27 Abs. 3 finden ent-
sprechende Anwendung. § 137d bleibt unberührt. 
(3) Wurde ein Bild- oder Tonträger, der vor dem 30. Juni 1995 erworben oder 
zum Zweck der Vermietung einem Dritten überlassen worden ist, zwischen dem 
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1. Juli 1994 und dem 30. Juni 1995 vermietet, besteht für diese Vermietung ein 
Vergütungsanspruch in entsprechender Anwendung des Absatzes 2 Satz 2. 
(4) Hat ein Urheber vor dem 30. Juni 1995 ein ausschließliches Verbreitungs-
recht eingeräumt, so gilt die Einräumung auch für das Vermietrecht. Hat ein 
ausübender Künstler vor diesem Zeitpunkt bei der Herstellung eines Filmwerkes 
mitgewirkt oder in die Benutzung seiner Darbietung zur Herstellung eines 
Filmwerkes eingewilligt, so gelten seine ausschließlichen Rechte als auf den 
Filmhersteller übertragen. Hat er vor diesem Zeitpunkt in die Aufnahme seiner 
Darbietung auf Tonträger und in die Vervielfältigung eingewilligt, so gilt die 
Einwilligung auch als Übertragung des Verbreitungsrechts, einschließlich der 
Vermietung. 

§ 137f Übergangsregelung bei Umsetzung der Richtlinie 93/98/EWG 
(1) Würde durch die Anwendung dieses Gesetzes in der ab dem 1. Juli 1995 
geltenden Fassung die Dauer eines vorher entstandenen Rechts verkürzt, so 
erlischt der Schutz mit dem Ablauf der Schutzdauer nach den bis zum 30. Juni 
1995 geltenden Vorschriften. Im übrigen sind die Vorschriften dieses Gesetzes 
über die Schutzdauer in der ab dem 1. Juli 1995 geltenden Fassung auch auf 
Werke und verwandte Schutzrechte anzuwenden, deren Schutz am 1. Juli 1995 
noch nicht erloschen ist. 
(2) Die Vorschriften dieses Gesetze in der ab dem 1. Juli 1995 geltenden Fas-
sung sind auch auf Werke anzuwenden, deren Schutz nach diesem Gesetz vor 
dem 1. Juli 1995 abgelaufen ist, nach dem Gesetz eines anderen Mitgliedstaates 
der Europäischen Union oder eines Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum zu diesem Zeitpunkt aber noch besteht. Satz 1 
gilt entsprechend für die verwandten Schutzrechte des Herausgebers nachgelas-
sener Werke (§ 71), der ausübenden Künstler (§ 73), der Hersteller von Tonträ-
gern (§ 85), der Sendeunternehmen (§ 87) und der Filmhersteller (§§ 94 und 95). 
(3) Lebt nach Absatz 2 der Schutz eines Werkes im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes wieder auf, so stehen die wiederauflebenden Rechte dem Urheber zu. 
Eine vor dem 1. Juli 1995 begonnene Nutzungshandlung darf jedoch in dem 
vorgesehenen Rahmen fortgesetzt werden. Für die Nutzung ab dem 1. Juli 1995 
ist eine angemessene Vergütung zu zahlen. Die Sätze 1 bis 3 gelten für verwand-
te Schutzrechte entsprechend. 
(4) Ist vor dem 1. Juli 1995 einem anderen ein Nutzungsrecht an einer nach 
diesem Gesetz noch geschützten Leistung eingeräumt oder übertragen worden, 
so erstreckt sich die Einräumung oder Übertragung im Zweifel auch auf den 
Zeitraum, um den die Schutzdauer verlängert worden ist. Im Fall des Satzes 1 ist 
eine angemessene Vergütung zu zahlen. 

§ 137g Übergangsregelung bei Umsetzung der Richtlinie 96/9/EG 
(1) § 23 Satz 2, § 53 Abs. 5, die §§ 55a und 63 Abs. 1 Satz 2 sind auch auf Da-
tenbankwerke anzuwenden, die vor dem 1. Januar 1998 geschaffen wurden. 
(2) Die Vorschriften des Abschnitts 6 des Teils 2 sind auch auf Datenbanken 
anzuwenden, die zwischen dem 1. Januar 1983 und dem 31. Dezember 1997 
hergestellt worden sind. Die Schutzfrist beginnt in diesen Fällen am 1. Januar 
1998. 
(3) Die §§ 55a und 87e sind nicht auf Verträge anzuwenden, die vor dem 1. 
Januar 1998 abgeschlossen worden sind. 
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§ 137h Übergangsregelung bei Umsetzung der Richtlinie 93/83/EWG 
(1) Die Vorschrift des § 20a ist auf Verträge, die vor dem 1. Juni 1998 ge-
schlossen worden sind, erst ab dem 1. Januar 2000 anzuwenden, sofern diese 
nach diesem Zeitpunkt ablaufen. 
(2) Sieht ein Vertrag über die gemeinsame Herstellung eines Bild- oder Ton-
trägers, der vor dem 1. Juni 1998 zwischen mehreren Herstellern, von denen 
mindestens einer einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Vertrags-
staat des Europäischen Wirtschaftsraumes angehört, geschlossen worden ist, 
eine räumliche Aufteilung des Rechts der Sendung unter den Herstellern vor, 
ohne nach der Satellitensendung und anderen Arten der Sendung zu unterschei-
den, und würde die Satellitensendung der gemeinsam hergestellten Produktion 
durch einen Hersteller die Auswertung der räumlich oder sprachlich beschränk-
ten ausschließlichen Rechte eines anderen Herstellers beeinträchtigen, so ist die 
Satellitensendung nur zulässig, wenn ihr der Inhaber dieser ausschließlichen 
Rechte zugestimmt hat. 
(3) Die Vorschrift des § 20b Abs. 2 ist nur anzuwenden, sofern der Vertrag 
über die Einräumung des Kabelweitersenderechts nach dem 1. Juni 1998 ge-
schlossen wurde. 

§ 137i Übergangsregelung zum Gesetz zur Modernisierung des Schuld-
rechts 
Artikel 229 § 6 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche findet 
mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, dass § 26 Abs. 7, § 36 Abs. 2 und 
§ 102 in der bis zum 1. Januar 2002 geltenden Fassung den Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Verjährung in der bis zum 1. Januar 2002 
geltenden Fassung gleichgestellt sind. 

§ 137j Übergangsregelung aus Anlass der Umsetzung der Richtlinie 
2001/29/EG 
(1) § 95d Abs. 1 ist auf alle ab dem 1. Dezember 2003 neu in den Verkehr 
gebrachten Werke und anderen Schutzgegenstände anzuwenden. 
(2) Die Vorschrift dieses Gesetzes über die Schutzdauer für Hersteller von 
Tonträgern in der ab dem 13. September 2003 geltenden Fassung ist auch auf 
verwandte Schutzrechte anzuwenden, deren Schutz am 22. Dezember 2002 noch 
nicht erloschen ist. 
(3) Lebt nach Absatz 2 der Schutz eines Tonträgers wieder auf, so stehen die 
wiederauflebenden Rechte dem Hersteller des Tonträgers zu. 
(4) Ist vor dem 13. September 2003 einem anderen ein Nutzungsrecht an 
einem nach diesem Gesetz noch geschützten Tonträger eingeräumt oder über-
tragen worden, so erstreckt sich, im Fall einer Verlängerung der Schutzdauer 
nach § 85 Abs. 3, die Einräumung oder Übertragung im Zweifel auch auf diesen 
Zeitraum. Im Fall des Satzes 1 ist eine angemessene Vergütung zu zahlen. 

§ 137k (weggefallen) 

§ 137l Übergangsregelung für neue Nutzungsarten 
(1) Hat der Urheber zwischen dem 1. Januar 1966 und dem 1. Januar 2008 
einem anderen alle wesentlichen Nutzungsrechte ausschließlich sowie räumlich 
und zeitlich unbegrenzt eingeräumt, gelten die zum Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses unbekannten Nutzungsrechte als dem anderen ebenfalls eingeräumt, 
sofern der Urheber nicht dem anderen gegenüber der Nutzung widerspricht. Der 
Widerspruch kann für Nutzungsarten, die am 1. Januar 2008 bereits bekannt 
sind, nur innerhalb eines Jahres erfolgen. Im Übrigen erlischt das Widerspruchs-



 
 313 

recht nach Ablauf von drei Monaten, nachdem der andere die Mitteilung über 
die beabsichtigte Aufnahme der neuen Art der Werknutzung an den Urheber 
unter der ihm zuletzt bekannten Anschrift abgesendet hat. Die Sätze 1 bis 3 
gelten nicht für zwischenzeitlich bekannt gewordene Nutzungsrechte, die der 
Urheber bereits einem Dritten eingeräumt hat. 
(2) Hat der andere sämtliche ihm ursprünglich eingeräumten Nutzungsrechte 
einem Dritten übertragen, so gilt Absatz 1 für den Dritten entsprechend. Erklärt 
der Urheber den Widerspruch gegenüber seinem ursprünglichen Vertrags-
partner, hat ihm dieser unverzüglich alle erforderlichen Auskünfte über den 
Dritten zu erteilen. 
(3) Das Widerspruchsrecht nach den Absätzen 1 und 2 entfällt, wenn die 
Parteien über eine zwischenzeitlich bekannt gewordene Nutzungsart eine aus-
drückliche Vereinbarung geschlossen haben. 
(4) Sind mehrere Werke oder Werkbeiträge zu einer Gesamtheit zusammen-
gefasst, die sich in der neuen Nutzungsart in angemessener Weise nur unter 
Verwendung sämtlicher Werke oder Werkbeiträge verwerten lässt, so kann der 
Urheber das Widerspruchsrecht nicht wider Treu und Glauben ausüben. 
(5) Der Urheber hat Anspruch auf eine gesonderte angemessene Vergütung, 
wenn der andere eine neue Art der Werknutzung nach Absatz 1 aufnimmt, die 
im Zeitpunkt des Vertragsschlusses noch unbekannt war. § 32 Abs. 2 und 4 gilt 
entsprechend. Der Anspruch kann nur durch eine Verwertungsgesellschaft 
geltend gemacht werden. Hat der Vertragspartner das Nutzungsrecht einem 
Dritten übertragen, haftet der Dritte mit der Aufnahme der neuen Art der Wer-
knutzung für die Vergütung. Die Haftung des anderen entfällt. 

§ 137m Übergangsregelung aus Anlass der Umsetzung der Richtlinie 
2011/77/EU 
(1) Die Vorschriften über die Schutzdauer nach den §§ 82 und 85 Absatz 3 
sowie über die Rechte und Ansprüche des ausübenden Künstlers nach § 79 Ab-
satz 3 sowie § 79a gelten für Aufzeichnungen von Darbietungen und für Tonträ-
ger, deren Schutzdauer für den ausübenden Künstler und den Tonträgerhersteller 
am 1. November 2013 nach den Vorschriften dieses Gesetzes in der bis 6. Juli 2013 
geltenden Fassung noch nicht erloschen war, und für Aufzeichnungen von Dar-
bietungen und für Tonträger, die nach dem 1. November 2013 entstehen. 
(2) § 65 Absatz 3 gilt für Musikkompositionen mit Text, von denen die Mu-
sikkomposition oder der Text in mindestens einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union am 1. November 2013 geschützt sind, und für Musikkompositionen 
mit Text, die nach diesem Datum entstehen. Lebt nach Satz 1 der Schutz der 
Musikkomposition oder des Textes wieder auf, so stehen die wiederauflebenden 
Rechte dem Urheber zu. Eine vor dem 1. November 2013 begonnene Nutzungs-
handlung darf jedoch in dem vorgesehenen Rahmen fortgesetzt werden. Für die 
Nutzung ab dem 1. November 2013 ist eine angemessene Vergütung zu zahlen. 
(3) Ist vor dem 1. November 2013 ein Übertragungsvertrag zwischen einem 
ausübenden Künstler und einem Tonträgerhersteller abgeschlossen worden, so 
erstreckt sich im Fall der Verlängerung der Schutzdauer die Übertragung auch 
auf diesen Zeitraum, wenn keine eindeutigen vertraglichen Hinweise auf das 
Gegenteil vorliegen. 

§ 137n Übergangsregelung aus Anlass der Umsetzung der Richtlinie 
2012/28/EU 
§ 61 Absatz 4 ist nur anzuwenden auf Bestandsinhalte, die der nutzenden Insti-
tution vor dem 29. Oktober 2014 überlassen wurden. 



 
 314 

Abschnitt 3 
Schlussbestimmungen 

§ 138 Register anonymer und pseudonymer Werke 
(1) Das Register anonymer und pseudonymer Werke für die in § 66 Abs. 2 
Satz 2 vorgesehenen Eintragungen wird beim Patentamt geführt. Das Patentamt 
bewirkt die Eintragungen, ohne die Berechtigung des Antragstellers oder die 
Richtigkeit der zur Eintragung angemeldeten Tatsachen zu prüfen. 
(2) Wird die Eintragung abgelehnt, so kann der Antragsteller gerichtliche 
Entscheidung beantragen. Über den Antrag entscheidet das für den Sitz des 
Patentamts zuständige Oberlandesgericht durch einen mit Gründen versehenen 
Beschluß. Der Antrag ist schriftlich bei dem Oberlandesgericht einzureichen. 
Die Entscheidung des Oberlandesgerichts ist endgültig. Im übrigen gelten für 
das gerichtliche Verfahren die Vorschriften des Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
entsprechend. 
(3) Die Eintragungen werden im Bundesanzeiger öffentlich bekanntgemacht. 
Die Kosten für die Bekanntmachung hat der Antragsteller im voraus zu entrich-
ten. 
(4) Die Einsicht in das Register ist jedem gestattet. Auf Antrag werden Aus-
züge aus dem Register erteilt. 
(5) Der Bundesminister der Justiz und für Verbraucherschutz wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung  
1. Bestimmungen über die Form des Antrags und die Führung des Registers 

zu erlassen, 
2. zur Deckung der Verwaltungskosten die Erhebung von Kosten (Gebühren 

und Auslagen) für die Eintragung, für die Ausfertigung eines Eintragungs-
scheins und für die Erteilung sonstiger Auszüge und deren Beglaubigung 
anzuordnen sowie Bestimmungen über den Kostenschuldner, die Fälligkeit 
von Kosten, die Kostenvorschußpflicht, Kostenbefreiungen, die Verjährung, 
das Kostenfestsetzungsverfahren und die Rechtsbehelfe gegen die Kosten-
festsetzung zu treffen. 

(6) Eintragungen, die nach § 56 des Gesetzes betreffend das Urheberrecht an 
Werken der Literatur und der Tonkunst vom 19. Juni 1901 beim Stadtrat in 
Leipzig vorgenommen worden sind, bleiben wirksam. 

§ 139 Änderung der Strafprozessordnung - 
§ 140 Änderung des Gesetzes über das am 6. September 1952 unterzeich-
nete Welturheberrechtsabkommen - 
§ 141 Aufgehobene Vorschriften - 
§ 142 (weggefallen) 

§ 143 Inkrafttreten 
(1) Die §§ 64 bis 67, 69, 105 Abs. 1 bis 3 und § 138 Abs. 5 treten am Tage nach 
der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft. 
(2) Im übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 1966 in Kraft. 

Anlage (zu § 61a) Quellen einer sorgfältigen Suche 
(Fundstelle: BGBl. I 2013, 3731 - 3732) 
1. Für veröffentlichte Bücher:  

a) der Katalog der Deutschen Nationalbibliothek sowie die von Biblio-
theken und anderen Institutionen geführten Bibliothekskataloge und 
Schlagwortlisten; 
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b) Informationen der Verleger- und Autorenverbände, insbesondere das 
Verzeichnis lieferbarer Bücher (VLB); 

c) bestehende Datenbanken und Verzeichnisse, WATCH (Writers, Artists 
and their Copyright Holders) und die ISBN (International Standard 
Book Number); 

d) die Datenbanken der entsprechenden Verwertungsgesellschaften, ins-
besondere der mit der Wahrnehmung von Vervielfältigungsrechten 
betrauten Verwertungsgesellschaften wie die Datenbank der VG Wort; 

e) Quellen, die mehrere Datenbanken und Verzeichnisse zusammenfas-
sen, einschließlich der Gemeinsamen Normdatei (GND), VIAF (Virtual 
International Authority Files) und ARROW (Accessible Registries of 
Rights Information and Orphan Works); 

2. für Zeitungen, Zeitschriften, Fachzeitschriften und Periodika:  
a) das deutsche ISSN (International Standard Serial Number) – Zentrum 

für regelmäßige Veröffentlichungen; 
b) Indexe und Kataloge von Bibliotheksbeständen und -sammlungen, ins-

besondere der Katalog der Deutschen Nationalbibliothek sowie die 
Zeitschriftendatenbank (ZDB); 

c) Depots amtlich hinterlegter Pflichtexemplare; 
d) Verlegerverbände und Autoren- und Journalistenverbände, insbeson-

dere das Verzeichnis lieferbarer Zeitschriften (VLZ), das Verzeichnis 
lieferbarer Bücher (VLB), Banger Online, STAMM und pressekata-
log.de; 

e) die Datenbanken der entsprechenden Verwertungsgesellschaften, ein-
schließlich der mit der Wahrnehmung von Vervielfältigungsrechten 
betrauten Verwertungsgesellschaften, insbesondere die Datenbank der 
VG Wort; 

3. für visuelle Werke, einschließlich Werken der bildenden Künste, Fotogra-
fien, Illustrationen, Design- und Architekturwerken, sowie für deren Ent-
würfe und für sonstige derartige Werke, die in Büchern, Zeitschriften, Zei-
tungen und Magazinen oder anderen Werken enthalten sind:  
a) die in den Ziffern 1 und 2 genannten Quellen; 
b) die Datenbanken der entsprechenden Verwertungsgesellschaften, ins-

besondere der Verwertungsgesellschaften für bildende Künste, ein-
schließlich der mit der Wahrnehmung von Vervielfältigungsrechten 
betrauten Verwertungsgesellschaften wie die Datenbank der VG Bild-
Kunst; 

c) die Datenbanken von Bildagenturen; 
4. für Filmwerke sowie für Bildträger und Bild- und Tonträger, auf denen 

Filmwerke aufgenommen sind, und für Tonträger:  
a) die Depots amtlich hinterlegter Pflichtexemplare, insbesondere der Ka-

talog der Deutschen Nationalbibliothek; 
b) Informationen der Produzentenverbände; 
c) die Informationen der Filmförderungseinrichtungen des Bundes und 

der Länder; 
d) die Datenbanken von im Bereich des Film- oder Tonerbes tätigen Ein-

richtungen und nationalen Bibliotheken, insbesondere des Kinema-
theksverbunds, des Bundesarchivs, der Stiftung Deutsche Kinemathek, 
des Deutschen Filminstituts (Datenbank und Katalog 
www.filmportal.de), der DEFA- und Friedrich-Wilhelm-Murnau-
Stiftung, sowie die Kataloge der Staatsbibliotheken zu Berlin und 
München; 
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e) Datenbanken mit einschlägigen Standards und Kennungen wie ISAN 
(International Standard Audiovisual Number) für audiovisuelles Mate-
rial, ISWC (International Standard Music Work Code) für Musikwerke 
und ISRC (International Standard Recording Code) für Tonträger; 

f) die Datenbanken der entsprechenden Verwertungsgesellschaften, ins-
besondere für Autoren, ausübende Künstler sowie Hersteller von Ton-
trägern und Filmwerken; 

g) die Aufführung der Mitwirkenden und andere Informationen auf der 
Verpackung des Werks oder in seinem Vor- oder Abspann; 

h) die Datenbanken anderer maßgeblicher Verbände, die eine bestimmte 
Kategorie von Rechtsinhabern vertreten, wie die Verbände der Regis-
seure, Drehbuchautoren, Filmkomponisten, Komponisten, Theaterver-
lage, Theater- und Opernvereinigungen; 

5. für unveröffentlichte Bestandsinhalte:  
a) aktuelle und ursprüngliche Eigentümer des Werkstücks; 
b) nationale Nachlassverzeichnisse (Zentrale Datenbank Nachlässe und 

Kalliope); 
c) Findbücher der nationalen Archive; 
d) Bestandsverzeichnisse von Museen; 
e) Auskunftsdateien und Telefonbücher. 
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XVI. Gesetz über die Wahrnehmung von Urheberrechten und 
verwandten Schutzrechten durch Verwertungsgesellschaften 
(Verwertungsgesellschaftengesetz – VGG) 

Verwertungsgesellschaftengesetz vom 24. Mai 2016 (BGBl. I S. 1190) 
Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2014/26/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die kollektive Wahrnehmung von Urhe-
ber- und verwandten Schutzrechten und die Vergabe von Mehrgebietslizenzen für Rechte 
an Musikwerken für die Online-Nutzung im Binnenmarkt (ABl. L 84 vom 20.3.2014, S. 72). 
Umsetzung der EURL 26/ (CELEX Nr: 32014L0026) 
Das G wurde als Artikel 1 des G v. 24.05.2016 I 1190 vom Bundestag beschlossen. Es ist 
gem. Art. 7 Satz 1 dieses G am 1.6.2016 in Kraft getreten. 
 

Teil 1 
Gegenstand des Gesetzes; Begriffsbestimmungen 

§ 1 Anwendungsbereich 
Dieses Gesetz regelt die Wahrnehmung von Urheberrechten und verwandten 
Schutzrechten durch Verwertungsgesellschaften, abhängige und unabhängige 
Verwertungseinrichtungen. 

§ 2 Verwertungsgesellschaft 
(1) Eine Verwertungsgesellschaft ist eine Organisation, die gesetzlich oder auf 
Grundlage einer vertraglichen Vereinbarung berechtigt ist und deren aus-
schließlicher oder hauptsächlicher Zweck es ist, für Rechnung mehrerer Rechts-
inhaber Urheberrechte oder verwandte Schutzrechte zu deren kollektiven Nut-
zen wahrzunehmen, gleichviel, ob in eigenem oder in fremdem Namen. 
(2) Um eine Verwertungsgesellschaft zu sein, muss die Organisation darüber 
hinaus mindestens eine der folgenden Bedingungen erfüllen: 
1. ihre Anteile werden von ihren Mitgliedern (§ 7) gehalten oder sie wird von 

ihren Mitgliedern beherrscht; 
2. sie ist nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtet. 

§ 3 Abhängige Verwertungseinrichtung 
(1) Eine abhängige Verwertungseinrichtung ist eine Organisation, deren 
Anteile zumindest indirekt oder teilweise von mindestens einer Verwertungsge-
sellschaft gehalten werden oder die zumindest indirekt oder teilweise von min-
destens einer Verwertungsgesellschaft beherrscht wird. 
(2) Soweit die abhängige Verwertungseinrichtung Tätigkeiten einer Verwer-
tungsgesellschaft ausübt, sind die für diese Tätigkeiten geltenden Bestimmungen 
dieses Gesetzes entsprechend anzuwenden. Die Vorschriften über die Geschäfts-
führung in § 21 Absatz 1 und 2 gelten entsprechend, und zwar unabhängig 
davon, welche Tätigkeiten einer Verwertungsgesellschaft die abhängige Verwer-
tungseinrichtung ausübt. Für die Aufsicht ist § 90 maßgeblich. 

§ 4 Unabhängige Verwertungseinrichtung 
(1) Eine unabhängige Verwertungseinrichtung ist eine Organisation, die über 
die Voraussetzungen einer Verwertungsgesellschaft gemäß § 2 Absatz 1 hinaus 
auch noch die folgenden Merkmale aufweist: 
1. ihre Anteile werden weder direkt noch indirekt, weder vollständig noch 

teilweise von ihren Berechtigten (§ 6) gehalten oder die Verwertungsein-
richtung wird weder direkt noch indirekt, weder vollständig noch teilweise 
von ihren Berechtigten beherrscht und 

2. die Verwertungseinrichtung ist auf Gewinnerzielung ausgerichtet. 
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(2) Für die unabhängige Verwertungseinrichtung gelten die §§ 36, 54, 55 und 
56 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 und 7 bis 9 entsprechend. Für die Aufsicht ist § 91 
maßgeblich. 

§ 5 Rechtsinhaber 
(1) Rechtsinhaber im Sinne dieses Gesetzes ist jede natürliche oder juristische 
Person, die Inhaber eines Urheberrechts oder verwandten Schutzrechts ist oder 
die gesetzlich oder aufgrund eines Rechteverwertungsvertrags Anspruch auf 
einen Anteil an den Einnahmen aus diesen Rechten hat. 
(2) Verwertungsgesellschaften sind keine Rechtsinhaber im Sinne dieses 
Gesetzes. 

§ 6 Berechtigter 
Berechtigter im Sinne dieses Gesetzes ist jeder Rechtsinhaber, der auf gesetzli-
cher oder vertraglicher Grundlage in einem unmittelbaren Wahrnehmungsver-
hältnis zu einer der in § 1 genannten Organisationen steht. 

§ 7 Mitglieder 
Mitglieder im Sinne dieses Gesetzes sind von der Verwertungsgesellschaft als 
Mitglied aufgenommene 
1. Berechtigte und 
2. Einrichtungen, die Rechtsinhaber vertreten. 

§ 8 Nutzer 
Nutzer im Sinne dieses Gesetzes ist jede natürliche oder juristische Person, die 
eine Handlung vornimmt, die der Erlaubnis des Rechtsinhabers bedarf, oder die 
zur Zahlung einer Vergütung an den Rechtsinhaber verpflichtet ist. 
 

Teil 2 
Rechte und Pflichten der Verwertungsgesellschaft 

Abschnitt 1 
Innenverhältnis 
Unterabschnitt 1 

Rechtsinhaber, Berechtigte und Mitglieder 

§ 9 Wahrnehmungszwang 
Die Verwertungsgesellschaft ist verpflichtet, auf Verlangen des Rechtsinhabers 
Rechte seiner Wahl an Arten von Werken und sonstigen Schutzgegenständen 
seiner Wahl in Gebieten seiner Wahl wahrzunehmen, wenn 
1. die Rechte, die Werke und sonstigen Schutzgegenstände sowie die Gebiete 
zum Tätigkeitsbereich der Verwertungsgesellschaft gehören und 
2. der Wahrnehmung keine objektiven Gründe entgegenstehen. 
Die Bedingungen, zu denen die Verwertungsgesellschaft die Rechte des Berech-
tigten wahrnimmt (Wahrnehmungsbedingungen), müssen angemessen sein. 

§ 10 Zustimmung zur Rechtswahrnehmung 
Nimmt eine Verwertungsgesellschaft auf Grundlage einer vertraglichen Verein-
barung mit dem Rechtsinhaber Urheberrechte oder verwandte Schutzrechte 
wahr, holt sie dessen Zustimmung zur Wahrnehmung für jedes einzelne Recht 
ein und dokumentiert diese. Die Vereinbarung bedarf, auch soweit Rechte an 
künftigen Werken eingeräumt werden, der Textform. 

§ 11 Nutzungen für nicht kommerzielle Zwecke 
Die Verwertungsgesellschaft legt Bedingungen fest, zu denen der Berechtigte 
jedermann das Recht einräumen kann, seine Werke oder sonstigen Schutzge-
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genstände für nicht kommerzielle Zwecke zu nutzen, auch wenn er die entspre-
chenden Rechte daran der Verwertungsgesellschaft zur Wahrnehmung einge-
räumt oder übertragen hat. 

§ 12 Beendigung der Rechtswahrnehmung; Entzug von Rechten 
(1) Die Verwertungsgesellschaft regelt in den Wahrnehmungsbedingungen, 
dass der Berechtigte unter Einhaltung einer angemessenen Frist von höchstens 
sechs Monaten das Wahrnehmungsverhältnis insgesamt beenden oder der Ver-
wertungsgesellschaft Rechte seiner Wahl an Arten von Werken und sonstigen 
Schutzgegenständen seiner Wahl entziehen kann, und zwar jeweils für Gebiete 
seiner Wahl. 
(2) Die Wahrnehmungsbedingungen können bestimmen, dass die Beendigung 
des Wahrnehmungsverhältnisses oder der Rechteentzug erst zum Ende des 
Geschäftsjahres wirksam werden. 
(3) Die Verwertungsgesellschaft hat die Einnahmen aus den Rechten auch 
dann weiterhin nach den allgemeinen Vorschriften einzuziehen, zu verwalten 
und zu verteilen, wenn dem Berechtigten Einnahmen aus den Rechten zustehen 
1. für Nutzungen aus einem Zeitraum, bevor das Wahrnehmungsverhältnis 

wirksam beendet oder der Rechteentzug wirksam war, oder 
2. aus einem Nutzungsrecht, das die Verwertungsgesellschaft vergeben hat, 

bevor das Wahrnehmungsverhältnis wirksam beendet oder der Rechteent-
zug wirksam war. 

§ 13 Bedingungen für die Mitgliedschaft 
(1) Die Verwertungsgesellschaft regelt in der Satzung, im Gesellschaftsver-
trag oder in sonstigen Gründungsbestimmungen (Statut), dass Berechtigte und 
Einrichtungen, die Rechtsinhaber vertreten, als Mitglieder aufzunehmen sind, 
wenn sie die Bedingungen für die Mitgliedschaft erfüllen. Die Bedingungen 
müssen objektiv, transparent und nichtdiskriminierend sein und sind im Statut 
zu regeln. 
(2) Lehnt eine Verwertungsgesellschaft einen Antrag auf Aufnahme als Mit-
glied ab, so sind dem Antragsteller die Gründe verständlich zu erläutern. 

§ 14 Elektronische Kommunikation 
Die Verwertungsgesellschaft eröffnet allen Mitgliedern und Berechtigten einen 
Zugang für die elektronische Kommunikation. 

§ 15 Mitglieder- und Berechtigtenverzeichnis 
Die Verwertungsgesellschaft führt ein aktuelles Mitglieder- und Berechtigten-
verzeichnis. 

§ 16 Grundsatz der Mitwirkung 
Die Verwertungsgesellschaft sieht in dem Statut angemessene und wirksame 
Verfahren der Mitwirkung von Mitgliedern und von Berechtigten an den Ent-
scheidungen der Verwertungsgesellschaft vor. Die verschiedenen Kategorien 
von Mitgliedern und Berechtigten, wie beispielsweise Urheber von Werken der 
Musik, Tonträgerhersteller oder ausübende Künstler, müssen dabei fair und 
ausgewogen vertreten sein. 

§ 17 Allgemeine Befugnisse der Mitgliederhauptversammlung 
(1) Die Mitgliederhauptversammlung ist das Organ, in dem die Mitglieder 
mitwirken und ihr Stimmrecht ausüben. Die Verwertungsgesellschaft regelt in 
dem Statut, dass die Mitgliederhauptversammlung mindestens beschließt über: 
1. das Statut der Verwertungsgesellschaft (§ 13); 
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2. den jährlichen Transparenzbericht (§ 58); 
3. die Bestellung und Abberufung des Abschlussprüfers oder die Mitglied-

schaft in einem genossenschaftlichen Prüfungsverband; 
4. Zusammenschlüsse und Bündnisse unter Beteiligung der Verwertungsge-

sellschaft, die Gründung von Tochtergesellschaften, die Übernahme ande-
rer Organisationen und den Erwerb von Anteilen oder Rechten an anderen 
Organisationen durch die Verwertungsgesellschaft; 

5. die Grundsätze des Risikomanagements; 
6. den Verteilungsplan (§ 27); 
7. die Verwendung der nicht verteilbaren Einnahmen aus den Rechten (§ 30); 
8. die allgemeine Anlagepolitik in Bezug auf die Einnahmen aus den Rechten 

(§ 25); 
9. die allgemeinen Grundsätze für die Abzüge von den Einnahmen aus den 

Rechten (§ 31 Absatz 1), einschließlich der allgemeinen Grundsätze für Ab-
züge zur Deckung der Verwaltungskosten (§ 31 Absatz 2) und gegebenen-
falls der Abzüge für die Förderung kulturell bedeutender Werke und Leis-
tungen und für die Einrichtung und den Betrieb von Vorsorge- und Unter-
stützungseinrichtungen (§ 32); 

10. den Erwerb, den Verkauf und die Beleihung unbeweglicher Sachen; 
11. die Aufnahme und die Vergabe von Darlehen sowie die Stellung von Dar-

lehenssicherheiten; 
12. den Abschluss, den Inhalt und die Beendigung von Repräsentationsverein-

barungen (§ 44); 
13. die Wahrnehmungsbedingungen (§ 9 Satz 2); 
14. die Tarife (§§ 38 bis 40); 
15. die zum Tätigkeitsbereich gehörenden Rechte; 
16. die Bedingungen, zu denen der Berechtigte jedermann das Recht einräumen 

kann, seine Werke oder sonstige Schutzgegenstände für nicht kommerzielle 
Zwecke zu nutzen (§ 11). 

(2) Die Mitgliederhauptversammlung kann beschließen, dass die Befugnisse 
nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 und 10 bis 14 dem Aufsichtsgremium nach 
§ 22 übertragen werden. 

§ 18 Befugnisse der Mitgliederhauptversammlung in Bezug auf die Or-
gane 
(1) Die Verwertungsgesellschaft regelt in dem Statut, dass die Mitglieder-
hauptversammlung beschließt über die Ernennung und Entlassung sowie über 
die Vergütung und sonstigen Leistungen 
1. der Personen, die kraft Gesetzes oder nach dem Statut zur Vertretung der 

Verwertungsgesellschaft berechtigt sind, 
2. der Mitglieder des Aufsichtsrats, 
3. der Mitglieder des Verwaltungsrats, 
4. der Mitglieder des Aufsichtsgremiums (§ 22), sofern dessen Befugnisse 

nicht von dem Aufsichts- oder Verwaltungsrat wahrgenommen werden. 
(2) Die Mitgliederhauptversammlung kann beschließen, dass die Befugnisse 
nach Absatz 1 hinsichtlich der Personen, die kraft Gesetzes oder nach dem Sta-
tut zur Vertretung berechtigt sind, dem Aufsichtsrat oder dem Aufsichtsgremi-
um nach § 22 übertragen werden. 

§ 19 Durchführung der Mitgliederhauptversammlung; Vertretung 
(1) Die Mitgliederhauptversammlung ist mindestens einmal jährlich einzube-
rufen. 
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(2) Alle Mitglieder der Verwertungsgesellschaft sind sowohl zur Teilnahme 
an der Mitgliederhauptversammlung als auch zur Abstimmung berechtigt. 
(3) Die Verwertungsgesellschaft regelt in dem Statut die Voraussetzungen, 
unter denen die Mitglieder an der Mitgliederhauptversammlung zusätzlich auch 
ohne Anwesenheit vor Ort und ohne einen Vertreter teilnehmen können und ihr 
Stimmrecht im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können. Die 
Verwertungsgesellschaft kann die elektronische Ausübung weiterer Mitglied-
schaftsrechte zulassen. 
(4) Jedes Mitglied muss nach Gesetz oder nach dem Statut berechtigt sein, 
seine Rechte in der Mitgliederhauptversammlung auch durch einen Vertreter 
ausüben zu lassen, sofern die Vertretung nicht zu einem Interessenkonflikt 
führt. Ein Interessenkonflikt liegt insbesondere darin, dass derselbe Vertreter 
Mitglieder verschiedener im Statut festgelegter Kategorien vertritt. Die Verwer-
tungsgesellschaft kann in dem Statut die Anzahl der durch denselben Vertreter 
vertretenen Mitglieder beschränken, wobei diese Anzahl zehn nicht unterschrei-
ten darf. Eine Vollmacht zur Vertretung eines Mitglieds in einer Mitglieder-
hauptversammlung ist nur wirksam, wenn sie auf die Vertretung des Mitglieds 
in dieser Mitgliederhauptversammlung beschränkt ist. Der Vertreter ist ver-
pflichtet, entsprechend den Anweisungen des Mitglieds abzustimmen, das ihn 
bestellt hat. 

§ 20 Mitwirkung der Berechtigten, die nicht Mitglied sind 
(1) Die Berechtigten, die nicht Mitglied sind, wählen mindestens alle vier 
Jahre aus ihrer Mitte Delegierte. 
(2) In dem Statut der Verwertungsgesellschaft ist mindestens zu regeln: 
1. die Anzahl und Zusammensetzung der Delegierten; 
2. das Verfahren zur Wahl der Delegierten; 
3. dass die Delegierten zur Teilnahme an der Mitgliederhauptversammlung 

berechtigt sind; 
4. dass die Delegierten stimmberechtigt mindestens an Entscheidungen über 

die in § 17 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 bis 9 und 12 bis 16, Absatz 2 sowie die 
in § 18 genannten Angelegenheiten, mit Ausnahme der Entscheidungen 
über die Ernennung und Entlassung der in § 18 Absatz 1 genannten Perso-
nen, mitwirken können und 

5. dass die Delegierten an Entscheidungen der Mitgliederhauptversammlung, 
an denen sie nicht stimmberechtigt mitwirken, jedenfalls beratend mitwir-
ken können. 

(3) Für die Mitwirkung der Delegierten an der Mitgliederhauptversammlung 
gilt § 19 Absatz 3 entsprechend. 
 

Unterabschnitt 2 
Geschäftsführung und Aufsicht 

§ 21 Geschäftsführung 
(1) Die Verwertungsgesellschaft trifft Vorkehrungen dafür, dass die Personen, 
die kraft Gesetzes oder nach dem Statut zur Vertretung der Verwertungsgesell-
schaft berechtigt sind, ihre Aufgaben solide, umsichtig und angemessen erfüllen. 
(2) Damit Interessenkonflikte von Personen, die kraft Gesetzes oder nach dem 
Statut zur Vertretung der Verwertungsgesellschaft berechtigt sind, erkannt und 
vermieden werden, legt die Verwertungsgesellschaft Verfahren fest und wendet 
diese an, um Nachteile für Mitglieder und Berechtigte zu verhindern. Dabei legt 
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die Verwertungsgesellschaft auch fest, dass unvermeidbare Interessenkonflikte 
offenzulegen, zu überwachen und baldmöglichst zu beenden sind. 
(3) Die Personen, die kraft Gesetzes oder nach dem Statut zur Vertretung der 
Verwertungsgesellschaft berechtigt sind, geben gegenüber der Mitgliederhaupt-
versammlung mindestens einmal jährlich eine persönliche Erklärung mit fol-
gendem Inhalt ab: 
1. ihre Beteiligungen an der Verwertungsgesellschaft, 
2. die Höhe ihrer Vergütung und sonstigen Leistungen, die von der Verwer-

tungsgesellschaft im abgelaufenen Geschäftsjahr bezogen wurden, 
3. die Höhe der Beträge, die sie in der Eigenschaft als Berechtigter (§ 6) von 

der Verwertungsgesellschaft im abgelaufenen Geschäftsjahr erhalten ha-
ben, und 

4. Art und Umfang eines tatsächlichen oder möglichen Konflikts zwischen 
ihren persönlichen Interessen und den Interessen der Verwertungsgesell-
schaft oder zwischen ihren Pflichten gegenüber der Verwertungsgesell-
schaft und ihren Pflichten gegenüber einer anderen natürlichen oder juris-
tischen Person. 

(4) Für die Zwecke der persönlichen Erklärung über die Höhe der in Absatz 3 
Nummer 3 genannten Beträge kann die Verwertungsgesellschaft angemessene 
Stufen festlegen.  

§ 22 Aufsichtsgremium 
(1) Die Verwertungsgesellschaft verfügt über ein Gremium, das mit der kon-
tinuierlichen Überwachung derjenigen Personen betraut ist, die kraft Gesetzes 
oder nach dem Statut zur Vertretung der Verwertungsgesellschaft berechtigt 
sind (Aufsichtsgremium). 
(2) In dem Aufsichtsgremium müssen die verschiedenen Kategorien von 
Mitgliedern fair und ausgewogen vertreten sein. 
(3) Das Aufsichtsgremium hat mindestens folgende Befugnisse und Aufga-
ben: 
1. die Befugnisse, die ihm von der Mitgliederhauptversammlung übertragen 

werden; 
2. die Tätigkeit und die Aufgabenerfüllung derjenigen Personen zu überwa-

chen, die kraft Gesetzes oder nach dem Statut zur Vertretung der Verwer-
tungsgesellschaft berechtigt sind; 

3. die Tätigkeit und die Aufgabenerfüllung derjenigen Personen zu überwa-
chen, die kraft Gesetzes oder nach dem Statut zur Vertretung einer von der 
Verwertungsgesellschaft abhängigen Verwertungseinrichtung berechtigt 
sind, soweit die abhängige Verwertungseinrichtung Tätigkeiten einer Ver-
wertungsgesellschaft ausübt.  

(4) Das Aufsichtsgremium tritt regelmäßig zusammen und berichtet der 
Mitgliederhauptversammlung mindestens einmal im Jahr über seine Tätigkeit. 
(5) Die Mitglieder des Aufsichtsgremiums geben mindestens einmal jährlich 
gegenüber der Mitgliederhauptversammlung eine Erklärung nach § 21 Absatz 3 
ab. § 21 Absatz 4 gilt entsprechend. 
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Unterabschnitt 3 
Einnahmen aus den Rechten 

§ 23 Einziehung, Verwaltung und Verteilung der Einnahmen aus den 
Rechten 
Die Verwertungsgesellschaft hat die Einnahmen aus den Rechten, einschließlich 
der Einnahmen aus den Rechten, die sie auf Grundlage einer Repräsentations-
vereinbarung (§ 44) wahrnimmt, nach Maßgabe dieses Unterabschnitts mit der 
gebotenen Sorgfalt einzuziehen, zu verwalten und zu verteilen, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt. Zu den Einnahmen aus den Rechten im Sinne 
dieses Gesetzes zählen auch die Erträge aus der Anlage dieser Einnahmen. 

§ 24 Getrennte Konten 
Die Verwertungsgesellschaft weist in der Buchführung getrennt aus: 
1. die Einnahmen aus den Rechten, 
2. ihr eigenes Vermögen, die Erträge aus dem eigenen Vermögen sowie die 

Einnahmen zur Deckung der Verwaltungskosten und aus sonstiger Tätig-
keit. 

§ 25 Anlage der Einnahmen aus den Rechten 
(1) Legt die Verwertungsgesellschaft Einnahmen aus den Rechten an, so 
erfolgt dies im ausschließlichen und besten Interesse der Berechtigten. Die 
Verwertungsgesellschaft stellt für die Zwecke der Anlage der Einnahmen aus 
den Rechten eine Richtlinie auf (Anlagerichtlinie) und beachtet diese bei der 
Anlage. 
(2) Die Anlagerichtlinie muss 
1. der allgemeinen Anlagepolitik (§ 17 Absatz 1 Satz 2 Nummer 8) und den 

Grundsätzen des Risikomanagements (§ 17 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5) ent-
sprechen; 

2. gewährleisten, dass die Anlage in den in § 1807 Absatz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs genannten Anlageformen oder in anderen Anlageformen un-
ter Beachtung der Grundsätze einer wirtschaftlichen Vermögensverwaltung 
gemäß § 1811 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs erfolgt; 

3. gewährleisten, dass die Anlagen in angemessener Weise so gestreut wer-
den, dass eine zu große Abhängigkeit von einem bestimmten Vermögens-
wert und eine Risikokonzentration im Portfolio insgesamt vermieden wer-
den. 

(3) Die Verwertungsgesellschaft lässt die Vereinbarkeit der Anlagerichtlinie 
und jeder Änderung der Anlagerichtlinie mit den Vorgaben nach Absatz 2 durch 
einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft unverzüglich 
prüfen und bestätigen. 

§ 26 Verwendung der Einnahmen aus den Rechten 
Die Verwertungsgesellschaft darf die Einnahmen aus den Rechten nur zu fol-
genden Zwecken verwenden: 
1. zur Verteilung an die Berechtigten (§ 27) und an andere Verwertungsgesell-

schaften im Rahmen von Repräsentationsvereinbarungen (§ 46); 
2. gemäß einem nach § 17 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 gefassten Beschluss, 

soweit die Einnahmen aus den Rechten nicht verteilbar sind; 
3. gemäß einem nach § 17 Absatz 1 Satz 2 Nummer 9 gefassten Beschluss über 

Abzüge zur Deckung der Verwaltungskosten; 
4. gemäß einem nach § 17 Absatz 1 Satz 2 Nummer 9 gefassten Beschluss über 

Abzüge zur Förderung kulturell bedeutender Werke und Leistungen und 
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für die Einrichtung und den Betrieb von Vorsorge- und Unterstützungsein-
richtungen (§ 32). 

§ 27 Verteilungsplan 
Die Verwertungsgesellschaft stellt feste Regeln auf, die ein willkürliches Vorge-
hen bei der Verteilung der Einnahmen aus den Rechten ausschließen (Vertei-
lungsplan). 

§ 28 Verteilungsfrist 
(1) Die Verwertungsgesellschaft bestimmt im Verteilungsplan oder in den 
Wahrnehmungsbedingungen Fristen, binnen derer die Einnahmen aus den 
Rechten verteilt werden. 
(2) Die Verwertungsgesellschaft bestimmt die Fristen so, dass die Einnahmen 
aus den Rechten spätestens neun Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres, in 
dem sie eingezogen wurden, verteilt werden. 
(3) Die Verwertungsgesellschaft kann vorsehen, dass eine Frist nicht abläuft, 
solange die Verwertungsgesellschaft aus sachlichen Gründen an der Durchfüh-
rung der Verteilung gehindert ist. 
(4) Einnahmen aus den Rechten, die nicht innerhalb der Fristen ausgeschüttet 
werden, weil der Berechtigte nicht festgestellt oder ausfindig gemacht werden 
kann, weist die Verwertungsgesellschaft in der Buchführung getrennt aus. 

§ 29 Feststellung der Berechtigten 
(1) Können Einnahmen aus den Rechten nicht innerhalb der Verteilungsfrist 
(§ 28) verteilt werden, weil ein Berechtigter nicht festgestellt oder ausfindig 
gemacht werden kann, trifft die Verwertungsgesellschaft angemessene Maß-
nahmen, um den Berechtigten festzustellen oder ausfindig zu machen. 
(2) Insbesondere stellt die Verwertungsgesellschaft ihren Mitgliedern, ihren 
Berechtigten und allen Verwertungsgesellschaften, für die sie im Rahmen einer 
Repräsentationsvereinbarung Rechte wahrnimmt, spätestens drei Monate nach 
Ablauf der Verteilungsfrist (§ 28), soweit verfügbar, folgende Angaben über die 
Werke und sonstigen Schutzgegenstände, deren Berechtigte nicht festgestellt 
oder ausfindig gemacht werden konnten, zur Verfügung: 
1. den Titel des Werks oder sonstigen Schutzgegenstands, 
2. den Namen des Berechtigten, der nicht festgestellt oder ausfindig gemacht 

werden kann, 
3. den Namen des betreffenden Verlegers oder Herstellers und 
4. alle sonstigen erforderlichen Informationen, die zur Feststellung des Be-

rechtigten beitragen könnten. 
(3) Die Verwertungsgesellschaft veröffentlicht die Angaben nach Absatz 2 
spätestens ein Jahr nach Ablauf der Dreimonatsfrist, wenn der Berechtigte nicht 
inzwischen festgestellt oder ausfindig gemacht werden konnte. 

§ 30 Nicht verteilbare Einnahmen aus den Rechten 
(1) Einnahmen aus den Rechten gelten als nicht verteilbar, wenn der Berech-
tigte nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Geschäftsjahres, in dem 
die Einnahmen aus den Rechten eingezogen wurden, festgestellt oder ausfindig 
gemacht werden konnte und die Verwertungsgesellschaft die erforderlichen 
Maßnahmen nach § 29 ergriffen hat. 
(2) Die Verwertungsgesellschaft stellt allgemeine Regeln über die Verwen-
dung der nicht verteilbaren Einnahmen aus den Rechten auf. 
(3) Die Ansprüche des Berechtigten aus dem Wahrnehmungsverhältnis blei-
ben unberührt. 
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§ 31 Abzüge von den Einnahmen aus den Rechten 
(1) Abzüge von den Einnahmen aus den Rechten müssen im Verhältnis zu 
den Leistungen der Verwertungsgesellschaft an die Berechtigten angemessen 
sein und anhand von objektiven Kriterien festgelegt werden. 
(2) Soweit die Verwertungsgesellschaft zur Deckung der Kosten, die ihr für 
die Wahrnehmung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten entste-
hen (Verwaltungskosten), Abzüge von den Einnahmen aus den Rechten vor-
nimmt, dürfen die Abzüge die gerechtfertigten und belegten Verwaltungskosten 
nicht übersteigen. 

§ 32 Kulturelle Förderung; Vorsorge- und Unterstützungseinrichtungen 
(1) Die Verwertungsgesellschaft soll kulturell bedeutende Werke und Leis-
tungen fördern. 
(2) Die Verwertungsgesellschaft soll Vorsorge- und Unterstützungseinrich-
tungen für ihre Berechtigten einrichten. 
(3) Werden kulturelle Förderungen und Vorsorge- und Unterstützungsein-
richtungen durch Abzüge von den Einnahmen aus den Rechten finanziert, so hat 
die Verwertungsgesellschaft die kulturellen Förderungen und die Leistungen der 
Vorsorge- und Unterstützungseinrichtungen nach festen Regeln, die auf fairen 
Kriterien beruhen, zu erbringen. 
 

Unterabschnitt 4 
Beschwerdeverfahren 

§ 33 Beschwerdeverfahren 
(1) Die Verwertungsgesellschaft regelt wirksame und zügige Beschwerdever-
fahren. 
(2) Als Gegenstand einer Beschwerde sind dabei insbesondere zu benennen: 
1. die Aufnahme und die Beendigung der Rechtewahrnehmung oder der 

Entzug von Rechten, 
2. die Bedingungen für die Mitgliedschaft und die Wahrnehmungsbedingun-

gen, 
3. die Einziehung, Verwaltung und Verteilung der Einnahmen aus den Rech-

ten, 
4. die Abzüge von den Einnahmen aus den Rechten. 
(3) Die Verwertungsgesellschaft entscheidet über Beschwerden in Textform. 
Soweit die Verwertungsgesellschaft der Beschwerde nicht abhilft, hat sie dies zu 
begründen. 

 
Abschnitt 2 

Außenverhältnis 
Unterabschnitt 1 

Verträge und Tarife 

§ 34 Abschlusszwang 
(1) Die Verwertungsgesellschaft ist verpflichtet, aufgrund der von ihr wahr-
genommenen Rechte jedermann auf Verlangen zu angemessenen Bedingungen 
Nutzungsrechte einzuräumen. Die Bedingungen müssen insbesondere objektiv 
und nichtdiskriminierend sein und eine angemessene Vergütung vorsehen. 
(2) Die Verwertungsgesellschaft verstößt nicht bereits deshalb gegen ihre 
Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung, weil sie die zwischen ihr und dem 
Anbieter eines neuartigen Online-Dienstes vereinbarten Bedingungen nicht 
auch einem anderen Anbieter eines gleichartigen neuartigen Online-Dienstes 
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gewährt. Neuartig ist ein Online-Dienst, der seit weniger als drei Jahren der 
Öffentlichkeit in der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zur Verfügung steht. 

§ 35 Gesamtverträge 
Die Verwertungsgesellschaft ist verpflichtet, über die von ihr wahrgenommenen 
Rechte mit Nutzervereinigungen einen Gesamtvertrag zu angemessenen Bedin-
gungen abzuschließen, es sei denn, der Verwertungsgesellschaft ist der Ab-
schluss des Gesamtvertrags nicht zuzumuten, insbesondere weil die Nutzerver-
einigung eine zu geringe Mitgliederzahl hat. 

§ 36 Verhandlungen 
(1) Verwertungsgesellschaft und Nutzer oder Nutzervereinigung verhandeln 
nach Treu und Glauben über die von der Verwertungsgesellschaft wahrgenom-
menen Rechte. Die Beteiligten stellen sich gegenseitig alle für die Verhandlun-
gen notwendigen Informationen zur Verfügung. 
(2) Die Verwertungsgesellschaft antwortet unverzüglich auf Anfragen des 
Nutzers oder der Nutzervereinigung und teilt mit, welche Angaben sie für ein 
Vertragsangebot benötigt. Sie unterbreitet dem Nutzer unverzüglich nach Ein-
gang aller erforderlichen Informationen ein Angebot über die Einräumung der 
von ihr wahrgenommenen Rechte oder gibt eine begründete Erklärung ab, wa-
rum sie kein solches Angebot unterbreitet. 

§ 37 Hinterlegung; Zahlung unter Vorbehalt 
Kommt eine Einigung über die Höhe der Vergütung für die Einräumung von 
Nutzungsrechten nicht zustande, so gelten die Nutzungsrechte als eingeräumt, 
wenn die Vergütung 
1. in Höhe des vom Nutzer anerkannten Betrages an die Verwertungsgesell-

schaft gezahlt worden ist und 
2. in Höhe der darüber hinausgehenden Forderung der Verwertungsgesell-

schaft unter Vorbehalt an die Verwertungsgesellschaft gezahlt oder zu ih-
ren Gunsten hinterlegt worden ist. 

§ 38 Tarifaufstellung 
Die Verwertungsgesellschaft stellt Tarife auf über die Vergütung, die sie auf-
grund der von ihr wahrgenommenen Rechte fordert. Soweit Gesamtverträge 
abgeschlossen sind, gelten die dort vereinbarten Vergütungssätze als Tarife. 

§ 39 Tarifgestaltung 
(1) Berechnungsgrundlage für die Tarife sollen in der Regel die geldwerten 
Vorteile sein, die durch die Verwertung erzielt werden. Die Tarife können sich 
auch auf andere Berechnungsgrundlagen stützen, wenn diese ausreichende, mit 
einem wirtschaftlich vertretbaren Aufwand zu erfassende Anhaltspunkte für die 
durch die Verwertung erzielten Vorteile ergeben. 
(2) Bei der Tarifgestaltung ist auf den Anteil der Werknutzung am Gesamt-
umfang des Verwertungsvorgangs und auf den wirtschaftlichen Wert der von 
der Verwertungsgesellschaft erbrachten Leistungen angemessen Rücksicht zu 
nehmen. 
(3) Die Verwertungsgesellschaft soll bei der Tarifgestaltung und bei der Ein-
ziehung der tariflichen Vergütung auf religiöse, kulturelle und soziale Belange 
der Nutzer, einschließlich der Belange der Jugendhilfe, angemessen Rücksicht 
nehmen. 
(4) Die Verwertungsgesellschaft informiert die betroffenen Nutzer über die 
Kriterien, die der Tarifaufstellung zugrunde liegen. 
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§ 40 Gestaltung der Tarife für Geräte und Speichermedien 
(1) Die Höhe der Vergütung für Geräte und Speichermedien bestimmt sich 
nach § 54a des Urheberrechtsgesetzes. Die Verwertungsgesellschaften stellen 
hierfür Tarife auf Grundlage einer empirischen Untersuchung aus einem Ver-
fahren gemäß § 93 auf. § 38 Satz 2 bleibt unberührt. 
(2) Die Pflicht zur Tarifaufstellung entfällt, wenn zu erwarten ist, dass der 
dafür erforderliche wirtschaftliche Aufwand außer Verhältnis zu den zu erwar-
tenden Einnahmen stehen würde. 
 

Unterabschnitt 2 
Mitteilungspflichten 

§ 41 Auskunftspflicht der Nutzer 
(1) Die Verwertungsgesellschaft kann von dem Nutzer Auskunft über die 
Nutzung derjenigen Werke und sonstiger Schutzgegenstände verlangen, an 
denen sie dem Nutzer die Nutzungsrechte eingeräumt hat, soweit die Auskunft 
für die Einziehung der Einnahmen aus den Rechten oder für deren Verteilung 
erforderlich ist. Dies gilt nicht, soweit dem Nutzer die Erteilung der Auskunft 
nur mit unangemessen hohem Aufwand möglich ist. 
(2) Die Verwertungsgesellschaft vereinbart mit dem Nutzer in den Nutzungs-
verträgen angemessene Regelungen über die Erteilung der Auskunft. 
(3) Hinsichtlich des Formats von Meldungen sollen die Verwertungsgesell-
schaft und der Nutzer branchenübliche Standards berücksichtigen. 

§ 42 Meldepflicht der Nutzer 
(1) Veranstalter von öffentlichen Wiedergaben urheberrechtlich geschützter 
Werke haben vor der Veranstaltung die Einwilligung der Verwertungsgesell-
schaft einzuholen, welche die Nutzungsrechte an diesen Werken wahrnimmt. 
(2) Nach der Veranstaltung hat der Veranstalter der Verwertungsgesellschaft 
eine Aufstellung über die bei der Veranstaltung genutzten Werke zu übersen-
den. Dies gilt nicht für 
1. die Wiedergabe eines Werkes mittels Tonträger, 
2. die Wiedergabe von Funksendungen eines Werkes sowie 
3. Veranstaltungen, auf denen in der Regel nicht geschützte oder nur unwe-

sentlich bearbeitete nicht geschützte Werke der Musik aufgeführt werden. 
(3) Soweit für die Verteilung von Einnahmen aus der Wahrnehmung von 
Rechten zur Wiedergabe von Funksendungen Auskünfte der Sendeunternehmen 
erforderlich sind, die die Funksendungen veranstaltet haben, erteilen diese 
Sendeunternehmen der Verwertungsgesellschaft die Auskünfte gegen Erstat-
tung der Unkosten. 

§ 43 Elektronische Kommunikation 
Die Verwertungsgesellschaft eröffnet allen Nutzern einen Zugang für die elekt-
ronische Kommunikation, einschließlich zur Meldung über die Nutzung der 
Rechte. 

 
Abschnitt 3 

Besondere Vorschriften für die Wahrnehmung von Rechten auf Grund-
lage von Repräsentationsvereinbarungen 

§ 44 Repräsentationsvereinbarung; Diskriminierungsverbot 
Beauftragt eine Verwertungsgesellschaft eine andere Verwertungsgesellschaft, 
die von ihr wahrgenommenen Rechte wahrzunehmen (Repräsentationsvereinba-
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rung), so darf die beauftragte Verwertungsgesellschaft die Rechtsinhaber, deren 
Rechte sie auf Grundlage der Repräsentationsvereinbarung wahrnimmt, nicht 
diskriminieren. 

§ 45 Abzüge 
Die beauftragte Verwertungsgesellschaft darf von den Einnahmen aus den Rech-
ten, die sie auf Grundlage einer Repräsentationsvereinbarung wahrnimmt, ande-
re Abzüge als zur Deckung der Verwaltungskosten nur vornehmen, soweit die 
beauftragende Verwertungsgesellschaft ausdrücklich zugestimmt hat. 

§ 46 Verteilung 
(1) Für die Verteilung der Einnahmen aus den Rechten, die die beauftragte 
Verwertungsgesellschaft auf Grundlage einer Repräsentationsvereinbarung 
wahrnimmt, ist der Verteilungsplan der beauftragten Verwertungsgesellschaft 
maßgeblich, soweit die Verwertungsgesellschaften in der Repräsentationsver-
einbarung keine abweichenden Vereinbarungen treffen. Abweichende Vereinba-
rungen in der Repräsentationsvereinbarung müssen ein willkürliches Vorgehen 
bei der Verteilung ausschließen. 
(2) Von den Vorschriften über die Verteilungsfrist (§ 28) kann in der Reprä-
sentationsvereinbarung nicht zum Nachteil der beauftragenden Verwertungsge-
sellschaft abgewichen werden. 
(3) Bezieht sich die Repräsentationsvereinbarung auf Rechte und Werke oder 
sonstige Schutzgegenstände, die zum Tätigkeitsbereich beider Verwertungsge-
sellschaften zählen, so hat die beauftragende Verwertungsgesellschaft die Ver-
teilungsfrist (§ 28) so zu bestimmen, dass die Einnahmen aus den Rechten spä-
testens sechs Monate nach Erhalt an die von ihr vertretenen Berechtigten ver-
teilt werden. 

§ 47 Informationspflichten 
Die beauftragte Verwertungsgesellschaft informiert spätestens zwölf Monate 
nach Ablauf eines jeden Geschäftsjahres die Verwertungsgesellschaften, für die 
sie in diesem Geschäftsjahr auf Grundlage einer Repräsentationsvereinbarung 
Rechte wahrgenommen hat, elektronisch mindestens über: 
1. die in diesem Geschäftsjahr der beauftragenden Verwertungsgesellschaft 

zugewiesenen Einnahmen aus denjenigen Rechten, die von der Repräsenta-
tionsvereinbarung umfasst sind, aufgeschlüsselt nach Kategorie der Rechte 
und Art der Nutzung; 

2. die in diesem Geschäftsjahr an die beauftragende Verwertungsgesellschaft 
ausgeschütteten Einnahmen aus denjenigen Rechten, die von der Repräsen-
tationsvereinbarung umfasst sind, aufgeschlüsselt nach Kategorie der Rech-
te und Art der Nutzung; 

3. sämtliche der beauftragenden Verwertungsgesellschaft zugewiesenen, aber 
noch nicht ausgeschütteten Einnahmen aus den Rechten; 

4. die in diesem Geschäftsjahr zur Deckung der Verwaltungskosten vorge-
nommenen Abzüge von den Einnahmen aus den Rechten; 

5. die in diesem Geschäftsjahr für andere Zwecke als zur Deckung der Ver-
waltungskosten vorgenommenen Abzüge aus den Einnahmen von den 
Rechten; 

6. Informationen zu den mit Nutzern abgeschlossenen Verträgen sowie zu 
Vertragsanfragen von Nutzern, die abgelehnt wurden, soweit sich die Ver-
träge und Vertragsanfragen auf Werke und andere Schutzgegenstände be-
ziehen, die von der Repräsentationsvereinbarung umfasst sind, und 



 
 329 

7. die Beschlüsse der Mitgliederhauptversammlung, sofern die Beschlüsse für 
die Wahrnehmung der unter die Repräsentationsvereinbarung fallenden 
Rechte maßgeblich sind. 

 
Abschnitt 4 

Vermutungen; Außenseiter bei Kabelweitersendung 

§ 48 Vermutung bei Auskunftsansprüchen 
Macht die Verwertungsgesellschaft einen Auskunftsanspruch geltend, der nur 
durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden kann, so wird 
vermutet, dass sie die Rechte aller Rechtsinhaber wahrnimmt. 

§ 49 Vermutung bei gesetzlichen Vergütungsansprüchen 
(1) Macht die Verwertungsgesellschaft einen Vergütungsanspruch nach § 27, 
§ 54 Absatz 1, § 54c Absatz 1, § 77 Absatz 2, § 85 Absatz 4, § 94 Absatz 4 oder 
§ 137l Absatz 5 des Urheberrechtsgesetzes geltend, so wird vermutet, dass sie die 
Rechte aller Rechtsinhaber wahrnimmt. 
(2) Ist mehr als eine Verwertungsgesellschaft zur Geltendmachung des An-
spruchs berechtigt, so gilt die Vermutung nur, wenn der Anspruch von allen 
berechtigten Verwertungsgesellschaften gemeinsam geltend gemacht wird. 
(3) Soweit die Verwertungsgesellschaft Zahlungen auch für die Rechtsinhaber 
erhält, deren Rechte sie nicht wahrnimmt, hat sie den Nutzer von den Vergü-
tungsansprüchen dieser Rechtsinhaber freizustellen. 

§ 50 Außenseiter bei Kabelweitersendung 
(1) Hat ein Rechtsinhaber die Wahrnehmung seines Rechts der Kabelweiter-
sendung im Sinne des § 20b Absatz 1 Satz 1 des Urheberrechtsgesetzes keiner 
Verwertungsgesellschaft übertragen, so gilt die Verwertungsgesellschaft, die 
Rechte dieser Art wahrnimmt und der eine Erlaubnis (§ 77) erteilt wurde, als 
berechtigt, seine Rechte wahrzunehmen. Kommen dafür mehrere Verwertungs-
gesellschaften in Betracht, so gelten sie gemeinsam als berechtigt; wählt der 
Rechtsinhaber eine von ihnen aus, so gilt nur diese als berechtigt. Die Sätze 1 
und 2 gelten nicht für Rechte, die das Sendeunternehmen innehat, dessen Sen-
dung weitergesendet wird. 
(2) Hat die Verwertungsgesellschaft, die nach Absatz 1 als berechtigt gilt, eine 
Vereinbarung über die Kabelweitersendung getroffen, so hat der Rechtsinhaber 
im Verhältnis zu dieser Verwertungsgesellschaft die gleichen Rechte und Pflich-
ten, wie wenn er ihr seine Rechte zur Wahrnehmung übertragen hätte. Seine 
Ansprüche verjähren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem die Verwer-
tungsgesellschaft nach dem Verteilungsplan oder den Wahrnehmungsbedingun-
gen die Abrechnung der Kabelweitersendung vorzunehmen hat; die Verwer-
tungsgesellschaft kann ihm eine Verkürzung durch Meldefristen oder auf ähnli-
che Weise nicht entgegenhalten. 
 

Abschnitt 5 
Vergriffene Werke 

§ 51 Vergriffene Werke 
(1) Es wird vermutet, dass eine Verwertungsgesellschaft, die Rechte der Ver-
vielfältigung (§ 16 des Urheberrechtsgesetzes) und der öffentlichen Zugänglich-
machung (§ 19a des Urheberrechtsgesetzes) an vergriffenen Werken wahrnimmt 
und der eine Erlaubnis (§ 77) erteilt wurde, berechtigt ist, für ihren Tätigkeitsbe-
reich Nutzern diese Rechte auch an Werken derjenigen Rechtsinhaber einzu-
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räumen, die die Verwertungsgesellschaft nicht mit der Wahrnehmung ihrer 
Rechte beauftragt haben, wenn 
1. es sich um vergriffene Werke handelt, die vor dem 1. Januar 1966 in Bü-

chern, Fachzeitschriften, Zeitungen, Zeitschriften oder in anderen Schriften 
veröffentlicht wurden, 

2. sich die Werke im Bestand von öffentlich zugänglichen Bibliotheken, Bil-
dungseinrichtungen, Museen, Archiven und von im Bereich des Film- oder 
Tonerbes tätigen Einrichtungen befinden, 

3. die Vervielfältigung und die öffentliche Zugänglichmachung nicht gewerb-
lichen Zwecken dient, 

4. die Werke auf Antrag der Verwertungsgesellschaft in das Register vergrif-
fener Werke (§ 52) eingetragen worden sind und 

5. die Rechtsinhaber nicht innerhalb von sechs Wochen nach Bekanntma-
chung der Eintragung gegenüber dem Register ihren Widerspruch gegen 
die beabsichtigte Wahrnehmung ihrer Rechte durch die Verwertungsgesell-
schaft erklärt haben. 

(2) Rechtsinhaber können der Wahrnehmung ihrer Rechte durch die Verwer-
tungsgesellschaft jederzeit widersprechen. 
(3) Ist mehr als eine Verwertungsgesellschaft zur Wahrnehmung der Rechte 
gemäß Absatz 1 berechtigt, so gilt die Vermutung nach Absatz 1 nur, wenn die 
Rechte von allen Verwertungsgesellschaften gemeinsam wahrgenommen wer-
den. 
(4) Soweit die Verwertungsgesellschaft Zahlungen auch für Rechtsinhaber 
erhält, die die Verwertungsgesellschaft nicht mit der Wahrnehmung ihrer Rech-
te beauftragt haben, stellt sie den Nutzer von Ansprüchen dieser Rechtsinhaber 
frei. Wird vermutet, dass eine Verwertungsgesellschaft nach den Absätzen 1 und 
2 zur Rechtewahrnehmung berechtigt ist, so hat ein Rechtsinhaber im Verhältnis 
zur Verwertungsgesellschaft die gleichen Rechte und Pflichten wie bei einer 
Übertragung der Rechte zur Wahrnehmung. 

§ 52 Register vergriffener Werke; Verordnungsermächtigung 
(1) Das Register vergriffener Werke wird beim Deutschen Patent- und Mar-
kenamt geführt. Das Register enthält die folgenden Angaben: 
1. Titel des Werkes, 
2. Bezeichnung des Urhebers, 
3. Verlag, von dem das Werk veröffentlicht worden ist, 
4. Datum der Veröffentlichung des Werkes, 
5. Bezeichnung der Verwertungsgesellschaft, die den Antrag nach § 51 Absatz 

1 Nummer 4 gestellt hat, und 
6. Angabe, ob der Rechtsinhaber der Wahrnehmung seiner Rechte durch die 

Verwertungsgesellschaft widersprochen hat. 
(2) Das Deutsche Patent- und Markenamt bewirkt die Eintragungen, ohne die 
Berechtigung des Antragstellers oder die Richtigkeit der zur Eintragung ange-
meldeten Tatsachen zu prüfen. Die Gebühren und Auslagen für die Eintragung 
sind im Voraus zu entrichten. 
(3) Die Eintragungen werden auf der Internetseite des Deutschen Patent- und 
Markenamtes (www.dpma.de) bekannt gemacht. 
(4) Die Einsicht in das Register steht jeder Person über die Internetseite des 
Deutschen Patent- und Markenamtes (www.dpma.de) frei. 
(5) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates 
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1. Bestimmungen über die Form des Antrags auf Eintragung in das Register 
sowie über die Führung des Registers zu erlassen, 

2. zur Deckung des Verwaltungsaufwands für die Eintragung die Erhebung 
von Gebühren und Auslagen anzuordnen sowie Bestimmungen über den 
Kostenschuldner, die Fälligkeit von Kosten, die Kostenvorschusspflicht, 
über Kostenbefreiungen, über die Verjährung, das Kostenfestsetzungsver-
fahren und die Rechtsbehelfe gegen die Kostenfestsetzung zu treffen. 

 
Abschnitt 6 

Informationspflichten; Rechnungslegung und Transparenzbericht 
Unterabschnitt 1 

Informationspflichten 

§ 53 Information der Rechtsinhaber vor Zustimmung zur Wahrnehmung 
(1) Bevor die Verwertungsgesellschaft die Zustimmung des Rechtsinhabers 
zur Wahrnehmung seiner Rechte einholt, informiert sie den Rechtsinhaber über: 
1. die ihm nach den §§ 9 bis 12 zustehenden Rechte einschließlich der in § 11 

genannten Bedingungen sowie 
2. die Abzüge von den Einnahmen aus den Rechten, einschließlich der Abzüge 

zur Deckung der Verwaltungskosten. 
(2) Die Verwertungsgesellschaft führt die Rechte nach den §§ 9 bis 12 in dem 
Statut oder in den Wahrnehmungsbedingungen auf. 

§ 54 Informationen für Berechtigte 
Die Verwertungsgesellschaft informiert spätestens zwölf Monate nach Ablauf 
eines jeden Geschäftsjahres alle Berechtigten, an die sie in diesem Geschäftsjahr 
Einnahmen aus den Rechten verteilt hat, mindestens über: 
1. alle Kontaktdaten, die von der Verwertungsgesellschaft mit Zustimmung 

des Berechtigten dazu verwendet werden können, den Berechtigten festzu-
stellen und ausfindig zu machen, 

2. die in diesem Geschäftsjahr dem Berechtigten zugewiesenen Einnahmen 
aus den Rechten, 

3. die in diesem Geschäftsjahr an den Berechtigten ausgeschütteten Einnah-
men aus den Rechten nach Kategorien der wahrgenommenen Rechte und 
Art der Nutzungen, 

4. den Zeitraum, in dem die Nutzungen, für die Einnahmen aus den Rechten 
an den Berechtigten verteilt wurden, stattgefunden haben, sofern nicht 
sachliche Gründe im Zusammenhang mit Meldungen von Nutzern die 
Verwertungsgesellschaft daran hindern, diese Angaben zur Verfügung zu 
stellen, 

5. die in diesem Geschäftsjahr zur Deckung der Verwaltungskosten vorge-
nommenen Abzüge von den Einnahmen aus den Rechten, 

6. die in diesem Geschäftsjahr für andere Zwecke als zur Deckung der Ver-
waltungskosten vorgenommenen Abzüge von den Einnahmen aus den 
Rechten, einschließlich gegebenenfalls vorgenommener Abzüge zur Förde-
rung kulturell bedeutender Werke und Leistungen, und für die Einrichtung 
und den Betrieb von Vorsorge- und Unterstützungseinrichtungen und 

7. sämtliche dem Berechtigten zugewiesenen, aber noch nicht ausgeschütte-
ten Einnahmen aus den Rechten. 

§ 55 Informationen zu Werken und sonstigen Schutzgegenständen 
(1) Die Verwertungsgesellschaft informiert die Rechtsinhaber, die Verwer-
tungsgesellschaften, für die sie auf der Grundlage einer Repräsentationsverein-
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barung Rechte wahrnimmt, und die Nutzer jeweils auf hinreichend begründete 
Anfrage unverzüglich und elektronisch mindestens über: 
1. die Werke oder sonstigen Schutzgegenstände sowie die Rechte, die sie 

unmittelbar oder auf Grundlage von Repräsentationsvereinbarungen wahr-
nimmt, und die jeweils umfassten Gebiete oder 

2. die Arten von Werken oder sonstigen Schutzgegenständen sowie die Rech-
te, die sie unmittelbar oder auf Grundlage einer Repräsentationsvereinba-
rung wahrnimmt, und die jeweils umfassten Gebiete, wenn aufgrund des 
Tätigkeitsbereichs der Verwertungsgesellschaft Werke und sonstige 
Schutzgegenstände nicht bestimmt werden können. 

(2) Die Verwertungsgesellschaft darf, soweit dies erforderlich ist, angemesse-
ne Maßnahmen ergreifen, um die Richtigkeit und Integrität der Informationen 
zu schützen, um ihre Weiterverwendung zu kontrollieren und um wirtschaftlich 
sensible Informationen zu schützen. 
(3) Die Verwertungsgesellschaft kann die Erteilung der Informationen von 
der Erstattung der damit verbundenen Kosten abhängig machen, soweit dies 
angemessen ist. 

§ 56 Informationen für die Allgemeinheit 
(1) Die Verwertungsgesellschaft veröffentlicht mindestens die folgenden 
Informationen auf ihrer Internetseite: 
1. das Statut, 
2. die Wahrnehmungsbedingungen, einschließlich der Bedingungen für die 

Beendigung des Wahrnehmungsverhältnisses und den Entzug von Rechten, 
3. die Standardnutzungsverträge, 
4. die Tarife und die Standardvergütungssätze, jeweils einschließlich Ermäßi-

gungen, 
5. die von ihr geschlossenen Gesamtverträge, 
6. eine Liste der Personen, die kraft Gesetzes oder nach dem Statut zur Vertre-

tung der Verwertungsgesellschaft berechtigt sind, 
7. den Verteilungsplan, 
8. die allgemeinen Grundsätze für die zur Deckung der Verwaltungskosten 

vorgenommenen Abzüge von den Einnahmen aus den Rechten, 
9. die allgemeinen Grundsätze für die für andere Zwecke als zur Deckung der 

Verwaltungskosten vorgenommenen Abzüge von den Einnahmen aus den 
Rechten, einschließlich gegebenenfalls vorgenommener Abzüge zur Förde-
rung kulturell bedeutender Werke und Leistungen, und für die Einrichtung 
und den Betrieb von Vorsorge- und Unterstützungseinrichtungen, 

10. die allgemeinen Grundsätze für die Verwendung der nicht verteilbaren 
Einnahmen aus den Rechten, 

11. eine Aufstellung der von ihr geschlossenen Repräsentationsvereinbarungen 
und die Namen der Verwertungsgesellschaften, mit denen die Verträge ge-
schlossen wurden, 

12. die Regelungen zum Beschwerdeverfahren nach § 33 sowie die Angabe, in 
welchen Streitfällen die Schiedsstelle nach den §§ 92 bis 94 angerufen wer-
den kann, 

13. die Regelungen gemäß § 63 zur Berichtigung der Daten, auf die in § 61 
Absatz 2 Bezug genommen wird, und zur Berichtigung der Informationen 
nach § 62 Absatz 1. 

(2) Die Verwertungsgesellschaft hält die Informationen auf dem aktuellen 
Stand. 
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Unterabschnitt 2 
Rechnungslegung und Transparenzbericht 

§ 57 Jahresabschluss und Lagebericht 
(1) Die Verwertungsgesellschaft hat, auch wenn sie nicht in der Rechtsform 
einer Kapitalgesellschaft betrieben wird, einen aus Bilanz, Gewinn- und Verlust-
rechnung, Kapitalflussrechnung und Anhang bestehenden Jahresabschluss und 
einen Lagebericht nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Bestim-
mungen des Handelsgesetzbuchs aufzustellen, prüfen zu lassen und offenzule-
gen. Die Offenlegung ist spätestens zum Ablauf von acht Monaten nach dem 
Schluss des Geschäftsjahres zu bewirken. Der Bestätigungsvermerk ist mit sei-
nem vollen Wortlaut wiederzugeben. 
(2) Die Prüfung des Jahresabschlusses umfasst auch die Prüfung, ob die 
Pflichten nach den §§ 24 und 28 Absatz 4 erfüllt und die Wertansätze und die 
Zuordnung der Konten unter Beachtung des Grundsatzes der Stetigkeit sachge-
recht und nachvollziehbar erfolgt sind, sowie die Prüfung, ob bei der Anlage der 
Einnahmen aus den Rechten die Anlagerichtlinie beachtet worden ist (§ 25 
Absatz 1 Satz 2). Das Ergebnis ist in den Prüfungsbericht aufzunehmen. 
(3) Weiter gehende gesetzliche Vorschriften über die Rechnungslegung und 
Prüfung bleiben unberührt. 

§ 58 Jährlicher Transparenzbericht 
(1) Die Verwertungsgesellschaft erstellt spätestens acht Monate nach dem 
Schluss des Geschäftsjahres einen Transparenzbericht (jährlicher Transparenz-
bericht) für dieses Geschäftsjahr. 
(2) Der jährliche Transparenzbericht muss mindestens die in der Anlage 
aufgeführten Angaben enthalten. 
(3) Die Finanzinformationen nach Nummer 1 Buchstabe g der Anlage sowie 
der Inhalt des gesonderten Berichts nach Nummer 1 Buchstabe h der Anlage 
sind einer prüferischen Durchsicht durch einen Abschlussprüfer zu unterziehen. 
Die Vorschriften über die Bestellung des Abschlussprüfers sind auf die prüferi-
sche Durchsicht entsprechend anzuwenden. Der Abschlussprüfer fasst das Er-
gebnis der prüferischen Durchsicht in einer Bescheinigung zum jährlichen 
Transparenzbericht zusammen. 
(4) Die Verwertungsgesellschaft veröffentlicht innerhalb der Frist nach Ab-
satz 1 den jährlichen Transparenzbericht einschließlich des Bestätigungsver-
merks über den Jahresabschluss und der Bescheinigung zum jährlichen Transpa-
renzbericht nach Absatz 3 oder etwaiger Beanstandungen, jeweils im vollen 
Wortlaut, auf ihrer Internetseite. Der jährliche Transparenzbericht muss dort 
mindestens fünf Jahre lang öffentlich zugänglich bleiben. 
 

Teil 3 
Besondere Vorschriften für die gebietsübergreifende Vergabe  

von Online-Rechten an Musikwerken 

§ 59 Anwendungsbereich 
(1) Die besonderen Vorschriften dieses Teils gelten für die gebietsübergrei-
fende Vergabe von Online-Rechten an Musikwerken durch Verwertungsgesell-
schaften. 
(2) Online-Rechte im Sinne dieses Gesetzes sind die Rechte, die für die Bereit-
stellung eines Online-Dienstes erforderlich sind und die dem Urheber nach den 
Artikeln 2 und 3 der Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheber-
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rechts und der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft (ABl. L 
167 vom 22.6.2001, S. 10) zustehen. 
(3) Gebietsübergreifend im Sinne dieses Gesetzes ist eine Vergabe, wenn sie 
das Gebiet von mehr als einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder ande-
ren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
umfasst. 

§ 60 Nicht anwendbare Vorschriften 
(1) Im Verhältnis zum Rechtsinhaber ist § 9 Satz 2 nicht anzuwenden. 
(2) Im Verhältnis zum Nutzer sind § 34 Absatz 1 Satz 1 sowie die §§ 35, 37 
und 38 nicht anzuwenden. Für die Vergütung, die die Verwertungsgesellschaft 
aufgrund der von ihr wahrgenommenen Rechte fordert, gilt § 39 entsprechend. 

§ 61 Besondere Anforderungen an Verwertungsgesellschaften 
(1) Die Verwertungsgesellschaft muss über ausreichende Kapazitäten verfü-
gen, um die Daten, die für die Verwaltung von gebietsübergreifend vergebenen 
Online-Rechten an Musikwerken erforderlich sind, effizient und transparent 
elektronisch verarbeiten zu können. 
(2) Die Verwertungsgesellschaft muss insbesondere 
1. jedes Musikwerk, an dem sie Online-Rechte wahrnimmt, korrekt bestim-

men können; 
2. für jedes Musikwerk und jeden Teil eines Musikwerks, an dem sie Online-

Rechte wahrnimmt, die Online-Rechte, und zwar vollständig oder teilweise 
und in Bezug auf jedes umfasste Gebiet, sowie den zugehörigen Rechtsin-
haber bestimmen können; 

3. eindeutige Kennungen verwenden, um Rechtsinhaber und Musikwerke zu 
bestimmen, unter möglichst weitgehender Berücksichtigung der freiwilli-
gen branchenüblichen Standards und Praktiken, die auf internationaler 
Ebene entwickelt wurden; 

4. geeignete Mittel verwenden, um Unstimmigkeiten in den Daten anderer 
Verwertungsgesellschaften, die gebietsübergreifend Online-Rechte an Mu-
sikwerken vergeben, unverzüglich und wirksam erkennen und klären zu 
können. 

§ 62 Informationen zu Musikwerken und Online-Rechten 
(1) Die Verwertungsgesellschaft informiert auf hinreichend begründete An-
frage Anbieter von Online-Diensten, Berechtigte, Rechtsinhaber, deren Rechte 
sie auf Grundlage einer Repräsentationsvereinbarung wahrnimmt, und andere 
Verwertungsgesellschaften elektronisch über: 
1. die Musikwerke, an denen sie aktuell Online-Rechte wahrnimmt, 
2. die aktuell vollständig oder teilweise von ihr wahrgenommenen Online-

Rechte und 
3. die aktuell von der Wahrnehmung umfassten Gebiete. 
(2) Die Verwertungsgesellschaft darf, soweit dies erforderlich ist, angemesse-
ne Maßnahmen ergreifen, um die Richtigkeit und Integrität der Daten zu schüt-
zen, um ihre Weiterverwendung zu kontrollieren und um wirtschaftlich sensible 
Informationen zu schützen. 

§ 63 Berichtigung der Informationen 
(1) Die Verwertungsgesellschaft verfügt über Regelungen, wonach Anbieter 
von Online-Diensten, Rechtsinhaber und andere Verwertungsgesellschaften die 
Berichtigung der Daten, auf die in § 61 Absatz 2 Bezug genommen wird, und die 
Berichtigung der Informationen nach § 62 Absatz 1 beantragen können. 
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(2) Ist ein Antrag begründet, berichtigt die Verwertungsgesellschaft die Daten 
oder die Informationen unverzüglich. 

§ 64 Elektronische Übermittlung von Informationen 
(1) Die Verwertungsgesellschaft ermöglicht jedem Berechtigten, elektronisch 
Informationen zu seinen Musikwerken und zu Online-Rechten an diesen Wer-
ken sowie zu den Gebieten zu übermitteln, für die er die Verwertungsgesell-
schaft mit der Wahrnehmung beauftragt hat. Dabei berücksichtigen die Verwer-
tungsgesellschaft und die Berechtigten so weit wie möglich die freiwilligen 
branchenüblichen Standards und Praktiken für den Datenaustausch, die auf 
internationaler Ebene entwickelt wurden. 
(2) Im Rahmen von Repräsentationsvereinbarungen gilt Absatz 1 auch für die 
Berechtigten der beauftragenden Verwertungsgesellschaft, soweit die Verwer-
tungsgesellschaften keine abweichende Vereinbarung treffen. 

§ 65 Überwachung von Nutzungen 
Die Verwertungsgesellschaft überwacht die Nutzung von Musikwerken durch 
den Anbieter eines Online-Dienstes, soweit sie an diesen Online-Rechte für die 
Musikwerke gebietsübergreifend vergeben hat. 

§ 66 Elektronische Nutzungsmeldung 
(1) Die Verwertungsgesellschaft ermöglicht dem Anbieter eines Online-
Dienstes, elektronisch die Nutzung von Musikwerken zu melden. Sie bietet dabei 
mindestens eine Meldemethode an, die freiwilligen branchenüblichen und auf 
internationaler Ebene entwickelten Standards und Praktiken für den elektroni-
schen Datenaustausch entspricht. 
(2) Die Verwertungsgesellschaft kann eine Meldung ablehnen, wenn sie nicht 
einer nach Absatz 1 Satz 2 angebotenen Meldemethode entspricht. 

§ 67 Abrechnung gegenüber Anbietern von Online-Diensten 
(1) Die Verwertungsgesellschaft rechnet gegenüber dem Anbieter eines Onli-
ne-Dienstes nach dessen Meldung der tatsächlichen Nutzung der Musikwerke 
unverzüglich ab, es sei denn, dies ist aus Gründen, die dem Anbieter des Online-
Dienstes zuzurechnen sind, nicht möglich. 
(2) Die Verwertungsgesellschaft rechnet elektronisch ab. Sie bietet dabei 
mindestens ein Abrechnungsformat an, das freiwilligen branchenüblichen und 
auf internationaler Ebene entwickelten Standards und Praktiken entspricht. 
(3) Der Anbieter eines Online-Dienstes kann die Annahme einer Abrechnung 
aufgrund ihres Formats nicht ablehnen, wenn die Abrechnung einem nach 
Absatz 2 Satz 2 angebotenen Abrechnungsformat entspricht. 
(4) Bei der Abrechnung sind auf Grundlage der Daten nach § 61 Absatz 2 die 
Werke und Online-Rechte sowie deren tatsächliche Nutzung anzugeben, soweit 
dies auf der Grundlage der Meldung möglich ist. 
(5) Die Verwertungsgesellschaft sieht geeignete Regelungen vor, nach denen 
der Anbieter eines Online-Dienstes die Abrechnung beanstanden kann. 

§ 68 Verteilung der Einnahmen aus den Rechten; Informationen 
(1) Die Verwertungsgesellschaft verteilt die Einnahmen aus der gebietsüber-
greifenden Vergabe von Online-Rechten an Musikwerken nach deren Einzie-
hung unverzüglich nach Maßgabe des Verteilungsplans an die Berechtigten, es 
sei denn, dies ist aus Gründen, die dem Anbieter eines Online-Dienstes zuzu-
rechnen sind, nicht möglich. 
(2) Bei jeder Ausschüttung informiert die Verwertungsgesellschaft den Be-
rechtigten mindestens über: 
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1. den Zeitraum der Nutzungen, für die dem Berechtigten eine Vergütung 
zusteht, sowie die Gebiete, in denen seine Musikwerke genutzt wurden; 

2. die eingezogenen Beträge, die Abzüge sowie die von der Verwertungsge-
sellschaft verteilten Beträge für jedes Online-Recht an einem Musikwerk, 
mit dessen Wahrnehmung der Berechtigte die Verwertungsgesellschaft be-
auftragt hat; 

3. die für den Berechtigten eingezogenen Beträge, die Abzüge sowie die von 
der Verwertungsgesellschaft verteilten Beträge, aufgeschlüsselt nach den 
einzelnen Anbietern eines Online-Dienstes. 

(3) Im Rahmen von Repräsentationsvereinbarungen gelten die Absätze 1 und 
2 für die Verteilung an die beauftragende Verwertungsgesellschaft entspre-
chend. Die beauftragende Verwertungsgesellschaft ist für die Verteilung der 
Beträge und die Weiterleitung der Informationen an ihre Berechtigten verant-
wortlich, soweit die Verwertungsgesellschaften keine abweichende Vereinba-
rung treffen. 

§ 69 Repräsentationszwang 
(1) Eine Verwertungsgesellschaft, die bereits gebietsübergreifend Online-
Rechte an Musikwerken für mindestens eine andere Verwertungsgesellschaft 
vergibt oder anbietet, ist verpflichtet, auf Verlangen einer Verwertungsgesell-
schaft, die selbst keine gebietsübergreifenden Online-Rechte an ihren Musik-
werken vergibt oder anbietet, eine Repräsentationsvereinbarung abzuschließen. 
Die Verpflichtung besteht nur hinsichtlich der Kategorie von Online-Rechten an 
Musikwerken, die die Verwertungsgesellschaft bereits gebietsübergreifend 
vergibt. 
(2) Die Verwertungsgesellschaft antwortet auf ein Verlangen nach Absatz 1 
schriftlich und unverzüglich und teilt dabei die zentralen Bedingungen mit, zu 
denen sie gebietsübergreifend Online-Rechte an Musikwerken vergibt oder 
anbietet. 
(3) Repräsentationsvereinbarungen, in denen eine Verwertungsgesellschaft 
mit der exklusiven gebietsübergreifenden Vergabe von Online-Rechten an Mu-
sikwerken beauftragt wird, sind unzulässig. 

§ 70 Informationen der beauftragenden Verwertungsgesellschaft 
(1) Die beauftragende Verwertungsgesellschaft stellt der beauftragten Ver-
wertungsgesellschaft diejenigen Informationen über ihre Musikwerke zur Ver-
fügung, die für die gebietsübergreifende Vergabe von Online-Rechten erforder-
lich sind. 
(2) Sind die Informationen nach Absatz 1 unzureichend oder stellt die beauf-
tragende Verwertungsgesellschaft die Informationen in einer Weise zur Verfü-
gung, dass die beauftragte Verwertungsgesellschaft die Anforderungen dieses 
Teils nicht erfüllen kann, so ist die beauftragte Verwertungsgesellschaft berech-
tigt, 
1. der beauftragenden Verwertungsgesellschaft die Kosten in Rechnung zu 

stellen, die für die Erfüllung der Anforderungen vernünftigerweise ent-
standen sind, oder 

2. diejenigen Werke von der Wahrnehmung auszuschließen, zu denen nur 
unzureichende oder nicht verwendbare Informationen vorliegen. 

§ 71 Informationen der Mitglieder und Berechtigten bei Repräsentation 
Die beauftragende Verwertungsgesellschaft informiert ihre Mitglieder und ihre 
Berechtigten über die zentralen Bedingungen der von ihr abgeschlossenen Re-
präsentationsvereinbarungen. 
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§ 72 Zugang zur gebietsübergreifenden Vergabe von Online-Rechten an 
Musikwerken 
Eine Verwertungsgesellschaft, die bis zum 10. April 2017 Online-Rechte an 
Musikwerken gebietsübergreifend weder vergibt noch anbietet und auch keine 
Repräsentationsvereinbarung nach § 69 abgeschlossen hat, ermöglicht es dem 
Berechtigten, seine Online-Rechte gebietsübergreifend anderweitig zu vergeben. 
Die Verwertungsgesellschaft ist dabei verpflichtet, auf Verlangen des Berechtig-
ten Online-Rechte an Musikwerken weiterhin zur Vergabe in einzelnen Gebie-
ten wahrzunehmen. 

§ 73 Wahrnehmung bei Repräsentation 
(1) Die beauftragte Verwertungsgesellschaft nimmt die Online-Rechte an den 
Musikwerken der beauftragenden Verwertungsgesellschaft zu denselben Bedin-
gungen wahr, wie die Online-Rechte ihrer Berechtigten. 
(2) Die beauftragte Verwertungsgesellschaft nimmt die Musikwerke der 
beauftragenden Verwertungsgesellschaft in alle Angebote auf, die sie an den 
Anbieter eines Online-Dienstes richtet. 
(3) Verwaltungskosten dürfen die Kosten nicht übersteigen, die der beauf-
tragten Verwertungsgesellschaft vernünftigerweise entstanden sind. 

§ 74 Ausnahme für Hörfunk- und Fernsehprogramme 
Dieser Teil findet keine Anwendung, soweit die Verwertungsgesellschaft auf der 
Grundlage einer freiwilligen Bündelung der notwendigen Online-Rechte und 
unter Beachtung der Wettbewerbsregeln gemäß den Artikeln 101 und 102 des 
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union gebietsübergreifend 
Online-Rechte an Musikwerken an Sendeunternehmen vergibt, die diese benöti-
gen, um ihre Hörfunk- oder Fernsehprogramme zeitgleich mit der Sendung oder 
danach sowie sonstige Online-Inhalte, einschließlich Vorschauen, die ergänzend 
zur ersten Sendung von dem oder für das Sendeunternehmen produziert wur-
den, öffentlich wiederzugeben oder zugänglich zu machen. 
 

Teil 4 
Aufsicht 

§ 75 Aufsichtsbehörde 
(1) Aufsichtsbehörde ist das Deutsche Patent- und Markenamt. 
(2) Die Aufsichtsbehörde nimmt ihre Aufgaben und Befugnisse nur im öffent-
lichen Interesse wahr. 

§ 76 Inhalt der Aufsicht 
(1) Die Aufsichtsbehörde achtet darauf, dass die Verwertungsgesellschaft den 
ihr nach diesem Gesetz obliegenden Verpflichtungen ordnungsgemäß nach-
kommt. 
(2) Hat die Verwertungsgesellschaft ihren Sitz in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum und ist sie im Inland tätig, so achtet die Auf-
sichtsbehörde darauf, dass die Verwertungsgesellschaft die Vorschriften dieses 
anderen Mitgliedstaates oder Vertragsstaates zur Umsetzung der Richtlinie 
2014/26/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 
über die kollektive Wahrnehmung von Urheber- und verwandten Schutzrechten 
und die Vergabe von Mehrgebietslizenzen für Rechte an Musikwerken für die 
Online-Nutzung im Binnenmarkt (ABl. L 84 vom 20.3.2014, S. 72) ordnungsge-
mäß einhält. 
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(3) Soweit eine Aufsicht über die Verwertungsgesellschaft aufgrund anderer 
gesetzlicher Vorschriften ausgeübt wird, ist sie im Benehmen mit der Aufsichts-
behörde nach § 75 Absatz 1 auszuüben. Die Unabhängigkeit der für den Daten-
schutz zuständigen Aufsichtsbehörden bleibt unberührt. 

§ 77 Erlaubnis 
(1) Eine Verwertungsgesellschaft bedarf der Erlaubnis, wenn sie Urheberrech-
te oder verwandte Schutzrechte wahrnimmt, die sich aus dem Urheberrechtsge-
setz ergeben. 
(2) Eine Verwertungsgesellschaft mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum bedarf abweichend von Absatz 1 einer Erlaubnis 
nur für die Wahrnehmung 
1. der in § 49 Absatz 1 genannten Vergütungsansprüche, 
2. des in § 50 genannten Rechts oder 
3. der in § 51 genannten Rechte an vergriffenen Werken. 

§ 78 Antrag auf Erlaubnis 
Die Erlaubnis wird auf schriftlichen Antrag der Verwertungsgesellschaft von der 
Aufsichtsbehörde erteilt. Dem Antrag sind beizufügen: 
1. das Statut der Verwertungsgesellschaft, 
2. Namen und Anschrift der nach Gesetz oder Statut zur Vertretung der Ver-

wertungsgesellschaft berechtigten Personen, 
3. eine Erklärung über die Zahl der Berechtigten sowie über Zahl und wirt-

schaftliche Bedeutung der der Verwertungsgesellschaft zur Wahrnehmung 
anvertrauten Rechte und 

4. ein tragfähiger Geschäftsplan für die ersten drei vollen Geschäftsjahre nach 
Aufnahme des Geschäftsbetriebs, aus dem insbesondere die erwarteten 
Einnahmen und Ausgaben sowie der organisatorische Aufbau der Verwer-
tungsgesellschaft hervorgehen. 

§ 79 Versagung der Erlaubnis 
(1) Die Erlaubnis nach § 77 Absatz 1 darf nur versagt werden, wenn 
1. das Statut der Verwertungsgesellschaft nicht den Vorschriften dieses Ge-

setzes entspricht, 
2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine nach Gesetz oder Statut 

zur Vertretung der Verwertungsgesellschaft berechtigte Person die für die 
Ausübung ihrer Tätigkeit erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, oder 

3. die wirtschaftliche Grundlage der Verwertungsgesellschaft eine wirksame 
Wahrnehmung der Rechte nicht erwarten lässt. 

(2) Für die Erlaubnis nach § 77 Absatz 2 gilt Absatz 1 entsprechend; die Ver-
sagungsgründe nach Absatz 1 Nummer 1 und 2 sind nicht anzuwenden. 

§ 80 Widerruf der Erlaubnis 
(1) Die Aufsichtsbehörde kann die Erlaubnis nach § 77 Absatz 1 widerrufen, 
wenn 
1. einer der Versagungsgründe des § 79 Absatz 1 bei Erteilung der Erlaubnis 

der Aufsichtsbehörde nicht bekannt war oder nachträglich eingetreten ist 
und dem Mangel nicht innerhalb einer von der Aufsichtsbehörde zu set-
zenden Frist abgeholfen wird oder 

2. die Verwertungsgesellschaft einer der ihr nach diesem Gesetz obliegenden 
Verpflichtungen trotz Abmahnung durch die Aufsichtsbehörde wiederholt 
zuwiderhandelt. 
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(2) Die Erlaubnis nach § 77 Absatz 2 kann die Aufsichtsbehörde nicht nach 
Absatz 1 Nummer 2 widerrufen. 

§ 81 Zusammenarbeit bei Erlaubnis und Widerruf der Erlaubnis 
Über Anträge auf Erteilung der Erlaubnis und über den Widerruf der Erlaubnis 
entscheidet die Aufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem Bundeskartellamt. 
Gelingt es nicht, Einvernehmen herzustellen, so legt die Aufsichtsbehörde die 
Sache dem Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz vor; dessen 
Weisungen, die im Benehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie erteilt werden, ersetzen das Einvernehmen. 

§ 82 Anzeige 
Bedarf die Verwertungsgesellschaft keiner Erlaubnis nach § 77, so zeigt sie der 
Aufsichtsbehörde die Aufnahme einer Wahrnehmungstätigkeit unverzüglich 
schriftlich an, wenn sie 
1. ihren Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 

anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum hat und Urheberrechte oder verwandte Schutzrechte wahrnimmt, die 
sich aus dem Urheberrechtsgesetz ergeben, oder 

2. ihren Sitz im Inland hat und in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum tätig ist. 

§ 83 Bekanntmachung 
Die Erteilung der Erlaubnis und ein unanfechtbar gewordener Widerruf der 
Erlaubnis sowie Anzeigen nach § 82 sind im Bundesanzeiger bekanntzumachen. 

§ 84 Wahrnehmungstätigkeit ohne Erlaubnis oder Anzeige 
Wird eine Verwertungsgesellschaft ohne die erforderliche Erlaubnis oder Anzei-
ge tätig, so kann sie die von ihr wahrgenommenen Urheberrechte und verwand-
ten Schutzrechte, die sich aus dem Urheberrechtsgesetz ergeben, nicht geltend 
machen. Das Strafantragsrecht (§ 109 des Urheberrechtsgesetzes) steht ihr nicht 
zu. 

§ 85 Befugnisse der Aufsichtsbehörde 
(1) Die Aufsichtsbehörde kann alle erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um 
sicherzustellen, dass die Verwertungsgesellschaft die ihr nach diesem Gesetz 
obliegenden Verpflichtungen ordnungsgemäß erfüllt. 
(2) Die Aufsichtsbehörde kann einer Verwertungsgesellschaft die Fortsetzung 
des Geschäftsbetriebs untersagen, wenn die Verwertungsgesellschaft 
1. ohne Erlaubnis tätig wird oder 
2. einer der ihr nach diesem Gesetz obliegenden Verpflichtungen trotz Ab-

mahnung durch die Aufsichtsbehörde wiederholt zuwiderhandelt. 
(3) Die Aufsichtsbehörde kann von der Verwertungsgesellschaft jederzeit 
Auskunft über alle die Geschäftsführung betreffenden Angelegenheiten sowie 
die Vorlage der Geschäftsbücher und anderer geschäftlicher Unterlagen verlan-
gen. 
(4) Die Aufsichtsbehörde ist berechtigt, durch Beauftragte an der Mitglieder-
hauptversammlung sowie den Sitzungen des Aufsichtsrats, des Verwaltungsrats, 
des Aufsichtsgremiums, der Vertretung der Delegierten (§ 20) sowie aller Aus-
schüsse dieser Gremien teilzunehmen. Die Verwertungsgesellschaft hat die 
Aufsichtsbehörde rechtzeitig über Termine nach Satz 1 zu informieren. 
(5) Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass ein nach Gesetz oder Statut 
zur Vertretung der Verwertungsgesellschaft Berechtigter die für die Ausübung 
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seiner Tätigkeit erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, so setzt die Auf-
sichtsbehörde der Verwertungsgesellschaft eine Frist zu seiner Abberufung. Die 
Aufsichtsbehörde kann ihm bis zum Ablauf dieser Frist die weitere Ausübung 
seiner Tätigkeit untersagen, wenn dies zur Abwendung schwerer Nachteile 
erforderlich ist. 
(6) Liegen Anhaltspunkte dafür vor, dass eine Organisation einer Erlaubnis 
nach § 77 bedarf, so kann die Aufsichtsbehörde von ihr die zur Prüfung der 
Erlaubnispflichtigkeit erforderlichen Auskünfte und Unterlagen verlangen. 

§ 86 Befugnisse der Aufsichtsbehörde bei Verwertungsgesellschaften mit 
Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder ande-
ren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum 
(1) Verstößt eine Verwertungsgesellschaft, die ihren Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum hat, bei ihrer Tätigkeit im Inland 
gegen eine in Umsetzung der Richtlinie 2014/26/EU erlassene Vorschrift dieses 
anderen Mitgliedstaates oder anderen Vertragsstaates, kann die Aufsichtsbehör-
de alle einschlägigen Informationen an die Aufsichtsbehörde dieses Mitglied-
staates oder Vertragsstaates übermitteln. Sie kann die Aufsichtsbehörde dieses 
Mitgliedstaates oder Vertragsstaates ersuchen, im Rahmen ihrer Befugnisse 
Maßnahmen zu ergreifen. 
(2) Die Aufsichtsbehörde kann sich in den Fällen des Absatzes 1 auch an die 
gemäß Artikel 41 der Richtlinie 2014/26/EU eingerichtete Sachverständigen-
gruppe wenden. 

§ 87 Informationsaustausch mit Aufsichtsbehörden anderer Mitglied-
staaten der Europäischen Union oder anderer Vertragsstaaten des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
(1) Die Aufsichtsbehörde beantwortet ein begründetes Auskunftsersuchen 
der Aufsichtsbehörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union 
oder anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum, das im Zusammenhang mit einer in Umsetzung der Richtlinie 
2014/26/EU erlassenen Vorschrift dieses Gesetzes steht, unverzüglich. 
(2) Die Aufsichtsbehörde reagiert auf ein Ersuchen der Aufsichtsbehörde 
eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder anderen Vertrags-
staates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, Maßnahmen 
gegen eine im Inland ansässige Verwertungsgesellschaft wegen ihrer Tätigkeit 
in diesem Mitgliedstaat oder Vertragsstaat zu ergreifen, binnen drei Monaten 
mit einer begründeten Antwort. 

§ 88 Unterrichtungspflicht der Verwertungsgesellschaft 
(1) Die Verwertungsgesellschaft, die Urheberrechte oder verwandte Schutz-
rechte wahrnimmt, die sich aus dem Urheberrechtsgesetz ergeben, zeigt der 
Aufsichtsbehörde unverzüglich jeden Wechsel der nach Gesetz oder Statut zu 
ihrer Vertretung berechtigten Personen an. 
(2) Die Verwertungsgesellschaft, die Urheberrechte oder verwandte Schutz-
rechte wahrnimmt, die sich aus dem Urheberrechtsgesetz ergeben, übermittelt 
der Aufsichtsbehörde unverzüglich abschriftlich 
1. das Statut und dessen Änderung, 
2. die Tarife, die Standardvergütungssätze und die Standardnutzungsverträge 

sowie deren Änderung, 
3. die Gesamtverträge und deren Änderung, 
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4. die Repräsentationsvereinbarungen und deren Änderung, 
5. die Beschlüsse der Mitgliederhauptversammlung, des Aufsichtsrats, des 

Verwaltungsrats, des Aufsichtsgremiums sowie des Gremiums, in dem die 
Berechtigten, die nicht Mitglied sind, gemäß § 20 Absatz 2 Nummer 4 
stimmberechtigt mitwirken, und aller Ausschüsse dieser Gremien, 

6. die Anlagerichtlinie und deren Änderung sowie die Bestätigung des Wirt-
schaftsprüfers oder der Wirtschaftsprüfervereinigung gemäß § 25 Absatz 3, 

7. den Jahresabschluss, den Lagebericht, den Prüfungsbericht und den jährli-
chen Transparenzbericht sowie 

8. die Entscheidungen in gerichtlichen oder behördlichen Verfahren, in denen 
die Verwertungsgesellschaft Partei ist, soweit die Aufsichtsbehörde dies 
verlangt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für eine Verwertungsgesellschaft mit Sitz 
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum. 

§ 89 Anzuwendendes Verfahrensrecht 
(1) Für die Verwaltungstätigkeit der Aufsichtsbehörde gilt, soweit in diesem 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist, das Verwaltungsverfahrensgesetz. 
(2) Jedermann kann die Aufsichtsbehörde darüber informieren, dass die Ver-
wertungsgesellschaft seiner Ansicht nach gegen eine ihr nach diesem Gesetz 
obliegende Verpflichtung verstößt. 
(3) Auf die Vollstreckung von Verwaltungsakten, die aufgrund dieses Geset-
zes erlassen werden, findet das Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz mit der Maß-
gabe Anwendung, dass die Höhe des Zwangsgeldes bis zu einhunderttausend 
Euro betragen kann. 
(4) Soweit ein berechtigtes Interesse besteht, kann die Aufsichtsbehörde 
einen Verstoß gegen dieses Gesetz auch feststellen, nachdem dieser beendet ist. 
(5) Die Aufsichtsbehörde kann Entscheidungen über Maßnahmen nach die-
sem Gesetz einschließlich Entscheidungen, denen gemäß im Einzelfall kein 
Anlass für Maßnahmen besteht, auf ihrer Internetseite veröffentlichen. Dies gilt 
auch für die Begründung dieser Maßnahmen und Entscheidungen. 

§ 90 Aufsicht über abhängige Verwertungseinrichtungen 
(1) Eine abhängige Verwertungseinrichtung (§ 3) bedarf der Erlaubnis nur, 
wenn sie die in § 77 Absatz 2 genannten Rechte wahrnimmt. Das gilt nicht, 
wenn alle Verwertungsgesellschaften, die Anteile an dieser Einrichtung halten 
oder sie beherrschen, über eine Erlaubnis verfügen. 
(2) Die abhängige Verwertungseinrichtung hat der Aufsichtsbehörde die 
Aufnahme einer Wahrnehmungstätigkeit unverzüglich schriftlich anzuzeigen, 
wenn sie keiner Erlaubnis bedarf und 
1. Urheberrechte oder verwandte Schutzrechte wahrnimmt, die sich aus dem 

Urheberrechtsgesetz ergeben, oder 
2. ihren Sitz im Inland hat und in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-

schen Union oder anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum tätig ist. 

(3) Im Übrigen gelten für die abhängige Verwertungseinrichtung die Vor-
schriften dieses Teils entsprechend. 

§ 91 Aufsicht über unabhängige Verwertungseinrichtungen 
(1) Für unabhängige Verwertungseinrichtungen (§ 4) gelten die §§ 75, 76, 85 
Absatz 1 bis 3 sowie die §§ 86 und 87 entsprechend. 
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(2) Die unabhängige Verwertungseinrichtung, die ihren Sitz im Inland hat 
oder die solche Urheberrechte oder verwandten Schutzrechte wahrnimmt, die 
sich aus dem Urheberrechtsgesetz ergeben, zeigt der Aufsichtsbehörde die Auf-
nahme der Wahrnehmungstätigkeit unverzüglich schriftlich an. § 84 gilt ent-
sprechend. 
 

Teil 5 
Schiedsstelle und gerichtliche Geltendmachung 

Abschnitt 1 
Schiedsstelle 

Unterabschnitt 1 
Allgemeine Verfahrensvorschriften 

§ 92 Zuständigkeit für Streitfälle nach dem Urheberrechtsgesetz und für 
Gesamtverträge 
(1) Die Schiedsstelle (§ 124) kann von jedem Beteiligten bei einem Streitfall 
angerufen werden, an dem eine Verwertungsgesellschaft beteiligt ist und der 
eine der folgenden Angelegenheiten betrifft: 
1. die Nutzung von Werken oder Leistungen, die nach dem Urheberrechtsge-

setz geschützt sind, 
2. die Vergütungspflicht für Geräte und Speichermedien nach § 54 des Urhe-

berrechtsgesetzes oder die Betreibervergütung nach § 54c des Urheber-
rechtsgesetzes, 

3. den Abschluss oder die Änderung eines Gesamtvertrags. 
(2) Die Schiedsstelle kann von jedem Beteiligten auch bei einem Streitfall 
angerufen werden, an dem ein Sendeunternehmen und ein Kabelunternehmen 
beteiligt sind, wenn der Streit die Verpflichtung zum Abschluss eines Vertrages 
über die Kabelweitersendung betrifft (§ 87 Absatz 5 des Urheberrechtsgesetzes). 

§ 93 Zuständigkeit für empirische Untersuchungen 
Verwertungsgesellschaften können die Schiedsstelle anrufen, um eine selbstän-
dige empirische Untersuchung zur Ermittlung der nach § 54a Absatz 1 des Ur-
heberrechtsgesetzes maßgeblichen Nutzung durchführen zu lassen. 

§ 94 Zuständigkeit für Streitfälle über die gebietsübergreifende Vergabe 
von Online-Rechten an Musikwerken 
Die Schiedsstelle kann von jedem Beteiligten angerufen werden in Streitfällen 
zwischen einer im Inland ansässigen Verwertungsgesellschaft, die gebietsüber-
greifend Online-Rechte an Musikwerken vergibt, und Anbietern von Online-
Diensten, Rechtsinhabern oder anderen Verwertungsgesellschaften, soweit 
Rechte und Pflichten der Beteiligten nach Teil 3 oder nach § 34 Absatz 1 Satz 2, 
Absatz 2, § 36, § 39 oder § 43 betroffen sind. 

§ 95 Allgemeine Verfahrensregeln 
(1) Soweit dieses Gesetz keine abweichenden Regelungen enthält, bestimmt 
die Schiedsstelle das Verfahren nach billigem Ermessen. Sie wirkt jederzeit auf 
eine sachgerechte Beschleunigung des Verfahrens hin. 
(2) Die Beteiligten sind gleichzubehandeln. Jedem Beteiligten ist rechtliches 
Gehör zu gewähren. 

§ 96 Berechnung von Fristen 
Auf die Berechnung der Fristen dieses Abschnitts ist § 222 Absatz 1 und 2 der 
Zivilprozessordnung entsprechend anzuwenden. 
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§ 97 Verfahrenseinleitender Antrag 
(1) Die Schiedsstelle wird durch schriftlichen Antrag angerufen. Er muss 
zumindest den Namen und die Anschrift des Antragsgegners sowie eine Darstel-
lung des Sachverhalts enthalten. Er soll in zwei Exemplaren eingereicht werden. 
(2) Die Schiedsstelle stellt dem Antragsgegner den Antrag mit der Aufforde-
rung zu, sich innerhalb eines Monats schriftlich zu äußern. 

§ 98 Zurücknahme des Antrags 
(1) Der Antragsteller kann den Antrag zurücknehmen, ohne Einwilligung des 
Antragsgegners in Verfahren mit mündlicher Verhandlung jedoch nur bis zu 
deren Beginn. 
(2) Wird der Antrag zurückgenommen, so trägt der Antragsteller die Kosten 
des Verfahrens und die notwendigen Auslagen des Antragsgegners. 

§ 99 Schriftliches Verfahren und mündliche Verhandlung 
(1) Das Verfahren wird vorbehaltlich des Absatzes 2 schriftlich durchgeführt. 
(2) Die Schiedsstelle beraumt eine mündliche Verhandlung an, wenn einer 
der Beteiligten dies beantragt und die anderen Beteiligten zustimmen, oder 
wenn sie dies zur Aufklärung des Sachverhalts oder zur gütlichen Beilegung des 
Streitfalls für zweckmäßig hält. 

§ 100 Verfahren bei mündlicher Verhandlung 
(1) Zu der mündlichen Verhandlung sind die Beteiligten zu laden. Die La-
dungsfrist beträgt mindestens zwei Wochen. 
(2) Die mündliche Verhandlung vor der Schiedsstelle ist nicht öffentlich. 
Beauftragte des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz, der 
Aufsichtsbehörde und des Bundeskartellamts sind zur Teilnahme befugt. 
(3) Die Schiedsstelle kann Bevollmächtigten oder Beiständen, die nicht 
Rechtsanwälte sind, den weiteren Vortrag untersagen, wenn sie nicht in der 
Lage sind, das Sach- und Streitverhältnis sachgerecht darzustellen. 
(4) Über die Verhandlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom Vorsit-
zenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen ist. 

§ 101 Nichterscheinen in der mündlichen Verhandlung 
(1) Erscheint der Antragsteller nicht zur mündlichen Verhandlung, so gilt der 
Antrag als zurückgenommen. War der Antragsteller ohne sein Verschulden 
verhindert, zur mündlichen Verhandlung zu erscheinen, so ist ihm auf Antrag 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren. Über den Antrag ent-
scheidet die Schiedsstelle, ihre Entscheidung ist unanfechtbar. Im Übrigen sind 
die Vorschriften der Zivilprozessordnung über die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand entsprechend anzuwenden. 
(2) Erscheint der Antragsgegner nicht zur mündlichen Verhandlung, so kann 
die Schiedsstelle einen Einigungsvorschlag nach Lage der Akten unterbreiten. 
(3) Unentschuldigt nicht erschienene Beteiligte tragen die durch ihr Nichter-
scheinen verursachten Kosten. 
(4) Die Beteiligten sind in der Ladung zur mündlichen Verhandlung auf die 
Folgen ihres Nichterscheinens hinzuweisen. 

§ 102 Gütliche Streitbeilegung; Vergleich 
(1) Die Schiedsstelle wirkt auf eine gütliche Beilegung des Streitfalls hin. 
(2) Kommt ein Vergleich zustande, so muss er in einem besonderen Schrift-
stück niedergelegt und unter Angabe des Tages seines Zustandekommens von 
dem Vorsitzenden und den Beteiligten unterschrieben werden. Aus einem vor 
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der Schiedsstelle geschlossenen Vergleich findet die Zwangsvollstreckung statt; 
§ 797a der Zivilprozessordnung gilt entsprechend. 
(3) Der Vorsitzende kann die Beteiligten mit ihrem Einverständnis zu einem 
Vergleichsversuch ohne Zuziehung der Beisitzer laden. Er ist dazu verpflichtet, 
wenn beide Beteiligte dies beantragen. 

§ 103 Aussetzung des Verfahrens 
(1) Die Schiedsstelle kann ein Verfahren aussetzen, wenn zu erwarten ist, 
dass ein anderes bei ihr anhängiges Verfahren von Bedeutung für den Ausgang 
des Verfahrens sein wird. 
(2) Während der Aussetzung ist die Frist zur Unterbreitung eines Einigungs-
vorschlags nach § 105 Absatz 1 gehemmt. 

§ 104 Aufklärung des Sachverhalts 
(1) Die Schiedsstelle kann erforderliche Beweise in geeigneter Form erheben. 
Sie ist an Beweisanträge nicht gebunden. 
(2) Sie kann die Ladung von Zeugen und den Beweis durch Sachverständige 
von der Zahlung eines hinreichenden Vorschusses zur Deckung der Auslagen 
abhängig machen. 
(3) Den Beteiligten ist Gelegenheit zu geben, sich zu den Ermittlungs- und 
Beweisergebnissen zu äußern. 
(4) Die §§ 1050 und 1062 Absatz 4 der Zivilprozessordnung sind entsprechend 
anzuwenden. 

§ 105 Einigungsvorschlag der Schiedsstelle; Widerspruch 
(1) Die Schiedsstelle unterbreitet den Beteiligten innerhalb eines Jahres nach 
Zustellung des Antrags einen Einigungsvorschlag. Die Frist kann mit Zustim-
mung aller Beteiligten um jeweils ein halbes Jahr verlängert werden. 
(2) Der Einigungsvorschlag ist zu begründen und von sämtlichen für den 
Streitfall zuständigen Mitgliedern der Schiedsstelle zu unterschreiben. In dem 
Einigungsvorschlag ist auf die Möglichkeit des Widerspruchs und auf die Folgen 
bei Versäumung der Widerspruchsfrist hinzuweisen. Der Einigungsvorschlag ist 
den Beteiligten zuzustellen. Zugleich ist der Aufsichtsbehörde eine Abschrift des 
Einigungsvorschlags zu übermitteln. 
(3) Der Einigungsvorschlag gilt als angenommen und eine dem Inhalt des 
Vorschlags entsprechende Vereinbarung als zustande gekommen, wenn nicht 
innerhalb eines Monats nach Zustellung des Vorschlags ein schriftlicher Wider-
spruch bei der Schiedsstelle eingeht. Betrifft der Streitfall die Einräumung oder 
Übertragung von Nutzungsrechten der Kabelweitersendung, so beträgt die Frist 
drei Monate. 
(4) War einer der Beteiligten ohne sein Verschulden gehindert, den Wider-
spruch rechtzeitig einzulegen, so ist ihm auf Antrag Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand zu gewähren. Über den Wiedereinsetzungsantrag entscheidet die 
Schiedsstelle. Gegen die ablehnende Entscheidung der Schiedsstelle ist die sofor-
tige Beschwerde an das für den Sitz des Antragstellers zuständige Landgericht 
möglich. Die Vorschriften der Zivilprozessordnung über die Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand und die sofortige Beschwerde sind entsprechend anzuwen-
den. 
(5) Aus dem angenommenen Einigungsvorschlag findet die Zwangsvollstre-
ckung statt. § 797a der Zivilprozessordnung gilt entsprechend. 
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Unterabschnitt 2 
Besondere Verfahrensvorschriften 

§ 106 Einstweilige Regelungen 
Auf Antrag eines Beteiligten kann die Schiedsstelle eine einstweilige Regelung 
vorschlagen. § 105 Absatz 2 und 3 Satz 1 ist anzuwenden. Die einstweilige Rege-
lung gilt, wenn nichts anderes vereinbart wird, bis zum Abschluss des Verfah-
rens vor der Schiedsstelle. 

§ 107 Sicherheitsleistung 
(1) In Verfahren nach § 92 Absatz 1 Nummer 2 über die Vergütungspflicht für 
Geräte und Speichermedien kann die Schiedsstelle auf Antrag der Verwertungs-
gesellschaft anordnen, dass der beteiligte Hersteller, Importeur oder Händler für 
die Erfüllung des Anspruchs aus § 54 Absatz 1 des Urheberrechtsgesetzes Si-
cherheit zu leisten hat. Von der Anordnung nach Satz 1 hat sie abzusehen, wenn 
angemessene Teilleistungen erbracht sind. 
(2) Der Antrag muss die Höhe der begehrten Sicherheit enthalten. 
(3) Über Art und Höhe der Sicherheitsleistung entscheidet die Schiedsstelle 
nach billigem Ermessen. Bei der Höhe der Sicherheit kann sie nicht über den 
Antrag hinausgehen. 
(4) Das zuständige Oberlandesgericht (§ 129 Absatz 1) kann auf Antrag der 
Verwertungsgesellschaft durch Beschluss die Vollziehung einer Anordnung 
nach Absatz 1 zulassen, sofern nicht schon eine entsprechende Maßnahme des 
einstweiligen Rechtsschutzes bei einem Gericht beantragt worden ist. Das zu-
ständige Oberlandesgericht kann die Anordnung abweichend fassen, wenn dies 
zur Vollziehung notwendig ist. 
(5) Auf Antrag kann das zuständige Oberlandesgericht den Beschluss nach 
Absatz 4 aufheben oder ändern. 

§ 108 Schadensersatz 
Erweist sich die Anordnung einer Sicherheitsleistung nach § 107 Absatz 1 als 
von Anfang an ungerechtfertigt, so ist die Verwertungsgesellschaft, welche die 
Vollziehung der Anordnung erwirkt hat, verpflichtet, dem Antragsgegner den 
Schaden zu ersetzen, der ihm aus der Vollziehung entsteht. 

§ 109 Beschränkung des Einigungsvorschlags; Absehen vom Einigungs-
vorschlag 
(1) Sind bei Streitfällen nach § 92 Absatz 1 Nummer 1 und 2 die Anwendbar-
keit oder die Angemessenheit eines Tarifs bestritten und ist der Sachverhalt 
auch im Übrigen streitig, so kann sich die Schiedsstelle in ihrem Einigungsvor-
schlag auf eine Stellungnahme zur Anwendbarkeit oder Angemessenheit des 
Tarifs beschränken. 
(2) Sind bei Streitfällen nach § 92 Absatz 1 Nummer 1 und 2 die Anwendbar-
keit und die Angemessenheit eines Tarifs nicht bestritten, so kann die Schieds-
stelle von einem Einigungsvorschlag absehen. 

§ 110 Streitfälle über Gesamtverträge 
(1) Bei Streitfällen nach § 92 Absatz 1 Nummer 3 enthält der Einigungsvor-
schlag den Inhalt des Gesamtvertrags. Die Schiedsstelle kann einen Gesamtver-
trag nur mit Wirkung vom 1. Januar des Jahres vorschlagen, in dem der Antrag 
bei der Schiedsstelle gestellt wird. 
(2) Die Schiedsstelle unterrichtet das Bundeskartellamt über das Verfahren. 
§ 90 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen ist entsprechend anzuwenden. 
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§ 111 Streitfälle über Rechte der Kabelweitersendung 
Bei Streitfällen nach § 92 Absatz 2 gilt § 110 entsprechend. 

§ 112 Empirische Untersuchung zu Geräten und Speichermedien 
(1) In Verfahren nach § 93 muss der Antrag, mit dem die Schiedsstelle ange-
rufen wird, eine Auflistung der Verbände der betroffenen Hersteller, Importeure 
und Händler enthalten, soweit diese dem Antragsteller bekannt sind. 
(2) Die Schiedsstelle stellt den Antrag den darin benannten Verbänden mit 
der Aufforderung zu, binnen eines Monats schriftlich zu erklären, ob sie sich an 
dem Verfahren beteiligen wollen. Gleichzeitig veröffentlicht die Schiedsstelle 
den Antrag in geeigneter Form, verbunden mit dem Hinweis, dass sich betroffe-
ne Verbände von Herstellern, Importeuren und Händlern, denen der Antrag 
nicht zugestellt worden ist, binnen eines Monats ab Veröffentlichung des An-
trags durch schriftliche Erklärung gegenüber der Schiedsstelle an dem Verfahren 
beteiligen können. 

§ 113 Durchführung der empirischen Untersuchung 
Für die Durchführung der empirischen Untersuchung gemäß § 93 gilt § 104 mit 
der Maßgabe, dass die Schiedsstelle die Durchführung der empirischen Untersu-
chung nicht ablehnen kann. Die Schiedsstelle soll den Auftrag zur Durchfüh-
rung dieser Untersuchung erst erteilen, wenn die Verwertungsgesellschaft einen 
Vorschuss gezahlt hat. Sie soll darauf hinwirken, dass das Ergebnis der empiri-
schen Untersuchung spätestens ein Jahr nach Eingang des Antrags nach § 112 
Absatz 1 vorliegt. 

§ 114 Ergebnis der empirischen Untersuchung 
(1) Die Schiedsstelle stellt fest, dass das Ergebnis der empirischen Untersu-
chung den Anforderungen entspricht, die im Hinblick auf die Aufstellung eines 
Tarifes gemäß § 40 zu stellen sind. Andernfalls veranlasst sie seine Ergänzung 
oder Änderung. 
(2) Sie stellt das den Anforderungen entsprechende Ergebnis den Beteiligten 
zu und veröffentlicht es in geeigneter Form. § 105 ist nicht anzuwenden. 

§ 115 Verwertung von Untersuchungsergebnissen 
In Verfahren nach § 92 Absatz 1 Nummer 2 und 3 kann zur Sachverhaltsaufklä-
rung (§ 104) das Ergebnis einer empirischen Untersuchung herangezogen wer-
den, das aus einem Verfahren nach § 93 stammt. 

§ 116 Beteiligung von Verbraucherverbänden 
In Verfahren nach § 92 Absatz 1 Nummer 2 und 3 und § 93 gibt die Schiedsstelle 
den bundesweiten Dachorganisationen der mit öffentlichen Mitteln geförderten 
Verbraucherverbände Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme. Im Fall einer 
Stellungnahme ist § 114 Absatz 2 Satz 1 entsprechend anwendbar. 
 

Unterabschnitt 3 
Kosten sowie Entschädigung und Vergütung Dritter 

§ 117 Kosten des Verfahrens 
(1)  Für das Verfahren vor der Schiedsstelle erhebt die Aufsichtsbehörde Ge-
bühren und Auslagen (Kosten). 
(2) Die Gebühren richten sich nach dem Streitwert. Ihre Höhe bestimmt sich 
nach § 34 des Gerichtskostengesetzes. Der Streitwert wird von der Schiedsstelle 
festgesetzt. Er bemisst sich nach den Vorschriften, die für das Verfahren nach 
der Zivilprozessordnung vor den ordentlichen Gerichten gelten. 
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(3) Für Verfahren nach § 92 Absatz 1 Nummer 2, 3 und Absatz 2 sowie nach 
§ 94 wird eine Gebühr mit einem Gebührensatz von 3,0 erhoben. Wird das Ver-
fahren anders als durch einen Einigungsvorschlag der Schiedsstelle beendet, 
ermäßigt sich die Gebühr auf einen Gebührensatz von 1,0. Dasselbe gilt, wenn 
die Beteiligten den Einigungsvorschlag der Schiedsstelle annehmen. 
(4) Für Verfahren nach § 92 Absatz 1 Nummer 1 und § 93 wird eine Gebühr 
mit einem Gebührensatz von 1,0 erhoben. 
(5) Auslagen werden in entsprechender Anwendung der Nummern 9000 bis 
9009 und 9013 des Kostenverzeichnisses zum Gerichtskostengesetz erhoben. 

§ 118 Fälligkeit und Vorschuss 
(1) Die Gebühr wird mit der Beendigung des Verfahrens, Auslagen werden 
sofort nach ihrer Entstehung fällig. 
(2) Die Zustellung des verfahrenseinleitenden Antrags soll von der Zahlung 
eines Vorschusses durch den Antragsteller in Höhe eines Drittels der Gebühr 
abhängig gemacht werden. 

§ 119 Entsprechende Anwendung des Gerichtskostengesetzes 
§ 2 Absatz 1, 3 und 5 des Gerichtskostengesetzes, soweit diese Vorschriften für 
Verfahren vor den ordentlichen Gerichten anzuwenden sind, die §§ 5, 17 Absatz 
1 bis 3, die §§ 20, 21, 22 Absatz 1, § 28 Absatz 1 und 2, die §§ 29, 31 Absatz 1 und 
2 und § 32 des Gerichtskostengesetzes über die Kostenfreiheit, die Verjährung 
und die Verzinsung der Kosten, die Abhängigmachung der Tätigkeit der 
Schiedsstelle von der Zahlung eines Auslagenvorschusses, die Nachforderung 
und die Nichterhebung der Kosten sowie den Kostenschuldner sind entspre-
chend anzuwenden. 

§ 120 Entscheidung über Einwendungen 
Über Einwendungen gegen Verwaltungsakte beim Vollzug der Kostenvorschrif-
ten entscheidet das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Aufsichtsbehörde ihren 
Sitz hat. Die Einwendungen sind bei der Schiedsstelle oder der Aufsichtsbehörde 
zu erheben. § 19 Absatz 5 und § 66 Absatz 5 Satz 1, 5 und Absatz 8 des Gerichts-
kostengesetzes sind entsprechend anzuwenden; über die Beschwerde entschei-
det das im Rechtszug nächsthöhere Gericht. Die Erhebung von Einwendungen 
und die Beschwerde haben keine aufschiebende Wirkung. 

§ 121 Entscheidung über die Kostenpflicht 
(1) Die Schiedsstelle entscheidet über die Verteilung der Kosten des Verfah-
rens nach billigem Ermessen, soweit nichts anderes bestimmt ist. Die Schieds-
stelle kann anordnen, dass die einem Beteiligten erwachsenen notwendigen 
Auslagen ganz oder teilweise von einem gegnerischen Beteiligten zu erstatten 
sind, wenn dies der Billigkeit entspricht. 
(2) Die Entscheidung über die Kosten kann durch Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung angefochten werden, auch wenn der Einigungsvorschlag der 
Schiedsstelle angenommen wird. Über den Antrag entscheidet das Amtsgericht, 
in dessen Bezirk die Schiedsstelle ihren Sitz hat. 

§ 122 Festsetzung der Kosten 
(1) Die Kosten des Verfahrens (§ 117) und die einem Beteiligten zu erstatten-
den notwendigen Auslagen (§ 121 Absatz 1 Satz 2) werden von der Aufsichtsbe-
hörde festgesetzt. Die Festsetzung ist dem Kostenschuldner und, wenn nach 
§ 121 Absatz 1 Satz 2 zu erstattende notwendige Auslagen festgesetzt worden 
sind, auch dem Erstattungsberechtigten zuzustellen. 
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(2) Jeder Beteiligte kann innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach der 
Zustellung die gerichtliche Festsetzung der Kosten und der zu erstattenden 
notwendigen Auslagen beantragen. Zuständig ist das Amtsgericht, in dessen 
Bezirk die Aufsichtsbehörde ihren Sitz hat. Der Antrag ist bei der Aufsichtsbe-
hörde einzureichen. Die Aufsichtsbehörde kann dem Antrag abhelfen. 
(3) Aus dem Kostenfestsetzungsbeschluss findet die Zwangsvollstreckung in 
entsprechender Anwendung der Zivilprozessordnung statt. 

§ 123 Entschädigung von Zeugen und Vergütung der Sachverständigen 
(1) Zeugen erhalten eine Entschädigung und Sachverständige eine Vergütung 
nach Maßgabe der §§ 3, 5 bis 10, 12 und 19 bis 22 des Justizvergütungs- und -
entschädigungsgesetzes; die §§ 2 und 13 Absatz 1 und 2 Satz 1 bis 3 des Justiz-
vergütungs- und -entschädigungsgesetzes sind entsprechend anzuwenden. 
(2) Die Aufsichtsbehörde setzt die Entschädigung fest. 
(3) Zeugen und Sachverständige können die gerichtliche Festsetzung bean-
tragen. Über den Antrag entscheidet das Amtsgericht, in dessen Bezirk die 
Schiedsstelle ihren Sitz hat. Der Antrag ist bei der Aufsichtsbehörde einzu-
reichen oder zu Protokoll der Geschäftsstelle des Amtsgerichts zu erklären. Die 
Aufsichtsbehörde kann dem Antrag abhelfen. Kosten werden nicht erstattet. 
 

Unterabschnitt 4 
Organisation und Beschlussfassung der Schiedsstelle 

§ 124 Aufbau und Besetzung der Schiedsstelle 
(1) Die Schiedsstelle wird bei der Aufsichtsbehörde (§ 75) gebildet. Sie besteht 
aus dem Vorsitzenden oder seinem Vertreter und zwei Beisitzern. 
(2) Die Mitglieder der Schiedsstelle müssen die Befähigung zum Richteramt 
nach dem Deutschen Richtergesetz besitzen. Sie werden vom Bundesministeri-
um der Justiz und für Verbraucherschutz für einen bestimmten Zeitraum, der 
mindestens ein Jahr beträgt, berufen; Wiederberufung ist zulässig. 
(3) Bei der Schiedsstelle können mehrere Kammern gebildet werden. Die 
Besetzung der Kammern bestimmt sich nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2. 
(4) Die Geschäftsverteilung zwischen den Kammern wird durch den Präsi-
denten oder die Präsidentin des Deutschen Patent- und Markenamtes geregelt. 

§ 125 Aufsicht 
(1) Die Mitglieder der Schiedsstelle sind nicht an Weisungen gebunden. 
(2) Die Dienstaufsicht über die Schiedsstelle führt der Präsident oder die 
Präsidentin des Deutschen Patent- und Markenamtes. 

§ 126 Beschlussfassung der Schiedsstelle 
Die Schiedsstelle fasst ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. § 196 Absatz 2 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes ist anzuwenden. 

§ 127 Ausschließung und Ablehnung von Mitgliedern der Schiedsstelle 
Über die Ausschließung und Ablehnung von Mitgliedern der Schiedsstelle ent-
scheidet das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Schiedsstelle ihren Sitz hat. Das 
Ablehnungsgesuch ist bei der Schiedsstelle anzubringen. Im Übrigen gelten die 
§§ 41 bis 48 der Zivilprozessordnung entsprechend. 
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Abschnitt 2 
Gerichtliche Geltendmachung 

§ 128 Gerichtliche Geltendmachung 
(1) Bei Streitfällen nach § 92 Absatz 1 und 2 ist die Erhebung der Klage erst 
zulässig, wenn ein Verfahren vor der Schiedsstelle vorausgegangen ist oder 
nicht innerhalb der Frist gemäß § 105 Absatz 1 abgeschlossen wurde. Auf die 
Frist ist § 103 Absatz 2 anzuwenden. 
(2) Bei Streitfällen nach § 92 Absatz 1 Nummer 1 und 2 ist Absatz 1 nur an-
zuwenden, wenn die Anwendbarkeit oder die Angemessenheit des Tarifs bestrit-
ten ist. Stellt sich erst nach Eintritt der Rechtshängigkeit heraus, dass die An-
wendbarkeit oder die Angemessenheit des Tarifs bestritten ist, setzt das Gericht 
den Rechtsstreit durch Beschluss aus, um den Parteien die Anrufung der 
Schiedsstelle zu ermöglichen. Weist die Partei, die die Anwendbarkeit oder die 
Angemessenheit des Tarifs bestreitet, nicht innerhalb von zwei Monaten ab 
Verkündung oder Zustellung des Beschlusses über die Aussetzung nach, dass ein 
Antrag bei der Schiedsstelle gestellt ist, so wird der Rechtsstreit fortgesetzt; in 
diesem Fall gelten die Anwendbarkeit und die Angemessenheit des streitigen 
Tarifs als zugestanden. 
(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf Anträge auf Anordnung eines Arrests 
oder einer einstweiligen Verfügung. Nach Erlass eines Arrests oder einer einst-
weiligen Verfügung ist die Klage ohne die Beschränkung des Absatzes 1 zuläs-
sig, wenn der Partei nach den §§ 926 und 936 der Zivilprozessordnung eine Frist 
zur Erhebung der Klage bestimmt worden ist. 

§ 129 Zuständigkeit des Oberlandesgerichts 
(1) In Streitfällen nach § 92 Absatz 1 Nummer 2 und 3 sowie Absatz 2, nach 
§ 94 sowie über Ansprüche nach § 108 entscheidet ausschließlich das für den 
Sitz der Schiedsstelle zuständige Oberlandesgericht im ersten Rechtszug. 
(2) Für das Verfahren gilt der Erste Abschnitt des Zweiten Buchs der Zivil-
prozessordnung entsprechend. § 411a der Zivilprozessordnung ist mit der Maß-
gabe anwendbar, dass die schriftliche Begutachtung auch durch das Ergebnis 
einer empirischen Untersuchung aus einem Verfahren nach § 93 ersetzt werden 
kann. 
(3) Gegen die von dem Oberlandesgericht erlassenen Endurteile findet die 
Revision nach Maßgabe der Zivilprozessordnung statt. 
(4) In den Fällen des § 107 Absatz 4 und 5 entscheidet das für den Sitz der 
Schiedsstelle zuständige Oberlandesgericht durch unanfechtbaren Beschluss. 
Vor der Entscheidung ist der Gegner zu hören. 

§ 130 Entscheidung über Gesamtverträge 
Das Oberlandesgericht setzt den Inhalt der Gesamtverträge, insbesondere Art 
und Höhe der Vergütung, nach billigem Ermessen fest. Die Festsetzung ersetzt 
die entsprechende Vereinbarung der Beteiligten. Die Festsetzung eines Vertrags 
ist nur mit Wirkung vom 1. Januar des Jahres an möglich, in dem der Antrag bei 
der Schiedsstelle gestellt wird. 

§ 131 Ausschließlicher Gerichtsstand 
(1) Für Rechtsstreitigkeiten über Ansprüche einer Verwertungsgesellschaft 
wegen Verletzung eines von ihr wahrgenommenen Nutzungsrechts oder Einwil-
ligungsrechts ist das Gericht ausschließlich zuständig, in dessen Bezirk die 
Verletzungshandlung begangen worden ist oder der Verletzer seinen allgemei-
nen Gerichtsstand hat. § 105 des Urheberrechtsgesetzes bleibt unberührt. 
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(2) Sind nach Absatz 1 Satz 1 für mehrere Rechtsstreitigkeiten gegen densel-
ben Verletzer verschiedene Gerichte zuständig, so kann die Verwertungsgesell-
schaft alle Ansprüche bei einem dieser Gerichte geltend machen. 
 

Teil 6 
Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 132 Übergangsvorschrift für Erlaubnisse 
(1) Verwertungsgesellschaften, denen bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
eine Erlaubnis nach dem ersten Abschnitt des Urheberrechtswahrnehmungsge-
setzes in der bis zum 31. Mai 2016 geltenden Fassung erteilt ist, gilt die Erlaubnis 
nach § 77 als erteilt. 
(2) Organisationen, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits Urheberrech-
te und verwandte Schutzrechte wahrnehmen und die nach § 77 erstmalig einer 
Erlaubnis bedürfen, sind berechtigt, ihre Wahrnehmungstätigkeit ohne die 
erforderliche Erlaubnis bis zur Rechtskraft der Entscheidung über den Antrag 
auf Erteilung der Erlaubnis fortzusetzen, wenn sie 
1. der Aufsichtsbehörde die Wahrnehmungstätigkeit unverzüglich schriftlich 

anzeigen und 
2. bis spätestens 31. Dezember 2016 einen Antrag auf Erteilung der Erlaubnis 

(§ 78) stellen. 

§ 133 Anzeigefrist 
Ist eine Organisation gemäß den §§ 82, 90 oder 91 verpflichtet, die Aufnahme 
einer Wahrnehmungstätigkeit anzuzeigen, so zeigt sie dies der Aufsichtsbehörde 
spätestens am 1. Dezember 2016 an. 

§ 134 Übergangsvorschrift zur Anpassung des Statuts an die Vorgaben 
dieses Gesetzes 
Die Verwertungsgesellschaft passt das Statut, die Wahrnehmungsbedingungen 
und den Verteilungsplan unverzüglich, spätestens am 31. Dezember 2016, an die 
Vorgaben dieses Gesetzes an. 

§ 135 Informationspflichten der Verwertungsgesellschaft bei Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes 
(1) Die Verwertungsgesellschaft informiert ihre Berechtigten spätestens am 1. 
Dezember 2016 über die Rechte, die ihnen nach den §§ 9 bis 12 zustehen, ein-
schließlich der in § 11 genannten Bedingungen. 
(2) Die §§ 47 und 54 sind erstmals auf Geschäftsjahre anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 2015 beginnen. 

§ 136 Übergangsvorschrift für Erklärungen der Geschäftsführung und 
des Aufsichtsgremiums 
Erklärungen nach den §§ 21 und 22 sind erstmals für Geschäftsjahre abzugeben, 
die nach dem 31. Dezember 2015 beginnen. 

§ 137 Übergangsvorschrift für Rechnungslegung und Transparenzbe-
richt 
(1) Die §§ 57 und 58 über die Rechnungslegung und den jährlichen Transpa-
renzbericht sind erstmals auf Geschäftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. 
Dezember 2015 beginnen. 
(2) Für die Rechnungslegung und Prüfung für Geschäftsjahre, die vor dem 1. 
Januar 2016 enden, ist § 9 des Urheberrechtswahrnehmungsgesetzes in der bis 
zum 31. Mai 2016 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 
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§ 138 Übergangsvorschrift für Verfahren der Aufsichtsbehörde 
Verfahren der Aufsichtsbehörde, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht 
abgeschlossen sind, sind nach den Bestimmungen dieses Gesetzes weiterzufüh-
ren. 

§ 139 Übergangsvorschrift für Verfahren vor der Schiedsstelle und für 
die gerichtliche Geltendmachung 
(1) Die §§ 92 bis 127 sind auf Verfahren, die am 1. Juni 2016 bei der Schieds-
stelle anhängig sind, nicht anzuwenden; für diese Verfahren sind die §§ 14 bis 15 
des Urheberrechtswahrnehmungsgesetzes und die Urheberrechtsschiedsstellen-
verordnung, jeweils in der bis zum 31. Mai 2016 geltenden Fassung, weiter an-
zuwenden. 
(2) Abweichend von § 40 Absatz 1 Satz 2 können die Verwertungsgesellschaf-
ten Tarife auch auf Grundlage einer empirischen Untersuchung aufstellen, die 
bereits vor dem 1. Juni 2016 in einem Verfahren vor der Schiedsstelle durchge-
führt worden ist, sofern das Untersuchungsergebnis den Anforderungen des 
§ 114 Absatz 1 Satz 1 entspricht. Gleiches gilt für empirische Untersuchungen, 
die in einem Verfahren durchgeführt werden, das gemäß Absatz 1 noch auf 
Grundlage des bisherigen Rechts durchgeführt wird. 
(3) Die §§ 128 bis 131 sind auf Verfahren, die am 1. Juni 2016 bei einem Ge-
richt anhängig sind, nicht anzuwenden; für diese Verfahren sind die §§ 16, 17 
und 27 Absatz 3 des Urheberrechtswahrnehmungsgesetzes in der bis zum 31. 
Mai 2016 geltenden Fassung weiter anzuwenden. 

Anlage (zu § 58 Absatz 2) 
Inhalt des jährlichen Transparenzberichts 
(Fundstelle: BGBl. I 2016,1214 - 1215) 
1. Der jährliche Transparenzbericht gemäß § 58 Absatz 1 muss enthalten: 

a) den Jahresabschluss einschließlich der Kapitalflussrechnung; 
b) einen Bericht über die Tätigkeiten im abgelaufenen Geschäftsjahr; 
c) c)Angaben zu abgelehnten Anfragen von Nutzern betreffend die Ein-

räumung von Nutzungsrechten; 
d) eine Beschreibung von Rechtsform und Organisationsstruktur; 
e) Angaben zu den von der Verwertungsgesellschaft abhängigen Verwer-

tungseinrichtungen, einschließlich der diese Einrichtungen betreffen-
den Informationen nach Nummer 1 Buchstabe b bis d; 

f) Angaben zum Gesamtbetrag der im Vorjahr an die in § 18 Absatz 1 
genannten Personen gezahlten Vergütungen und sonstigen Leistun-
gen; 

g) die Finanzinformationen nach Nummer 2, jeweils aufgeschlüsselt nach 
Verwertungsgesellschaft und von der Verwertungsgesellschaft abhän-
gigen Verwertungseinrichtungen (§ 3); 

h) einen gesonderten Bericht nach Nummer 3, jeweils aufgeschlüsselt 
nach Verwertungsgesellschaft und von der Verwertungsgesellschaft 
abhängige Verwertungseinrichtungen (§ 3). 

2. Finanzinformationen im Sinne der Nummer 1 Buchstabe g sind: 
a) Informationen über die Einnahmen aus den Rechten nach Kategorien 

der wahrgenommenen Rechte und Art der Nutzung (beispielsweise 
Hörfunk und Fernsehen, Online-Nutzung, Aufführung) und die Ver-
wendung dieser Einnahmen, d. h. ob diese an die Berechtigten oder 
andere Verwertungsgesellschaften verteilt oder anderweitig verwen-
det wurden; 
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b) umfassende Informationen zu den Kosten der Rechtewahrnehmung 
und zu den Kosten für sonstige Leistungen, die die Verwertungsgesell-
schaft für die Berechtigten und Mitglieder erbringt, insbesondere: 

aa) sämtliche Betriebs- und Finanzkosten, aufgeschlüsselt nach Katego-
rien der wahrgenommenen Rechte und, wenn sich die Kosten nicht di-
rekt einer oder mehreren Kategorien von Rechten zuordnen lassen, ei-
ne Erläuterung, wie diese Kosten auf die Rechtekategorien umgelegt 
wurden; 

bb) Betriebs- und Finanzkosten im Zusammenhang mit der Rechtewahr-
nehmung, einschließlich der von den Einnahmen aus den Rechten ab-
gezogenen Verwaltungskosten, aufgeschlüsselt nach Kategorien der 
wahrgenommenen Rechte und, wenn sich die Kosten nicht direkt einer 
oder mehreren Kategorien von Rechten zuordnen lassen, eine Erläute-
rung, wie diese Kosten auf die Rechtekategorien umgelegt wurden; 

cc) Betriebs- und Finanzkosten, die nicht im Zusammenhang mit der 
Rechtewahrnehmung stehen, einschließlich solcher für soziale und 
kulturelle Leistungen; 

dd) Mittel zur Deckung der Kosten, insbesondere Angaben dazu, inwie-
weit Kosten aus den Einnahmen aus den Rechten, aus dem eigenen 
Vermögen oder aus sonstigen Mitteln gedeckt wurden; 

ee) Abzüge von den Einnahmen aus den Rechten, aufgeschlüsselt nach 
Kategorien der wahrgenommenen Rechte und Art der Nutzung, sowie 
den Zweck der Abzüge, beispielsweise Kosten für die Rechtewahr-
nehmung oder für soziale und kulturelle Leistungen; 

ff) prozentualer Anteil sämtlicher Kosten für die Rechtewahrnehmung 
und für sonstige an Berechtigte und Mitglieder erbrachte Leistungen 
im Verhältnis zu den Einnahmen aus den Rechten im jeweiligen Ge-
schäftsjahr, aufgeschlüsselt nach Kategorien der wahrgenommenen 
Rechte und, wenn sich die Kosten nicht direkt einer oder mehreren 
Kategorien von Rechten zuordnen lassen, eine Erläuterung, wie diese 
Kosten auf die Rechtekategorien umgelegt wurden; 

c) umfassende Informationen zu den Beträgen, die den Berechtigten zu-
stehen, insbesondere: 

aa) Gesamtsumme der den Berechtigten zugewiesenen Beträge, aufge-
schlüsselt nach Kategorien der wahrgenommenen Rechte und Art der 
Nutzung; 

bb) Gesamtsumme der an die Berechtigten ausgeschütteten Beträge, auf-
geschlüsselt nach Kategorien der wahrgenommenen Rechte und Art 
der Nutzung; 

cc) Ausschüttungstermine, aufgeschlüsselt nach Kategorien der wahrge-
nommenen Rechte und Art der Nutzung; 

dd) Gesamtsumme der Beträge, die noch nicht den Berechtigten zuge-
wiesen wurden, aufgeschlüsselt nach Kategorien der wahrgenomme-
nen Rechte und Art der Nutzung, unter Angabe des Geschäftsjahres, in 
dem die Beträge eingenommen wurden; 

ee) Gesamtsumme der den Berechtigten zugewiesenen, aber noch nicht 
an sie ausgeschütteten Beträge, aufgeschlüsselt nach Kategorien der 
wahrgenommenen Rechte und Art der Nutzung, unter Angabe des Ge-
schäftsjahres, in dem die Beträge eingenommen wurden; 

ff) Gründe für Zahlungsverzögerungen, wenn die Verwertungsgesell-
schaft die Verteilung nicht innerhalb der Verteilungsfrist (§ 28) durch-
geführt hat; 
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gg) Gesamtsumme der nicht verteilbaren Beträge mit einer Erläuterung 
zu ihrer Verwendung; 

d) Informationen zu Beziehungen zu anderen Verwertungsgesellschaften, 
insbesondere: 

aa) jeweils von anderen Verwertungsgesellschaften erhaltene oder an 
diese gezahlte Beträge, aufgeschlüsselt nach Kategorien der wahrge-
nommenen Rechte und Art der Nutzung; 

bb) Verwaltungskosten und sonstige Abzüge von den jeweils anderen 
Verwertungsgesellschaften zustehenden Einnahmen aus den Rechten, 
aufgeschlüsselt nach Kategorien der wahrgenommenen Rechte und 
Art der Nutzung; 

cc) Verwaltungskosten und sonstige Abzüge von den jeweils von ande-
ren Verwertungsgesellschaften empfangenen Beträgen, aufgeschlüsselt 
nach Kategorien der wahrgenommenen Rechte; 

dd) Beträge, die die Verwertungsgesellschaft unmittelbar an die von der 
jeweils anderen Verwertungsgesellschaft vertretenen Rechtsinhaber 
verteilt hat, aufgeschlüsselt nach Kategorien der wahrgenommenen 
Rechte. 

3. Der gesonderte Bericht gemäß Nummer 1 Buchstabe h muss folgende In-
formationen enthalten: 
a) die im Geschäftsjahr von den Einnahmen aus den Rechten für soziale 

und kulturelle Leistungen abgezogenen Beträge, aufgeschlüsselt nach 
Verwendungszweck, und für jeden einzelnen Verwendungszweck auf-
geschlüsselt nach Kategorien der wahrgenommenen Rechte und Art 
der Nutzung; 

b) eine Erläuterung, wie diese Beträge verwendet wurden, aufgeschlüs-
selt nach dem Verwendungszweck, einschließlich 

aa) der Beträge, die zur Deckung der Kosten verwendet werden, die im 
Zusammenhang mit der Verwaltung sozialer und kultureller Leistun-
gen entstehen, und 

bb) der tatsächlich für soziale oder kulturelle Leistungen verwendeten 
Beträge. 
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XVII. Verordnung über gewerbsmäßige Versteigerungen (VerstV) 

Versteigererverordnung vom 24. April 2003 (BGBl. I S. 547), die zuletzt durch Artikel 2a 
Absatz 4 des Gesetzes vom 4. März 2013 (BGBl. I S. 362) geändert worden ist. 
Stand: Zuletzt geändert durch Art. 2a Abs. 4 G v. 4.3.2013 I 362 

§ 1 Versteigerungsauftrag 
Der Versteigerer darf nur auf Grund eines schriftlichen Vertrags mit dem Inhalt 
nach Satz 2 versteigern. Der Vertrag muss enthalten: 
1. Vor- und Nachnamen sowie Anschrift des Auftraggebers, 
2. die Bezeichnung der einzelnen zur Versteigerung bestimmten Sachen und 

Rechte außer bei Sachgesamtheiten, wenn der Auftraggeber auf die Be-
zeichnung der einzelnen Sachen im Vertrag verzichtet hat, 

3. die Höhe eines vom Auftraggeber zu zahlenden Entgelts, 
4. die Beträge, die der Auftraggeber als Anteil an den Kosten und baren Aus-

lagen der Versteigerung sowie für eine Schätzung und Begutachtung zu 
zahlen hat, 

5. den Betrag, den der Auftraggeber dem Versteigerer zu zahlen hat, wenn er 
den Auftrag ganz oder teilweise zurücknimmt, 

6. Angaben darüber, 
a) wie lange der Auftraggeber an den Auftrag gebunden ist, 
b) ob und welche Mindestpreise festgesetzt werden, 
c) ob Gold- und Silbersachen unter dem Gold- oder Silberwert zuge-

schlagen werden können. 

§ 2 Verzeichnis 
(1) Der Versteigerer hat bis spätestens zwei Wochen vor der Versteigerung ein 
Verzeichnis der zu versteigernden Sachen anzufertigen, in dem das Versteige-
rungsgut jedes Auftraggebers einheitlich zu kennzeichnen ist. Das Versteige-
rungsgut ist durch den Namen des Auftraggebers oder durch Deckworte, Buchsta-
ben oder Zahlen bei jeder einzelnen Nummer des Verzeichnisses oder bei über-
sichtlichen Zusammenstellungen der den einzelnen Auftraggebern gehörenden 
Sachen zu kennzeichnen. Bei den Zusammenstellungen sind die Sachen, die dem 
Versteigerer gehören, gesondert aufzuführen und als solche zu kennzeichnen. 
(2) Absatz 1 gilt nicht für Briefmarkenversteigerungen, Münzversteigerungen 
und öffentliche Versteigerungen auf Grund gesetzlicher Vorschrift (§ 383 Abs. 3 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs). Bei freiwilligen Hausrat- und Nachlassversteige-
rungen können durch die am Ort der Versteigerung zuständige Behörde Aus-
nahmen von den Anforderungen nach Absatz 1 zugelassen werden. 

§ 3 Anzeige 
(1) Der Versteigerer hat jede Versteigerung spätestens zwei Wochen vor dem 
in Aussicht genommenen Versteigerungstermin der zuständigen Behörde sowie 
der Industrie- und Handelskammer, in deren Bezirk die Versteigerung stattfin-
den soll, schriftlich mit den Angaben nach Absatz 2 anzuzeigen. Die Behörde 
kann in Ausnahmefällen, insbesondere bei leicht verderblichem Versteigerungs-
gut, die Frist auf Antrag abkürzen. Bei der Versteigerung von landwirtschaftli-
chem Inventar, landwirtschaftlichen und forstwirtschaftlichen Erzeugnissen 
oder Vieh ist keine Anzeige erforderlich. 
(2) In der Anzeige sind Ort und Zeitpunkt der Versteigerung sowie die Gat-
tung der zu versteigernden Ware anzugeben. In den Fällen des § 6 Abs. 1 Satz 1 
sind der Anlass der Versteigerung sowie Name und Anschrift der Auftraggeber 
anzugeben. 
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(2a) Erkennt der Versteigerer in den Fällen des § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 
erst nach Erstattung der Anzeige nach Absatz 1, dass einzelne Gegenstände zu 
dem zu versteigernden Nachlass oder der zur versteigernden Insolvenzmasse 
oder zum aufgegebenen Geschäftsbetrieb gehören, darf er diese Gegenstände 
versteigern, wenn er dies der zuständigen Behörde sowie der Industrie- und 
Handelskammer unter Bezugnahme auf die nach Absatz 1 erstattete Anzeige 
unverzüglich anzeigt. 
(3) Eine neue Versteigerung am Ort der vorhergehenden Versteigerung darf 
erst dann begonnen werden, wenn die vorhergehende Versteigerung mindestens 
vor fünf Tagen beendet wurde. Keine der Versteigerungen darf die Dauer von 
sechs Tagen überschreiten. Die zuständige Behörde kann in Einzelfällen, insbe-
sondere bei Grundstücksversteigerungen, gegebenenfalls nach Einholen einer 
Stellungnahme bei der örtlich zuständigen Industrie- und Handelskammer, 
Ausnahmen von den Fristen der Sätze 1 und 2 zulassen. 
(4) Der Versteigerer hat auf Verlangen 
1. weitere erforderliche Unterlagen und Informationen herauszugeben, 
2. eine Vorabbesichtigung des Versteigerungsgutes zu ermöglichen, 
3. im Einzelnen nachzuweisen, dass es sich beim Versteigerungsgut um ge-

brauchte Ware handelt oder hierfür die Ausnahmetatbestände des § 6 Abs. 
1 vorliegen. 

Zur Ausübung der Befugnisse nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 kann sich die Behörde der 
Industrie- und Handelskammern bedienen. Die Behörde kann die Industrie- und 
Handelskammer auch auffordern, bis zum dritten Tag vor der Versteigerung 
eine Stellungnahme abzugeben. 
(5) Auf Versteigerungen im Reisegewerbe findet § 56a Abs. 2 der Gewerbe-
ordnung keine Anwendung. 

§ 4 Besichtigung 
Der Versteigerer hat für die Dauer von mindestens zwei Stunden Gelegenheit 
zur Besichtigung des Versteigerungsgutes zu geben. Die zuständige Behörde 
kann Ausnahmen zulassen, wenn der Versteigerer den Bietern in anderer Weise 
hinreichend Gelegenheit gibt, das Versteigerungsgut zu beurteilen. 

§ 5 (weggefallen) 

§ 6 Ausnahme von den verbotenen Tätigkeiten 
(1) Das Verbot der Versteigerung von Waren, die in offenen Verkaufsstellen 
feilgeboten werden und die ungebraucht sind oder deren bestimmungsgemäßer 
Gebrauch in ihrem Verbrauch besteht (§ 34b Abs. 6 Nr. 5 Buchstabe b der Ge-
werbeordnung), gilt nicht, wenn das Versteigerungsgut 
1. zu einem Nachlass oder einer Insolvenzmasse gehört, 
2. wegen Geschäftsaufgabe veräußert wird, 
3. im Wege der öffentlichen Versteigerung auf Grund gesetzlicher Vorschrift 

veräußert wird (§ 383 Abs. 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs). 
Die zuständige Behörde kann im Einzelfall nach Anhörung der für den Verstei-
gerungsort zuständigen Industrie- und Handelskammer weitere Ausnahmen 
zulassen, wenn nicht zu befürchten ist, dass die Versteigerung den Absatz ver-
gleichbarer Waren im Einzelhandel empfindlich beeinträchtigen würde. 
(2) Der Versteigerer darf in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 nicht versteigern, 
wenn 
1. die Versteigerung in räumlichem oder zeitlichem Zusammenhang mit einer 

anderen Verkaufsveranstaltung steht, es sei denn, es handelt sich um einen 
Räumungsverkauf wegen Geschäftsaufgabe, oder 
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2. das Versteigerungsgut zum Zweck der Versteigerung in eine andere Ge-
meinde verbracht ist; dies gilt nicht, soweit der Versteigerer glaubhaft 
macht, dass es sich um einen geeigneten anderen Ort im Sinne des § 383 
Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs handelt. 

Die für den Versteigerungsort zuständige Behörde kann im Einzelfall unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 Ausnahmen zulassen. 

§ 7 Zuschlag 
Der Versteigerer darf den Zuschlag erst erteilen, wenn nach dreimaligem Wie-
derholen des Höchstgebots kein Übergebot abgegeben wird. 

§ 8 Buchführung 
(1) Der Versteigerer hat über jeden Versteigerungsauftrag und dessen Ab-
wicklung nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung Aufzeichnun-
gen zu machen sowie Unterlagen und Belege zu sammeln. Die Aufzeichnungen 
sind unverzüglich und in deutscher Sprache zu machen. § 239 Abs. 2 bis 4 des 
Handelsgesetzbuchs gilt sinngemäß. 
(2) Die Aufzeichnungen, Unterlagen und Belege sind in den Geschäftsräumen 
drei Jahre aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des 
Kalenderjahrs, in dem Aufzeichnungen zu machen, Unterlagen oder Belege zu 
sammeln waren. 
(3) Soweit sich aus handels- oder steuerrechtlichen Bestimmungen Pflichten 
zur Buchführung ergeben, die der Pflicht nach Absatz 1 vergleichbar sind, kann 
der Gewerbetreibende auf diese Buchführung verweisen; die Aufbewahrungs-
pflichten nach Absatz 2 gelten in diesem Fall entsprechend. 

§ 9 Untersagung, Aufhebung und Unterbrechung der Versteigerung 
Die zuständige Behörde kann die Versteigerung ganz oder teilweise untersagen 
oder eine begonnene Versteigerung aufheben oder unterbrechen, wenn der 
Versteigerer gegen § 34b Abs. 6 oder 7 der Gewerbeordnung oder gegen § 2 Abs. 
1 oder §§ 3, 4 oder § 6 Abs. 2 dieser Verordnung verstößt oder verstoßen hat. 

§ 10 Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 144 Absatz 2 Nummer 1b der Gewerbe-
ordnung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. entgegen § 1 Satz 1 ohne schriftlichen Vertrag versteigert, 
2. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 1 ein Verzeichnis nicht, nicht richtig, nicht voll-

ständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig anfer-
tigt, 

3. entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig erstattet, 

4. entgegen § 3 Abs. 3 Satz 1 eine neue Versteigerung beginnt, 
5. entgegen § 3 Abs. 4 Satz 1 eine Unterlage oder eine Information nicht oder 

nicht rechtzeitig herausgibt, eine Vorabbesichtigung nicht oder nicht recht-
zeitig ermöglicht oder einen Nachweis nicht oder nicht rechtzeitig führt, 

6. (weggefallen) 
7. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 oder 2 eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig, 

nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzei-
tig macht oder 

8. entgegen § 8 Abs. 2 Satz 1 eine Aufzeichnung, eine Unterlage oder einen 
Beleg nicht oder nicht mindestens drei Jahre aufbewahrt. 
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(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 145 Abs. 2 Nr. 8 der Gewerbeordnung 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung 
in Ausübung eines Reisegewerbes begeht. 
(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 146 Abs. 2 Nr. 11 der Gewerbeordnung 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung 
in Ausübung eines Messe-, Ausstellungs- oder Marktgewerbes begeht. 
(4) Wer durch eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung Leben oder Gesundheit 
eines anderen oder fremde Sachen von bedeutendem Wert gefährdet, ist nach 
§ 148 Nr. 2 der Gewerbeordnung strafbar. 

§ 11 Anwendung bei grenzüberschreitender Dienstleistungserbringung 
(1) Üben Gewerbetreibende von einer Niederlassung in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum aus im Geltungsbereich 
dieser Verordnung vorübergehend selbständig eine gewerbsmäßige Tätigkeit als 
Versteigerer aus, sind die §§ 2 bis 10 insoweit nicht anwendbar. § 4 Absatz 2 der 
Gewerbeordnung gilt entsprechend. 
(2) Die §§ 8 und 10 Absatz 1 Nummer 7 und 8, jeweils auch in Verbindung 
mit § 10 Absatz 2 bis 4, sind auch anzuwenden, wenn im Inland niedergelasse-
ne Gewerbetreibende die Dienstleistungsfreiheit in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum in Anspruch nehmen und dort 
vorübergehend selbständig eine gewerbsmäßige Tätigkeit als Versteigerer 
ausüben. 
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XVIII. Satzung der Gema in der Fassung vom 8./9. April 2014 

§ 1 Name und Sitz 
Der wirtschaftliche Verein GEMA Gesellschaft für musikalische Aufführungs- 
und mechanische Vervielfältigungsrechte hat seinen Sitz in Berlin. Seine Rechts-
fähigkeit beruht gemäß § 22 BGB auf staatlicher Verleihung. 

§ 2 Zweck 
1. Zweck des Vereins ist der Schutz des Urhebers und die Wahrnehmung 

seiner Rechte im Rahmen dieser Satzung. Seine Einrichtung ist uneigennüt-
zig und nicht auf die Erzielung von Gewinn gerichtet. 

2. Dem Verein obliegt die treuhänderische Wahrnehmung der ihm von seinen  
Mitgliedern und Dritten durch uni- oder bilaterale Verträge zur Verwer-
tung übertragenen Rechte Er kann alles tun, was zur Wahrung der ihm 
übertragenen Rechte erforderlich ist. Hierzu zählt zum Beispiel auch die 
Beteiligung der GEMA an Unternehmen, die urheberrechtliche Nutzungs-
rechte für mehrere Länder zentral wahrnehmen. Sofern dies einer effektive-
ren Wahrnehmung der übertragenen Rechte dient, kann sich die GEMA 
auch an sonstigen Unternehmen beteiligen. Der Verein ist berechtigt, den-
jenigen, die die ihm übertragenen Rechte nutzen wollen, die hierzu not-
wendige Genehmigung zu erteilen. Der Verein ist nach Maßgabe von §11 
UrhWG hierzu verpflichtet. 

3. Der Verein ist auch berechtigt, Mandate von Verwertungsgesellschaften 
sowie von sonstigen Rechteinhabern zu übernehmen, wenn dies für die 
Mitglieder vorteilhaft ist. Der Verein kann ferner mit anderen zusammen-
wirken, auch soweit Gegenstand von deren Tätigkeit nicht nur Urheber-
rechte, sondern auch verwandte Schutzrechte im Sinne des UrhG sind. 

4. Bei Vergebung der Rechte werden die Bedürfnisse der kulturellen Musik-
pflege berücksichtigt 

§ 3 Wahrnehmung 
Die von dem Verein wahrzunehmenden Rechte werden ihm durch Abschluss 
eines besonderen Vertrages (Berechtigungsvertrag) übertragen, in dem auch der 
Umfang der wahrzunehmenden Rechte festgelegt wird. Im Falle des §2 Ziffer 3 
Satz 1 erfolgt die Rechteeinräumung durch Mandatsvertrag.  
Der Berechtigungsvertrag muss enthalten: 

a) dass sämtliche dem Berechtigten gegenwärtig zustehenden und alle 
zukünftig entstehenden Rechte mit der Maßgabe übertragen werden, 
dass die Übertragung für drei Jahre, jedoch mindestens bis zum Jah-
resende nach Ablauf des dritten Jahres erfolgt und sich die Übertra-
gung jeweils um drei Jahre verlängert, falls der Berechtigungsvertrag 
nicht unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten zum Ende des 
jeweiligen Drei-Jahres-Zyklus schriftlich gekündigt wird; der Berech-
tigungsvertrag kann für Onlinenutzungen kürzere Kündigungsfristen 
vorsehen. 

b) dass die Satzung und der Verteilungsplan anerkannt werden, 
c) dass die vom Aufsichtsrat zu bestimmenden Gebühren gezahlt werden, 
d) dass im Falle des Todes des Berechtigten die Rechtsnachfolger in den 

Urheberrechten einen Bevollmächtigten zu ernennen haben, der für sie 
die Rechte aus dem Berechtigungsvertrag wahrzunehmen hat, 

e) dass der Berechtigte die Tarifpartner der GEMA oder anderer Verwer-
tungsgesellschaften nicht direkt oder indirekt an seinem Aufkommen 
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beteiligt, damit diese bei der Nutzung des GEMA-Repertoires bestimm-
te Werke des Berechtigten in ungerechtfertigter Weise bevorzugen. 
(Eine solche „Bevorzugung in ungerechtfertigter Weise“ ist z.B. dann 
gegeben, wenn der vorgenannte Berechtigte eine Verwertung von 
Werken durch den Tarifpartner von der unentgeltlichen Übertragung 
der Verlagsrechte an den Berechtigten auf direkte oder indirekte Wei-
se zur Bedingung macht; die Gewährung verrechenbarer Vorschüsse 
stellt jedoch keine entgeltliche Übertragung im Sinne dieser Bestim-
mung dar. Über per Antrag zu begründende Ausnahmen befindet der 
Vorstand und Aufsichtsrat). 

f) Im Falle der Zuwiderhandlung ist der Berechtigte verpflichtet, einen 
Betrag in der Höhe an die Sozialkasse der GEMA abzuführen, in der er 
den Tarifpartner an seinem Aufkommen beteiligt hat. Übersteigt der 
an den Tarifpartner abgeführte Betrag die auf den Berechtigten entfal-
lende Vergütung für das betroffene Werk, so ist nur diese Vergütung 
an die Sozialkasse der GEMA abzuführen. 

g) Die anderen Vorschriften der Satzung über satzungswidriges Verhal-
ten bleiben unberührt.  

Abschluss und Kündigung des Berechtigungsvertrags können auf die Rechts-
übertragung für bestimmte Nutzungsarten und / oder für bestimmte Länder 
beschränkt werden. Solche Beschränkungen können sich jedoch nur auf die 
Übertragung der Rechte an allen Werken des Berechtigten, nicht auf die Rechte 
an einzelnen seiner Werke beziehen. Von solchen Beschränkungen der Rechts-
übertragung bleiben die Mitgliedschaftsrechte des Berechtigten unberührt. Für 
den Erwerb der ordentlichen Mitgliedschaft oder deren Erhaltung bleiben jedoch 
die Vorschriften der §§ 7 und 9 Abschnitt A der Satzung über das Erfordernis 
eines Mindestaufkommens maßgebend. 

§ 4 Geschäftsjahr 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 5 Organe des Vereins 
Die Organe des Vereins sind: 

a) die Versammlung der ordentlichen Mitglieder, 
b) der Aufsichtsrat, 
c) der Vorstand im Sinne des BGB. 

§ 5a 
Die Tätigkeit der Mitglieder des Aufsichtsrats, der Ausschüsse und Kommissio-
nen ist ehrenamtlich. Soweit nicht in dieser Satzung etwas anderes bestimmt ist, 
erhalten sie lediglich Ersatz ihrer Reisekosten und Barauslagen sowie pauschale 
Sitzungsgelder in angemessener Höhe. Die pauschalen Sitzungsgelder werden 
durch Beschluss der Sitzungsgeldkommission festgelegt. Sie tragen der Natur 
der Tätigkeit, der Verantwortung und dem mit dem Amt typischerweise ver-
bundenen Tätigkeitsumfang sowie der wirtschaftlichen Lage der GEMA Rech-
nung. Dabei sollen der Vorsitz und der stellvertretende Vorsitz in Aufsichtsrat, 
Ausschüssen und Kommissionen berücksichtigt werden. 
Die Mitglieder des Vorstands erhalten für ihre Tätigkeit eine Vergütung, die 
vom Aufsichtsrat festgelegt wird. 

§ 6 Mitgliedschaft 
1. Der Verein unterscheidet zwischen ordentlichen Mitgliedern, außeror-

dentlichen Mitgliedern und angeschlossenen Mitgliedern. Ordentliches o-
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der außerordentliches Mitglied der GEMA kann nur werden, wer selbst Ur-
heber im Sinne des Urheberrechtsgesetzes ist oder einen Musikverlag be-
treibt. 

2. Die Bezeichnung „angeschlossenes Mitglied“ führt der Berechtigte, der 
weder die Voraussetzungen der außerordentlichen noch der ordentlichen 
Mitgliedschaft erfüllt, mit der Unterzeichnung des Berechtigungsvertrages 
(§3). Er ist kein Mitglied im Sinne des Vereinsrechts. Das Rechtsverhältnis 
zwischen ihm und dem Verein, im Besonderen auch dessen Beendigung, 
richtet sich ausschließlich nach dem Berechtigungsvertrag. 

3. Der Erwerb der außerordentlichen Mitgliedschaft setzt einen Antrag an den 
Vorstand voraus, in dem sich der Antragsteller den Bestimmungen des in 
der Geschäftsordnung für den Aufnahmeausschuss geregelten Aufnahme-
verfahrens und den Aufnahmebedingungen unterwirft. Die Geschäftsord-
nung für den Aufnahmeausschuss und die Aufnahmebedingungen werden 
vom Aufsichtsrat beschlossen. Mit dem Antrag verpflichtet sich der An-
tragsteller im Besonderen, dem Aufnahmeausschuss alle von ihm geforder-
ten Auskünfte zu erteilen und sich als Urheber gegebenenfalls der in der 
Geschäftsordnung für den Aufnahmeausschuss vorgesehenen Klausurprü-
fung zu unterziehen. Lehnt der Vorstand aufgrund einer Empfehlung des 
Aufnahmeausschusses den Antrag ab, so hat er dem Antragsteller die Stel-
lungnahme des Ausschusses mitzuteilen. Der Antragsteller ist berechtigt, 
gegen die Ablehnung innerhalb sechs Wochen nach Zugang Beschwerde 
beim Aufsichtsrat einzulegen, der dann endgültig über den Antrag ent-
scheidet. 

4. Im Übrigen können außerordentliche und ordentliche Mitglieder des Ver-
eins nur werden: 
a) Komponisten und Textdichter, die die deutsche Staatsangehörigkeit 

oder die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedsstaates der Europäischen 
Union besitzen oder ihren steuerlichen Wohnsitz in Deutschland oder 
in einem anderen Mitgliedsstaat der Europäischen Union haben. Für 
Komponisten und Textdichter, denen vor 1946 die deutsche Staatsan-
gehörigkeit aus politischen oder „rassischen“ Gründen aberkannt wor-
den ist, gilt Satz 1 entsprechend. Ausnahmen bedürfen der Zustim-
mung des Aufsichtsrats. 

b) Musikverlage, die ihren Sitz im Verwaltungsgebiet des Vereins oder in 
einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union haben und im Handels-
register eingetragen sind. Auf Verlangen des Vorstands sind die Fir-
men verpflichtet, einen Handelsregisterauszug nach dem neuesten 
Stand vorzulegen. Bestehende Mitgliedschaften werden durch diese 
Bestimmungen nicht berührt. Als Musikverlag kann nur eine Firma als 
Mitglied aufgenommen werden, die Werke der Musik aufgrund 
schriftlich im Sinne des geltenden Verlagsgesetzes geschlossener Ver-
lagsverträge vervielfältigt und verbreitet. Darunter sind nur die han-
delsübliche Herstellung und der handelsübliche Vertrieb von Noten 
(auch als Mietmaterial) zu verstehen. Musikverlage, die in Form einer 
Gesellschaft geführt werden, sind verpflichtet, die Beteiligungsver-
hältnisse offenzulegen. Befinden sich Kapitalanteile unmittelbar oder 
mittelbar in Händen einer anderen Gesellschaft, so erstreckt sich die 
Verpflichtung zur Offenlegung auch auf diese.  

Die besonderen zusätzlichen Voraussetzungen zum Erwerb der ordentlichen 
Mitgliedschaft sind in den §§ 7 und 8 geregelt. 
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5. Zugehörigkeit zu früheren Verwertungsgesellschaften wird auf die Mit-
gliedschaftsdauer insoweit angerechnet, als das Mitglied Bezugsberechtig-
ter der STAGMA, Genosse der früheren GEMA, ordentliches Mitglied der 
GDT oder Genosse der früheren AKM gewesen ist. Die Zugehörigkeit zu 
einer anderen Verwertungsgesellschaft kann in Ausnahmefällen mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats angerechnet werden. 

§ 7 
1. Die ordentliche Mitgliedschaft kann nur nach fünfjähriger außerordentli-

cher Mitgliedschaft erworben werden von: 
a) Komponisten, die in fünf aufeinander folgenden Jahren ein Min-

destaufkommen von EUR 30000,00, jedoch in vier aufeinander folgen-
den Jahren mindestens EUR 1800,00 jährlich von der GEMA bezogen 
haben  

b) Textdichtern, die in fünf aufeinander folgenden Jahren ein Min-
destaufkommen von EUR 30000,00, jedoch in vier aufeinander folgen-
den Jahren mindestens EUR 1800,00 jährlich von der GEMA bezogen 
haben. 

c) Musikverlegern, die in fünf aufeinander folgenden Jahren ein Min-
destaufkommen von EUR 75000,00, jedoch in vier aufeinander folgen-
den Jahren mindestens EUR 4500,00 jährlich von der GEMA bezogen 
haben.  

Die in a) bis c) genannten Voraussetzungen müssen jeweils innerhalb von 10 
Jahren vor dem Jahr der Antragstellung auf Erwerb der ordentlichen Mitglied-
schaft vorgelegen haben. 
Für Urheber und Musikverleger der Sparte E verringern sich die unter a) bis c) 
genannten Mindestbeträge um 1/3. 
Ist ein Mitglied bereits einmal ordentliches Mitglied gewesen, so betragen die 
Fristen in a) bis c) je drei Jahre und das Mindestaufkommen in a) und b) EUR 
12000,00 und in c) EUR 30000,00. Frühere Mitgliedschaftsjahre werdendann voll 
angerechnet. 
Die Beträge, die dadurch zufließen, dass der Verteilungsplan für die Wiedergabe 
und die Vervielfältigung dramatisch-musikalischer Werke die Auszahlung zu 
100% an den Berechtigten zulässt, werden den Verlegern nur zu 33 1/3% ange-
rechnet. 
Die frühere Mitgliedschaft zu einer anderen Verwertungsgesellschaft in der 
Europäischen Union und das Aufkommen dort werden auf das jeweilige Min-
destaufkommen und auf die Mindestfrist von fünf Jahren angerechnet. 
2. Wird beim Erwerb der außerordentlichen Mitgliedschaft festgestellt, dass 

deren Voraussetzungen schon zu einem früheren Zeitpunkt erfüllt waren, 
erfolgt Anrechnung der früheren Zeit auf die Fünfjahresfrist nach Ziffer 
1. 

3. Der Aufsichtsrat kann ferner solche Komponisten, Textdichter und Musik-
verleger als ordentliches Mitglied kooptieren, die ihre Rechte dem Verein 
übertragen haben und bei denen kulturelle Erwägungen die ordentliche 
Mitgliedschaft wünschenswert erscheinen lassen.  

Das gleiche gilt für Rechteinhaber, die natürliche Personen und unmittelbare 
Erben eines ordentlichen Mitglieds sind, insbesondere dann, wenn das Auf-
kommen in den drei auf den Erbfall folgenden Jahren dem eines ordentlichen 
Mitglieds entspricht, und sie bereit sind, auf das passive Wahlrecht zu verzich-
ten; die vermögensrechtliche Rechtsstellung wird durch die Kooptation nicht 
verändert. Die Feststellung, ob diese Voraussetzungen vorliegen, trifft der Auf-
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sichtsrat, und zwar für jede der drei Berufsgruppen Komponisten, Textdichter 
und Musikverleger getrennt. Der Aufsichtsrat darf höchstens die gleiche Zahl 
von ordentlichen Mitgliedern kooptieren, die die ordentliche Mitgliedschaft 
gemäß Absatz 1 dieser Satzungsbestimmung erworben haben. 

§8 
1. Die ordentliche Mitgliedschaft wird erworben durch die Aufnahme. Über 

den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand im Einvernehmen mit dem 
Aufsichtsrat. 

2. Zusätzlich zu dem Aufnahmeantrag muss der Antragsteller eine unter-
zeichnete Beitrittserklärung einreichen, in der er ausdrücklich erklärt, 
a) dass er die Satzung und den Verteilungsplan anerkennt, 
b) dass er alles tun werde, um die Erreichung des satzungsgemäßen 

Zwecks des Vereins herbeizuführen und alles unterlassen werde, was 
der Erreichung dieses Zwecks abträglich sein könnte, 

c) in welcher Berufsgruppe die Mitgliedschaft erworben und die Mit-
gliedschaftsrechte ausgeübt werden sollen, falls mehrere Berufsgrup-
pen in Frage kommen, 

d) dass der in §3 vorgesehene Berechtigungsvertrag abgeschlossen ist.  
Wenn der Aufnahmeantrag positiv beschieden wird, beginnt die ordentliche 
Mitgliedschaft mit dem 1. Januar des Jahres, das auf den Eingang der Beitrittser-
klärung folgt. 
3. Die Aufnahme als ordentliches Mitglied kann, auch bei Vorliegen der Vo-

raussetzungen nach §7 Ziff. 1 und §8 Ziff. 2 der Satzung, versagt werden, 
falls die Gesamtumstände es für unwahrscheinlich erscheinen lassen, dass 
das künftige Mitglied die in Ziff. 2 b) übernommenen Verpflichtungen wer-
de erfüllen können. 

Antragsteller, die als Musikverwerter (z. B. Veranstalter, Tonträgerhersteller 
oder Sendeunternehmen) mit der GEMA oder einer anderen Verwertungsgesell-
schaft nicht nur vorübergehend oder in Einzelfällen in Vertragsbeziehungen 
stehen, können als ordentliche Mitglieder aufgenommen werden, wenn sie 
damit einverstanden sind, dass, solange die Vertragsbeziehungen bestehen, ihre 
Mitgliedschaftsrechte nicht ausgeübt werden können 

a) bei Beschlussfassungen, die die tarifliche Gestaltung von Verträgen 
mit Musikverwertern zum Gegenstand haben, 

b) hinsichtlich der passiven Wählbarkeit zum Mitglied des Aufsichtsrats, 
vorbehaltlich der Regelung in §13 Ziff. 1 Abs.2 der Satzung.  

Antragstellern dieser Art stehen gleich diejenigen, welche von Musikverwer-
ternwirtschaftlich abhängig sind.  
Soweit diese Voraussetzungen vorliegen, begründen sie als solche nicht die 
Anwendung des §3 Ziff. 1 e) der Satzung. 
4. Diese Regelung gilt entsprechend für Verlagsfirmen, die in wirtschaftli-

chem und personellem Zusammenhang mit Verlegern oder Musikverwer-
tern außerhalb des Gebiets der Europäischen Union stehen. 

5. Die Ablehnung des Aufnahmeantrags wird durch eingeschriebenen Brief 
mitgeteilt. Gegen die Ablehnung kann der Antragsteller alsdann innerhalb 
eines Monats durch eingeschriebenen Brief beantragen, dass die ordentli-
che Mitgliederversammlung endgültig über den Aufnahmeantrag entschei-
den soll. Die Entscheidung trifft die nächste ordentliche Mitgliederver-
sammlung, sofern der Antrag acht Wochen vor dem Tage der Mitglieder-
versammlung eingegangen ist. Ist er später eingegangen, entscheidet die 
darauffolgende Mitgliederversammlung. Die Mitgliederversammlung ent-
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scheidet durch einfache Mehrheit der Anwesenden ohne vorherige Be-
schlussfassung der Kurien. 

§ 9 Beendigung der Mitgliedschaft 
A  
Die ordentliche oder außerordentliche Mitgliedschaft endet: 
1. durch schriftliche dem Vorstand gegenüber abzugebende Austrittserklä-

rung des Mitgliedes.  
Die Austrittserklärung muss beim Vorstand mindestens sechs Monate vor Ab-
lauf des Geschäftsjahres eingegangen sein. Sie wird wirksam zum Ende des 
jeweiligen Geschäftsjahres. Die Beendigung der ordentlichen oder außeror-
dentlichen Mitgliedschaft hat keinen Einfluss auf die im Berechtigungsvertrag 
vereinbarte Dauer der Rechtsübertragung. Nach Beendigung der ordentlichen 
oder außerordentlichen Mitgliedschaft wird der Berechtigte für die Dauer des 
Berechtigungsvertrages als angeschlossenes Mitglied geführt. 
2. (1) Bei Mitgliedern, die die ordentliche Mitgliedschaft nach §7 Ziff. 1 er-

worben haben, kann vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates die 
ordentliche Mitgliedschaft mit dem Ende des Geschäftsjahres für beendet 
erklärt werden, indem festgestellt wird, dass 
a) ein Komponist in drei aufeinander folgenden Jahren ein Durch-

schnittsaufkommen von weniger als EUR 1200,00 jährlich oder in 
sechs aufeinander folgenden Jahren ein Durchschnittsaufkommen von 
weniger als EUR 1000,00 jährlich von der GEMA bezogen hat; 

b) ein Textdichter in drei aufeinander folgenden Jahren ein Durch-
schnittsaufkommen von weniger als EUR 1200,00 jährlich oder in 
sechs aufeinander folgenden Jahren ein Durchschnittsaufkommen von 
weniger als EUR 1000,00 jährlich von der GEMA bezogen hat; 

c) ein Musikverleger in drei aufeinander folgenden Jahren ein Durch-
schnittsaufkommen von weniger als EUR 3000,00 jährlich oder in 
sechs aufeinander folgenden Jahren ein Durchschnittsaufkommen von 
weniger als EUR 2000,00 jährlich von der GEMA bezogen hat.  

(2) Nach einer zehnjährigen ordentlichen Mitgliedschaft gemäß §7 Ziff. 1 
der Satzung entfällt jedoch die Bestimmung von §9 A Ziff. 2 Abs. (1). 
(3) Bei Mitgliedern, die die ordentliche Mitgliedschaft gemäß §7 Ziff. 3 er-
worben haben, kann vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates mit 
Ablauf eines Geschäftsjahres die ordentliche Mitgliedschaft für beendet er-
klärt werden. 

3. Durch Tod, bei Firmen im Falle der Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder 
Ablehnung des Eröffnungsantrages mangels Masse oder nach Beendigung 
der Liquidation. 

4. Durch Ausschluss, der erfolgen kann, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
Ein solcher Grund liegt vor, wenn das Mitglied vorsätzlich oder grob fahr-
lässig gegen die Satzung, den Verteilungsplan, den Berechtigungsvertrag, 
das Vereinsinteresse oder das Urheberrecht verstoßen hat. Bei einer juristi-
schen Person oder einer Handelsgesellschaft kann der Ausschluss auch 
dann erfolgen, wenn ein Organ oder ein Mitglied eines Organs oder ein 
persönlich haftender Gesellschafter oder ein anderer Gesellschafter oder 
Aktionär, der einen maßgeblichen Einfluss auf die Gesellschaft ausüben 
kann, gegen die Satzung, das Vereinsinteresse oder das Urheberrecht gröb-
lich verstößt. 

Nutzt ein Mitglied im Rahmen der Verwertung der Urheberrechte seine Rechts-
stellung gegenüber anderen Mitgliedern missbräuchlich aus, so ist dies ein 
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Grund zum Ausschluss des Mitglieds, soweit nicht die Verhängung einer Kon-
ventionalstrafe als ausreichend angesehen werden kann. 
Der Ausschluss erfolgt durch Beschluss des Aufsichtsrates, nachdem dem Mit-
glied Gelegenheit gegeben worden ist, seine Einwendungen gegen den beantrag-
ten Ausschluss mündlich oder schriftlich dem Aufsichtsrat vorzutragen.  
Gegen den Beschluss des Aufsichtsrates kann binnen drei Wochen nach Zugang 
des Beschlusses die Entscheidung der Mitgliederversammlung verlangt werden. 
B 
Tritt bei einem ordentlichen Mitglied eine Änderung der nach §8 Ziff. 3 Abs. 2 
wesentlichen Verhältnisse ein, so kann der Aufsichtsrat die Aufnahmevoraus-
setzungen erneut nachprüfen. Der Aufsichtsrat kann in diesem Falle von dem 
Mitglied verlangen, dass es die in §8 Ziff. 3 Abs. 2 vorgesehenen Beschränkun-
gen der Mitgliedschaftsrechte als verbindlich anerkennt. Wird dieses Aner-
kenntnis verweigert, so endet die ordentliche Mitgliedschaft mit dem Ende des 
laufenden Geschäftsjahres. 
Vor seiner Beschlussfassung muss der Aufsichtsrat dem Mitglied Gelegenheit 
geben, seine Einwendungen mündlich oder schriftlich dem Aufsichtsrat vorzu-
tragen. Gegen den Beschluss des Aufsichtsrats kann binnen drei Wochen nach 
Zugang des Beschlusses die Entscheidung der Mitgliederversammlung verlangt 
werden. Geschieht das und bestätigt die Mitgliederversammlung den Beschluss 
des Aufsichtsrats, so endet die Mitgliedschaft frühestens mit Ablauf des auf die 
Mitgliederversammlung folgenden Geschäftsjahres. 
C 
Endet die Mitgliedschaft infolge Ausschlusses, so wird der Berechtigungsvertrag 
durch den Ausschluss nicht berührt. Dem Ausgeschlossenen bleiben für die 
Dauer des Berechtigungsvertrages die Rechte eines angeschlossenen Mitglieds 
erhalten. 
 
§ 10 Mitgliederversammlung 
1. Die ordentliche Mitgliederversammlung soll jeweils innerhalb von acht 

Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres stattfinden. Der Versammlungs-
termin soll den Mitgliedern spätestens vier Monate vorher bekanntgegeben 
werden. Die Nichteinhaltung dieser Bekanntgabefrist hat nicht die Unwirk-
samkeit der durch die Mitgliederversammlung gefassten Beschlüsse zur 
Folge. 

2. In der Mitgliederversammlung haben die ordentlichen Mitglieder das aktive 
und passive Wahlrecht. 

3. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist außer den im Gesetz vor 
gesehenen Fällen einzuberufen, wenn der Aufsichtsrat es für nötig erachtet 
oder mindestens 10% der ordentlichen Mitglieder einschließlich der Dele-
gierten es verlangen. 

4. Die Einladung zur Mitgliederversammlung ergeht im Einvernehmen mit 
dem Aufsichtsrat durch den Vorstand. Die Versammlung wird von dem 
Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder einem seiner Stellvertreter geleitet. 

5. Die Einladung erfolgt schriftlich drei Wochen vorher unter Bekanntgabe 
der Tagesordnung und eines Auszuges aus dem Geschäftsbericht. Die Frist 
ist gewahrt, wenn die Einladung drei Wochen vor dem Termin der Ver-
sammlung zur Post gegeben worden ist. Über Gegenstände, die nicht in der 
Tagesordnung aufgeführt sind, können Beschlüsse nicht gefasst werden. 

Für Anträge an die Mitgliederversammlung sind mindestens zehn Unterschriften 
von ordentlichen Mitgliedern und/oder Delegierten (§12 Ziff. 4) erforderlich, 
soweit nicht die Anträge vom Aufsichtsrat oder Vorstand gestellt werden, je-
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doch müssen die Anträge des Vorstandes dem Aufsichtsrat zur Kenntnis ge-
bracht werden.  
Es besteht die Möglichkeit, der GEMA Entwürfe zu Anträgen für die ordentliche 
Mitgliederversammlung zur Prüfung vorzulegen. Voraussetzung ist, dass min-
destens 20 antragsberechtigte Mitglieder und/oder Delegierte die Prüfung ihres 
mit einer Begründung versehenen Antragsentwurfs spätestens 16 Wochen vor 
Beginn der ordentlichen Mitgliederversammlung unter Benennung eines An-
sprechpartners schriftlich verlangen. 
Die GEMA teilt den betreffenden Mitgliedern und/oder Delegierten das Ergebnis 
ihrer Prüfung innerhalb von sechs Wochen mit. Die Frist beginnt zu laufen, 
sobald eine ausreichende Zahl von Mitgliedern und/oder Delegierten gemeinsam 
eine Stellungnahme zu einem Entwurf verlangt. Die GEMA hat in ihrer Stel-
lungnahme auf folgende Fragen einzugehen: 
1. Ob und inwieweit formale oder sprachliche Einwände gegen den Wortlaut 

des Antragsentwurfes bestehen; 
2. ob und inwieweit der anzunehmende Regelungsgehalt des Antragsentwur-

fes im Widerspruch zu anderen Bestimmungen des Regelwerks der GEMA 
steht; 

3. ob und inwieweit Bedenken gegen die Vereinbarkeit des anzunehmenden 
Regelungsgehalts des Antragsentwurfes mit der geltenden Rechtslage be-
stehen. 

Die GEMA ist nicht dazu verpflichtet, den Antragstellern ausformulierte Ände-
rungsvorschläge zur Verfügung zu stellen. Anträge für die Mitgliederversamm-
lung müssen spätestens acht Wochen vorher eingegangen sein. 
6. Der Mitgliederversammlung obliegt insbesondere: 

a) die Entgegennahme des Geschäftsberichtes und des Jahresabschlusses, 
b) 1. die Entlastung des Vorstands, 

2. die Entlastung des Aufsichtsrats, 
c) die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Aufsichtsrates sowie 

die Wahl und Abberufung der in die Zuständigkeit der Mitgliederver-
sammlung fallenden Ausschüsse und Kommissionen, 

d) die Ernennung von Ehrenpräsidenten und die Verleihung von Ehren-
mitgliedschaften auf Vorschlag des Aufsichtsrates, 

e) die Beschlussfassung über Satzungsänderungen, 
f) die Beschlussfassung über Änderungen des Berechtigungsvertrages, 
g) die Beschlussfassung über Änderungen des Verteilungsplanes, 
h) die Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins. 

§20 bleibt unberührt. 
7. In der Mitgliederversammlung hat jedes ordentliche Mitglied eine Stimme. 
Stimmübertragung ist nicht zulässig. Abweichend von vorstehendem Grundsatz 
können sich schwerbehinderte ordentliche Mitglieder mit einem behördlich 
rechtskräftig festgestellten Grad der Behinderung von 50 und mehr, die auf-
grund von damit verbundenen Mobilitätsbeeinträchtigungen an der persönli-
chen Teilnahme an der Mitgliederversammlung gehindert sind, von einem ande-
ren ordentlichen Mitglied ihrer Berufsgruppe vertreten lassen und diesem ihr 
Stimmrecht übertragen. Der GEMA sind Vertretung und Übertragung des 
Stimmrechts spätestens eine Woche vor Beginn der Mitgliederversammlung 
schriftlich unter Beifügung der zur Prüfung der vorgenannten Voraussetzungen 
erforderlichen Dokumente anzuzeigen. Bevollmächtigung und Stimmrechtsüber-
tragung gelten jeweils für eine Mitgliederversammlung. Nach Zugang der ent-
sprechenden Mitteilung können Bevollmächtigung und Stimmrechtsübertra-
gung bis zum Ende der Mitgliederversammlung nicht mehr widerrufen werden. 



 
 367 

Ein ordentliches Mitglied kann nur als Bevollmächtigter für jeweils ein schwer-
behindertes Mitglied auftreten und dessen Stimmrechte ausüben. 
Verlagsfirmen, die Einzelfirmen sind, üben ihr Stimmrecht durch den Inhaber 
aus. Verlagsfirmen, die Gesellschaften sind, üben ihr Stimmrecht durch einen 
verfassungsmäßig oder gesellschaftsvertraglich berufenen Vertreter aus. Ein 
Vertreter kann das Stimmrecht nicht für mehr als fünf Verlage ausüben. Falls 
eine Verlagsfirma rechtlich oder tatsächlich an der Ausübung des Stimmrechts 
gehindert ist, kann das Stimmrecht durch einen im Handelsregister eingetrage-
nen Vertreter oder durch einen Handlungsbevollmächtigten im Sinne von §54 
HGB ausgeübt werden. Diese Vertreter müssen ständig in dem Verlagsunter-
nehmen verlegerisch oder kaufmännisch tätig sein. 
Ist ein Mitglied, das zur Berufsgruppe der Komponisten oder der Textdichter 
gehört, gleichzeitig verfassungsmäßig oder gesellschaftsvertraglich berufener 
Vertreter eines Musikverlages, so steht auch diesem Mitglied die Ausübung der 
Mitgliedschaftsrechte nur in einer Berufsgruppe zu. 
Ist bei einer Gesellschaft nur Gesamtvertretung zulässig, so wird das Stimmrecht 
von einem der Gesamtvertreter ausgeübt; für den bzw. die weiteren Vertreter 
besteht lediglich das Teilnahmerecht. 
Die Verlagsfirmen teilen dem Vorstand in der Regel vier Wochen vor der Mit-
gliederversammlung, in Ausnahmefällen spätestens bis zu Beginn der Versamm-
lung mit, wer zur Ausübung des Stimmrechts berechtigt ist. 
Ist ein Verleger Inhaber mehrerer Einzelfirmen, so steht ihm nur ein Stimmrecht 
zu. Angestellte oder Beauftragte von Mitgliedern, deren Mitgliedschaftsrechte 
nach Maßgabe von §8 Ziff. 3 Abs. 2 bzw. §9 B eingeschränkt sind, müssen, wenn 
sie als Vertreter eines Musikverlages auftreten, eine echte Verlagstätigkeit ausü-
ben und dürfen nicht gleichzeitig im Dienste eines Musikverwerters stehen. 
Werden Verlagsfirmen, die in wirtschaftlichem und personellem Zusammen-
hang mit ausländischen Verlegern oder Musikverwertern außerhalb des Gebie-
tes der Europäischen Union stehen, als ordentliche Mitglieder nach §8 Ziff. 4 
aufgenommen, so haben die zu einem Konzern i. S. von §18 AktG gehörenden 
Verlage nur eine Stimme. 
8. Die Mitgliederversammlung wird nach einer von der Mitgliederversamm-

lung beschlossenen Versammlungs- und Wahlordnung abgehalten, welche 
Bestandteil dieser Satzung ist. 

§ 11 
a) Jede der drei Berufsgruppen (Komponisten, Textdichter, Verleger) 

wählt die für sie im Aufsichtsrat vorgesehenen Mitglieder getrennt. 
Innerhalb der einzelnen Berufsgruppen erfolgt die Wahl im ersten und 
zweiten Wahlgang mit einfacher Mehrheit, in allen weiteren Wahl-
gängen mit relativer Mehrheit. Sofern sich genau so viele Mitglieder 
zur Wahl stellen, wie Aufsichtsräte zu wählen sind, kann die jeweilige 
Berufsgruppenversammlung mit einfacher Mehrheit entscheiden, dass 
die Wahl en-bloc stattfindet. Die Abberufung erfolgt stets mit Zwei-
drittelmehrheit. Falls dreiviertel der in jeder der beiden anderen Be-
rufsgruppen vertretenen Stimmen mit der Wahl eines in einer anderen 
Berufsgruppe gewählten Mitglieds nicht einverstanden sind, muss die 
Berufsgruppe eine Neuwahl vornehmen, es sei denn, dass sie den zu-
erst Gewählten mit dreiviertel ihrer Stimmen wiederwählt. 

b) Satzungsänderungen, Änderungen des Berechtigungsvertrages, Ände-
rungen des Verteilungsplanes und Beschlüsse über die Auflösung des 
Vereins werden getrennt nach Berufsgruppen beschlossen, wobei jede 
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Berufsgruppe eine Stimme hat und Satzungsänderungen, Änderungen 
des Berechtigungsvertrages, Änderungen des Verteilungsplanes und 
Beschlüsse über Auflösung des Vereins nur wirksam sind, wenn Ein-
stimmigkeit der drei Berufsgruppen vorliegt. §20 bleibt unberührt.  

Innerhalb der Berufsgruppen erfolgt die Abstimmung in der Weise, dass zu 
jedem Beschluss Zweidrittelmehrheit erforderlich ist, und zwar im Falle der 
Auflösung des Vereins mit der Maßgabe, dass die Zweidrittelmehrheit mindes-
tens die Hälfte der insgesamt vorhandenen Zahl der zu der jeweiligen Berufs-
gruppe gehörenden Mitglieder ausmachen muss. 

§ 12 Versammlung der außerordentlichen und angeschlossenen  
Mitgliedern 
1. In Verbindung mit jeder ordentlichen und außerordentlichen Mitglieder-

versammlung der ordentlichen Mitglieder findet eine Versammlung aller 
außerordentlichen und angeschlossenen Mitglieder statt. Einladung ergeht 
im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat durch den Vorstand. 

In dieser Versammlung, die unter Vorsitz des Aufsichtsratsvorsitzenden oder 
eines seiner Stellvertreter abgehalten wird, erstattet der Vorstand den Ge-
schäftsbericht und steht der Versammlung zur Auskunftserteilung zur Verfü-
gung. Die Erstattung des Geschäftsberichts erfolgt jedoch nicht, wenn die Ver-
sammlung in Verbindung mit einer außerordentlichen Mitgliederversammlung 
der ordentlichen Mitglieder stattfindet. 
Für die Vertretung schwerbehinderter Mitglieder mit einem behördlich rechts-
kräftig festgestellten Grad der Behinderung von 50 und mehr, die aufgrund von 
damit verbundenen Mobilitätsbeeinträchtigungen an der persönlichen Teilnah-
me an der Versammlung der außerordentlichen und angeschlossenen Mitglieder 
gehindert sind, gilt §10 Ziffer 7 Absatz 1 Satz 3 bis 7 sinngemäß. 
2. Die Versammlung wählt alle drei Jahre aus ihrer Mitte in getrennten Be-

rufsgruppenversammlungen bis zu 64 Mitglieder als Delegierte für die Mit-
gliederversammlung der ordentlichen Mitglieder, und zwar:  
- bis zu zweiunddreißig aus der Berufsgruppe Komponisten, von denen 

mindestens zwölf Rechtsnachfolger sein sollen; 
- bis zu zwölf aus der Berufsgruppe Textdichter, von denen mindestens 

vier Rechtsnachfolger sein sollen; 
- bis zu zwanzig aus der Berufsgruppe Verleger. 

Die jeweilige Berufsgruppenversammlung wird geleitet von dem Aufsichtsrats-
vorsitzenden, wenn er der betreffenden Berufsgruppe angehört, oder von dem-
jenigen seiner Stellvertreter, der dieser Berufsgruppe angehört. Für den Fall, 
dass der Aufsichtsratsvorsitzende oder einer seiner Stellvertreter verhindert ist, 
erfolgt die Leitung durch das älteste anwesende Aufsichtsratsmitglied der jewei-
ligen Berufsgruppe. 
Für jede Berufsgruppe werden bis zu fünf Stellvertreter gewählt. Als Delegierter 
oder Stellvertreter kann nur gewählt werden, wer der GEMA mindestens zwei 
Jahre angehört. Zudem kann als Delegierter oder Stellvertreter nur gewählt 
werden, wer in den beiden Kalenderjahren, die dem Jahr der Wahl vorausgegan-
gen sind, Aufkommen in Höhe von insgesamt mindestens EUR 50,00 erzielt hat. 
Innerhalb jeder Berufsgruppe wird die Wahl der einzelnen Delegierten bezie-
hungsweise der einzelnen Stellvertreter zu einer Gesamtwahl zusammengefasst. 
Dazu werden alle Kandidaten auf einer Liste aufgeführt und zur Abstimmung 
gestellt. Jeder Wähler hat höchstens so viele Stimmen, wie in seiner Berufsgrup-
pe Delegierte beziehungsweise Stellvertreter gewählt werden können. Für jeden 
Kandidaten kann jeder Wähler höchstens eine Stimme abgeben. Gewählt sind 
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die Kandidaten, die die meisten Stimmen (relative Mehrheit) erhalten haben. Bei 
unklarem Wahlergebnis wegen Stimmengleichheit ist eine Stichwahl durchzu-
führen. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet das vom Versamm-
lungsleiter gezogene Los. Sofern sich bei der Delegiertenwahl nicht mehr Mit-
glieder zur Wahl stellen, als Delegierte gewählt werden können, kann die jewei-
lige Berufsgruppenversammlung mit einfacher Mehrheit entscheiden, dass die 
Wahl en-bloc stattfindet. 
In den Berufsgruppen Komponisten und Textdichter erfolgt zunächst die Wahl 
der Rechtsnachfolger und anschließend die Wahl der übrigen Delegierten. Wird 
die vorgesehene Anzahl von Rechtsnachfolgern nicht erreicht, erhöht sich die 
Anzahl der noch wählbaren übrigen Delegierten entsprechend. 
Die Amtsdauer der Delegierten und ihrer Stellvertreter läuft bis zur Neuwahl; 
Wiederwahl ist zulässig. Erwirbt ein Delegierter oder ein Stellvertreter die or-
dentliche Mitgliedschaft, endet sein Amt mit dem Tag, an dem der Vorstand im 
Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat über seine Aufnahme als ordentliches 
Mitglied entscheidet. Scheidet ein Delegierter oder Stellvertreter aus diesem 
oder einem anderen Grund während seiner Amtsdauer aus seinem Amt aus, so 
hat die jeweilige Berufsgruppe in der darauf folgenden Versammlung der außer-
ordentlichen und angeschlossenen Mitglieder einen Ersatzdelegierten bzw. 
einen Ersatzstellvertreter zu wählen, der für die verbleibende Amtsdauer an die 
Stelle des ausgeschiedenen Delegierten bzw. Stellvertreters tritt. Im Übrigen 
finden Nachwahlen nicht statt. 
Für den Fall, dass in einer Versammlung die Delegierten nicht vollständig anwe-
send sind, werden diese durch die für die jeweilige Berufsgruppe gewählten 
Stellvertreter ersetzt. Die Reihenfolge richtet sich dabei nach der Anzahl der 
Stimmen, die die Stellvertreter bei ihrer Wahl erhalten haben. 
Wer für ein ordentliches Verlegermitglied vertretungsberechtigt ist, kann nicht 
gleichzeitig als Delegierter gewählt werden. Im Übrigen gelten die Bestimmun-
gen in §10 Ziff. 7 für die Delegiertenwahl sinngemäß.  
3. Den Delegierten stehen im Übrigen alle Rechte der ordentlichen Mitglieder 

zu mit Ausnahme des passiven Wahlrechts.  
4. Die Delegierten sind berechtigt, unter den gleichen Voraussetzungen wie 

die ordentlichen Mitglieder Anträge für die ordentliche Mitgliederver-
sammlung zu stellen. 

§ 13 Aufsichtsrat 
1. Der Aufsichtsrat besteht aus 15 Mitgliedern, von denen sechs Komponisten, 

fünf Verleger und vier Textdichter sein müssen. Für jede Berufsgruppe 
können zwei Stellvertreter gewählt werden, die zur Teilnahme an den Sit-
zungen des Aufsichtsrates mit vollem Stimmrecht berechtigt sind, wenn 
und soweit ordentliche Mitglieder ihrer Berufsgruppe an der Teilnahme zur 
Aufsichtsratssitzung verhindert sind; für die Wahl der Stellvertreter gilt das 
Wahlverfahren wie für die Mitglieder des Aufsichtsrates. 

Aus dem Kreis der ordentlichen Mitglieder der Berufsgruppe Verleger, deren 
Mitgliedschaftsrechte gemäß §8 Ziff. 3 Abs. 2 und 3 bzw. Ziff. 4 der Satzung 
aufgrund entsprechender Einverständniserklärung eingeschränkt sind, kann ein 
Mitglied in den Aufsichtsrat gewählt werden. Dessen Stimmrecht ruht bei Be-
schlussfassungen, die die tarifliche Gestaltung von Verträgen mit Musikverwer-
tern zum Gegenstand haben. 
Wählbar sind nur ordentliche Mitglieder mit deutscher Staatsangehörigkeit 
sowie der Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 
und solche, denen vor 1946 die deutsche Staatsangehörigkeit aus politischen 
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oder „rassischen“ Gründen aberkannt ist und die nunmehr ihren steuerlichen 
Wohnsitz in Deutschland oder in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union haben. 
Sie müssen überdies dem Verein mindestens fünf Jahre lang als ordentliches 
Mitglied angehören. Verleger sind wählbar, sofern sie mindestens fünf Jahre 
Inhaber einer Einzelfirma, persönlich haftender Gesellschafter einer Offenen 
Handelsgesellschaft oder Kommanditgesellschaft, Geschäftsführer einer GmbH, 
Vorstandsmitglied einer Aktiengesellschaft oder in leitender Funktion in einem 
Musikverlag tätig waren. Aus einem Verlag oder einer Verlagsgruppe kann nur 
eine Person dem Aufsichtsrat angehören. 
2. Die Amtsdauer der Aufsichtsratsmitglieder läuft von der Beendigung der 

Mitgliederversammlung, in der ihre Wahl erfolgt ist, bis zum Ablauf der 
dritten auf die Wahl folgenden ordentlichen Mitgliederversammlung. 

Wiederwahl ist zulässig. Solange eine Neuwahl nicht stattfindet, bleibt der Auf-
sichtsrat im Amt. Scheidet während der Amtsdauer ein Aufsichtsratsmitglied 
aus, so haben die Aufsichtsratsmitglieder seiner Berufsgruppe ein Ersatzmitglied 
zu wählen, das an dessen Stelle tritt. Dieses bedarf der Bestätigung durch die 
nächste Mitgliederversammlung, soweit die Amtsdauer über diese Mitglieder-
versammlung hinausgeht. 
3. Der Aufsichtsrat hat gegenüber dem Vorstand ein Weisungsrecht. Er be-

stimmt im Rahmen einer Geschäftsordnung, welche Geschäftsvorfälle zu-
stimmungsbedürftig sind. 

Die vom Verein abzuschließenden Tarifverträge bedürfen der Zustimmung des 
Aufsichtsrates. Der Vorstand ist aber ermächtigt, von Fall zu Fall Ausnahmen zu 
gewähren, besonders bei Wohltätigkeitsveranstaltungen. Der Aufsichtsrat 
schließt die Anstellungsverträge mit dem Vorstand. 
4. Der Aufsichtsrat ist berechtigt, zu den Sitzungen der Ausschüsse und 

Kommissionen Aufsichtsratsmitglieder zu entsenden. Der Aufsichtsrat 
kann Beschlüsse der Ausschüsse und Kommissionen aufheben. Er entschei-
det in letzter Instanz. 

5. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und zwei Stell-
vertreter. 

6. Die Abstimmung im Aufsichtsrat erfolgt mit einfacher Stimmenmehrheit 
der anwesenden Mitglieder. Wenn die in einer Aufsichtsratssitzung anwe-
senden Komponisten einstimmig eine Meinung vertreten, so können sie 
von den übrigen anwesenden Aufsichtsratsmitgliedern nicht überstimmt 
werden. Stimmvertretung ist unzulässig. Der Aufsichtsrat ist beschlussfä-
hig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder, davon mindestens je 
zwei Mitglieder jeder Berufsgruppe, anwesend sind. 

7. Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung 

§ 14 Vorstand 
Der Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich.  
Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, so sind je zwei gemeinschaftlich 
zur Vertretung des Vereins berechtigt.  
Der Vorstand wird vom Aufsichtsrat bestellt und abberufen.  
Die Vertretungsbefugnis des Vorstandes wird durch ein von der für die Vereins-
aufsicht zuständigen Senatsverwaltung auszustellendes Zeugnis nachgewiesen. 
Zu dem Zweck werden der zuständigen Senatsverwaltung die jeweiligen Beru-
fungsniederschriften vorgelegt. 
Der Vorstand hat der zuständigen Senatsverwaltung im Monat Januar eine Liste 
der Vorstandsmitglieder sowie der Mitglieder des Aufsichtsrates, aus welcher 
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Name, Vorname, Stand und Wohnort zu entnehmen sind, einzureichen. Sind seit 
Einreichung der letzten Liste Änderungen hinsichtlich der Personen der Vor-
standsmitglieder bzw. Aufsichtsratsmitglieder nicht eingetreten, so genügt die 
Einreichung einer entsprechenden Erklärung. 

§ 15 
Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat vierteljährlich einen Geschäftsbericht und 
außerdem spätestens einen Monat vor der ordentlichen Mitgliederversammlung 
einen Geschäftsbericht über das abgelaufene Geschäftsjahr sowie einen Voran-
schlag für das folgende Jahr vorzulegen. 

§ 16 
A. Schlichtungsausschuss 
Streitende Parteien können beim Aufsichtsrat die Bildung eines Schlichtungs-
ausschusses beantragen. Der Schlichtungsausschuss besteht aus einem Vorsit-
zenden und vier Beisitzern. Der Vorsitzende und die Beisitzer werden von Fall 
zu Fall vom Aufsichtsrat bestellt. Jede Partei hat das Vorschlagsrecht für zwei 
Beisitzer. Der Ausschuss zieht nach Bedarf Gutachter heran. Der Schlichtungs-
ausschuss kann von den Parteien angerufen werden zur Beilegung von Streitig-
keiten; er hat einen Einigungsversuch zu machen, zum Erlass von Schiedssprü-
chen ist er nicht befugt. 
B. Schiedsgericht 
1.  

a) Über Streitigkeiten zwischen GEMA-Mitgliedern entscheidet soweit 
sich aus den folgenden Bestimmungen nichts anderes ergibt – unter 
Ausschluss des Rechtsweges ein Schiedsgericht. Das Schiedsgericht 
entscheidet insbesondere im Streitfalle über die Auslegung der Sat-
zung, des Verteilungsplanes, des Berechtigungsvertrages, der Ge-
schäftsordnungen, der Versammlungsordnung und über die Rechts-
wirksamkeit von Beschlüssen und sonstigen Maßnahmen der GEMA. 

b) Die Geschäftsordnung des Schiedsgerichts wird vom Aufsichtsrat be-
schlossen 

c) Das Schiedsgericht besteht aus einem Obmann und vier Beisitzern, 
von denen jede Partei zwei Beisitzer zu benennen hat. Obmann und 
Beisitzer dürfen weder Vorstands- noch Aufsichtsratsmitglieder der 
GEMA sein und auch nicht zur GEMA in einem Anstellungsvertrag 
oder in einem ständigen sonstigen Auftragsverhältnis stehen. Der 
Obmann muss zum Richteramt befugt sein. Er wird von den Beisitzern 
aus einer vom Aufsichtsrat aufzustellenden Vorschlagsliste gewählt, es 
sei denn, dass sich die streitenden Parteien vorher bereits über einen 
Obmann geeinigt haben. Für die Ablehnung eines Beisitzers oder des 
Obmanns gelten §§1036,1037 ZPO. Einigt sich die Mehrheit der Beisit-
zer nicht auf einen Obmann, so wird der Obmann auf Antrag einer der 
Parteien vom Senatspräsidenten des Urheberrechts-Spezialsenats beim 
Bundesgerichtshof aus der Vorschlagsliste ernannt. 

2. Die Kosten des Schiedsgerichtsverfahrens werden unter entsprechender 
Anwendung der Kostenvorschriften der ZPO von den jeweiligen Prozess-
parteien nach Maßgabe der Entscheidung des Schiedsgerichts getragen. 

3. Der Kläger kann, anstatt das Schiedsgericht anzurufen, auch die Klage vor 
dem zuständigen ordentlichen Gericht erheben. Das Wahlrecht erlischt mit 
der Einreichung der Klage. Vor Erhebung der Klage beim Schiedsgericht 
hat der Kläger das Einverständnis des Beklagten zur Entscheidung der 
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Streitigkeiten durch das Schiedsgericht einzuholen. Verweigert der Beklag-
te seine Zustimmung, oder erfolgt die Zustimmungserklärung nicht inner-
halb von 14 Tagen nach Erhalt der Anfrage, so kann nur das ordentliche 
Gericht angerufen werden. 

C. Beschwerdeausschuss 
1. Der Beschwerdeausschuss ist zuständig für Streitigkeiten zwischen der 

GEMA und ihren Mitgliedern, soweit sie sich aus dem Mitgliedschaftsver-
hältnis ergeben.  
Jedes Mitglied kann bei Verletzung seiner berechtigten Interessen als Ver-
einsmitglied den Beschwerdeausschuss anrufen. 
Die Zuständigkeit des Beschwerdeausschusses ist ausgeschlossen, soweit in 
der Satzung oder weiteren Bestimmungen ein anderes vereinsinternes Ver-
fahren 
vorgesehen ist. 

2. Der Ausschuss erlässt auf Antrag des Mitglieds eine Entscheidung, die 
innerhalb von sechs Monaten erfolgen soll. Solange der Beschwerdeaus-
schuss nicht entschieden hat, ist der Rechtsweg zu den ordentlichen Ge-
richten ausgeschlossen. 

3. Der Ausschuss besteht aus je einem Vertreter der drei Berufsgruppen und 
einem Vorsitzenden sowie je einem Stellvertreter. Die Berufsgruppenver-
treter dürfen nicht Mitglied des Aufsichtsrats sein. Die Berufsgruppenver-
treter wählen aus vom Aufsichtsrat aufzustellenden Vorschlagslisten den 
Vorsitzenden sowie dessen Stellvertreter. Diese müssen die Befähigung 
zum Richteramt haben. 

4. Die Berufsgruppenvertreter werden auf die Dauer von 3 Jahren nach Anhö-
rung der Vorschläge des Aufsichtsrats durch die Mitgliederversammlung 
nach den Grundsätzen gewählt, die für die Wahl von Aufsichtsratsmitglie-
dern gelten. Andere Wahlvorschläge können in den Berufsgruppenver-
sammlungen erfolgen. 
Die Berufsgruppenvertreter bleiben bis zum Ablauf der dritten auf die Wahl 
folgenden ordentlichen Mitgliederversammlung im Amt. Wiederwahl ist 
zulässig. 
Scheidet ein Berufsgruppenvertreter oder ein Stellvertreter während seiner 
Amtszeit aus, so haben die Aufsichtsratsmitglieder seiner Berufsgruppe ein 
Ersatzmitglied zu wählen, das an dessen Stelle tritt. Die Ersatzwahl bedarf 
der Bestätigung durch die nächste Mitgliederversammlung, soweit die 
Amtsdauer über diese Mitgliederversammlung hinausgeht. 

5. Die Beschwerde ist an den Vorstand zu richten. Der Vorstand oder – falls 
der Aufsichtsrat zuständig ist – der Aufsichtsrat können der Beschwerde 
abhelfen. Falls Vorstand oder Aufsichtsrat nicht abhelfen, entscheidet der 
Beschwerdeausschuss unverzüglich. 

6. Die Kosten des Beschwerdeverfahrens mit Ausnahme der eigenen Kosten 
des Beschwerdeführers werden von der GEMA getragen. Die Mitglieder des 
Beschwerdeausschusses erhalten für ihre Tätigkeit lediglich Ersatz ihrer 
Reisekosten und Barauslagen. Darüber hinaus wird für jedes Beschwerde-
verfahren eine Fallpauschale in Höhe von EUR 2400,00 gezahlt. Hiervon er-
hält der Vorsitzende bzw. der stellvertretende Vorsitzende EUR 1200,00, die 
Berufsgruppenvertreter erhalten jeweils EUR 400,00. 

7. Der Beschwerdeausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Mit-
gliederversammlung vorgelegt werden muss. 

D. Sitzungsgeldkommission 
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1. Die Sitzungsgeldkommission legt die Höhe der pauschalen Sitzungsgelder 
für die Mitglieder des Aufsichtsrats sowie der Ausschüsse und Kommissio-
nen nach Maßgabe der Vorgaben des §5a fest. 

2. Die Sitzungsgeldkommission besteht aus je einem Vertreter der drei Be-
rufsgruppen und dem Vorsitzenden des Beschwerdeausschusses als Vorsit-
zenden. Die Mitgliederversammlung wählt die Berufsgruppenvertreter auf 
die Dauer von jeweils drei Jahren nach den Grundsätzen, die für die Wahl 
von Aufsichtsratsmitgliedern gelten. Für jeden Berufsgruppenvertreter 
wird ein Stellvertreter gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Der Vorsitzende 
der Kommission wird durch den stellvertretenden Vorsitzenden des Be-
schwerdeausschusses vertreten. Die Berufsgruppenvertreter und ihre Stell-
vertreter dürfen weder Mitglieder des Aufsichtsrats noch Mitglieder sonsti-
ger Ausschüsse oder Kommissionen sein. Scheidet ein Berufsgruppenver-
treter oder ein Stellvertreter während seiner Amtszeit aus, so hat die betref-
fende Berufsgruppe in der darauffolgenden Mitgliederversammlung ein Er-
satzmitglied zu wählen, das an dessen Stelle tritt, soweit die Amtsdauer 
über diese Mitgliederversammlung hinausgeht. 

3. Die Kommission wird durch den Aufsichtsrat einberufen. Sie berät nichtöf-
fentlich. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats und seine Stellvertreter sowie 
der Vorstand erhalten Gelegenheit zur Stellungnahme. Soweit Sitzungsgel-
der für Ausschüsse oder Kommissionen festzulegen sind, die nicht aus Mit-
gliedern des Aufsichtsrats bestehen, steht dieses Recht auch dem Vorsit-
zenden des jeweils betroffenen Gremiums bzw. einem von diesem Gremium 
bestimmten Vertreter zu. Der Vorsitzende der Sitzungsgeldkommission 
entscheidet über die Hinzuziehung von Sachverständigen. 

4. Die Kommission entscheidet mit einfacher Mehrheit, bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

5. Die Mitglieder der Sitzungsgeldkommission erhalten für ihre Tätigkeit 
lediglich Ersatz ihrer Reisekosten und Barauslagen. 

6. Die Mitglieder der GEMA werden im Rahmen des Geschäftsberichts über 
die Höhe der von der Sitzungsgeldkommission festgelegten jeweiligen pau-
schalen Sitzungsgelder sowie die Gesamtsumme der in einem Geschäftsjahr 
an die Mitglieder des Aufsichtsrats, der Kommissionen und Ausschüsse ge-
leisteten Zahlungen informiert. 

7. Bis zur erstmaligen Festlegung durch die Sitzungsgeldkommission werden 
Sitzungsgelder in Höhe der bis zur ordentlichen Mitgliederversammlung 
2011 geltenden Pauschalen gezahlt. 

§ 17 
Die Verteilung des Aufkommens einschließlich der für soziale und kulturelle 
Zwecke bereitgestellten Mittel erfolgt nach einem Verteilungsplan, dessen Än-
derung nur nach Maßgabe von §11b) der Satzung zulässig ist. Der Verteilungs-
plan kann vorsehen, dass Aufsichtsrat und Vorstand einvernehmlich über den 
Ausgleich solcher Ansprüche entscheiden, die sich aus einer nachträglich fest-
gestellten systematischen Fehlerhaftigkeit der Verteilung, insbesondere wegen 
Nichtigkeit einer Regelung des Verteilungsplans, ergeben. Die Allgemeinen 
Grundsätze des Verteilungsplans sind Bestandteil der Satzung. Dies gilt insbe-
sondere für die den §§7 und 8 des Urheberrechtswahrnehmungsgesetzes ent-
sprechenden Grund-sätze. 
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§ 18 
Der Aufsichtsrat legt die Abrechnungstermine (Zahlungsplan) und die Voraus-
zahlungstermine jeweils für das kommende Geschäftsjahr aufgrund der Vor-
schläge des Vorstands fest. Soweit Einnahmen, die die GEMA außerhalb des 
gewöhnlichen Geschäftsverlaufs für bereits abgerechnete Abrechnungszeiträu-
me erzielt, als prozentualer Zuschlag zu diesen Abrechnungszeiträumen oder 
werk- und nutzungsbezogen verteilt werden, legt der Aufsichtsrat die Abrech-
nungstermine aufgrund der Vorschläge des Vorstands gesondert fest. Die Ab-
rechnungs- und Vorauszahlungstermine sind zu veröffentlichen. 

§ 19 
Für Satzungsänderungen sind die gesetzlich vorgesehenen Vorschriften zu be-
achten.  
Im Falle der Auflösung des Vereins muss etwa verbleibendes Vermögen Vereini-
gungen zugeführt werden, deren gemeinnütziger und kultureller Zweck aner-
kannt ist. 
Satzungsänderungen bedürfen gemäß §33 Abs. 2 BGB zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung der zuständigen Senatsverwaltung; das gleiche gilt für die Auflö-
sung des Vereins. 

§ 20 Redaktionelle Änderungen 
Der Aufsichtsrat ist im Einvernehmen mit dem Vorstand befugt, redaktionelle 
Änderungen von Satzung, Verteilungsplan und den von der Mitgliederversamm-
lung beschlossenen Geschäftsordnungen vorzunehmen, solange sie nur die 
sprachliche Form, jedoch nicht den Regelungsgehalt betreffen. Dies umfasst 
ausschließlich die Korrektur von Fehlern der Orthographie, Grammatik oder 
Interpunktion, die Anpassung von Verweisen auf Gesetzesbestimmungen und 
Namen von Organisationen sowie die Vereinheitlichung von Abkürzungen. 
Die vorgenommenen redaktionellen Änderungen werden in der auf die Be-
schlussfassung des Aufsichtsrats folgenden Ausgabe der an alle Mitglieder ver-
sandten Publikation „virtuos“ mitgeteilt, wobei auf dem Titelblatt in hervorge-
hobener Weise auf diese Mitteilung hingewiesen wird. 
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XIX. Übereinkommen über Massnahmen zum Verbot und  
zur Verhütung der rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und 
Übereignung von Kulturgut vom 14. November 1970 

(Stand am 22. Dezember 2015) 
Die Generalkonferenz der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur, die vom 12. Oktober bis 14. November 1970 in Paris 
ihre 16. Tagung abhielt, 
im Hinblick auf die Bedeutung der Bestimmungen der von der Generalkonferenz 
auf ihrer 14. Tagung angenommenen Erklärung über die Grundsätze der inter-
nationalen kulturellen Zusammenarbeit, in der Erwägung, dass der Austausch 
von Kulturgut unter den Nationen zu wissenschaftlichen, kulturellen und erzie-
herischen Zwecken die Kenntnisse über die Zivilisation des Menschen vertieft, 
das kulturelle Leben aller Völker bereichert und die gegenseitige Achtung und 
das Verständnis unter den Nationen fördert, 
in der Erwägung, dass das Kulturgut zu den wesentlichen Elementen der Zivili-
sation und der Kultur der Völker gehört, und dass sein wahrer Wert nur im 
Zusammenhang mit möglichst weitreichenden Kenntnissen über seinen Ur-
sprung, seine Geschichte und seinen traditionellen Hintergrund erfasst werden 
kann, 
in der Erwägung, dass es jedem Staat obliegt, das in seinem Hoheitsgebiet be-
findliche Kulturgut vor den Gefahren des Diebstahls, der unerlaubten Ausgra-
bung und der rechtswidrigen Ausfuhr zu schützen, 
in der Erwägung, dass zur Abwendung dieser Gefahren sich jeder Staat notwen-
digerweise in zunehmendem Masse der moralischen Verpflichtung bewusst 
werden muss, sein kulturelles Erbe und das aller Nationen zu achten, 
in der Erwägung, dass Museen, Bibliotheken und Archive als kulturelle Einrich-
tungen zu gewährleisten haben, dass ihre Bestände nach weltweit anerkannten 
moralischen Grundsätzen angelegt werden, 
in der Erwägung, dass die rechtswidrige Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von 
Kulturgut der Verständigung zwischen den Nationen im Wege steht, die zu 
fördern Aufgabe der UNESCO ist, unter anderem durch Empfehlung internatio-
naler Übereinkünfte zu diesem Zweck an interessierte Staaten, 
in der Erwägung, dass der Schutz des kulturellen Erbes nur wirkungsvoll sein 
kann, wenn er sowohl auf nationaler als auch internationaler Ebene durch enge 
Zusammenarbeit der Staaten gestaltet wird, 
in der Erwägung, dass die Generalkonferenz der UNESCO zu diesem Zweck im 
Jahre 1964 eine Empfehlung angenommen hat, 
angesichts weiterer Vorschläge über Massnahmen zum Verbot und zur Verhü-
tung der rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut, die 
als Punkt 19 auf der Tagesordnung der Tagung stehen, 
eingedenk des auf ihrer 15. Tagung gefassten Beschlusses, dieses Thema zum 
Inhalt eines internationalen Übereinkommens zu machen, 
nimmt dieses Übereinkommen am 14. November 1970 an.  

Art. 1 
Im Sinne dieses Übereinkommens gilt als Kulturgut das von jedem Staat aus 
religiösen oder weltlichen Gründen als für Archäologie, Vorgeschichte, Ge-
schichte, Literatur, Kunst oder Wissenschaft bedeutungsvoll bezeichnete Gut, 
das folgenden Kategorien angehört: 
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a) seltene Sammlungen und Exemplare der Zoologie, Botanik, Minera-
logie und Anatomie sowie Gegenstände vom paläontologischem Inte-
resse; 

b) die Geschichte betreffendes Gut, einschliesslich der Geschichte von 
Wissenschaft und Technik, der Militär- und Gesellschaftsgeschichte 
sowie des Lebens der führenden Persönlichkeiten, Denker, Wissen-
schaftler und Künstler und der Ereignisse von nationaler Bedeutung; 

c) Ergebnisse archäologischer Ausgrabungen (sowohl vorschriftsmässi-
ger als auch unerlaubter) oder archäologischer Entdeckungen; 

d) Teile künstlerischer oder geschichtlicher Denkmäler oder von Aus-
grabungsstätten, die zerstückelt sind; 

e) Antiquitäten, die mehr als hundert Jahre alt sind, wie beispielsweise 
Inschriften, Münzen und gravierte Siegel; 

f) Gegenstände aus dem Gebiet der Ethnologie; 
g) Gut von künstlerischem Interesse wie 

i) Bilder, Gemälde und Zeichnungen, die ausschliesslich von Hand 
auf irgendeinem Träger und in irgendeinem Material angefertigt 
sind (ausgenommen industrielle Entwürfe und handverzierte 
Manufakturwaren); 

ii) Originalarbeiten der Bildhauerkunst und der Skulptur in irgend-
einem Material; 

iii) Originalgravuren, -drucke und -lithografien; 
iv) Originale von künstlerischen Zusammenstellungen und Monta-

gen in irgendeinem Material; 
h) seltene Manuskripte und Inkunabeln, alte Bücher, Dokumente und 

Publikationen von besonderem Interesse (historisch, künstlerisch, 
wissenschaftlich, literarisch usw.), einzeln oder in Sammlungen; 

i) Briefmarken, Steuermarken und ähnliches, einzeln oder in Sammlun-
gen; 

j) Archive einschliesslich Phono-, Foto- und Filmarchive; 
k) Möbelstücke, die mehr als hundert Jahre alt sind, und alte Musikin-

strumente. 

Art. 2 
1. Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens erkennen an, dass die rechts-

widrige Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut eine der Haupt-
ursachen für die Verarmung der Ursprungsländer an kulturellem Erbe dar-
stellen, und dass die internationale Zusammenarbeit eines der wirksamsten 
Mittel zum Schutz des Kulturgutes jedes Landes gegen alle sich daraus er-
gebenden Gefahren ist. 

2. Zu diesem Zweck verpflichten sich die Vertragsstaaten, mit den ihnen zur 
Verfügung stehenden Mitteln diese Praktiken zu bekämpfen, insbesondere 
ihre Ursachen zu beseitigen, ihre Anwendung zu beenden und die Entrich-
tung der erforderlichen Entschädigungen zu unterstützen. 

Art. 3 
Die Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut gelten als rechtswidrig, 
wenn sie im Widerspruch zu den Bestimmungen stehen, die von den Vertrags-
staaten in diesem Übereinkommen angenommen worden sind. 
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Art. 4 
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens erkennen an, dass im Sinne dieses 
Übereinkommens das zu folgenden Kategorien gehörende Kulturgut Teil des 
kulturellen Erbes jedes Staates ist: 

a) Kulturgut, das durch die individuelle oder kollektive Schöpferkraft von 
Angehörigen des betreffenden Staates entstanden ist, und für den be-
treffenden Staat bedeutsames Kulturgut, das in seinem Hoheitsgebiet 
von dort ansässigen Ausländern oder Staatenlosen geschaffen wurde; 

b) im Staatsgebiet gefundenes Kulturgut; 
c) durch archäologische, ethnologische oder naturwissenschaftliche Auf-

träge mit Billigung der zuständigen Behörden des Ursprungslandes 
erworbenes Kulturgut; 

d) Kulturgut, das auf Grund freier Vereinbarung ausgetauscht worden ist; 
e) Kulturgut, das unentgeltlich empfangen wurde oder rechtmässig mit 

Billigung der zuständigen Behörden des Ursprungslandes käuflich er-
worben wurde. 

Art. 5 
Zum Schutz ihres Kulturgutes vor rechtswidriger Einfuhr, Ausfuhr oder Über-
eignung verpflichten sich die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens, in der in 
jedem Land geeignetsten Weise in ihren Hoheitsgebieten eine oder mehrere 
staatliche Dienststellen einzusetzen, soweit solche nicht bereits vorhanden sind, 
die das kulturelle Erbe schützen und mit qualifiziertem und zahlenmässig aus-
reichendem Personal ausgestattet sind, das in der Lage ist, folgende Aufgaben 
wirksam zu erfüllen: 

a) Mitwirkung an der Ausarbeitung von Gesetzentwürfen und sonstigen 
Rechtsvorschriften zum Schutz des kulturellen Erbes und insbesondere 
zur Verhütung der rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung 
bedeutsamen Kulturgutes; 

b) Aufstellung und Führung eines Verzeichnisses des bedeutenden öf-
fentlichen und privaten Kulturgutes auf der Grundlage eines nationa-
len Inventars des zu schützenden Gutes, dessen Ausfuhr für den Staat 
einen merklichen Verlust an seinem kulturellen Erbe darstellen würde; 

c) Förderung des Ausbaus oder der Errichtung wissenschaftlicher und 
technischer Einrichtungen (Museen, Bibliotheken, Archive, Laborato-
rien, Werkstätten usw.), die zur Erhaltung und Ausstellung von Kul-
turgut notwendig sind; 

d) Überwachung archäologischer Ausgrabungen, Gewährleistung der 
Konservierung bestimmten Kulturgutes «in situ» und Schutz bestimm-
ter Gebiete, die zukünftigen archäologischen Forschungszwecken vor-
behalten sind; 

e) Aufstellung von Vorschriften für die betroffenen Personen (Kuratoren, 
Konservatoren, Sammler, Antiquitätenhändler usw.) entsprechend den 
ethischen Grundsätzen dieses Übereinkommens und Überwachung der 
Einhaltung dieser Vorschriften; 

f) Durchführung von Bildungsmassnahmen, um die Achtung vor dem 
kulturellen Erbe aller Staaten zu wecken und zu entfalten, und weiter 
Verbreitung der Kenntnisse über die Bestimmungen dieses Überein-
kommens; 

g) Gewährleistung einer ausreichenden Bekanntmachung in der Öffent-
lichkeit jedes Falles von Verschwinden von Kulturgut. 
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Art. 6 
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens übernehmen folgende Verpflich-
tungen: 

a) Sie führen eine geeignete Bescheinigung ein, in welcher der ausfüh-
rende Staat angibt, dass die Ausfuhr des fraglichen Kulturgutes bzw. 
der fraglichen Kulturgüter genehmigt ist. Jedes vorschriftsmässig aus-
geführte Kulturgut muss von einer solchen Bescheinigung begleitet 
sein. 

b) Sie verbieten die Ausfuhr von Kulturgut aus ihrem Hoheitsgebiet, so-
fern die oben genannte Ausfuhrbescheinigung nicht beiliegt. 

c) Sie bringen dieses Verbot auf geeignete Weise der Öffentlichkeit zur 
Kenntnis und insbesondere den Personen, die für die Ausfuhr oder 
Einfuhr von Kulturgut in Frage kommen. 

Art. 7 
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens übernehmen folgende Verpflich-
tungen: 

a) Sie ergreifen im Rahmen der innerstaatlichen Rechtsvorschriften alle 
erforderlichen Massnahmen, um Museen und ähnliche Einrichtungen 
in ihrem Hoheitsgebiet am Erwerb von Kulturgut zu hindern, das aus 
einem anderen Vertragsstaat stammt und nach Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens widerrechtlich aus dem betreffenden Staat ausge-
führt worden ist. Soweit möglich teilen sie einem Ursprungsstaat, der 
Vertragspartei dieses Übereinkommens ist, mit, wenn Kulturgut ange-
boten wird, das nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens für beide 
Staaten widerrechtlich aus jenem Staat entfernt worden ist. 

b)  
i) Sie verbieten die Einfuhr von Kulturgut, das nach Inkrafttreten 

dieses Übereinkommens für die betreffenden Staaten aus einem 
Museum oder einem öffentlichen weltlichen oder religiösen Bau-
werk oder einer ähnlichen Einrichtung in einem anderen Ver-
tragsstaat dieses Übereinkommens gestohlen worden ist, sofern 
nachgewiesen werden kann, dass dieses Gut zum Inventar jener 
Einrichtung gehört. 

ii) ii) Auf Ersuchen des Ursprungsstaates, der Vertragspartei dieses 
Übereinkommens ist, ergreifen sie geeignete Massnahmen zur 
Wiedererlangung und Rückgabe jedes Kulturguts, das nach In-
krafttreten dieses Übereinkommens für beide betreffenden Staa-
ten auf diese Weise gestohlen und eingeführt wurde, sofern der 
ersuchende Staat einem gutgläubigen Erwerber oder einer Person 
mit einem Rechtsanspruch an diesem Gut eine angemessene Ent-
schädigung zahlt. Gesuche um Wiedererlangung und Rückgabe 
sind auf diplomatischem Wege an den ersuchten Staat zu über-
mitteln. Der ersuchende Staat stellt auf seine Kosten die Unterla-
gen und das übrige Beweismaterial zur Verfügung, das zur Fest-
stellung seines Anspruchs auf Wiedererlangung und Rückgabe 
erforderlich sind. Die Vertragsstaaten erheben auf dem nach die-
sem Artikel zurückgegebenen Gut weder Zölle noch sonstige Ab-
gaben. Alle Kosten im Zusammenhang mit der Rückgabe und Zu-
stellung des Kulturgutes werden von dem ersuchenden Staat ge-
tragen. 
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Art. 8 
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens verpflichten sich, gegen jeden, der 
für einen Verstoss gegen die in Artikel 6 Buchstabe b und Artikel 7 Buchstabe b 
genannten Verbote verantwortlich ist, Kriminal- oder Ordnungsstrafen zu ver-
hängen.   

Art. 9 
Jeder Vertragsstaat dieses Übereinkommens, dessen kulturelles Erbe durch 
archäologische oder ethnologische Ausbeutung gefährdet ist, kann sich an ande-
re betroffene Vertragsstaaten wenden. Die Vertragsstaaten dieses Übereinkom-
mens verpflichten sich, in diesen Fällen an jeder gemeinsamen internationalen 
Aktion teilzunehmen mit dem Ziel, erforderliche konkrete Massnahmen festzu-
legen und durchzuführen, einschliesslich der Überwachung der Ausfuhr, der 
Einfuhr und des internationalen Handels mit den fraglichen Kulturgütern. Bis zu 
einer Vereinbarung ergreift jeder betroffene Staat im Rahmen seiner Möglich-
keiten einstweilige Massnahmen, um zu verhindern, dass dem kulturellen Erbe 
des ersuchenden Staates unersetzlicher Schaden zugefügt wird. 

Art. 10 
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens übernehmen folgende Verpflich-
tungen: 

a) Durch Erziehung, Information und aufmerksame Beobachtung 
schränken sie den Verkehr mit Kulturgut, das aus irgendeinem Ver-
tragsstaat dieses Übereinkommens rechtswidrig entfernt worden ist, 
ein und verpflichten im Rahmen der in jedem Land gegebenen Mög-
lichkeiten die Antiquitätenhändler unter Androhung von Strafen oder 
verwaltungsrechtlichen Massnahmen ein Verzeichnis zu führen, aus 
dem der Ursprung jedes einzelnen Kulturgutes, die Namen und An-
schriften der Lieferanten, die Beschreibung und der Preis für jeden 
verkauften Gegenstand hervorgeht; ferner haben sie den Käufer eines 
Kulturgutes über das für den Gegenstand möglicherweise bestehende 
Ausfuhrverbot zu unterrichten. 

b) Durch Bildungsmassnahmen bemühen sie sich, in der Öffentlichkeit 
das Verständnis für den Wert des Kulturgutes sowie für die Gefahren 
zu wecken und zu entwickeln, die durch Diebstahl, unerlaubte Aus-
grabungen und rechtswidrige Ausfuhr für das kulturelle Erbe entste-
hen. 

Art. 11 
Die erzwungene Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut, die sich unmittelbar 
oder mittelbar aus der Besetzung eines Landes durch eine fremde Macht erge-
ben, gelten als rechtswidrig. 

Art. 12 
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens achten das kulturelle Erbe in den 
Hoheitsgebieten, für deren internationale Beziehungen sie verantwortlich sind; 
sie ergreifen alle geeigneten Massnahmen, um die rechtswidrige Einfuhr, Aus-
fuhr und Übereignung von Kulturgut in diesen Hoheitsgebieten zu verbieten 
und zu verhüten. 

Art. 13 
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens übernehmen ferner im Rahmen 
ihrer innerstaatlichen Rechtsordnung folgende Verpflichtungen: 
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a) Sie verhindern mit allen geeigneten Mitteln Übereignungen von Kul-
turgut, durch die eine rechtswidrige Einfuhr oder Ausfuhr desselben 
begünstigt werden könnte. 

b) Sie tragen für eine Zusammenarbeit zwischen ihren zuständigen 
Dienststellen Sorge, damit die schnellstmögliche Rückgabe des 
rechtswidrig ausgeführten Kulturgutes an den Berechtigten erleichtert 
wird. 

c) Sie lassen Verfahren zur Wiedererlangung verloren gegangenen oder 
gestohlenen Kulturgutes zu, die vom rechtmässigen Eigentümer oder 
in dessen Namen angestrengt werden. 

d) Sie erkennen das unverjährbare Recht jedes Vertragsstaates dieses 
Übereinkommens an, bestimmtes Kulturgut als unveräusserlich einzu-
stufen und zu erklären, das deshalb ipso facto nicht ausgeführt werden 
darf, und sie erleichtern die Wiedererlangung solchen Gutes durch den 
betreffenden Staat, falls es ausgeführt worden ist. 

Art. 14 
Zur Verhinderung der rechtswidrigen Ausfuhr und zur Einhaltung der aus der 
Anwendung dieses Übereinkommens entstehenden Verpflichtungen wird jeder 
Vertragsstaat dieses Übereinkommens im Rahmen seiner Möglichkeiten seine 
innerstaatlichen Dienststellen, die mit dem Schutz seines kulturellen Erbes 
betraut sind, mit ausreichenden Mitteln ausstatten und, soweit erforderlich, zu 
diesem Zweck einen Fonds schaffen. 

Art. 15 
Dieses Übereinkommen hindert die Vertragsstaaten nicht, untereinander Son-
derabkommen zu schliessen oder bereits geschlossene Abkommen weiter anzu-
wenden, welche die Rückgabe von Kulturgut zum Inhalt haben, das aus irgend-
welchen Gründen vor Inkrafttreten dieses Übereinkommens für die betreffenden 
Staaten aus dem Ursprungsland entfernt worden ist. 

Art. 16 
In ihren regelmässigen Berichten an die Generalkonferenz der Organisation der 
Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur, welche die Ver-
tragsstaaten zu den von der Generalkonferenz festzulegenden Zeitpunkten und 
in der von ihr anzugebenden Weise vorlegen, geben sie Auskunft über die von 
ihnen erlassenen Gesetzes- und Verwaltungsvorschriften sowie über sonstige 
von ihnen zur Durchführung dieses Übereinkommens ergriffene Massnahmen, 
und sie schildern ihre aus diesem Gebiet gewonnenen Erfahrungen. 

Art. 17 
1. Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens können die technische Hilfe 

der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur in Anspruch nehmen, insbesondere in folgenden Belangen: 
a) Information und Erziehung; 
b) Beratung und Sachverständigengutachten; 
c) Koordinierung und gute Dienste. 

2. Die Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur kann von sich aus über Fragen im Zusammenhang mit dem rechts-
widrigen Verkehr von Kulturgut Untersuchungen durchführen und Ab-
handlungen veröffentlichen. 
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3. Zu diesem Zweck kann sich die Organisation der Vereinten Nationen für 
Erziehung, Wissenschaft und Kultur mit der Bitte um Zusammenarbeit 
auch an jede sachverständige nichtstaatliche Organisation wenden. 

4. Die Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur kann von sich aus den Vertragsstaaten dieses Übereinkommens Vor-
schläge für dessen Durchführung unterbreiten. 

5. Auf Ersuchen von wenigstens zwei Vertragsstaaten dieses Übereinkom-
mens, zwischen denen eine Streitigkeit über dessen Durchführung entstan-
den ist, kann die UNESCO zur Schlichtung ihre guten Dienste anbieten. 

Art. 18 
Dieses Übereinkommen ist in englischer, spanischer, französischer und russi-
scher Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermassen verbindlich ist. 

Art. 19 
1. Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifizierung oder Annahme durch die 

Mitgliedstaaten der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur nach Massgabe ihrer verfassungsrechtlichen Ver-
fahren. 

2. Die Ratifikations- oder Annahmeurkunden sind beim Generaldirektor der 
Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kul-
tur zu hinterlegen. 

Art. 20 
1. Dieses Übereinkommen steht allen Staaten, die nicht Mitglieder der Orga-

nisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
sind und die vom Exekutivrat der Organisation zum Beitritt eingeladen 
werden, zum Beitritt offen. 

2. Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beim Gene-
raldirektor der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wis-
senschaft und Kultur. 

Art. 21 
Dieses Übereinkommen tritt drei Monate nach Hinterlegung der dritten Ratifi-
kations-, Annahme- oder Beitrittsurkunde für diejenigen Staaten in Kraft, die zu 
diesem Zeitpunkt oder vorher ihre Ratifikations-, Annahme- oder Beitrittsur-
kunden hinterlegt haben. Für jeden weiteren Staat tritt es drei Monate nach 
Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annahme- oder Beitrittsurkunde in Kraft. 

Art. 22 
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens erkennen an, dass das Überein-
kommen nicht nur in ihren Mutterländern anzuwenden ist, sondern ebenso in 
allen Hoheitsgebieten, für deren internationale Beziehungen sie verantwortlich 
sind; sie verpflichten sich, nötigenfalls die Regierungen oder sonstigen zuständi-
gen Behörden jener Hoheitsgebiete im Zeitpunkt oder vor der Ratifikation, der 
Annahme oder dem Beitritt zu konsultieren, damit die Anwendung des Überein-
kommens in diesen Gebieten gewährleistet ist, und dem Generaldirektor der 
Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
die Hoheitsgebiete zu notifizieren, in denen das Übereinkommen Anwendung 
findet; die Notifikation wird drei Monate nach ihrem Eingang wirksam. 
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Art. 23 
1. Jeder Vertragsstaat dieses Übereinkommens kann das Übereinkommen für 

sich selbst oder für ein Hoheitsgebiet, für dessen internationale Beziehun-
gen er verantwortlich ist, kündigen. 

2. Die Kündigung wird durch eine schriftliche, beim Generaldirektor der 
Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kul-
tur zu hinterlegende Urkunde notifiziert. 

3. Die Kündigung wird zwölf Monate nach Eingang der Kündigungsurkunde 
wirksam. 

Art. 24 
Der Generaldirektor der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur teilt den Mitgliedstaaten der Organisation, den in 
Artikel 20 erwähnten Staaten, die nicht Mitglieder der Organisation sind, sowie 
den Vereinten Nationen die Hinterlegung aller in den Artikeln 19 und 20 ge-
nannten Ratifikations-, Annahme- und Beitrittsurkunde mit, desgleichen die in 
den Artikeln 22 und 23 vorgesehenen Notifikationen und Kündigungen. 

Art. 25 
1. Dieses Übereinkommen kann durch die Generalkonferenz der Organisation 

der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur revidiert 
werden. Die Revision bindet jedoch nur die Staaten, die Vertragsparteien 
des Revisionsübereinkommens werden. 

2. Nimmt die Generalkonferenz ein neues Übereinkommen an, durch das 
dieses Übereinkommen ganz oder teilweise revidiert wird, so steht dieses 
Übereinkommen, sofern das neue Übereinkommen nichts anderes be-
stimmt, mit dem Inkrafttreten des neuen Revisionsübereinkommens nicht 
länger zur Ratifizierung, Annahme oder zum Beitritt offen. 

Art. 26 
In Übereinstimmung mit Artikel 102 der Charta der Vereinten Nationen1 wird 
dieses Übereinkommen auf Ersuchen des Generaldirektors der Organisation der 
Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur beim Sekretariat 
der Vereinten Nationen registriert. 
Zu Urkund dessen haben wir am 17. November 1970 das Übereinkommen mit 
unseren Unterschriften versehen. 
Geschehen zu Paris am 17. November 1970 in zwei Originalausfertigungen, 
welche die Unterschrift des Präsidenten der 16. Tagung der Generalkonferenz 
und des Generaldirektors der Organisation der Vereinten Nationen für Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur tragen; diese Originalfassungen werden im 
Archiv der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur hinterlegt, und allen in den Artikeln 19 und 20 erwähnten Staaten 
sowie den Vereinten Nationen werden beglaubigte Abschriften übermittelt. 
Dieses ist der verbindliche Wortlaut des Übereinkommens, das von der General-
konferenz der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur auf 
ihrer in Paris abgehaltenen und am 14. November 1970 für beendet erklärten 16. 
Tagung ordnungsgemäss angenommen wurde. 
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XX. Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes  
der Welt vom 23. November 1972 

Die Generalkonferenz der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur, die vom 17. Oktober bis 21. November 1972 in Paris zu 
ihrer 17. Tagung zusammengetreten ist - 
im Hinblick darauf, daß das Kulturerbe und das Naturerbe zunehmend von 
Zerstörung bedroht sind, nicht nur durch die herkömmlichen Verfallsursachen, 
sondern auch durch den Wandel der sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse, 
der durch noch verhängnisvollere Formen der Beschädigung oder Zerstörung 
die Lage verschlimmert; 
in der Erwägung, daß der Verfall oder der Untergang jedes einzelnen Bestand-
teils des Kultur- oder Naturerbes eine beklagenswerte Schmälerung des Erbes 
aller Völker der Welt darstellt; 
in der Erwägung, daß der Schutz dieses Erbes auf nationaler Ebene wegen der 
Höhe der erforderlichen Mittel und der unzureichenden wirtschaftlichen, wis-
senschaftlichen und technischen Hilfsquellen des Landes, in dem sich das zu 
schützende Gut befindet, oft unvollkommen ist; 
eingedenk der Tatsache, daß die Satzung der Organisation vorsieht, daß sie 
Kenntnisse aufrechterhalten, vertiefen und verbreiten wird, und zwar durch 
Erhaltung und Schutz des Erbes der Welt sowie dadurch, daß sie den beteiligten 
Staaten die diesbezüglich erforderlichen internationalen Übereinkünfte emp-
fiehlt; 
in der Erwägung, daß die bestehenden internationalen Übereinkünfte, Empfeh-
lungen und Entschließungen über Kultur- und Naturgut zeigen, welche Bedeu-
tung der Sicherung dieses einzigartigen und unersetzlichen Gutes, gleichviel 
welchem Volk es gehört, für alle Völker der Welt zukommt; 
in der Erwägung, daß Teile des Kultur- oder Naturerbes von außergewöhnlicher 
Bedeutung sind und daher als Bestandteil des Welterbes der ganzen Menschheit 
erhalten werden müssen; 
in der Erwägung, daß es angesichts der Größe und Schwere der drohenden 
neuen Gefahren Aufgabe der internationalen Gemeinschaft als Gesamtheit ist, 
sich am Schutz des Kultur- und Naturerbes von außergewöhnlichem universel-
lem Wert zu beteiligen, indem sie eine gemeinschaftliche Unterstützung ge-
währt, welche die Maßnahmen des betreffenden Staates zwar nicht ersetzt, 
jedoch wirksam ergänzt; 
in der Erwägung, daß es zu diesem Zweck erforderlich ist, neue Bestimmungen 
in Form eines Übereinkommens zur Schaffung eines wirksamen Systems des 
gemeinschaftlichen Schutzes des Kultur- und Naturerbes von außergewöhnli-
chem universellem Wert zu beschließen, das als ständige Einrichtung nach 
modernen wissenschaftlichen Methoden aufgebaut wird; 
nach dem auf ihrer 16. Tagung gefaßten Beschluß, diese Frage zum Gegenstand 
eines internationalen Übereinkommens zu machen - 
beschließt am 16. November 1972 dieses Übereinkommen. 
 

I. Begriffsbestimmung des Kultur- und Naturerbes 

Artikel 1 
Im Sinne dieses Übereinkommens gelten als "Kulturerbe" 
Denkmäler: Werke der Architektur, Großplastik und Monumentalmalerei, Ob-
jekte oder Überreste archäologischer Art, Inschriften, Höhlen und Verbindungen 
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solcher Erscheinungsformen, die aus geschichtlichen, künstlerischen oder wis-
senschaftlichen Gründen von außergewöhnlichem universellem Wert sind; 
Ensembles: Gruppen einzelner oder miteinander verbundener Gebäude, die 
wegen ihrer Architektur, ihrer Geschlossenheit oder ihrer Stellung in der Land-
schaft aus geschichtlichen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Gründen von 
außergewöhnlichem universellem Wert sind; 
Stätten: Werke von Menschenhand oder gemeinsame Werke von Natur und 
Mensch sowie Gebiete einschließlich archäologischer Stätten, die aus geschicht-
lichen, ästhetischen, ethnologischen oder anthropologischen Gründen von au-
ßergewöhnlichem universellem Wert sind. 

Artikel 2 
Im Sinne dieses Übereinkommens gelten als "Naturerbe" 
Naturgebilde, die aus physikalischen und biologischen Erscheinungsformen oder 
-gruppen bestehen, welche aus ästhetischen oder wissenschaftlichen Gründen 
von außergewöhnlichem universellem Wert sind; 
geologische und physiographische Erscheinungsformen und genau abgegrenzte 
Gebiete, die den Lebensraum für bedrohte Pflanzen- und Tierarten bilden, wel-
che aus wissenschaftlichen Gründen oder ihrer Erhaltung wegen von außerge-
wöhnlichem universellem Wert sind; 
Naturstätten oder genau abgegrenzte Naturgebiete, die aus wissenschaftlichen 
Gründen oder ihrer Erhaltung oder natürlichen Schönheit wegen von außerge-
wöhnlichem universellem Wert sind. 

Artikel 3 
Es ist Sache jedes Vertragsstaats, die in seinem Hoheitsgebiet befindlichen, in 
den Artikeln 1 und 2 bezeichneten verschiedenen Güter zu erfassen und zu 
bestimmen. 
 
II. Schutz des Kultur- und Naturerbes auf nationaler und internationaler 

Ebene 

Artikel 4 
Jeder Vertragsstaat erkennt an, daß es in erster Linie seine eigene Aufgabe ist, 
Erfassung, Schutz und Erhaltung in Bestand und Wertigkeit des in seinem Ho-
heitsgebiet befindlichen, in den Artikeln 1 und 2 bezeichneten Kultur- und Na-
turerbes sowie seine Weitergabe an künftige Generationen sicherzustellen. Er 
wird hierfür alles in seinen Kräften Stehende tun, unter vollem Einsatz seiner 
eigenen Hilfsmittel und gegebenenfalls unter Nutzung jeder ihm erreichbaren 
internationalen Unterstützung und Zusammenarbeit, insbesondere auf finanziel-
lem, künstlerischem, wissenschaftlichem und technischem Gebiet. 

Artikel 5 
Um zu gewährleisten, daß wirksame und tatkräftige Maßnahmen zum Schutz 
und zur Erhaltung in Bestand und Wertigkeit des in seinem Hoheitsgebiet be-
findlichen Kultur- und Naturerbes getroffen werden, wird sich jeder Vertrags-
staat bemühen, nach Möglichkeit und im Rahmen der Gegebenheiten seines 
Landes 

a) eine allgemeine Politik zu verfolgen, die darauf gerichtet ist, dem Kul-
tur- und Naturerbe eine Funktion im öffentlichen Leben zu geben und 
den Schutz dieses Erbes in erschöpfende Planungen einzubeziehen; 

b) in seinem Hoheitsgebiet, sofern Dienststellen für den Schutz und die 
Erhaltung des Kultur- und Naturerbes in Bestand und Wertigkeit nicht 
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vorhanden sind, eine oder mehrere derartige Dienststellen einzurich-
ten, die über geeignetes Personal und die zur Durchführung ihrer Auf-
gaben erforderlichen Mittel verfügen; 

c) wissenschaftliche und technische Untersuchungen und Forschungen 
durchzuführen und Arbeitsmethoden zu entwickeln, die es ihm er-
möglichen, die seinem Kultur- und Naturerbe drohenden Gefahren zu 
bekämpfen; 

d) geeignete rechtliche, wissenschaftliche, technische, Verwaltungs- und 
Finanzmaßnahmen zu treffen, die für Erfassung, Schutz, Erhaltung in 
Bestand und Wertigkeit sowie Revitalisierung dieses Erbes erforder-
lich sind, und 

e) die Errichtung oder den Ausbau nationaler oder regionaler Zentren 
zur Ausbildung auf dem Gebiet des Schutzes und der Erhaltung des 
Kultur- und Naturerbes in Bestand und Wertigkeit zu fördern und die 
wissenschaftliche Forschung in diesem Bereich zu unterstützen. 

Artikel 6 
(1) Unter voller Achtung der Souveränität der Staaten, in deren Hoheitsgebiet 
sich das in den Artikeln 1 und 2 bezeichnete Kultur- und Naturerbe befindet, 
und unbeschadet der durch das innerstaatliche Recht gewährten Eigentumsrech-
te erkennen die Vertragsstaaten an, daß dieses Erbe ein Welterbe darstellt, zu 
dessen Schutz die internationale Staatengemeinschaft als Gesamtheit zusam-
menarbeiten muß. 
(2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, im Einklang mit diesem Überein-
kommen bei Erfassung, Schutz und Erhaltung des in Artikel 11 Absätze 2 und 4 
bezeichneten Kultur- und Naturerbes in Bestand und Wertigkeit Hilfe zu leisten, 
wenn die Staaten, in deren Hoheitsgebiet sich dieses Erbe befindet, darum ersu-
chen. 
(3) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, alle vorsätzlichen Maßnahmen zu 
unterlassen, die das in den Artikeln 1 und 2 bezeichnete, im Hoheitsgebiet ande-
rer Vertragsstaaten befindliche Kultur- und Naturerbe mittelbar oder unmittel-
bar schädigen könnten. 

Artikel 7 
Im Sinne dieses Übereinkommens bedeutet internationaler Schutz des Kultur- 
und Naturerbes der Welt die Einrichtung eines Systems internationaler Zusam-
menarbeit und Hilfe, das die Vertragsstaaten in ihren Bemühungen um die 
Erhaltung und Erfassung dieses Erbes unterstützen soll. 
 

III. Zwischenstaatliches Komitee für den Schutz des Kultur- und  
Naturerbes der Welt 

Artikel 8 
(1) Hiermit wird innerhalb der Organisation der Vereinten Nationen für 
Erziehung, Wissenschaft und Kultur ein Zwischenstaatliches Komitee für den 
Schutz des Kultur- und Naturerbes von außergewöhnlichem universellem Wert 
mit der Bezeichnung "Komitee für das Erbe der Welt" errichtet. Ihm gehören 15 
Vertragsstaaten an; sie werden von den Vertragsstaaten gewählt, die während 
der ordentlichen Tagung der Generalkonferenz der Organisation der Vereinten 
Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur zu einer Hauptversammlung 
zusammentreten. Die Zahl der dem Komitee angehörenden Mitgliedstaaten wird 
auf 21 erhöht, sobald eine ordentliche Tagung der Generalkonferenz nach dem 
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Zeitpunkt stattfindet, an dem das Übereinkommen für mindestens 40 Staaten in 
Kraft tritt. 
(2) Bei der Wahl der Komiteemitglieder ist eine ausgewogene Vertretung der 
verschiedenen Regionen und Kulturen der Welt zu gewährleisten. 
(3) Je ein Vertreter der Internationalen Studienzentrale für die Erhaltung und 
Restaurierung von Kulturgut (Römische Zentrale), des Internationalen Rates für 
Denkmalpflege (ICO-MOS) und der Internationalen Union zur Erhaltung der 
Natur und der natürlichen Hilfsquellen (IUCN) sowie auf Verlangen der Ver-
tragsstaaten, die während der ordentlichen Tagungen der Generalkonferenz der 
Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur zu 
einer Hauptversammlung zusammentreten, weitere Vertreter anderer zwischen-
staatlicher oder nichtstaatlicher Organisationen mit ähnlichen Zielen können in 
beratender Eigenschaft an den Sitzungen des Komitees teilnehmen. 

Artikel 9 
(1) Die Amtszeit der Mitgliedstaaten des Komitees für das Erbe der Welt 
beginnt mit Ablauf der ordentlichen Tagung der Generalkonferenz, auf der sie 
gewählt wurden, und endet mit Ablauf der dritten darauffolgenden ordentlichen 
Tagung. 
(2) Die Amtszeit eines Drittels der bei der ersten Wahl bestellten Mitglieder 
endet jedoch mit Ablauf der ersten ordentlichen Tagung der Generalkonferenz 
nach der Tagung, auf der sie gewählt wurden; die Amtszeit eines weiteren Drit-
tels der zur selben Zeit bestellten Mitglieder endet mit Ablauf der zweiten or-
dentlichen Tagung der Generalkonferenz nach der Tagung, auf der sie gewählt 
wurden. Die Namen dieser Mitglieder werden vom Präsidenten der Generalkon-
ferenz der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur nach der ersten Wahl durch das Los ermittelt. 
(3) Die Mitgliedstaaten des Komitees wählen zu ihren Vertretern Personen, 
die Sachverständige auf dem Gebiet des Kulturerbes oder des Naturerbes sind. 

Artikel 10 
(1) Das Komitee für das Erbe der Welt gibt sich eine Geschäftsordnung. 
(2) Das Komitee kann jederzeit Organisationen des öffentlichen oder privaten 
Rechts oder Einzelpersonen einladen, zur Konsultation über Einzelfragen an 
seinen Sitzungen teilzunehmen. 
(3) Das Komitee kann beratende Gremien einsetzen, die es zur Wahrnehmung 
seiner Aufgaben für erforderlich hält. 

Artikel 11 
(1) Jeder Vertragsstaat legt dem Komitee für das Erbe der Welt nach Mög-
lichkeit ein Verzeichnis des Gutes vor, das zu dem in seinem Hoheitsgebiet 
befindlichen Kultur- und Naturerbe gehört und für eine Aufnahme in die in 
Absatz 2 vorgesehene Liste geeignet ist. Dieses Verzeichnis, das nicht als er-
schöpfend anzusehen ist, muß Angaben über Lage und Bedeutung des betref-
fenden Gutes enthalten. 
(2) Das Komitee wird auf Grund der von den Staaten nach Absatz 1 vorgeleg-
ten Verzeichnisse unter der Bezeichnung "Liste des Erbes der Welt" eine Liste 
der zu dem Kultur- und Naturerbe im Sinne der Artikel 1 und 2 gehörenden 
Güter, die nach seiner Auffassung nach den von ihm festgelegten Maßstäben 
von außergewöhnlichem universellem Wert sind, aufstellen, auf dem neuesten 
Stand halten und veröffentlichen. Eine auf den neuesten Stand gebrachte Liste 
wird mindestens alle zwei Jahre verbreitet. 
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(3) Die Aufnahme eines Gutes in die Liste des Erbes der Welt bedarf der 
Zustimmung des betreffenden Staates. Die Aufnahme eines Gutes, das sich in 
einem Gebiet befindet, über das von mehr als einem Staat Souveränität oder 
Hoheitsgewalt beansprucht wird, berührt nicht die Rechte der Streitparteien. 
(4) Das Komitee wird unter der Bezeichnung "Liste des gefährdeten Erbes der 
Welt" nach Bedarf eine Liste des in der Liste des Erbes der Welt aufgeführten 
Gutes, zu dessen Erhaltung umfangreiche Maßnahmen erforderlich sind und für 
das auf Grund dieses Übereinkommens Unterstützung angefordert wurde, auf-
stellen, auf dem neuesten Stand halten und veröffentlichen. Diese Liste hat einen 
Voranschlag der Kosten für derartige Maßnahmen zu enthalten. In die Liste darf 
nur solches zu dem Kultur- und Naturerbe gehörendes Gut aufgenommen wer-
den, das durch ernste und spezifische Gefahren bedroht ist, z.B. Gefahr des 
Untergangs durch beschleunigten Verfall, öffentliche oder private Großvorha-
ben oder rasch vorangetriebene städtebauliche oder touristische Entwicklungs-
vorhaben; Zerstörung durch einen Wechsel in der Nutzung des Grundbesitzes 
oder im Eigentum daran; größere Veränderungen auf Grund unbekannter Ursa-
chen; Preisgabe aus irgendwelchen Gründen; Ausbruch oder Gefahr eines be-
waffneten Konflikts; Natur- und sonstige Katastrophen; Feuersbrünste, Erdbe-
ben, Erdrutsche; Vulkanausbrüche; Veränderungen des Wasserspiegels, Über-
schwemmungen und Sturmfluten. Das Komitee kann, wenn dies dringend not-
wendig ist, jederzeit eine neue Eintragung in die Liste des gefährdeten Erbes der 
Welt vornehmen und diese Eintragung sofort bekanntmachen. 
(5) Das Komitee bestimmt die Maßstäbe, nach denen ein zum Kultur- oder 
Naturerbe gehörendes Gut in eine der in den Absätzen 2 und 4 bezeichneten 
Listen aufgenommen werden kann. 
(6) Bevor das Komitee einen Antrag auf Aufnahme in eine der beiden in den 
Absätzen 2 und 4 bezeichneten Listen ablehnt, konsultiert es den Vertragsstaat, 
in dessen Hoheitsgebiet sich das betreffende Kultur- oder Naturgut befindet. 
(7) Das Komitee koordiniert und fördert im Einvernehmen mit den betreffen-
den Staaten die Untersuchungen und Forschungen, die zur Aufstellung der in 
den Absätzen 2 und 4 bezeichneten Listen erforderlich sind. 

Artikel 12 
Ist ein zum Kultur- oder Naturerbe gehörendes Gut in keine der in Artikel 11 
Absätze 2 und 4 bezeichneten Listen aufgenommen worden, so bedeutet das 
nicht, daß dieses Gut nicht für andere als die sich aus der Aufnahme in diese 
Listen ergebenden Zwecke von außergewöhnlichem universellem Wert ist. 

Artikel 13 
(1) Das Komitee für das Erbe der Welt nimmt die von Vertragsstaaten für in 
ihrem Hoheitsgebiet befindliches, zum Kultur- oder Naturerbe gehörendes Gut, 
das in die in Artikel 11 Absätze 2 und 4 bezeichneten Listen aufgenommen oder 
möglicherweise für eine Aufnahme geeignet ist, gestellten Anträge auf interna-
tionale Unterstützung entgegen und prüft sie. Derartige Anträge können gestellt 
werden, um den Schutz, die Erhaltung in Bestand und Wertigkeit oder die Revi-
talisierung dieses Gutes zu sichern. 
(2) Anträge auf internationale Unterstützung nach Absatz 1 können auch die 
Erfassung von Kultur- oder Naturgut im Sinne der Artikel 1 und 2 zum Gegen-
stand haben, wenn Voruntersuchungen gezeigt haben, daß weitere Untersu-
chungen gerechtfertigt wären. 
(3) Das Komitee entscheidet über die hinsichtlich dieser Anträge zu treffen-
den Maßnahmen, bestimmt gegebenenfalls Art und Ausmaß seiner Unterstüt-
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zung und genehmigt den Abschluß der in seinem Namen mit der beteiligten 
Regierung zu treffenden erforderlichen Vereinbarungen. 
(4) Das Komitee legt eine Rangordnung seiner Maßnahmen fest. Dabei be-
rücksichtigt es die Bedeutung des schutzbedürftigen Gutes für das Kultur- und 
Naturerbe der Welt, die Notwendigkeit, internationale Unterstützung für das 
Gut zu gewähren, das die natürliche Umwelt oder die schöpferische Kraft und 
die Geschichte der Völker der Welt am besten verkörpert, ferner die Dringlich-
keit der zu leistenden Arbeit, die Mittel, die den Staaten, in deren Hoheitsgebiet 
sich das bedrohte Gut befindet, zur Verfügung stehen, und insbesondere das 
Ausmaß, in dem sie dieses Gut mit eigenen Mitteln sichern können. 
(5) Das Komitee wird eine Liste des Gutes, für das internationale Unterstüt-
zung gewährt wurde, aufstellen, auf dem neuesten Stand halten und veröffentli-
chen. 
(6) Das Komitee entscheidet über die Verwendung der Mittel des nach Artikel 
15 errichteten Fonds. Es erkundet Möglichkeiten, diese Mittel zu erhöhen, und 
trifft dazu alle zweckdienlichen Maßnahmen. 
(7) Das Komitee arbeitet mit internationalen und nationalen staatlichen und 
nichtstaatlichen Organisationen zusammen, deren Ziele denen dieses Überein-
kommens gleichen. Zur Durchführung seiner Programme und Vorhaben kann 
das Komitee die Hilfe derartiger Organisationen, insbesondere der Internationa-
len Studienzentrale für die Erhaltung und Restaurierung von Kulturgut (Römi-
sche Zentrale), des Internationalen Rates für Denkmalpflege (ICOMOS) und der 
Internationalen Union zur Erhaltung der Natur und der natürlichen Hilfsquellen 
(IUCN) sowie sonstiger Einrichtungen des öffentlichen und privaten Rechts und 
von Einzelpersonen in Anspruch nehmen. 
(8) Die Beschlüsse des Komitees bedürfen der Zweidrittelmehrheit seiner 
anwesenden und abstimmenden Mitglieder. Das Komitee ist beschlußfähig, 
wenn die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist. 

Artikel 14 
(1) Dem Komitee für das Erbe der Welt steht ein Sekretariat zur Seite, das 
vom Generaldirektor der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur bestellt wird. 
(2) Der Generaldirektor der Organisation der Vereinten Nationen für Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur bereitet unter möglichst weitgehender Nutzung 
der Dienste der Internationalen Studienzentrale für die Erhaltung und Restaurie-
rung von Kulturgut (Römische Zentrale), des Internationalen Rates für Denk-
malpflege (ICOMOS) und der Internationalen Union zur Erhaltung der Natur 
und der natürlichen Hilfsquellen (IUCN) in ihrem jeweiligen Zuständigkeits- 
und Fachbereich die Dokumentation des Komitees und die Tagesordnung seiner 
Sitzungen vor und ist für die Durchführung seiner Beschlüsse verantwortlich. 
 

IV. Fonds für den Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt 

Artikel 15 
(1) Hiermit wird ein Fonds für den Schutz des Kultur- und Naturerbes der 
Welt von außergewöhnlichem universellem Wert errichtet; er wird als "Fonds 
für das Erbe der Welt" bezeichnet. 
(2) Der Fonds stellt ein Treuhandvermögen im Sinne der Finanzordnung der 
Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
dar. 
(3) Die Mittel des Fonds bestehen aus 
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a) Pflichtbeiträgen und freiwilligen Beiträgen der Vertragsstaaten; 
b) Beiträgen, Spenden oder Vermächtnissen 

i) anderer Staaten, 
ii) der Organisationen der Vereinten Nationen für Erziehung, Wis-

senschaft und Kultur, anderer Organisationen des Systems der 
Vereinten Nationen, insbesondere des Entwicklungsprogramms 
der Vereinten Nationen, sowie sonstiger zwischenstaatlicher Or-
ganisationen, 

iii) von Einrichtungen des öffentlichen oder privaten Rechts oder von 
Einzelpersonen; 

c) den für die Mittel des Fonds anfallenden Zinsen; 
d) Mitteln, die durch Sammlungen und Einnahmen aus Veranstaltungen 

zugunsten des Fonds aufgebracht werden, und 
e) allen sonstigen Mitteln, die durch die vom Komitee für das Erbe der 

Welt für den Fonds aufgestellten Vorschriften genehmigt sind. 
(4) Beiträge an den Fonds und sonstige dem Komitee zur Verfügung gestellte 
Unterstützungsbeiträge dürfen nur für die vom Komitee bestimmten Zwecke 
verwendet werden. Das Komitee kann Beiträge entgegennehmen, die nur für ein 
bestimmtes Programm oder Vorhaben verwendet werden sollen, sofern es die 
Durchführung dieses Programms oder Vorhabens beschlossen hat. An die dem 
Fonds gezahlten Beiträge dürfen keine politischen Bedingungen geknüpft wer-
den. 

Artikel 16 
(1) Unbeschadet etwaiger zusätzlicher freiwilliger Beiträge verpflichten sich 
die Vertragsstaaten, regelmäßig alle zwei Jahre an den Fonds für das Erbe der 
Welt Beiträge zu zahlen, deren Höhe nach einem einheitlichen, für alle Staaten 
geltenden Schlüssel errechnet und von der Generalversammlung der Vertrags-
staaten festgesetzt wird, die während der Tagungen der Generalkonferenz der 
Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
zusammentritt. Dieser Beschluß der Generalversammlung bedarf der Mehrheit 
der anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten, die nicht die in Absatz 2 
genannte Erklärung abgegeben haben. Der Pflichtbeitrag der Vertragsstaaten 
darf 1 v.H. des Beitrags zum ordentlichen Haushalt der Organisation der Verein-
ten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur nicht überschreiten. 
(2) Ein in Artikel 31 oder 32 genannter Staat kann jedoch bei der Hinterle-
gung seiner Ratifikations-, Annahme- oder Beitrittsurkunde erklären, daß er 
durch Absatz 1 des vorliegenden Artikels nicht gebunden ist. 
(3) Ein Vertragsstaat, der die in Absatz 2 genannte Erklärung abgegeben hat, 
kann diese jederzeit durch eine an den Generaldirektor der Organisation der 
Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur gerichtete Notifika-
tion zurücknehmen. Die Rücknahme der Erklärung wird jedoch für den Pflicht-
beitrag des betreffenden Staates erst mit dem Zeitpunkt der nächsten General-
versammlung der Vertragsstaaten wirksam. 
(4) Um dem Komitee die wirksame Planung seiner Tätigkeit zu ermöglichen, 
sind die Beiträge von Vertragsstaaten, welche die in Absatz 2 genannte Erklä-
rung abgegeben haben, regelmäßig, mindestens jedoch alle zwei Jahre zu ent-
richten; sie sollen nicht niedriger sein als die Beiträge, die sie zu zahlen hätten, 
wenn Absatz 1 für sie gelten würde. 
(5) Ein Vertragsstaat, der mit der Zahlung seiner Pflichtbeiträge oder seiner 
freiwilligen Beiträge für das laufende Jahr und das unmittelbar vorhergegangene 
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Kalenderjahr im Rückstand ist, kann nicht Mitglied des Komitees für das Erbe 
der Welt werden; dies gilt jedoch nicht für die erste Wahl. 
Die Amtszeit eines solchen Staates, der bereits Mitglied des Komitees ist, endet 
im Zeitpunkt der in Artikel 8 Absatz 1 vorgesehenen Wahl. 

Artikel 17 
Die Vertragsstaaten erwägen oder fördern die Errichtung nationaler Stiftungen 
oder Vereinigungen des öffentlichen und privaten Rechts, die den Zweck haben, 
Spenden für den Schutz des Kultur- und Naturerbes im Sinne der Artikel 1 und 2 
anzuregen. 

Artikel 18 
Die Vertragsstaaten unterstützen die unter der Schirmherrschaft der Organisati-
on der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur zugunsten 
des Fonds für das Erbe der Welt durchgeführten Werbemaßnahmen zur Auf-
bringung von Mitteln. Sie erleichtern die Sammlungen, die von den in Artikel 15 
Absatz 3 bezeichneten Einrichtungen für diesen Zweck durchgeführt werden. 
 
V. Voraussetzungen und Maßnahmen der internationalen Unterstützung 

Artikel 19 
Jeder Vertragsstaat kann internationale Unterstützung für in seinem Hoheitsge-
biet befindliches und zum Kultur- oder Naturerbe von außergewöhnlichem 
universellem Wert gehörendes Gut beantragen. Mit seinem Antrag hat er alle in 
Artikel 21 genannten Informationen und Unterlagen vorzulegen, über die er 
verfügt und die das Komitee benötigt, um einen Beschluß zu fassen. 

Artikel 20 
Vorbehaltlich des Artikels 13 Absatz 2, des Artikels 22 Buchstabe c und des 
Artikels 23 kann die in diesem Übereinkommen vorgesehene internationale 
Unterstützung nur für solches zum Kultur- und Naturerbe gehörendes Gut 
gewährt werden, dessen Aufnahme in eine der in Artikel 11 Absätze 2 und 4 
bezeichneten Listen vom Komitee für das Erbe der Welt beschlossen wurde oder 
künftig beschlossen wird. 

Artikel 21 
(1) Das Komitee für das Erbe der Welt bestimmt das Verfahren, nach dem die 
ihm unterbreiteten Anträge auf internationale Unterstützung zu behandeln sind, 
und schreibt die Einzelheiten des Antrags vor, der die erwogene Maßnahme, die 
erforderliche Arbeit, die voraussichtlichen Kosten, den Dringlichkeitsgrad und 
die Gründe, warum die Eigenmittel des antragstellenden Staates nicht zur De-
ckung aller Kosten ausreichen, umfassen soll. Den Anträgen sind, sofern irgend 
möglich, Sachverständigengutachten beizufügen. 
(2) Anträge auf Grund von Natur- oder sonstigen Katastrophen sollen vom 
Komitee wegen der gegebenenfalls erforderlichen dringlichen Arbeiten sofort 
und vorrangig erörtert werden; es soll für derartige Notfälle über einen Reserve-
fonds verfügen. 
(3) Bevor das Komitee einen Beschluß faßt, führt es alle Untersuchungen und 
Konsultationen durch, die es für erforderlich hält. 

Artikel 22 
Unterstützung durch das Komitee für das Erbe der Welt kann in folgender Form 
gewährt werden: 
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a) Untersuchungen über die künstlerischen, wissenschaftlichen und 
technischen Probleme, die der Schutz, die Erhaltung in Bestand und 
Wertigkeit und die Revitalisierung des Kultur- und Naturerbes im Sin-
ne des Artikels 11 Absätze 2 und 4 aufwerfen; 

b) Bereitstellung von Sachverständigen, Technikern und Facharbeitern, 
um sicherzustellen, daß die genehmigte Arbeit richtig ausgeführt wird; 

c) Ausbildung von Personal und Fachkräften aller Ebenen auf dem Gebiet 
der Erfassung, des Schutzes, der Erhaltung in Bestand und Wertigkeit 
und der Revitalisierung des Kultur- und Naturerbes; 

d) Lieferung von Ausrüstungsgegenständen, die der betreffende Staat 
nicht besitzt oder nicht erwerben kann; 

e) Darlehen mit niedrigem Zinssatz oder zinslose Darlehen, die langfris-
tig zurückgezahlt werden können; 

f) in Ausnahmefällen und aus besonderen Gründen Gewährung verlore-
ner Zuschüsse. 

Artikel 23 
Das Komitee für das Erbe der Welt kann auch internationale Unterstützung für 
nationale oder regionale Zentren zur Ausbildung von Personal und Fachkräften 
aller Ebenen auf dem Gebiet der Erfassung, des Schutzes, der Erhaltung in Be-
stand und Wertigkeit und der Revitalisierung des Kultur- und Naturerbes ge-
währen. 

Artikel 24 
Einer großangelegten internationalen Unterstützung müssen eingehende wis-
senschaftliche, wirtschaftliche und technische Untersuchungen vorausgehen. 
Diesen Untersuchungen müssen die fortschrittlichsten Verfahren für Schutz, 
Erhaltung in Bestand und Wertigkeit und Revitalisierung des Natur- und Kul-
turerbes zugrunde liegen; sie müssen den Zielen dieses Übereinkommens ent-
sprechen. Die Untersuchungen müssen auch Mittel und Wege erkunden, die in 
dem betreffenden Staat vorhandenen Hilfsquellen rationell zu nutzen. 

Artikel 25 
In der Regel wird nur ein Teil der Kosten für die erforderliche Arbeit von der 
internationalen Gemeinschaft getragen. Der Beitrag des Staates, dem die inter-
nationale Unterstützung zuteil wird, muß einen wesentlichen Teil der für jedes 
Programm oder Vorhaben aufgewendeten Mittel darstellen, es sei denn, seine 
Mittel erlauben dies nicht. 

Artikel 26 
Das Komitee für das Erbe der Welt und der Empfängerstaat legen in dem von 
ihnen zu schließenden Abkommen die Bedingungen für die Durchführung eines 
Programms oder Vorhabens fest, für das nach diesem Übereinkommen interna-
tionale Unterstützung gewährt wird. Es ist Aufgabe des Staates, der die interna-
tionale Unterstützung erhält, das betreffende Gut danach im Einklang mit die-
sem Übereinkommen zu schützen sowie in Bestand und Wertigkeit zu erhalten. 

 
VI. Erziehungsprogramme 

Artikel 27 
(1) Die Vertragsstaaten bemühen sich unter Einsatz aller geeigneten Mittel, 
insbesondere durch Erziehungs- und Informationsprogramme, die Würdigung 
und Achtung des in den Artikeln 1 und 2 bezeichneten Kultur- und Naturerbes 
durch ihre Völker zu stärken. 
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(2) Sie verpflichten sich, die Öffentlichkeit über die diesem Erbe drohenden 
Gefahren und die Maßnahmen auf Grund dieses Übereinkommens umfassend zu 
unterrichten. 

Artikel 28 
Die Vertragsstaaten, die internationale Unterstützung auf Grund dieses Über-
einkommens erhalten, treffen geeignete Maßnahmen, um die Bedeutung sowohl 
des Gutes, für das Unterstützung empfangen wurde, als auch der Unterstützung 
bekanntzumachen. 
 

VII. Berichte 

Artikel 29 
(1) Die Vertragsstaaten machen in den Berichten, die sie der Generalkonfe-
renz der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur zu den von dieser festgesetzten Terminen in der von ihr bestimmten 
Weise vorlegen, Angaben über die von ihnen erlassenen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften und über sonstige Maßnahmen, die sie zur Anwendung dieses 
Übereinkommens getroffen haben, sowie über Einzelheiten der auf diesem Ge-
biet gesammelten Erfahrungen. 
(2) Die Berichte sind dem Komitee für das Erbe der Welt zur Kenntnis zu 
bringen. 
(3) Das Komitee legt auf jeder ordentlichen Tagung der Generalkonferenz der 
Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
einen Tätigkeitsbericht vor. 
 

VIII. Schlußbestimmungen 

Artikel 30 
Dieses Übereinkommen ist in arabischer, englischer, französischer, russischer 
und spanischer Sprache abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbind-
lich ist. 

Artikel 31 
(1) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation oder Annahme durch die 
Mitgliedsstaaten der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wis-
senschaft und Kultur nach Maßgabe ihrer Verfassungsrechtlichen Verfahren. 
(2) Die Ratifikations- oder Annahmeurkunden werden beim Generaldirektor 
der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur hinterlegt. 

Artikel 32 
(1) Dieses Übereinkommen liegt für alle Nichtmitgliedstaaten der Organisati-
on der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur, die von der 
Generalkonferenz der Organisation hierzu aufgefordert werden, zum Beitritt 
auf. 
(2) Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beim Gene-
raldirektor der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur. 

Artikel 33 
Dieses Übereinkommen tritt drei Monate nach Hinterlegung der zwanzigsten 
Ratifikations-, Annahme- oder Beitrittsurkunde in Kraft, jedoch nur für die 
Staaten, die bis zu diesem Tag ihre Ratifikations-, Annahme- oder Beitrittsur-
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kunde hinterlegt haben. Für jeden anderen Staat tritt es drei Monate nach Hin-
terlegung seiner Ratifikations-, Annahme- oder Beitrittsurkunde in Kraft. 

Artikel 34 
Folgende Bestimmungen gelten für die Vertragsstaaten, die ein bundesstaatli-
ches oder nicht einheitsstaatliches Verfassungssystem haben: 

a) Hinsichtlich derjenigen Bestimmungen dieses Übereinkommens, deren 
Durchführung in die Zuständigkeit des Bundes- oder Zentral-
Gesetzgebungsorgans fällt, sind die Verpflichtungen der Bundes- oder 
Zentralregierung dieselben wie für diejenigen Vertragsstaaten, die 
nicht Bundesstaaten sind; 

b) hinsichtlich derjenigen Bestimmungen dieses Übereinkommens, deren 
Durchführung in die Zuständigkeit eines einzelnen Gliedstaats, eines 
Landes, einer Provinz oder eines Kantons fällt, die nicht durch das 
Verfassungssystem des Bundes verpflichtet sind, gesetzgeberische 
Maßnahmen zu treffen, unterrichtet die Bundesregierung die zustän-
digen Stellen dieser Staaten, Länder, Provinzen oder Kantone von den 
genannten Bestimmungen und empfiehlt ihnen ihre Annahme. 

Artikel 35 
(1) Jeder Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen kündigen. 
(2) Die Kündigung wird durch eine Urkunde notifiziert, die beim Generaldi-
rektor der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur hinterlegt wird. 
(3) Die Kündigung wird zwölf Monate nach Eingang der Kündigungsurkunde 
wirksam. Sie läßt die finanziellen Verpflichtungen des kündigenden Staates bis 
zu dem Tag unberührt, an dem der Rücktritt wirksam wird. 

Artikel 36 
Der Generaldirektor der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur unterrichtet die Mitgliedstaaten der Organisation, die 
in Artikel 32 bezeichneten Nichtmitgliedstaaten der Organisation sowie die 
Vereinten Nationen von der Hinterlegung aller Ratifikations-, Annahme- oder 
Beitrittsurkunden nach den Artikeln 31 und 32 und von den Kündigungen nach 
Artikel 35. 

Artikel 37 
(1) Dieses Übereinkommen kann von der Generalkonferenz der Organisation 
der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur revidiert wer-
den. Jede Revision ist jedoch nur für diejenigen Staaten verbindlich, die Ver-
tragsparteien des Revisionsübereinkommens werden. 
(2) Beschließt die Generalkonferenz ein neues Übereinkommen, das dieses 
Übereinkommen ganz oder teilweise revidiert, so liegt dieses Übereinkommen, 
sofern nicht das neue Übereinkommen etwas anderes bestimmt, vom Tag des 
Inkrafttretens des neuen Revisionsübereinkommens an nicht mehr zur Ratifika-
tion, zur Annahme oder zum Beitritt auf. 

Artikel 38 
Auf Ersuchen des Generaldirektors der Organisation der Vereinten Nationen für 
Erziehung, Wissenschaft und Kultur wird dieses Übereinkommen nach Artikel 
102 der Charta der Vereinten Nationen beim Sekretariat der Vereinten Nationen 
registriert. 
GESCHEHEN zu Paris am 23. November 1972 in zwei Urschriften, die mit den 
Unterschriften des Präsidenten der 17. Tagung der Generalkonferenz und des 
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Generaldirektors der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wis-
senschaft und Kultur versehen sind und im Archiv der Organisation der Verein-
ten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur hinterlegt werden; allen in 
den Artikeln 31 und 32 bezeichneten Staaten sowie den Vereinten Nationen 
werden beglaubigte Abschriften übermittelt. 
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XXI. Europäisches Übereinkommen zum Schutz  
des archäologischen Erbes (revidierte Fassung) 

3. Europäische Konferenz der für das architektonische Erbe zuständigen Minister 
Valletta/Malta, 16. Januar 1992 revidierte Fassung des Europäischen Übereinkommens zum 
Schutz des archäologischen Kulturguts, London 6. Mai 1969 

Präambel  
Die Mitgliedstaaten des Europarats und die anderen Staaten, Vertragsparteien 
des Europäischen Kulturabkommens, die dieses Übereinkommen unterzeich-
nen – von der Erwägung geleitet, dass es das Ziel des Europarats ist, eine enge 
Verbindung zwischen seinen Mitgliedern herbeizuführen, um insbesondere die 
Ideale und Grundsätze, die ihr gemeinsames Erbe bilden, zu wahren und zu 
fördern; im Hinblick auf das am 19. Dezember 1954 in Paris unterzeichnete 
Europäische Kulturabkommen, insbesondere auf dessen Artikel 1 und 5; im 
Hinblick auf das am 3. Oktober 1985 in Granada unterzeichnete Übereinkom-
men zum Schutz des baugeschichtlichen Erbes Europas; im Hinblick auf das am 
23. Juni 1985 in Delphi unterzeichnete Europäische Übereinkommen über Straf-
taten im Zusammenhang mit Kulturgut;  im Hinblick auf die Empfehlungen der 
Parlamentarischen Versammlung über Archäologie, insbesondere die Empfeh-
lungen 848 (1978), 921 (1981) und 1072 (1988); im Hinblick auf die Empfehlung 
Nr. R (89) 5 betreffend den Schutz und die Förderung des archäologischen Erbes 
im Rahmen der Städteplanung und Raumordnung; eingedenk der Tatsache, 
dass das archäologische Erbe wesentlich zur Kenntnis der Menschheitsge-
schichte beiträgt; in der Erkenntnis, dass das europäische archäologische Erbe, 
das von der frühesten Geschichte Zeugnis ablegt, durch die wachsende Zahl 
gross angelegter Planungsvorhaben, natürliche Gefahren, heimliche oder un-
wissenschaftliche Ausgrabungen und unzulängliches öffentliches Bewusstsein 
ernsthaft von Zerstörung bedroht ist; in Bekräftigung der Tatsache, dass es 
wichtig ist, geeignete verwaltungsmässige und wissenschaftliche Überwa-
chungsverfahren einzuführen, soweit sie noch nicht vorhanden sind, und dass 
es notwendig ist, den Schutz des archäologischen Erbes in Städtebau und 
Raumordnung sowie in der Kulturentwicklungspolitik fest zu verankern; unter 
Hinweis darauf, dass die Verantwortung für den Schutz des archäologischen 
Erbes nicht nur dem unmittelbar betroffenen Staat, sondern gemeinsam allen 
europäischen Staaten obliegen soll, damit die Gefahr der Zerstörung verringert 
und die Erhaltung durch Förderung des Austauschs von Sachverständigen und 
Erfahrungen verbessert wird; in Anbetracht der Notwendigkeit, im Gefolge der 
Entwicklung der Planungspolitik in europäischen Ländern die in dem am 6. 
Mai 1969 in London unterzeichneten Europäischen Übereinkommen über den 
Schutz des archäologischen Kulturgutes niedergelegten Grundsätze zu vervoll-
ständigen – sind wie folgt übereingekommen:  
 

Bestimmung des Begriffs archäologisches Erbe 

Art. 1 
1) Ziel dieses (revidierten) Übereinkommens ist es, das archäologische Erbe 
als Quelle gemeinsamer europäischer Erinnerung und als Instrument für histori-
sche und wissenschaftliche Studien zu schützen.  
2) Zu diesem Zweck gelten als Elemente des archäologischen Erbes alle 
Überreste und Gegenstände sowie alle aus vergangenen Epochen herrührenden 
sonstigen Spuren des Menschen,  
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i) deren Bewahrung und Untersuchung dazu beitragen, die Geschichte 
des Menschen und seiner Beziehung zur natürlichen Umwelt zurück-
zuverfolgen;  

ii) für die Ausgrabungen oder Funde und andere Methoden der Erfor-
schung des Menschen und seiner jeweiligen Umwelt als hauptsächli-
che Informationsquellen dienen;  

iii) die sich in einem beliebigen Gebiet unter der Hoheitsgewalt der Ver-
tragsparteien befinden.  

3) Das archäologische Erbe umfasst Bauwerke, Gebäude, Baugruppen, er-
schlossene Stätten, bewegliche Gegenstände, Denkmäler jeder Art sowie ihre 
Umgebung, gleichviel ob an Land oder unter Wasser.  
 

Erfassung des Erbes und Schutzmaßnahmen 

Art. 2 
Jede Vertragspartei verpflichtet sich, durch die dem betreffenden Staat geeignet 
erscheinenden Mittel ein Rechtssystem zum Schutz des archäologischen Erbes 
einzuführen und dabei folgendes vorzusehen: 

i) Sie führt ein Inventar ihres archäologischen Erbes und bezeichnet ge-
schützte Denkmäler und geschütztes Gelände; 

ii) sie schafft archäologische Schutzzonen auch dort, wo auf der Erdober-
fläche oder unter Wasser keine Überreste sichtbar sind, um die von 
künftigen Generationen zu untersuchenden Zeugnisse der Vergan-
genheit zu erhalten; 

iii) sie verpflichtet den Entdecker eines zufälligen Fundes von Elementen 
archäologischen Erbes, den Fund den zuständigen Behörden zu mel-
den, und stellt den Fund zu Untersuchungszwecken zur Verfügung. 

Art. 3 
Zur Bewahrung des archäologischen Erbes und um die wissenschaftliche Bedeu-
tung archäologischer Forschungsarbeit zu gewährleisten, verpflichtet sich jede 
Vertragspartei, 

i) Verfahren zur Genehmigung und Überwachung von Ausgrabungen 
und sonstigen archäologischen Tätigkeiten so anzuwenden, 

a. dass jede unerlaubte Ausgrabung oder Beseitigung von Ele-
menten des archäologischen Erbes verhindert wird; 

b. dass archäologische Ausgrabungen und Erkundungen in wis-
senschaftlicher Weise und mit der Massgabe vorgenommen 
werden, 

- dass soweit möglich zerstörungsfreie Untersuchungsmetho-
den angewandt werden; 

- dass die Elemente des archäologischen Erbes nicht freigelegt 
werden oder während oder nach der Ausgrabung freigelegt 
bleiben, ohne dass für ihre sachgemässe Bewahrung, Erhal-
tung und Behandlung Vorkehrungen getroffen worden sind; 

ii) sicherzustellen, dass Ausgrabungen und andere möglicherweise zer-
störende technische Verfahren nur von fachlich geeigneten, besonders 
ermächtigten Personen durchgeführt werden; 

iii) den Einsatz von Metalldetektoren und anderen Suchgeräten oder von 
Verfahren für archäologische Forschungsarbeiten von einer vorheri-
gen Sondergenehmigung abhängig zu machen, soweit das innerstaatli-
che Recht des Staates dies vorsieht. 
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Art. 4 
Jede Vertragspartei verpflichtet sich, Massnahmen zum physischen Schutz des 
archäologischen Erbes zu ergreifen, indem sie je nach den Umständen folgendes 
vorsieht:  

i) Erwerb oder Schutz von Gelände oder andere geeignete Massnahmen 
seitens der Behörden in der Absicht, archäologische Schutzgebiete zu 
schaffen;  

ii) Erhaltung und Pflege des archäologischen Erbes, vornehmlich an Ort 
und Stelle;  

iii) Schaffung geeigneter Aufbewahrungsorte für archäologische Überres-
te, die von ihrem Ursprungsort entfernt wurden.  

 
Integrierte Erhaltung des archäologischen Erbes 

Art. 5 
Jede Vertragspartei verpflichtet sich:  

i) danach zu streben, die jeweiligen Erfordernisse der Archäologie und 
der Erschliessungspläne miteinander in Einklang zu bringen und zu 
verbinden, indem sie dafür Sorge trägt, dass Archäologen beteiligt 
werden:  

a. an einer Raumordnungspolitik, die auf ausgewogene Strate-
gien zum Schutz, zur Erhaltung und zur Förderung der Stät-
ten von archäologischem Interesse ausgerichtet ist, und  

b. an den verschiedenen Stadien der Erschliessungspläne;  
ii) für eine systematische Konsultation zwischen Archäologen, Städtepla-

nern und Raumplanern Sorge zu tragen,  
a. damit Erschliessungspläne, die sich auf das archäologische 

Erbe wahrscheinlich nachteilig auswirken, geändert werden 
können;  

b. damit genügend Zeit und Mittel für eine geeignete wissen-
schaftliche Untersuchung der Stätten und für die Veröffent-
lichung der Ergebnisse zur Verfügung gestellt werden kön-
nen;  

iii) sicherzustellen, dass bei Umweltverträglichkeitsprüfungen und den 
sich daraus ergebenden Entscheiden die archäologischen Stätten und 
ihr Umfeld in vollem Umfang berücksichtigt werden;  

iv) dafür zu sorgen, dass im Zuge von Erschliessungsarbeiten gefundene 
Elemente des archäologischen Erbes soweit praktisch möglich an Ort 
und Stelle erhalten bleiben;  

v) sicherzustellen, dass die Öffnung archäologischer Stätten für die Öf-
fentlichkeit, insbesondere notwendige bauliche Vorkehrungen für die 
Aufnahme grosser Besucherzahlen, den archäologischen und wissen-
schaftlichen Charakter der Stätten und ihrer Umgebung nicht nachtei-
lig beeinflusst.  

 
Finanzierung der archäologischen Forschung und Erhaltung 

Art. 6 
Jede Vertragspartei verpflichtet sich: 

i) für die öffentliche finanzielle Unterstützung der archäologischen For-
schung durch die gesamtstaatlichen, regionalen und kommunalen Be-
hörden entsprechend der jeweiligen Zuständigkeit zu sorgen; 
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ii) die materiellen Mittel für archäologische Rettungsmassnahmen zu er-
höhen, 

a. indem sie geeignete Massnahmen trifft, um sicherzustellen, 
dass die Deckung der Gesamtkosten etwaiger notwendiger ar-
chäologischer Arbeiten im Zusammenhang mit grossangeleg-
ten öffentlichen oder privaten Erschliessungsvorhaben aus 
Mitteln der öffentlichen Hand beziehungsweise der Privatwirt-
schaft vorgesehen ist; 

b. indem sie im Voranschlag dieser Vorhaben eine vorausgehende 
archäologische Untersuchung und Erkundung, eine wissen-
schaftliche Zusammenfassung sowie die vollständige Veröf-
fentlichung und Aufzeichnung der Ergebnisse ebenso vorsieht 
wie die als Vorsorgemassnahmen in Bezug auf Umwelt und 
Regionalplanung erforderlichen Verträglichkeitsprüfungen. 

 
Sammlung und Verbreitung wissenschaftlicher Informationen 

Art. 7 
Zur Erleichterung des Studiums und der Verbreitung von Kenntnissen über 
archäologische Funde verpflichtet sich jede Vertragspartei: 

i) Vermessungspläne, Inventare und Karten archäologischer Stätten im 
Gebiet unter ihrer Hoheitsgewalt anzufertigen oder auf den neuesten 
Stand zu bringen; 

ii) alle durchführbaren Massnahmen zu ergreifen, um nach Abschluss der 
archäologischen Arbeiten vor der notwendigen vollständigen Veröf-
fentlichung der Spezialuntersuchungen eine zur Veröffentlichung ge-
eignete wissenschaftliche Zusammenfassung zu erwirken. 

Art. 8 
Jede Vertragspartei verpflichtet sich: 

i) den nationalen und internationalen Austausch von Elementen des ar-
chäologischen Erbes für akademisch-wissenschaftliche Zwecke zu er-
leichtern und gleichzeitig geeignete Schritte zu unternehmen, um zu 
verhindern, dass der kulturelle und wissenschaftliche Wert dieser 
Elemente durch die Weitergabe beeinträchtigt wird; 

ii) die zentrale Erfassung von Informationen über bereits laufende archä-
ologische Forschungs- und Ausgrabungsarbeiten zu fördern und zur 
Aufstellung internationaler Forschungsprogramme beizutragen.  

 
Förderung des öffentlichen Bewusstseins 

Art. 9 
Jede Vertragspartei verpflichtet sich: 

i) bildungspolitische Massnahmen mit dem Ziel durchzuführen, in der 
Öffentlichkeit das Bewusstsein für den Wert des archäologischen Er-
bes zum Verständnis der Vergangenheit sowie für die Gefahren zu we-
cken und weiterzuentwickeln, die dieses Erbe bedrohen; 

ii) den öffentlichen Zugang zu wichtigen Elementen ihres archäologi-
schen Erbes, insbesondere Ausgrabungsstätten, zu fördern und die öf-
fentliche Ausstellung ausgewählter archäologischer Gegenstände an-
zuregen. 
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Verhinderung der unerlaubten Weitergabe von Elementen  
des archäologischen Erbes 

Art. 10 
Jede Vertragspartei verpflichtet sich: 

i) den Informationsaustausch zwischen den zuständigen Behörden und 
den wissenschaftlichen Einrichtungen über festgestellte Ausgrabungen 
zu veranlassen; 

ii) die zuständigen Stellen des Herkunftsstaats, der Vertragspartei dieses 
(revidierten) Übereinkommens ist, von jedem angebotenen Gegen-
stand zu unterrichten, bei dem der Verdacht besteht, dass er aus einer 
unerlaubten Ausgrabung stammt oder bei einer amtlichen Ausgrabung 
entwendet wurde, sowie alle notwendigen Einzelheiten darüber zu be-
schaffen; 

iii) die notwendigen Schritte zu unternehmen, um zu verhindern, dass 
Museen und ähnliche Einrichtungen, deren Ankäufe staatlicher Auf-
sicht unterstehen, Elemente des archäologischen Erbes erwerben, bei 
denen der Verdacht besteht, dass sie aus unüberwachten Funden oder 
unerlaubten Ausgrabungen stammen oder bei amtlichen Ausgrabun-
gen entwendet wurden; 

iv) in Bezug auf Museen und ähnliche Einrichtungen, die sich im Ho-
heitsgebiet einer Vertragspartei befinden, deren Ankäufe jedoch nicht 
staatlicher Aufsicht unterstehen, 

a. diesen Museen und Einrichtungen den Wortlaut dieses (re-
vidierten) Übereinkommens zu übermitteln; 

b. keine Mühe zu scheuen, um sicherzustellen, dass die ge-
nannten Museen und Einrichtungen die in Absatz iii) darge-
legten Grundsätze beachten; 

v) soweit wie möglich durch bildungspolitische Massnahmen, Aufklä-
rung, Wachsamkeit und Zusammenarbeit die Übertragung von Ele-
menten des archäologischen Erbes zu unterbinden, die aus unüber-
wachten Funden oder unerlaubten Ausgrabungen stammen oder bei 
amtlichen Ausgrabungen entwendet wurden. 

Art. 11 
Dieses (revidierte) Übereinkommen greift geltenden oder künftigen zwei- oder 
mehrseitigen Verträgen zwischen Vertragsparteien über die unerlaubte Weiter-
gabe von Elementen des archäologischen Erbes oder deren Rückgabe an den 
rechtmässigen Eigentümer nicht vor. 
 

Gegenseitige technische und wissenschaftliche Hilfe 

Art. 12 
Die Vertragsparteien verpflichten sich: 

i) einander technische und wissenschaftliche Hilfe durch den Austausch 
von Erfahrungen und Sachverständigen in den Bereichen des archäo-
logischen Erbes zu leisten; 

ii) im Rahmen der einschlägigen innerstaatlichen Rechtsvorschriften oder 
der für sie verbindlichen internationalen Übereinkünfte den Austausch 
von Fachleuten auf dem Gebiet der Erhaltung des archäologischen Er-
bes, einschliesslich der für Weiterbildung Verantwortlichen, zu för-
dern. 
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Überwachung der Anwendung des (revidierten) Übereinkommens 

Art. 13 
Für die Zwecke dieses (revidierten) Übereinkommens wird ein vom Ministerko-
mitee des Europarates nach Artikel 17 der Satzung des Europarates eingesetzter 
Sachverständigenausschuss die Anwendung des (revidierten) Übereinkommens 
überwachen und insbesondere: 

i) dem Ministerkomitee des Europarates regelmässig über den Stand der 
in den Vertragsstaaten des (revidierten) Übereinkommens verfolgten 
Politik zum Schutz des archäologischen Erbes und über die Anwen-
dung der in dem (revidierten) Übereinkommen niedergelegten 
Grundsätze berichten;  

ii) dem Ministerkomitee des Europarates Massnahmen zur Durchführung 
des (revidierten) Übereinkommens vorschlagen, darunter auch mehr-
seitige Tätigkeiten, eine Revision oder Änderung des (revidierten) 
Übereinkommens und die Information der Öffentlichkeit über den 
Zweck des (revidierten) Übereinkommens; 

iii) dem Ministerkomitee des Europarates Empfehlungen hinsichtlich der 
Einladung an Nichtmitgliedstaaten des Europarates zum Beitritt zu 
dem (revidierten) Übereinkommen unterbreiten. 

 
Schlussbestimmungen 

Art. 14 
1) Dieses (revidierte) Übereinkommen liegt für die Mitgliedstaaten des Euro-
parates und die anderen Staaten, die Vertragsparteien des Europäischen Kultur-
abkommens sind, zur Unterzeichnung auf. Es bedarf der Ratifikation, Annahme 
oder Genehmigung. Die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden 
werden beim Generalsekretär des Europarates hinterlegt. 
2) Ein Staat, der Vertragspartei des am 6. Mai 1969 in London beschlossenen 
Europäischen Übereinkommens über den Schutz des archäologischen Kulturgu-
tes ist, kann seine Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde nur 
hinterlegen, wenn er das genannte Übereinkommen bereits gekündigt hat oder 
gleichzeitig kündigt. 
3) Dieses (revidierte) Übereinkommen tritt sechs Monate nach dem Tag in 
Kraft, an dem vier Staaten, darunter mindestens drei Mitgliedstaaten des Euro-
parates, nach den Absätzen 1 und 2 ihre Zustimmung ausgedrückt haben, durch 
das (revidierte) Übereinkommen gebunden zu sein. 
4) Wird im Einzelfall in Anwendung der Absätze 2 und 3 die Kündigung des 
Übereinkommens vom 6. Mai 1969 nicht gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des 
vorliegenden (revidierten) Übereinkommens wirksam, so kann der Vertragsstaat 
bei Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde 
erklären, dass er das Übereinkommen vom 6. Mai 1969 bis zum Inkrafttreten 
dieses (revidierten) Übereinkommens anwenden wird. 
5) Für jeden Unterzeichnerstaat, der später seine Zustimmung ausdrückt, 
durch dieses (revidierte) Übereinkommen gebunden zu sein, tritt es sechs Mona-
te nach Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde 
in Kraft. 
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Art. 15 
1) Nach Inkrafttreten dieses (revidierten) Übereinkommens kann das Minis-
terkomitee des Europarates durch einen mit der in Artikel 20 Buchstabe d der 
Satzung des Europarates vorgesehenen Mehrheit und mit einhelliger Zustim-
mung der Vertreter der Vertragsstaaten, die Anspruch auf einen Sitz im Komitee 
haben, gefassten Beschluss jeden Staat, der nicht Mitglied des Rates ist, und die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft einladen, dem (revidierten) Übereinkom-
men beizutreten. 
2) Für jeden beitretenden Staat oder für die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft, falls sie beitritt, tritt dieses (revidierte) Übereinkommen sechs Monate 
nach Hinterlegung der Beitrittsurkunde beim Generalsekretär des Europarates 
in Kraft. 

Art. 16 
1) Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung oder bei der Hinterlegung seiner 
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde einzelne oder 
mehrere Hoheitsgebiete bezeichnen, auf die dieses (revidierte) Übereinkommen 
Anwendung findet. 
2) Jeder Staat kann jederzeit danach durch eine an den Generalsekretär des 
Europarates gerichtete Erklärung die Anwendung dieses (revidierten) Überein-
kommens auf jedes weitere in der Erklärung bezeichnete Hoheitsgebiet ausdeh-
nen. Das (revidierte) Übereinkommen tritt für dieses Hoheitsgebiet sechs Mona-
te nach Eingang der Erklärung beim Generalsekretär in Kraft. 
3) Jede nach den Absätzen 1 und 2 abgegebene Erklärung kann in Bezug auf 
jedesdarin bezeichnete Hoheitsgebiet durch eine an den Generalsekretär gerich-
tete Notifikation zurückgenommen werden. Die Rücknahme wird sechs Monate 
nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam. 

Art. 17 
1) Jede Vertragspartei kann dieses (revidierte) Übereinkommen jederzeit 
durch eine an den Generalsekretär des Europarates gerichtete Notifikation 
kündigen. 
2) Die Kündigung wird sechs Monate nach Eingang der Notifikation beim 
Generalsekretär wirksam. 

Art. 18 
Der Generalsekretär des Europarates notifiziert den Mitgliedstaaten des Europa-
rates, den anderen Staaten, die Vertragsparteien des Europäischen Kulturab-
kommens sind, sowie jedem Staat und der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft, die diesem Übereinkommen beigetreten sind oder eingeladen wurden, 
dem (revidierten) Übereinkommen beizutreten, 

i) jede Unterzeichnung; 
ii) jede Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- 

oder Beitrittsurkunde; 
iii) jeden Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses (revidierten) Übereinkom-

mens nach den Artikeln 14, 15 und 16; 
iv) jede andere Handlung, Notifikation oder Mitteilung im Zusammen-

hang mit diesem (revidierten) Übereinkommen.  
Zu Urkunde dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichneten dieses 
(revidierte) Übereinkommen unterschrieben. Geschehen zu Valletta am 16. 
Januar 1992 in englischer und französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermassen verbindlich ist, in einer Urschrift, die im Archiv des Europarats 
hinterlegt wird. Der Generalsekretär des Europarats übermittelt allen Mitglied-
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staaten des Europarats, den anderen Vertragsstaaten des Europäischen Kultur-
abkommens sowie jedem Nichtmitgliedstaat und der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft, die zum Beitritt zu diesem (revidierten) Übereinkommen eingela-
den werden, beglaubigte Abschriften. 
 
(Es folgen die Unterschriften) 
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XXII. UNIDROIT-Übereinkommen über gestohlene oder  
rechtswidrig ausgeführte Kulturgüter vom 24. Juni 1995 

DIE VERTRAGSPARTEIEN DIESES ÜBEREINKOMMENS 
ZUSAMMENGETRETEN auf Einladung der Regierung der Italienischen Repub-
lik vom 7. bis zum 24. Juni in Rom zu einer Diplomatischen Konferenz zur An-
nahme des Entwurfs des Unidroit-Übereinkommens über die zwischenstaatliche 
Rückführung gestohlener oder rechtswidrig ausgeführter Kulturgüter; 
ÜBERZEUGT von der grundlegenden Bedeutung des Schutzes des Kulturerbes 
sowie des Kulturaustausches zur Förderung des Verständnisses zwischen den 
Völkern und der Verbreitung der Kultur zum Wohle der Menschheit und dem 
Fortschritt der Zivilisation; 
TIEF BESORGT über den rechtswidrigen Verkehr mit Kulturgütern und den 
unersetzbaren Schaden, den dieser Verkehr häufig sowohl für die Güter selbst 
als auch das kulturelle Erbe der nationalen, Stammes-, Eingeborenen- oder 
anderen Gemeinschaften und das gemeinsame Erbe aller Völker zur Folge hat, 
und insbesondere im Bedauern über die Plünderung archäologischer Stätten 
sowie den Verlust unersetzbarer archäologischer, geschichtlicher und wissen-
schaftlicher Informationen, der sich daraus ergibt; 
ENTSCHLOSSEN, durch die Aufstellung eines Mindestmaßes an gemeinsamen 
Rechtsvorschriften unter den Vertragsstaaten zum Zwecke der Rückgabe und 
der Rückführung von Kulturgütern einen wirksamen Beitrag bei der Bekämp-
fung des rechtswidrigen Handels mit Kulturgütern zu leisten, mit dem Ziel, die 
Bewahrung und den Schutz des Kulturerbes im Interesse aller zu fördern; 
UNTER HINWEIS darauf, dass es Ziel dieses Übereinkommens ist, die Rückgabe 
und Rückführung von Kulturgütern zu erleichtern und dass dazu die Durchfüh-
rung von Maßnahmen wie der Entschädigung, die in einigen Staaten zur Sicher-
stellung der Rückgabe oder Rückführung erforderlich ist, nicht dazu führt, dass 
derartige Maßnahmen in anderen Staaten getroffen werden sollten; 
IN BEKRÄFTIGUNG, dass die Annahme der Bestimmungen dieses Überein-
kommens für die Zukunft in keinem Falle eine Billigung oder Legitimation eines 
vor dem Inkrafttreten des Übereinkommens erfolgten rechtswidrigen Handels 
darstellt; 
IM BEWUSSTSEIN, dass dieses Übereinkommen allein das Problem des rechts-
widrigen Handels nicht lösen wird, jedoch einen Prozess in Gang setzen wird, 
der die Stärkung der internationalen kulturellen Zusammenarbeit und die Auf-
rechterhaltung einer eigenen Rolle für den legalen Handel sowie für zwischen-
staatliche Übereinkünfte im Bereich des kulturellen Austausches zum Ziel hat; 
IN DER ERKENNTNIS, dass die Durchführung dieses Übereinkommens mit 
anderen wirksamen Maßnahmen zugunsten des Schutzes von Kulturgütern 
einhergehen sollte, wie der Aufstellung und Verwendung von Registern, dem 
materiellen Schutz archäologischer Stätten und technischer Zusammenarbeit; 
ÜRDIGUNG der Arbeit verschiedener Organisationen zum Schutze der Kultur-
güter, namentlich des UNESCO-Übereinkommens von 1970 über den rechtswid-
rigen Handel und die Erarbeitung von Verhaltenskodizes im privaten Bereich 
 
HABEN die nachstehenden Bestimmungen angenommen: 
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Kapitel I Anwendungsbereich und Begriffsbestimmung 

Artikel 1 
Dieses Übereinkommen findet Anwendung auf Ansprüche internationaler Art 
betreffend 

a) die Rückgabe von gestohlenen Kulturgütern; 
b) die Rückführung von Kulturgütern, die aus dem Hoheitsgebiet eines 

Vertragsstaats unter Verletzung seiner Rechtsvorschriften, welche die 
Ausfuhr von Kulturgütern im Hinblick auf den Schutz seines kulturel-
len Erbes regeln (nachstehend als "rechtswidrig ausgeführte Kulturgü-
ter" bezeichnet), entfernt wurden. 

Artikel 2 
Als Kulturgut gilt im Sinne dieses Übereinkommens ein aus religiösen oder 
weltlichen Gründen für Archäologie, Vorgeschichte, Geschichte, Literatur, 
Kunst oder Wissenschaft bedeutungsvolles Gut, das einer der in Anhang zu 
diesem Übereinkommen aufgeführten Kategorien angehört.  
 

Kapitel II Rückgabe gestohlener Kulturgüter 

Artikel 3 
1. Der Besitzer eines gestohlenen Kulturguts hat dieses zurückzugeben. 
2. Ein rechtswidrig ausgegrabenes oder rechtmäßig ausgegrabenes jedoch 

rechtswidrig einbehaltenes Kulturgut gilt im Sinne dieses Übereinkommens 
als gestohlen, wenn dies mit den Rechtsvorschriften des Staates, in dem die 
Ausgrabungen stattgefunden haben, vereinbar ist. 

3. Jeder Anspruch auf Rückgabe muss innerhalb einer Frist von drei Jahren ab 
dem Zeitpunkt geltend gemacht werden, an welchem dem Anspruchsbe-
rechtigten der Lageort des Guts und die Identität seines Besitzers bekannt 
waren und in jedem Fall innerhalb einer Frist von fünfzig Jahren ab dem 
Diebstahl. 

4. Ein Anspruch auf Rückgabe eines Kulturguts, das Bestandteil eines identifi-
zierten Denkmals oder einer identifizierten archäologischen Stätte ist oder 
einer öffentlichen Sammlung angehört unterliegt jedoch keiner anderen 
Verjährungsfrist als der Frist von drei Jahren ab dem Zeitpunkt, an wel-
chem der Anspruchsberechtigten der Lageort des Guts und die Identität 
seines Besitzers bekannt waren. 

5. Unbeschadet der Bestimmungen des vorstehenden Absatzes kann jeder 
Vertragsstaat erklären, dass eine Klage innerhalb einer Frist von 75 Jahren 
oder einer längeren in seinen Rechtsvorschriften vorgesehenen Frist ver-
jährt. Eine Klage auf Rückgabe eines aus einem Denkmal, einer archäologi-
schen Stätte oder einer öffentlichen Sammlung entfernten Kulturgutes, die 
in einem anderen Vertragsstaat, der eine solche Erklärung abgibt, erhoben 
wurde, verjährt ebenfalls in der selben Frist. 

6. Die im vorstehenden Absatz genannte Erklärung wird zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung, der Ratifikation, Annahme, Genehmigung oder des Bei-
tritts abgegeben. 

7. Als öffentliche Sammlung im Sinne dieses Übereinkommens ist jede Samm-
lung inventarisierter oder anderweitig identifizierter Kulturgüter zu verste-
hen, die: 
a) einem Vertragsstaat; 
b) einer regionalen oder lokalen Behörde eines Vertragsstaates; 
c) einer in einem Vertragsstaat gelegenen religiösen Einrichtung, oder 
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d) einer Einrichtung, die hauptsächlich zu kulturellen, pädagogischen o-
der wissenschaftlichen Zwecken in einem Vertragsstaat gegründet 
wurde und deren öffentliches Interesse in diesem Staat anerkannt ist, 
gehören. 

8. Ferner unterliegt eine Klage auf Rückgabe eines sakralen oder eines für 
eine Gemeinschaft bedeutungsvollen Kulturgutes, das einer Eingeborenen- 
oder Stammesgemeinschaft in einem Vertragsstaat gehört und von ihr als 
Teil eines traditionellen oder rituellen Brauchs verwendet wird, der Verjäh-
rungsfrist, die auf öffentliche Sammlungen Anwendung findet. 

Artikel 4 
1. Der Besitzer eines gestohlenen Kulturguts, der zu dessen Rückgabe ver-

pflichtet ist, hat bei der Rückgabe Anspruch auf die Zahlung einer ange-
messenen Entschädigung, sofern er weder wusste, noch vernünftigerweise 
hätte wissen müssen, dass das Gut gestohlen war, und nachweisen kann, 
beim Erwerb des Gutes mit gebührender Sorgfalt gehandelt zu haben. 

2. Unbeschadet des im vorstehenden Absatz aufgeführten Rechts des Besitzers 
auf Entschädigung werden angemessene Bemühungen unternommen, da-
mit derjenige, der das Kulturgut an den Besitzer übereignet hat, oder jeder 
andere frühere Übereigner die Entschädigung zahlt, wenn dies den Rechts-
vorschriften des Staates entspricht, in dem der Anspruch geltend gemacht 
wird. 

3. Die Zahlung der Entschädigung durch den Anspruchsberechtigten an den 
Besitzer lässt, wenn eine solche verlangt wird, das Recht des Anspruchsbe-
rechtigten unberührt, die Erstattung von einer anderen Person zu fordern. 

4. Zur Prüfung der Frage, ob der Besitzer mit gebührender Sorgfalt gehandelt 
hat, werden alle für den Erwerb erheblichen Umstände berücksichtigt, na-
mentlich die Eigenschaften der Parteien und das gezahlte Entgelt, sowie die 
Konsultation des Besitzers eines vernünftigerweise zugänglichen Verzeich-
nisses gestohlener Kulturgüter, sowie sonstige diesbezügliche Auskünfte 
und Unterlagen, die er vernünftigerweise hätte erlangen können, und ob er 
Organisationen zu Rate gezogen hat, zu denen er Zugang haben konnte, 
und ob er jeden anderen Schritt unternommen hat, den eine vernünftige 
Person unter denselben Umständen unternommen hätte. 

5. Der Besitzer darf nicht besser gestellt sein als die Person, von der er das 
Kulturgut durch Erbschaft oder auf sonstige Weise unentgeltlich erworben 
hat. 

 
Kapitel III Rückführung rechtswidrig ausgeführter Kulturgüter 

Artikel 5 
1. Ein Vertragsstaat kann ein Gericht oder eine andere zuständige Behörde 

eines anderen Vertragsstaats um die Anordnung der Rückführung eines 
rechtswidrig aus dem Hoheitsgebiet des ersuchenden Staates ausgeführten 
Kulturgut ersuchen. 

2. Ein Kulturgut, das vorübergehend aus dem Hoheitsgebiet des ersuchenden 
Staates, namentlich zu Ausstellungs-, Forschungs- oder Restaurierungszwe-
cken, aufgrund einer die Ausfuhr von Kulturgütern regelnden Rechtsvor-
schrift zum Schutz seines kulturellen Vermögens erteilten Genehmigung 
ausgeführt und nicht gemäß den Bedingungen dieser Genehmigung zu-
rückgeführt wurde, gilt als rechtswidrig ausgeführt. 
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3. Das Gericht oder jede andere zuständige Behörde des ersuchten Staates 
ordnet die Rückführung eines rechtswidrig ausgeführten Kulturguts an, 
wenn der ersuchende Staat nachweist, dass die Entfernung des Gutes aus 
seinem Hoheitsgebiet eines oder mehrere der nachstehenden Interessen 
wesentlich beeinträchtigt: 
a) die materielle Erhaltung des Gutes oder seiner Umgebung; 
b) die Unversehrtheit eines komplexen Gutes; 
c) die Erhaltung von Informationen z. B. wissenschaftlicher oder histori-

scher Art; 
d) den traditionellen oder rituellen Gebrauch des Gutes durch eine Ein-

geborenenoder Stammesgemeinschaft, oder nachweist, dass das Gut 
für den ersuchenden Staat von wesentlicher kultureller Bedeutung ist. 

4. Jeder nach Absatz 1 dieses Artikels gestellte Antrag muss mit Informatio-
nen sachlicher oder rechtlicher Art versehen sein, die dem Gericht oder ei-
ner anderen zuständigen Behörde des ersuchten Staates bei der Feststellung 
dienlich sind, ob die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Voraussetzungen 
erfüllt sind. 

5. Jeder Antrag auf Rückführung ist innerhalb einer Frist von drei Jahren ab 
dem Zeitpunkt zu stellen, an welchem dem ersuchenden Staat der Lageort 
des Guts und die Identität des Besitzers bekannt war, und in jedem Fall in-
nerhalb einer Frist von fünfzig Jahren ab der Ausfuhr oder dem Zeitpunkt, 
in dem das Gut aufgrund der in Absatz 2 dieses Artikels genannten Ge-
nehmigung hätte zurückgeführt werden müssen. 

Artikel 6 
1. Der Besitzer eines Kulturguts, der das Gut nach dessen rechtswidriger 

Ausfuhr erworben hat, hat zum Zeitpunkt seiner Rückführung Anspruch 
auf die Zahlung einer angemessenen Entschädigung durch den ersuchen-
den Staat, unter dem Vorbehalt, dass ihm bei seinem Erwerb nicht bekannt 
war oder vernünftigerweise hätte bekannt sein müssen, dass das Gut 
rechtswidrig ausgeführt worden war. 

2. Zur Feststellung, ob dem Besitzer bekannt war oder vernünftigerweise 
hätte bekannt sein müssen, dass das Gut rechtswidrig ausgeführt worden 
war, wird den Umständen des Erwerbs, namentlich dem Fehlen einer ge-
mäß den Rechtsvorschriften des ersuchenden Staates erforderlichen Aus-
fuhrbescheinigung Rechnung getragen. 

3. Anstelle einer Entschädigung und im Einvernehmen mit dem ersuchenden 
Staat kann sich der Besitzer, der das Kulturgut in das Hoheitsgebiet des er-
suchenden Staates rückzuführen hat, dafür entscheiden: 
a) Eigentümer des Gutes zu bleiben oder 
b) das Eigentum an eine im ersuchenden Staat ansässige Person seiner 

Wahl, welche die notwendigen Garantien bietet, gegen Entgelt oder 
unentgeltlich zu übertragen. 

4. Die gemäß den Bestimmungen dieses Artikels bei der Rückführung des 
Gutes entstehenden Kosten obliegen dem ersuchenden Staat, unbeschadet 
des Rechts dieses Staates, die Kosten von einer anderen Person beizutrei-
ben. 

5. Der Besitzer soll nicht günstiger gestellt werden als die Person, von der er 
das Gut durch Erbschaft oder auf sonstige Weise unentgeltlich erworben 
hat. 
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Artikel 7 
1. Die Bestimmungen dieses Kapitels finden keine Anwendung, wenn 

a) die Ausfuhr eines Kulturguts im Zeitpunkt des Ersuchens um Rück-
führung nicht mehr rechtswidrig ist, oder 

b) das Gut zu Lebzeiten seines Urhebers oder innerhalb eines Zeitraumes 
von fünfzig Jahren nach dem Tod seines Urhebers ausgeführt wurde. 

2. Die Bestimmungen dieses Kapitels finden ungeachtet der Bestimmungen 
von Buchstabe b. des vorstehenden Absatzes Anwendung, wenn das Kul-
turgut von einem Angehörigen oder von Angehörigen einer Eingeborenen- 
oder Stammesgemeinschaft zu einem traditionellen oder rituellen Gebrauch 
durch diese Gemeinschaft geschaffen wurde und das Gut an diese Gemein-
schaft zurückzuführen ist. 

 
Kapitel IV Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 8 
1. Eine auf den Kapiteln II oder III beruhende Klage oder ein Anspruch kann 

vor den Gerichten oder anderen zuständigen Behörden des Vertragsstaates 
erhoben oder geltend gemacht werden, in dem sich das Kulturgut befindet, 
sowie vor den Gerichten oder anderen zuständigen Behörden, die den 
Rechtsstreit aufgrund der in den Vertragsstaaten in Kraft befindlichen Vor-
schriften entscheiden können. 

2. Die Parteien können vereinbaren, ihren Streit einem Gericht oder einer 
anderen zuständigen Behörde oder einem Schiedsgericht zu übertragen. 

3. Auf vorläufige, einschließlich schützende, Maßnahmen nach dem Recht des 
Vertragsstaats, in dem sich das Gut befindet, kann selbst dann zurückge-
griffen werden, wenn die Klage oder der Anspruch auf Rückgabe oder 
Rückführung des Gutes vor den Gerichten oder zuständigen Behörden ei-
nes anderen Vertragsstaats erhoben wird. 

Artikel 9 
1. Dieses Übereinkommen hindert einen Vertragsstaat nicht daran, alle Vor-

schriften anzuwenden, die für die Rückgabe oder Rückführung gestohlener 
oder rechtswidrig ausgeführter Kulturgüter günstiger sind als in diesem 
Übereinkommen vorgesehen. 

2. Dieser Artikel darf nicht so ausgelegt werden, dass er eine Verpflichtung 
schafft, eine Entscheidung eines Gerichts oder jeder anderen zuständigen 
Behörde eines anderen Vertragsstaates, der von den Bestimmungen dieses 
Übereinkommens abweicht, anzuerkennen oder ihr Vollstreckbarkeit zu 
verleihen. 

Artikel 10 
1. Die Bestimmungen von Kapitel II finden Anwendung auf ein Kulturgut, das 

gestohlen wurde, nachdem dieses Übereinkommen in bezug auf den Staat, 
in dem die Klage erhoben wird, in Kraft getreten ist, unter dem Vorbehalt, 
dass: 
a) das Gut im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaates gestohlen wurde, 

nachdem dieses Übereinkommens in bezug auf diesen Staat in Kraft 
getreten ist, oder 

b) das Gut sich in einem Vertragsstaat befindet, nachdem dieses Überein-
kommen in bezug auf diesen Staat in Kraft getreten ist. 

2. Die Bestimmungen von Kapitel III finden nur auf ein Kulturgut Anwen-
dung, das rechtswidrig ausgeführt wurde, nachdem dieses Übereinkommen 
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in bezug auf den ersuchenden Staat wie auch den Staat, in welchem der 
Anspruch geltend gemacht wurde, in Kraft getreten ist. 

3. Dieses Übereinkommen rechtfertigt in keiner Weise weder ein wie auch 
immer geartetes rechtswidriges Geschäft, das vor dem Inkrafttreten des 
Übereinkommens erfolgt ist, oder aufgrund der Absätze 1 und 2 dieses Ar-
tikels nicht in dessen Anwendungsbereich fällt, noch beschränkt es das 
Recht eines Staates oder jeder anderen Person außerhalb des Rahmens die-
ses Übereinkommens, eine Klage auf Rückgabe oder Rückführung eines vor 
dem Inkrafttreten des Übereinkommens gestohlenen oder rechtswidrig 
ausgeführten Kulturgutes zu erheben. 

 
Kapitel V Schlussbestimmungen 

Artikel 11 
1. Dieses Übereinkommen liegt an der Abschlusssitzung der Diplomatischen 

Konferenz zur Annahme des Entwurfs des Unidroit-Übereinkommens über 
die zwischenstaatliche Rückführung gestohlener oder rechtswidrig ausge-
führter Kulturgüter zur Unterzeichnung auf und bleibt bis zum 30. Juni 
1996 für alle Staaten in Rom zur Unterzeichnung offen. 

2. Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation, Annahme oder Genehmi-
gung durch die Staaten, die es unterzeichnet haben. 

3. Dieses Übereinkommen steht allen Staaten, die nicht Unterzeichnerstaaten 
sind, von dem Tag an zum Beitritt offen, an dem es zur Unterzeichnung 
aufgelegt wird. 

4. Ratifikation, Annahme, Genehmigung oder Beitritt erfolgen durch Hinter-
legung einer förmlichen diesbezüglichen Urkunde beim Verwahrer. 

Artikel 12 
1. Dieses Übereinkommen tritt am ersten Tag des sechsten auf den Tag der 

Hinterlegung der fünften Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder 
Beitrittsurkunde folgenden Monats in Kraft. 

2. Für jeden Staat, der das Übereinkommen nach Hinterlegung der fünften 
Ratifikations-, Annahme, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde ratifiziert, 
annimmt, genehmigt oder ihm beitritt, tritt es bezüglich dieses Staats am ers-
ten Tag des sechsten auf den Tag der Hinterlegung der Ratifikations-, An-
nahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde folgenden Monats in Kraft. 

Artikel 13 
1. Dieses Übereinkommen berührt keine internationalen Übereinkünfte, an 

welchen die Vertragsstaaten rechtmäßig gebunden sind und welche Best-
immungen über Gegenstände enthalten, die dieses Übereinkommen regelt, 
sofern die betroffenen Staaten keine gegenteilige Erklärung abgeben. 

2. Jeder Vertragsstaat kann mit einem oder mehreren Vertragsstaaten Verein-
barungen zur Förderung der Anwendung dieses Übereinkommens in ihren 
gegenseitigen Beziehungen schließen. Staaten, die solche Vereinbarungen 
geschlossen haben, übermitteln dem Verwahrer dieses Übereinkommens 
eine Abschrift. 

3. Die Vertragsstaaten, die Mitglieder von Organisationen zur wirtschaftli-
chen Integration oder von regionalen Körperschaften sind, können in ihren 
wechselseitigen Beziehungen erklären, dass sie die internen Satzungen die-
ser Organisationen oder Körperschaften anwenden und in diesen Bezie-
hungen folglich die Bestimmungen dieses Übereinkommens nicht anwen-
den, deren Anwendungsbereich mit jenen Satzungen übereinstimmt. 
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Artikel 14 
1. Ein Vertragsstaat, der zwei oder mehr Gebietseinheiten umfasst, in denen 

auf die in diesem Übereinkommen geregelten Gegenstände unterschiedli-
che Rechtsordnungen angewendet werden oder nicht, kann bei der Unter-
zeichnung oder der Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde erklären, dass dieses Übereinkommen sich auf 
alle seine Gebietseinheiten oder nur auf eine oder mehrere derselben er-
streckt und er kann seine Erklärung jederzeit durch eine neue Erklärung 
ersetzen. 

2. Diese Erklärungen sind dem Verwahrer zu notifizieren und haben aus-
drücklich anzugeben, auf welche Gebietseinheiten sich das Übereinkom-
men erstreckt. 

3. Erstreckt sich das Übereinkommen aufgrund einer Erklärung nach diesem 
Artikel auf eine oder mehrere, jedoch nicht auf alle Gebietseinheiten eines 
Vertragsstaats, so ist 
a) eine Verweisung auf das Gebiet eines Vertragsstaats in Artikel 1 als 

Verweisung auf das Gebiet einer Gebietseinheit dieses Staats zu ver-
stehen; 

b) eine Verweisung auf ein Gericht oder eine andere zuständige Behörde 
des Vertragsstaats oder des ersuchten Staats als Verweisung auf das 
Gericht oder die andere zuständige Behörde einer Gebietseinheit die-
ses Staats zu verstehen; 

c) eine Verweisung auf den Vertragsstaat, in dem sich das Kulturgut be-
findet, in Artikel 8 Absatz 1 als Verweisung auf die Gebietseinheit die-
ses Staats, in der sich das Kulturgut befindet, zu verstehen; 

d) eine Verweisung auf das Recht des Vertragsstaats, in dem sich das 
Kulturgut befindet, in Artikel 8 Absatz 3 als Verweisung auf das Recht 
der Gebietseinheit dieses Staats, in der sich das Kulturgut befindet, zu 
verstehen; 

e) eine Verweisung auf einen Vertragsstaat in Artikel 9 als Verweisung 
auf eine Gebietseinheit dieses Staats zu verstehen. 

4. Gibt ein Vertragsstaat keine Erklärung nach Absatz 1 dieses Artikels ab, 
erstreckt sich dieses Übereinkommen auf alle Gebietseinheiten dieses 
Staats. 

Artikel 15 
1. Erklärungen, die nach diesem Übereinkommen bei der Unterzeichnung 

abgegeben werden, bedürfen der Bestätigung bei der Ratifikation, Annah-
me oder Genehmigung. 

2. Erklärungen und Bestätigungen von Erklärungen sind schriftlich abzuge-
ben und dem Verwahrer förmlich zu notifizieren. 

3. Die Erklärungen werden gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieses Überein-
kommens für den betreffenden Staat wirksam. Eine Erklärung, die dem 
Verwahrer nach diesem Inkrafttreten förmlich notifiziert wird, tritt jedoch 
am ersten Tag des sechsten auf den Tag der Hinterlegung beim Verwahrer 
folgenden Monats in Kraft. 

4. Ein Staat, der eine Erklärung nach diesem Übereinkommen abgibt, kann sie 
jederzeit durch eine an den Verwahrer gerichtete förmliche und schriftliche 
Notifikation zurücknehmen. Eine solche Rücknahme wird am ersten Tag 
des sechsten auf den Tag der Hinterlegung der Notifikation folgenden Mo-
nats wirksam. 
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Artikel 16 
1. Ein Vertragsstaat hat bei der Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme, 

Genehmigung oder dem Beitritt zu erklären, dass ihm die von einem Staat 
gemäß Artikel 8 eingereichten Klagen auf Rückgabe oder geltend gemach-
ten Ansprüche auf Rückführung von Kulturgütern in Form eines oder meh-
rerer der nachgenannten Verfahren unterbreitet werden: 
a) unmittelbar vor den Gerichten oder den anderen zuständigen Behör-

den des erklärenden Staats; 
b) über eine oder mehrere von diesem Staat zwecks Entgegennahme und 

Weiterleitung solcher Klagen oder Ansprüche an die Gerichte oder die 
anderen zuständigen Behörden dieses Staats bezeichneten Behörden; 

c) auf diplomatischem oder konsularischem Weg. 
2. Ein Vertragsstaat kann ebenfalls die Gerichte oder anderen zur Anordnung 

der Rückführung oder Rückgabe von Kulturgütern entsprechend den Best-
immungen der Kapitel II und III zuständigen Behörden bezeichnen. 

3. Eine Erklärung nach Absatz 1 und 2 dieses Artikels kann jederzeit durch 
eine neue Erklärung abgeändert werden. 

4. Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 dieses Artikels berühren nicht die 
Bestimmungen von zwei- oder mehrseitigen Verträgen über Rechtshilfe in 
Zivil- und Handelssachen, die zwischen Vertragsstaaten gegebenenfalls be-
stehen. 

Artikel 17 
Ein Vertragsstaat übergibt dem Verwahrer innerhalb einer Frist von sechs Mo-
naten nach Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annahme, Genehmigungs- oder 
Beitrittsurkunde eine in einer der amtlichen Sprachen des Übereinkommens 
abgefasste Mitteilung betreffend die Rechtsvorschriften über die Ausfuhr von 
Kulturgütern. Nötigenfalls wird diese Mitteilung in regelmäßigen Abständen auf 
den neuesten Stand gebracht. 

Artikel 18 
Vorbehalte sind nur zulässig, soweit sie in diesem Übereinkommen ausdrücklich 
zugelassen sind. 

Artikel 19 
1. Dieses Übereinkommen kann von jeder Vertragspartei jederzeit nach dem 

Tag, an dem es für diesen Staat in Kraft tritt, durch Hinterlegung einer 
diesbezüglichen Urkunde beim Verwahrer gekündigt werden. 

2. Eine Kündigung wird am ersten Tag des sechsten auf den Tag der Hinterle-
gung der Kündigungsurkunde beim Verwahrer folgenden Monats wirksam. 
Ist in der Kündigungsurkunde eine längere Kündigungsfrist angegeben, 
wird die Kündigung nach Ablauf dieser längeren Frist nach Hinterlegung 
der Kündigungsurkunde beim Verwahrer wirksam. 

3. Ungeachtet einer solchen Kündigung ist dieses Übereinkommen auf alle 
Klagen oder Ansprüche auf Rückgabe oder Rückführung eines Kulturguts 
anwendbar, die vor dem Zeitpunkt eingereicht werden, zu dem diese Kün-
digung wirksam wird. 

Artikel 20 
Der Präsident des Internationalen Instituts für die Vereinheitlichung des Privat-
rechts (Unidroit) kann in regelmäßigen Abständen oder auf Antrag von fünf 
Vertragsstaaten einen besonderen Ausschuss zwecks Prüfung der praktischen 
Anwendung dieses Übereinkommens einberufen. 
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Artikel 21 
1. Dieses Übereinkommen wird bei der Regierung der Italienischen Republik 

hinterlegt. 
2. Die Regierung der Italienischen Republik: 

a) unterrichtet alle Staaten, die dieses Übereinkommen unterzeichnet ha-
ben oder ihm beigetreten sind, und den Präsidenten des Internationa-
len Instituts für die Vereinheitlichung des Privatrechts (Unidroit) von: 
i) jeder neuen Unterzeichnung oder Hinterlegung einer Ratifikations-, 
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde sowie dem Zeit-
punkt dieser Unterzeichnung oder dieser Hinterlegung; 
ii) jeder nach den Bestimmungen dieses Übereinkommens abgegebe-
nen Erklärung; 
iii) der Rücknahme von Erklärungen; 
iv) dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens; 
v) den in Artikel 13 bezeichneten Vereinbarungen; 
vi) der Hinterlegung einer Kündigungsurkunde zu diesem Überein-
kommen sowie dem Zeitpunkt der Hinterlegung und des Wirksam-
werdens der Kündigung; 

b) übermittelt allen Unterzeichnerstaaten und allen beitretenden Staaten 
sowie dem Präsidenten des Internationalen Instituts für die Verein-
heitlichung des Privatrechts (Unidroit) beglaubigte Abschriften dieses 
Übereinkommens; 

c) erfüllt alle Aufgaben, die gewöhnlichen den Verwahrern obliegen. 
ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten, gehörig befugten Bevoll-
mächtigten dieses Übereinkommens unterschrieben. 
GESCHEHEN zu Rom am 24. Juni 1995 in einer Urschrift in englischer und 
französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 
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XXIII. Grundsätze der Washingtoner Konferenz in Bezug auf 
Kunstwerke, die von den Nationalsozialisten beschlag-
nahmt wurden (Washington Principles) 

Veröffentlicht im Zusammenhang mit der Washingtoner Konferenz über Vermögenswerte 
aus der Zeit des Holocaust, Washington, D.C., 3. Dezember 1998. 
 
Im Bestreben, eine Einigung über nicht bindende Grundsätze herbeizuführen, 
die zur Lösung offener Fragen und Probleme im Zusammenhang mit den durch 
die Nationalsozialisten beschlagnahmten Kunstwerken beitragen sollen, aner-
kennt die Konferenz die Tatsache, dass die Teilnehmerstaaten unterschiedliche 
Rechtssysteme haben und dass die Länder im Rahmen ihrer eigenen Rechtsvor-
schriften handeln. 
 
1. Kunstwerke, die von den Nationalsozialisten beschlagnahmt und in der 

Folge nicht zurückerstattet wurden, sollten identifiziert werden. 
2. Einschlägige Unterlagen und Archive sollten der Forschung gemäß den 

Richtlinien des International Council on Archives zugänglich gemacht 
werden. 

3. Es sollten Mittel und Personal zur Verfügung gestellt werden, um die Iden-
tifizierung aller Kunstwerke, die von den Nationalsozialisten beschlag-
nahmt und in der Folge nicht zurückerstattet wurden, zu erleichtern. 

4. Bei dem Nachweis, dass ein Kunstwerk durch die Nationalsozialisten be-
schlagnahmt und in der Folge nicht zurückerstattet wurde, sollte berück-
sichtigt werden, dass aufgrund der verstrichenen Zeit und der besonderen 
Umstände des Holocaust Lücken und Unklarheiten in der Frage der Her-
kunft unvermeidlich sind. 

5. Es sollten alle Anstrengungen unternommen werden, Kunstwerke, die als 
durch die Nationalsozialisten beschlagnahmt und in der Folge nicht zu-
rückerstattet identifiziert wurden, zu veröffentlichen, um so die Vorkriegs-
eigentümer oder ihre Erben ausfindig zu machen. 

6. Es sollten Anstrengungen zur Einrichtung eines zentralen Registers aller 
diesbezüglichen Informationen unternommen werden. 

7. Die Vorkriegseigentümer und ihre Erben sollten ermutigt werden, ihre 
Ansprüche auf Kunstwerke, die durch die Nationalsozialisten beschlag-
nahmt und in der Folge nicht zurückgegeben wurden, anzumelden. 

8. Wenn die Vorkriegseigentümer von Kunstwerken, die durch die National-
sozialisten beschlagnahmt und in der Folge nicht zurückgegeben wurden, 
oder ihre Erben ausfindig gemacht werden können, sollten rasch die nöti-
gen Schritte unternommen werden, um eine gerechte und faire Lösung zu 
finden, wobei diese je nach den Gegebenheiten und Umständen des spezifi-
schen Falls unterschiedlich ausfallen kann. 

9. Wenn bei Kunstwerken, die nachweislich von den Nationalsozialisten 
beschlagnahmt und in der Folge nicht zurückgegeben wurden, die Vor-
kriegseigentümer oder deren Erben nicht ausfindig gemacht werden kön-
nen, sollten rasch die nötigen Schritte unternommen werden, um eine ge-
rechte und faire Lösung zu finden. 

10. Kommissionen oder andere Gremien, welche die Identifizierung der durch 
die Nationalsozialisten beschlagnahmten Kunstwerke vornehmen und zur 
Klärung strittiger Eigentumsfragen beitragen, sollten eine ausgeglichene 
Zusammensetzung haben. 



 
 414 

11. Die Staaten werden dazu aufgerufen, innerstaatliche Verfahren zur Umset-
zung dieser Richtlinien zu entwickeln. Dies betrifft insbesondere die Ein-
richtung alternativer Mechanismen zur Klärung strittiger Eigentumsfragen. 
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XXIV. Erklärung der Bundesregierung, der Länder und  
der kommunalen Spitzenverbände zur Auffindung und  
zur Rückgabe NS-verfolgungsbedingt entzogenen Kultur-
gutes, insbesondere aus jüdischem Besitz, vom Dezember 
1999 – Gemeinsame Erklärung 

Die Bundesrepublik Deutschland hat nach dem Zweiten Weltkrieg unter den 
Voraussetzungen der alliierten Rückerstattungsregelungen, des Bundesrücker-
stattungsgesetzes und des Bundesentschädigungsgesetzes begründete Ansprü-
che wegen des verfolgungsbedingten Entzugs von Kulturgütern erfüllt sowie die 
entsprechenden Verfahren und Institutionen zur Verfügung gestellt, damit die 
sonstigen Rückerstattungsverpflichteten von den Berechtigten in Anspruch 
genommen werden konnten. Die Ansprüche standen in erster Linie den unmit-
telbar Geschädigten und deren Rechtsnachfolgern oder im Fall erbenloser oder 
nicht in Anspruch genommenen jüdischen Vermögens den in den Westzonen 
und in Berlin eingesetzten Nachfolgeorganisationen zu. Die materielle Wieder-
gutmachung erfolgte im Einzelfall oder durch Globalabfindungsvergleiche. Das 
Rückerstattungsrecht und das allgemeine Zivilrecht der Bundesrepublik 
Deutschland regeln damit abschließend und umfassend die Frage der Restitution 
und Entschädigung von NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut, das 
insbesondere aus jüdischem Besitz stammt.  
 
In der DDR war die Wiedergutmachung von NS-Unrecht nach alliiertem Recht 
über gewisse Anfänge nicht hinausgekommen. Im Zuge der deutschen Vereini-
gung hat sich die Bundesrepublik Deutschland zur Anwendung der Grundsätze 
des Rückerstattungs- und Entschädigungsrechts verpflichtet. NS-verfolgungs-
bedingt entzogenes Kulturgut wurde nach den Bestimmungen des Vermögens-
gesetzes und des NS-Verfolgtenentschädigungsgesetzes zurückgegeben oder 
entschädigt. Dank der globalen Anmeldung seitens der Conference on Jewish 
Material Claims against Germany, Inc. (JCC) als der heutigen Vereinigung der 
Nachfolgeorganisationen sind im Beitrittsgebiet gelegene Ansprüche im Hin-
blick auf Kulturgüter jüdischer Geschädigter geltend gemacht worden. Wie 
früher in den alten Bundesländern wurde auch hier soweit wie möglich eine 
einzelfallbezogene materielle Wiedergutmachung und im Übrigen eine Wieder-
gutmachung durch Globalvergleich angestrebt.  
 
I. Die Bundesrepublik Deutschland hat – ungeachtet dieser materiellen Wieder-
gutmachung – auf der Washingtoner Konferenz über Holocaust-Vermögen am 
3. Dezember 1998 erneut ihre Bereitschaft erklärt, auf der Basis der verabschie-
deten Grundsätze und nach Maßgabe ihrer rechtlichen und tatsächlichen Mög-
lichkeiten nach weiterem NS-verfolgungsbedingt entzogenen Kulturgut zu 
suchen und gegebenenfalls die notwendigen Schritte zu unternehmen, eine 
gerechte und faire Lösung zu finden. In diesem Sinne wird der Stiftungsratsbe-
schluss der Stiftung Preußischer Kulturbesitz vom 4. Juni 1999 begrüßt.  
 
Die Bundesregierung, die Länder und die kommunalen Spitzenverbände werden 
im Sinne der Washingtoner Erklärung in den verantwortlichen Gremien der 
Träger einschlägiger öffentlicher Einrichtungen darauf hinwirken, dass Kultur-
güter, die als NS-verfolgungsbedingt entzogen identifiziert und bestimmten 
Geschädigten zugeordnet werden können, nach individueller Prüfung den legi-
timierten früheren Eigentümern bzw. deren Erben zurückgegeben werden. Diese 
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Prüfung schließt den Abgleich mit bereits erfolgten materiellen Wiedergutma-
chungsleistungen ein. Ein derartiges Verfahren ermöglicht es, die wahren Be-
rechtigten festzustellen und dabei Doppelentschädigungen (z.B. durch Rückzah-
lungen von geleisteten Entschädigungen) zu vermeiden.  
Den jeweiligen Einrichtungen wird empfohlen, mit zweifelsfrei legitimierten 
früheren Eigentümern bzw. deren Erben über Umfang sowie Art und Weise 
einer Rückgabe oder anderweitige materielle Wiedergutmachung (z.B. gegebe-
nenfalls in Verbindung mit Dauerleihgaben, finanziellem oder materiellem 
Wertausgleich) zu verhandeln, soweit diese nicht bereits anderweitig geregelt 
sind (z.B. durch Rückerstattungsvergleich).  
 
II. Die deutschen öffentlichen Einrichtungen wie Museen, Archive und Biblio-
theken haben schon in der Vergangenheit die Suche nach NS-
verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut unterstützt:  
1. durch Erschließung und Offenlegung ihrer Informationen, Forschungsstän-

de und Unterlagen,  
2. durch Nachforschungen bei konkreten Anfragen und eigene Recherchen im 

Falle von aktuellen Erwerbungen,  
3. durch eigene Suche im Rahmen der Wahrnehmung der Aufgaben der je-

weiligen Einrichtung, 
4. durch Hinweise auf die Geschichte von Kulturgütern aus NS-

verfolgungsbedingt entzogenem Besitz in den Sammlungen, Ausstellungen 
und Publikationen.  

Diese Bemühungen sollen – wo immer hinreichend Anlass besteht – fortgeführt 
werden.  
 
III. Darüber hinaus prüfen Bundesregierung, Länder und kommunale Spitzen-
verbände im Sinne der Washingtoner Grundsätze, ein Internet-Angebot einzu-
richten, das folgende Bereiche umfassen sollte:  
1. Möglichkeiten der beteiligten Einrichtungen, Kulturgüter ungeklärter 

Herkunft zu veröffentlichen, sofern NS-verfolgungsbedingter Entzug ver-
mutet wird.  

2. Eine Suchliste, in die jeder Berechtigte die von ihm gesuchten Kulturgüter 
eintragen und damit zur Nachforschung für die in Frage kommenden Ein-
richtungen und die interessierte Öffentlichkeit ausschreiben kann.  

3. Informationen über kriegsbedingte Verbringung NS-verfolgungsbedingt 
entzogener Kulturgüter in das Ausland.  

4. Die Schaffung eines virtuellen Informationsforums, in dem die beteiligten 
öffentlichen Einrichtungen und auch Dritte ihre Erkenntnisse bei der Suche 
nach NS-verfolgungsbedingt entzogenen Kulturgütern eingeben können, 
um Parallelarbeiten zu gleichen Themen (z.B.: Bei welcher Auktion wurden 
jüdische Kulturgüter welcher Sammlung versteigert?) auszuschließen und 
im Wege der Volltextrecherche schnell zugänglich zu machen. 

 
IV. Diese Erklärung bezieht sich auf die öffentlich unterhaltenen Archive, Muse-
en, Bibliotheken und deren Inventar. Die öffentlichen Träger dieser Einrichtun-
gen werden aufgefordert, durch Beschlussfassung in ihren Gremien für die 
Umsetzung dieser Grundsätze zu sorgen. Privatrechtlich organisierte Einrich-
tungen und Privatpersonen werden aufgefordert, sich den niedergelegten 
Grundsätzen und Verfahrensweisen gleichfalls anzuschließen. 
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XXV. Ethische Richtlinien – Codices 

A. Ethische Richtlinien für Museen des ICOM  

Herausgegeben durch das ICOM Schweiz 
 
ICOM – Internationaler Museumsrat 
Die «Ethischen Richtlinien für Museen von ICOM bilden die Grundlage der 
professionellen Arbeit von Museen und Museumsfachleuten. Bei der Aufnahme 
in die Organisation verpflichten sich die Mitglieder, diesen Kodex zu befolgen. 
ICOM – Conseil international des musées 
 
Die ethischen Richtlinien wurden am 4. November 1986 auf der 15. ICOM-
Vollversammlung in Buenos Aires, Argentinien, einstimmig angenommen, am 6. 
Juli 2001 auf der 20. ICOM-Vollversammlung in Barcelona, Spanien, ergänzt und 
am 8. Oktober 2004 auf der 21. ICOM-Vollversammlung in Seoul, Südkorea, 
revidiert. 

Präambel 
Der Status der «Ethischen Richtlinien für Museen von ICOM» 
Die «Ethischen Richtlinien für Museen von ICOM» wurden vom Internationalen 
Museumsrat erarbeitet. Sie beinhalten die Berufsethik für Museen, auf die in den 
ICOM-Statuten Bezug genommen wird. Die «Ethischen Richtlinien» spiegeln 
Prinzipien wider, die in der internationalen Museumswelt allgemein anerkannt 
sind. Die Mitgliedschaft bei ICOM und die Zahlung der jährlichen Beiträge an 
ICOM gelten als Anerkennung der «Ethischen Richtlinien für Museen von I-
COM».  

Mindeststandards für Museen  
Die ICOM-Richtlinien stellen einen Mindeststandard für Museen dar. Sie präsen-
tieren eine Reihe von Grundsätzen, die durch Verhaltensrichtlinien innerhalb 
der beruflichen Praxis ergänzt werden. In einigen Ländern/Staaten sind gewisse 
Mindeststandards durch Gesetze oder staatliche Vorschriften geregelt. In ande-
ren können Orientierung an und Beurteilung von fachlichen Mindeststandards 
in Form von Akkreditierung, Registrierung oder äquivalenten Einstufungsver-
fahren die Einhaltung gewährleisten. Wo keine entsprechenden Standards fest-
gelegt sind, können das ICOM-Sekretariat oder ein zuständiges nationales bzw. 
entsprechendes internationales ICOM-Komitee weiterhelfen. Ein weiteres Ziel 
ist es, dass Einzelstaaten und museumsbezogene Fachorganisationen auf Grund-
lage dieser Richtlinien zusätzliche Standards entwickeln. 

Übersetzung der Ethischen Richtlinien für Museen von ICOM 
 Die «Ethischen Richtlinien für Museen von ICOM» wurden in den drei offiziel-
len Arbeits- sprachen der Organisation herausgegeben: Englisch, Französisch 
und Spanisch. ICOM begrüsst die Übersetzung der Richtlinien in weitere Spra-
chen. Allerdings wird eine Übersetzung nur dann als «offiziell» anerkannt, 
wenn sie von mindestens einem Nationalkomitee gebilligt wurde, in dessen 
Land diese Sprache gesprochen wird, normalerweise als Hauptsprache. Ist die 
Sprache auch in anderen Staaten Landessprache, sollen nach Möglichkeit auch 
deren Nationalkomitees konsultiert werden. Sprachliche Kompetenz und Fach-
kenntnisse im Museumsberuf sind für die Erstellung offizieller Übersetzungen 
unabdingbar. Die der Übersetzung zugrunde liegende Sprachfassung und die 
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involvierten Nationalkomitees sind anzugeben. Diese Bedingungen beschränken 
nicht die vollständige oder auszugsweise Übersetzung der «Ethischen Richtli-
nien für Museen» zu Lehr- oder Studienzwecken.  
 
1. Museen bewahren, zeigen, vermitteln und fördern das Verständnis für 

das Natur- und Kulturerbe der Menschheit. 

Grundsatz 
Museen sind für das materielle und immaterielle Natur- und Kulturerbe verant-
wortlich. Museumsträger und jene, die mit der strategischen Richtungsweisung 
und Aufsicht von Museen befasst sind, haben in erster Linie die Verantwortung, 
dieses Erbe zu schützen und zu fördern. Dazu zählen auch personelle, materielle 
und finanzielle Ressourcen, die zu diesem Zweck zur Verfügung stehen. 
 

Statuten und Leitbilder für Museen 

1.1 Grundsatzdokument 
 Der Museumsträger hat sicherzustellen, dass das Museum über eine schriftliche 
und publizierte Satzung, ein Statut oder ein anderes allgemein veröffentlichtes 
Dokumentverfügt, das seinen rechtlichen Status, seinen Auftrag, seine Dauer-
haftigkeit und seine Gemeinnützigkeit – in Übereinstimmung mit nationalen 
Gesetzen – klar darlegt. 

1.2 Aufgabenbeschreibung, Ziele und Vorgehensweisen  
Der Träger soll eine eindeutige Erklärung über Aufgaben, Ziele und Vorge-
hensweisen des Museums und über seine eigene Rolle und Zusammensetzung 
ausarbeiten und veröffentlichen. Diese Erklärung soll dem Träger als Richtlinie 
dienen. 
 

Sachmittel 

1.3 Räumlichkeiten 
Der Träger soll sowohl angemessene Räumlichkeiten, als auch ein geeignetes 
Umfeld für das Museum gewährleisten, sodass es die seinem Auftrag entspre-
chenden Grundfunktionen erfüllen kann. 

1.4 Zugänglichkeit 
Der Träger soll gewährleisten, dass das Museum und seine Sammlungen allen 
Interessierten zu angemessenen, regelmässigen Zeiten zugänglich sind. Beson-
deres Augenmerk ist auf Personen mit körperlichen Beeinträchtigungen zu 
richten.  

1.5 Gesundheit und Sicherheit 
Der Träger soll gewährleisten, dass die Standards der Institution bezüglich 
Gesundheit, Sicherheit und Zugänglichkeit gegenüber Personal und Besuchern 
eingehalten werden. 

1.6 Katastrophenschutz  
Der Träger soll Massnahmen treffen, um Publikum, Personal, Sammlungen und 
andere Ressourcen vor Naturkatastrophen und von Menschen verursachte 
Schäden nachhaltig zu schützen. 
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1.7 Sicherheitsanforderungen 
Der Träger soll geeignete Sicherheitsmassnahmen ergreifen, um die Sammlun-
gen in Ausstellungsräumen, Depots und Arbeitsräumen sowie während des 
Transports vor Diebstahl und Beschädigung zu schützen. 

1.8 Versicherungen und Entschädigungen 
Soweit Versicherungen in Anspruch genommen werden, soll der Träger sicher-
stellen, dass die Risiken ausreichend abgedeckt sind und Transitgüter, Leihgaben 
und andere Gegenstände einschliesst, für die das Museum haftet. Für Gegen-
stände, die sich nicht im 
Eigentum des Museums befinden, ist für eine ausreichende Entschädigungsleis-
tung im Schadensfall zu sorgen. 
 

Finanzmittel 

1.9 Finanzierung 
Der Träger soll sicherstellen, dass ausreichende finanzielle Mittel zur Verfügung 
stehen, um den Betrieb des Museums zu ermöglichen und weiter zu entwickeln. 
Über sämtliche Finanzen ist professionell Buch zu führen (Buchhaltungspflicht). 

1.10 Gewinnorientierte Tätigkeiten 
Der Träger soll über Einkünfte die er durch Aktivitäten selbst generiert oder die 
ihm aus externen Quellen zufliessen, nach genau festgelegten Regeln verfügen. 
Ungeachtet der Quelle der Einkünfte sollen Museen eine Selbstkontrolle über 
Inhalt und Rechtschaffenheit ihrer Programme, Ausstellungen und Aktivitäten 
ausüben. Gewinnorientierte Tätigkeiten dürfen nicht die Museumseinrichtung 
oder deren Besucher kompromittieren (siehe 6.6). 
 

Personal 

1.11 Personalpolitik 
Der Träger soll sicherstellen, dass sämtliche personellen Massnahmen im Ein-
klang mit den Grundsätzen des Museums stehen und nach Recht und Gesetz 
erfolgen. 

1.12 Ernennung des/der Direktors/in oder Leiters/in 
Die Stelle des/der Museumsdirektors/in bzw. -leiters/in stellt eine Schlüsselposi-
tion des Museums dar. Bei der Ernennung soll der Träger die Kenntnisse und 
Fähigkeiten berücksichtigen, die zur effektiven Ausübung dieser Stellung erfor-
derlich sind. Diese Eigenschaften sollen angemessene intellektuelle Fähigkeiten 
und Fachkenntnisse- schliessen, ergänzt durch einen hohen Grad ethischen 
Verhaltens.  

1.13 Zugang zu Trägern 
Der/die Museumsdirektor/in bzw. -leiter/in soll den zuständigen Trägern unmit-
telbar verantwortlich sein und sich direkt an sie wenden können. 

1.14 Kompetenz des Museumspersonals 
Die Anstellung qualifizierter Mitarbeiter/innen mit den für sämtliche Aufgaben 
erforderlichen Fachkenntnissen ist unerlässlich (siehe auch 2.19; 2.24; 8.11). 

1.15 Weiterbildung des Personals 
Geeignete Möglichkeiten zur beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung aller 
Museumsmitarbeiter/innen sind sicherzustellen, um Fachwissen und Kompetenz 
der Belegschaft zu erhalten und auszubauen. 
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1.16 Ethische Konflikte  
Der Träger darf von Museumsmitarbeiter/innen niemals Handlungen verlangen, 
die als Verletzung der «Ethischen Richtlinien für Museen von ICOM», nationa-
ler Gesetze oder fachspezifischer Ethikrichtlinien betrachtet werden können. 

1.17 Museumspersonal und ehrenamtliche Mitarbeiter/innen 
Der Träger soll bezüglich der Mitarbeit ehrenamtlicher Mitarbeiter/innen über 
schriftlich festgelegte Regeln verfügen, die eine positive Beziehung zwischen 
diesen und den Museumsangestellten fördern. 

1.18 Ehrenamtliche Mitarbeiter/innen und museale Berufsethik  
Der Träger soll sicherstellen, dass ehrenamtliche Mitarbeiter/innen bei ihren 
Museums- und Privataktivitäten vollständig mit den «Ethischen Richtlinien für 
Museen von ICOM» und anderen anwendbaren Regelwerken und Gesetzen 
vertraut sind. 
 
2. Museen, die Sammlungen unterhalten, bewahren diese treuhänderisch 

zum Nutzen und zum Fortschritt der Gesellschaft. 

Grundsatz 
Museen haben die Aufgabe, ihre Sammlungen als Beitrag zum Schutz des natür-
lichen, kulturellen und wissenschaftlichen Erbes zu erwerben, zu bewahren und 
fortzuentwickeln. Museumssammlungen sind ein bedeutendes Erbe der Gemein-
schaft, haben in der Rechtsordnung einen besonderen Stellenwert und sind 
durch die internationale Gesetzgebung geschützt. Diese Verpflichtung der Öf-
fentlichkeit gegenüber macht Museen zu Verwaltern, die für den rechtmässigen 
Besitz der in ihrer Obhut befindlichen Objekte, für den dauerhaften Charakter 
ihrer Sammlungen, für deren Dokumentation und Zugänglichkeit sowie für eine 
verantwortungsvolle Aussonderungspolitik verantwortlich sind. 
 

Erwerb von Sammlungen 

2.1 Sammlungspolitik 
Der Museumsträger soll für jedes Museum die Sammlungspolitik schriftlich 
festlegen und veröffentlichen, die sich mit dem Erwerb, der Pflege und der Ver-
wendung der Sammlungen befasst. Dieses Dokument soll auch über alle Materi-
alien Klarheit schaffen,  
die nicht katalogisiert, aufbewahrt oder ausgestellt werden (siehe 2.7; 2.8). 

2.2 Gültige Rechtstitel 
Objekte oder Exemplare dürfen nur dann gekauft, geliehen, getauscht oder als 
Geschenk bzw. Legat angenommen werden, wenn das entgegennehmende Mu-
seum überzeugt ist, dass ein gültiger Rechtstitel besteht. Der Beleg rechtsgülti-
gen Eigentums in einem Land ist nicht notwendigerweise ein gültiger Rechtsti-
tel. 

2.3 Provenienz und Sorgfaltspflicht 
Vor einem Erwerb muss jede Anstrengung unternommen werden, um sicherzu-
stellen, dass die zum Kauf, zur Leihe, zum Tausch, als Geschenk bzw. als Legat 
angebotenen Objekte oder Exemplare nicht gesetzeswidrig in ihrem Ursprungs-
land erlangt oder aus ihm bzw. aus einem dritten Land (einschliesslich dem des 
Museums) ausgeführt wurden, in dem sie möglicherweise in legalem Besitz 
waren. In dieser Hinsicht muss mit aller gebotenen Sorgfalt versucht werden, 
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die vollständige Provenienz des betreffenden Objekts zu ermitteln und zwar von 
seiner Entdeckung oder Herstellung an. 

2.4 Objekte und Exemplare aus nicht genehmigten oder unwissenschaft-
lichen Feldforschungen 
Museen sollen keine Objekte in ihren Besitz bringen, bei denen der begründete 
Verdacht besteht, dass ihre Entdeckung mit behördlich nicht genehmigten und 
unwissenschaftlichen Aktivitäten einherging oder mutwillige Zerstörung oder 
Beschädigung von Denkmälern, archäologischen oder geologischen Stätten bzw. 
natürlichen Lebensräumen oder Tier- und Pflanzenarten nach sich zog. Dies gilt 
auch für Funde, bei denen es versäumt wurde, diese dem Eigentümer oder Besit-
zer des Grundstückes oder den zuständigen Rechts- bzw. Regierungsbehörden 
zu melden. 

2.5 Kulturell sensible Gegenstände und Materialien 
Sammlungen, die menschliche Überreste oder Gegenstände von religiöser Be-
deutung enthalten, sollen nur angenommen werden, wenn sie sicher unterge-
bracht und respektvoll behandelt werden können. Dies muss in einer Art und 
Weise erfolgen, die vereinbar ist mit professionellen Standards und den Interes-
sen und Glaubensgrundsätzen der Gemeinschaft, ethnischer oder religiöser 
Gruppen, denen die Objekte entstammen und soweit diese bekannt sind (siehe 
auch 3.7; 4.3). 

2.6 Geschützte biologische oder geologische Exemplare 
Museen sollen keine biologischen oder geologischen Exemplare erwerben, die 
unter Verstoss gegen lokale, regionale, nationale oder internationale Arten-
schutz- oder Naturschutzgesetze oder -abkommen gesammelt, verkauft oder auf 
andere Weise weitergegeben wurden. 

2.7 Lebende Sammlungen 
Wenn die Sammlungen lebende botanische oder zoologische Exemplare enthal-
ten, sind bezüglich ihrer ursprünglichen, natürlichen und sozialen Umgebung 
besondere Rücksichtnahmen erforderlich. Weiterhin sind auch hier lokale, regi-
onale, nationale oder internationale Artenschutz- und Naturschutzgesetze oder -
abkommen zu beachten. 

2.8 Arbeitssammlungen 
Die Sammlungspolitik kann Sonderregelungen für bestimmte Arten von Ar-
beitssammlungen enthalten, bei denen der Schwerpunkt eher auf der Bewah-
rung kultureller, wissenschaftlicher oder technischer Prozesse als auf der Be-
wahrung der Objekte liegt oder bei denen Objekte oder Exemplare zu prakti-
schen Übungs- oder Lehrzwecken zusammengestellt wurden (siehe auch 2.1). 

2.9 Erwerb ausserhalb der Sammlungspolitik 
Der Erwerb von Objekten oder Exemplaren soll nur in Ausnahmefällen aus-
serhalb der geltenden Sammlungspolitik erfolgen. Der Träger soll den Rat von 
Fachleuten und die Standpunkte aller beteiligten Interessenten berücksichtigen. 
Auch die Bedeutung des Objekts oder Exemplars im Kontext des kulturellen 
oder natürlichen Erbes, aus dem es stammt, sowie die Interessen anderer Muse-
en, die derartiges Material sammeln, sind zu beachten. Aber selbst unter solchen 
Umständen sollen keinesfalls Objekte ohne gültigen Rechtstitel erworben wer-
den (siehe auch 3.4). 
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2.10 Erwerbungen, wenn diese von Mitgliedern der  
Trägerschaft und des Museumspersonals angeboten werden. Besondere Vorsicht 
ist geboten, wenn Mitglieder der Trägerschaft, des Personals oder deren Fami-
lienangehörige oder ihnen nahestehende Personen Gegenstände zum Kauf, als 
Schenkung oder als abzugsberechtigte Spende anbieten. 

2.11 Aufbewahrungsort 
Die vorliegenden «Ethischen Richtlinien» sollen unter keinen Umständen ein 
Museum daran hindern, als autorisierter Aufbewahrungsort für illegal gesam-
melte oder geborgene Objekte und Exemplare oder solche ohne Herkunftsnach-
weis aus dem Bereich zu fungieren, für das es gesetzlich zuständig ist. 
 

Aussonderung von Sammlungen 

2.12 Gesetzlich oder anderweitig geregelte Aussonderungsbefugnisse 
Ein Museum, das zu Aussonderungen rechtlich befugt ist oder das Objekte 
erworben hat, die Aussonderungsbedingungen unterliegen, muss die gesetzli-
chen und anderen Vorschriften und Verfahren voll und ganz einhalten. Wo der 
ursprüngliche Erwerb bindenden oder anderen Beschränkungen unterworfen 
ist, müssen diese Bedingungen eingehalten werden, es sei denn, es ist klar zu 
belegen, dass das Festhalten an diesen Beschränkungen unmöglich oder dem 
Wohl der Einrichtung in hohem Masse abträglich ist. Falls erforderlich, kann das 
Museum den Rechtsweg beschreiten, um sich von derartigen Beschränkungen 
entbinden zu lassen. 

2.13 Aussonderung aus Museumssammlungen 
Die Aussonderung eines Objekts oder Exemplars aus einer Museumssammlung 
darf nur bei vollem Verständnis für die Bedeutung des Gegenstandes, seines 
Charakters (erneuerbar oder nicht erneuerbar), seiner rechtlichen Stellung und 
unter Erwägung des öffentlichen Vertrauensverlustes erfolgen, den ein derarti-
ges Vorgehen möglicherweise nach sich zieht. 

2.14 Verantwortung für Aussonderungen 
Die Entscheidung zur Aussonderung soll in der Verantwortung des Museums-
trägers liegen. Dabei hat dieser in Abstimmung mit der Direktion des Museums 
und der Kuratorin oder dem Kurator der betreffenden Sammlung zu handeln. 
Für Arbeitssammlungen können Sondervereinbarungen getroffen werden (siehe 
2.7; 2.8). 

2.15 Veräusserung von ausgesonderten Objekten 
Jedes Museum soll über Richtlinien verfügen, in denen die erlaubten Vorge-
hensweisen für die dauerhafte Entfernung von Objekten aus seinen Sammlun-
gen durch Schenkung, Übereignung, Tausch, Verkauf, Rückführung oder Ver-
nichtung definiert sind. Diese Regeln sollten auch die uneingeschränkte Über-
tragung von Rechtstiteln an den Empfänger umfassen. Über sämtliche Ausson-
derungsentscheidungen, die betreffenden Objekte und deren Verbleib ist genau-
estens Buch zu führen. Ein ausgesondertes Stück soll zuerst einem anderen 
Museum angeboten werden. 

2.16 Einkünfte aus der Veräusserung von Sammlungen 
Museumssammlungen werden für die Öffentlichkeit treuhänderisch verwaltet 
und dürfen nicht als Aktivvermögen behandelt werden. Gelder oder Ersatzleis-
tungen, die durch Aussonderung und Veräusserung von Objekten oder Exemp-
laren aus einer Museumssammlung erlangt wurden, sind ausschliesslich zum 
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Nutzen der Sammlung im Regelfall für Neuerwerbungen eben dieser – zu ver-
wenden. 

2.17 Erwerb von ausgesonderten Sammlungen 
Museumspersonal, Mitgliedern der Trägerschaft sowie deren Familienangehöri-
gen oder deren engerem Umfeld ist der Erwerb von ausgesonderten Objekten 
einer Sammlung für die sie mitverantwortlich sind, nicht zu gestatten. 

 
Pflege von Sammlungen 

2.18 Kontinuität der Sammlungen 
Das Museum soll Richtlinien festlegen und anwenden, die sicherstellen, dass alle 
(vorübergehend oder dauerhaft) in seinem Besitz befindlichen Sammlungen und 
zugehörigen Informationen ordnungsgemäss dokumentiert werden, für gegen-
wärtigen Gebrauch verfügbar bleiben und an zukünftige Generationen weiter-
gegeben werden und zwar in einem unter Berücksichtigung heutiger Kenntnisse 
und Mittel möglichst guten und sicheren Zustand. 

2.19 Übertragung der Sammlungsverantwortung 
Fachliche Verantwortlichkeiten in Bezug auf die Pflege der Sammlungen sollen 
an Personen übertragen werden, die über entsprechende Kenntnisse und Fähig-
keiten verfügen oder die angemessen beaufsichtigt werden (siehe auch 8.11). 

2.20 Dokumentation der Sammlungen 
Museumssammlungen sollen nach allgemein anerkannten professionellen Stan-
dards dokumentiert werden. Diese Dokumentation soll eine vollständige Kenn-
zeichnung und Beschreibung jedes Stückes beinhalten, über sein Umfeld, seine 
Herkunft, seinen Zustand, seine Behandlung sowie seinen gegenwärtigen 
Standort Auskunft geben. Diese Sammlungsdaten sollen sicher verwahrt und so 
katalogisiert werden, dass ein Zugriff durch das Museumspersonal und andere 
Berechtigte gewährleistet ist. 

2.21 Schutz vor Katastrophen 
Grösste Aufmerksamkeit soll der Ausarbeitung von Regeln gewidmet werden, 
die die Sammlungen während bewaffneter Konflikte sowie vor anderen von 
Menschen verursachten oder natürlichen Katastrophen schützen. 

2.22 Datensicherheit 
Das Museum soll sicherstellen, dass keine sensiblen persönlichen Daten oder 
anderen vertraulichen Informationen preisgegeben werden, wenn Sammlungs-
daten der Allgemeinheit zugänglich sind. 

2.23 Vorbeugende Konservierung 
Vorbeugende Konservierung ist ein wichtiges Element der Museumstätigkeit 
und der Sammlungspflege. Es ist eine wesentliche Verantwortung der Muse-
umsmitarbeiter/innen, ein schützendes Umfeld für die in ihrer Obhut befindli-
chen Sammlungen zu schaffen und zu erhalten, sei es im Depot, bei der Präsen-
tation oder beim Transport. 

2.24 Konservierung und Restaurierung der Sammlungen 
Das Museum soll den Zustand seiner Sammlungen sorgfältig beobachten, um zu 
entscheiden, wann ein Objekt oder Exemplar Konservierungs- oder Restaurie-
rungsarbeiten benötigt und den Einsatz eines qualifizierten Konserva-
tors/Restaurators erforderlich macht. Das eigentliche Ziel soll darin liegen, den 
Zustand des Objekts oder Exemplars zu stabilisieren. Alle Konservierungsver-
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fahren müssen dokumentiert werden und so weit wie möglich reversibel sein; 
sämtliche Veränderungen am ursprünglichen Objekt oder Exemplar sollen deut-
lich erkennbar sein. 

2.25 Das Wohl lebender Tiere 
Ein Museum, das lebende Tiere hält, übernimmt für deren Gesundheit und 
Wohlergehen die volle Verantwortung. Das Museum muss von einer tiermedizi-
nischen Fachkraft anerkannte Sicherheitsvorschriften zum Schutz von Personal, 
Besuchern und Tieren ausarbeiten und umsetzen. Genetische Veränderungen 
sollen klar erkennbar sein. 

2.26 Persönlicher Gebrauch von Museumssammlungen 
Museumspersonal und Mitgliedern der Trägerschaft bzw. deren Familienange-
hörigen oder dem engeren Umfeld ist die – auch nur vorübergehende – Aneig-
nung von Gegenständen aus den Sammlungen des Museums zum persönlichen 
Gebrauch nicht gestattet. 
 

3. Museen bewahren elementare Zeugnisse zur Gewinnung und  
Erweiterung von Wissen. 

Grundsatz 
Museen tragen eine besondere Verantwortung für Pflege, Präsentation, Zugäng-
lichkeit (auch im Depot) und Erforschung der gesammelten elementaren Zeug-
nisse, die sich in ihren Sammlungen befinden. 
 

Elementare Zeugnisse 

3.1 Sammlungen als elementare Zeugnisse 
Die Sammlungspolitik eines Museums soll die Bedeutung von Sammlungen als 
elementare Zeugnisse klar zum Ausdruck bringen. Sie darf nicht allein von 
aktuellen, geistigen Trends oder gegenwärtigen Museumsgepflogenheiten be-
herrscht sein. 

3.2 Verfügbarkeit der Sammlungen 
Museen fällt die besondere Aufgabe zu, ihre Sammlungen und alle wichtigen 
Informationen so frei wie möglich verfügbar zu machen, wobei Einschränkun-
gen aus Gründen der Vertraulichkeit und Sicherheit zu beachten sind. 
 

Museales Sammeln und Forschung 

3.3 Aufsammlungen 
Museen, die Aufsammlungen in Feldforschung vornehmen, sollten Richtlinien 
entwickeln, die im Einklang mit wissenschaftlichen Standards sowie zutreffen-
den nationalen und internationalen Gesetzen und Abkommen stehen. Feldfor-
schung soll nur unter respektvoller Rücksichtnahme auf die Anschauungen 
lokaler Gemeinschaften, auf ihre natürlichen Ressourcen und kulturellen Ge-
pflogenheiten und zur besseren Würdigung des kulturellen und natürlichen 
Erbes erfolgen. 

3.4 Sammlung von elementaren Zeugnissen unter besonderen Umständen 
Unter besonderen Umständen kann ein Stück ohne Herkunftsnachweis von 
derart überragender wissenschaftlicher Bedeutung sein, dass seine Bewahrung 
im öffentlichen Interesse liegt. Über die Aufnahme eines derartigen Stückes in 
eine Museumssammlung sollen Fachleute aus dem betreffenden Fachgebiet ohne 
nationale oder internationale Parteinahme entscheiden (siehe auch 2.11). 
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3.5 Forschung 
Forschungen von Museumsmitarbeiter/innen sollen im Zusammenhang mit dem 
Auftrag und den Zielen des Museums stehen und der bestehenden rechtlichen, 
ethischen und akademischen Praxis entsprechen. 

3.6 Zerstörende Untersuchung 
Wenn zerstörende Untersuchungsverfahren angewendet werden, sollen voll-
ständige Aufzeichnungen über das untersuchte Material, das Untersuchungser-
gebnis und daraus resultierende Forschungen und Veröffentlichungen in die 
permanenten Aufzeichnungen über das Objekt eingehen. 

3.7 Menschliche Überreste und Gegenstände von religiöser Bedeutung 
Wissenschaftliche Untersuchungen an menschlichen Überresten und Gegen-
ständen von religiöser Bedeutung müssen unter Einhaltung professioneller 
Standards erfolgen und den Interessen und Glaubensgrundsätzen der gesell-
schaftlichen, ethnischen oder religiösen Gruppen, denen die Objekte entstam-
men, Rechnung tragen, soweit diese bekannt sind (siehe auch 2.5; 4.3). 

3.8 Eigentumsrechte 
Sofern Museumsmitarbeiter/innen Materialien zur Präsentation oder zur Doku-
mentation von Feldforschungen aufbereiten, sind klare Übereinkünfte mit dem 
finanzierenden Museum bezüglich sämtlicher Rechte an ihrer Arbeit zu treffen. 

3.9 Der Austausch von Fachkenntnissen 
Museumsmitarbeiter/innen sind verpflichtet, ihr Wissen und ihre Erfahrung mit 
Kolleg/innen, Forschenden und Studierenden ihrer Fachrichtungen zu teilen. Sie 
sollen diejenigen, von denen sie ihr Wissen erlangt haben, respektieren und 
anerkennen und neue Methoden und Erfahrungen weitergeben, die für andere 
von Nutzen sein könnten. 

3.10 Zusammenarbeit zwischen Museen und anderen Einrichtungen 
Museumsmitarbeiter/innen sollen die Notwendigkeit zur Zusammenarbeit und 
Absprache zwischen Einrichtungen mit ähnlichen Interessen und Sammelme-
thoden anerkennen und dafür eintreten. Dies gilt besonders für Bildungsinstitu-
tionen und bestimmte öffentliche Einrichtungen, in denen im Rahmen von 
Forschungstätigkeiten wichtige Sammlungen entstehen können, für die es keine 
langfristige Sicherheit gibt. 
 

4. Museen schaffen Voraussetzungen für die Wertschätzung,  
das Verständnis und die Förderung von Natur- und Kulturerbe. 

Grundsatz 
Museen haben die wichtige Aufgabe, ihre bildungspolitische Funktion weiterzu-
entwickeln und ein immer breiteres Publikum aus der Gesellschaft, der örtlichen 
Gemeinschaft oder der Zielgruppe, für die sie eingerichtet sind, anzuziehen. Die 
Wechselbeziehung des Museums mit der Gesellschaft und die Förderung ihres 
Erbes sind unmittelbarer Bestandteil des Bildungsauftrages eines Muse-
ums.Dauer- und Sonderausstellungen   

4.1 Dauer- und Sonderausstellungen und besondere Aktivitäten 
Dauer- und Sonderausstellungen, ob materiell oder in elektronischer Form, 
sollen mit dem erklärten Auftrag, den Richtlinien und den Zielen des Museums 
in Einklang stehen. Sie dürfen weder die Qualität noch die notwendige Pflege 
und Erhaltung der Sammlungen in Mitleidenschaft ziehen. 
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4.2 Interpretation von Ausstellungsstücken 
Museen sollen sicherstellen, dass die in Dauer- und Sonderausstellungen präsen-
tierten Informationen fundiert und korrekt sind und die repräsentierten Grup-
pen oder Glaubensrichtungen angemessen beachtet werden. 

4.3 Ausstellung sensibler Objekte 
Die Ausstellung von menschlichen Überresten und Gegenständen von religiöser 
Bedeutung muss unter Einhaltung professioneller Standards erfolgen und, so-
weit bekannt, den Interessen und Glaubensgrundsätzen der gesellschaftlichen, 
ethnischen oder religiösen Gruppen, denen die Objekte entstammen, Rechnung 
tragen. Die Objekte sind mit Taktgefühl und Achtung vor den Gefühlen der 
Menschwürde, die alle Völker haben, zu präsentieren. 

4.4 Entfernung aus öffentlichen Ausstellungen 
Wünschen betroffener Gruppen nach der Entfernung von menschlichen Über-
resten oder Gegenständen von religiöser Bedeutung aus der öffentlichen Aus-
stellung muss umgehend und mit Respekt und Sensibilität begegnet werden. Auf 
Anfragen bezüglich der Rückgabe solcher Gegenstände ist entsprechend zu 
reagieren. Museen sollen für die Beantwortung solcher Anfragen klare Richtli-
nien definieren. 

4.5 Ausstellung von Objekten ohne Herkunftsnachweis 
Museen sollten vermeiden, Gegenstände fragwürdigen Ursprungs oder solche 
ohne Herkunftsnachweis auszustellen oder auf andere Weise zu nutzen. Sie 
müssen sich bewusst sein, dass dies als Duldung und Förderung des illegalen 
Handels mit Kulturgütern aufgefasst werden kann. 
 

Andere Aktivitäten 

4.6 Publikationen 
Die von Museen auf welche Weise auch immer veröffentlichten Informationen 
sollen fundiert und korrekt sein und die präsentierten wissenschaftlichen Dis-
ziplinen, Gesellschaften oder Glaubensrichtungen verantwortungsvoll behan-
deln. Museumspublikationen sollen die Standards der Einrichtung nicht beein-
trächtigen. 

4.7 Reproduktionen und Nachbildungen 
Museen sollen bei der Anfertigung von Nachbildungen, Reproduktionen oder 
Kopien von Sammlungsgegenständen die Integrität des Originals respektieren. 
Alle Kopien sollen dauerhaft als Faksimile gekennzeichnet sein. 

 
5. Museen verfügen über Mittel, die weitere öffentliche Dienstleistungen 

und Vorteile ermöglichen. 

Grundsatz 
Museen nutzen ein breites Spektrum an Spezialwissen, Fertigkeiten und materiel-
len Ressourcen, die auch ausserhalb des Museums von Nutzen sein können. Daher 
bieten sich die Teilung von Ressourcen und die Bereitstellung von Dienstleistun-
gen als Erweiterung der Museumsaktivitäten an. Diese sollen so organisiert wer-
den, dass sie den festgelegten Auftrag des Museums nicht beeinträchtigen. 
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Gutachterdienste 

5.1 Identifizierung illegal oder unerlaubt erworbener Objekte 
Wo Museen den Service der Identifizierung anbieten, sollen sie sich keinesfalls 
dem Verdacht aussetzen, von solcherlei Aktivitäten direkt oder indirekt zu 
profitieren. Die Identifizierung und Echtheitsbestätigung von Objekten, bei 
denen man glaubt oder vermutet, dass sie illegal oder unerlaubt erworben, über-
tragen, ein- oder ausgeführt wurden, sollte erst bekannt gemacht werden, wenn 
die zuständigen Behörden informiert wurden. 

5.2 Echtheitsnachweise und Schätzungen (Begutachtungen) 
Zu Versicherungszwecken können Schätzungen von Museumssammlungen 
durchgeführt werden. Gutachten über den finanziellen Wert von anderen Objek-
ten sollten nur auf offizielle Anfrage von Museen, zuständigen Rechts-, Regie-
rungs- oder anderen verantwortlichen, öffentlichen Stellen erstellt werden. Wenn 
allerdings das Museum selbst vom Ergebnis profitieren könnte, muss die Begut-
achtung eines Objektes oder Gegenstandes von unabhängiger Seite erfolgen. 
 

6. Museen arbeiten sowohl mit den Gemeinschaften, aus denen  
ihre Sammlungen stammen, als auch mit denen, welchen sie dienen,  

eng zusammen. 

Grundsatz 
Museumssammlungen spiegeln das kulturelle und natürliche Erbe der Gemein-
schaften wider, aus denen sie stammen. Somit reicht ihr Charakter über jenen 
von gewöhnlichem Eigentum hinaus, da enge Bindungen an nationale, regiona-
le, lokale, ethnische, religiöse oder politische Identitäten bestehen können. Es ist 
daher wichtig, dass die Museumstätigkeit diesen Umständen aufgeschlossen 
gegenübersteht. 
 

Herkunft von Sammlungen 

6.1 Zusammenarbeit 
Museen sollen den Austausch von Wissen, Dokumenten und Sammlungen mit 
Museen und Kulturorganisationen in deren Herkunftsländern und -
gemeinschaften fördern. Die Möglichkeit des Aufbaus von Partnerschaften mit 
Museen in Ländern oder Gebieten, die einen bedeutenden Teil ihres Erbes verlo-
ren haben, ist zu prüfen. 

6.2 Rückgabe von Kulturgütern 
Museen sollen bereit sein, in einen Dialog bezüglich der Rückgabe von Kultur-
gütern an ihre Herkunftsländer oder -völker zu treten. Der Dialog sollte unpar-
teiisch und auf der Basis wissenschaftlicher, professioneller und humanitärer 
Prinzipien sowie unter Berücksichtigung lokaler, nationaler und internationaler 
Gesetze geführt werden. Diese Vorgehensweise ist Massnahmen auf politischer 
oder Regierungsebene vorzuziehen. 

6.3 Rückführung von Kulturgütern 
Wenn ein Herkunftsland oder -volk die Rückgabe eines Objekts oder Gegen-
standes erbittet, von dem belegbar ist, dass es/er unter Verletzung der Prinzipien 
internationaler und nationaler Abkommen exportiert oder auf anderem Wege 
übereignet wurde und es/er zum kulturellen oder natürlichen Erbe dieses Landes 
oder Volkes gehört, sollte das betroffene Museum umgehend verantwortungs-
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volle Schritte einleiten, um bei der Rückgabe zu kooperieren, sofern es rechtlich 
dazu befugt ist. 

6.4 Kulturgüter aus besetzten Ländern 
Museen sollen Abstand davon nehmen, Kulturgüter aus besetzten Ländern oder 
Gebieten zu erwerben oder anzunehmen und sich voll und ganz an alle Gesetze 
und Abkommen halten, die Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kultur- und 
Naturgütern regeln. Respekt vor den Gemeinschaften, denen die Museen dienen 

6.5 Bestehende Gemeinschaften 
Soweit Museumsaktivitäten eine bestehende Gemeinschaft oder ihr Erbe betref-
fen, sollen Erwerbungen nur auf der Grundlage gegenseitiger Information und 
Zustimmung erfolgen, ohne den Eigentümer oder die Gewährsleute auszunut-
zen. Es ist überaus wichtig, den Wertvorstellungen und Bedürfnissen der betei-
ligten Gemeinschaft mit Respekt zu begegnen. 

6.6 Finanzierung von Einrichtungen für bestehende Gemeinschaften 
Bei der Suche nach finanzieller Unterstützung für Tätigkeiten, von denen eine 
bestehende Gemeinschaft betroffen ist, sollte nicht gegen deren Interessen ge-
handelt werden (siehe 1.10). 

6.7 Nutzung von Sammlungen aus bestehenden Gemeinschaften 
Die museale Nutzung von Sammlungen aus bestehenden Gemeinschaften erfor-
dert Respekt vor der Würde des Menschen sowie vor den Traditionen und Kul-
turen, in denen die enthaltenen Gegenstände Verwendung finden. Derartige 
Sammlungen sollen genutzt werden, um durch das Eintreten für soziale, kultu-
relle und sprachliche Vielfalt das Wohlergehen der Menschen, soziale Entwick-
lung, Toleranz und Respekt zu fördern (siehe 4.3). 

6.8 Förderorganisationen 
Museen sollen für die Unterstützung durch die Gemeinschaft (z. B. «Freunde des 
Museums» und andere unterstützende Organisationen) günstige Voraussetzun-
gen schaffen, ihren Beitrag anerkennen und eine harmonische Beziehung zwi-
schen Gemeinschaft und Museumspersonal fördern. 
 

7. Museen halten sich an Recht und Gesetz. 

Grundsatz 
Museen müssen sich voll und ganz an internationale, nationale, regionale und 
lokale Gesetze und an vertragliche Pflichten halten. Ausserdem muss der Träger 
rechtsverbindliche Abkommen und Bedingungen jeglicher Art einhalten, die mit 
dem Museum, seinen Sammlungen und seiner Funktion in Zusammenhang 
stehen. 
 

Rechtlicher Rahmen 

7.1 Nationales und lokales Recht 
Museen sollen sich an nationales und lokales Recht halten und die Gesetze 
anderer Staaten  
respektieren, soweit diese Einfluss auf ihre Arbeit haben. 

7.2 Internationales Recht 
Museumspolitik soll die folgenden internationalen Regelwerke anerkennen, die 
als ein Massstab für die Auslegung der «Ethischen Richtlinien für Museen von 
ICOM» dienen: 
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   Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten 
(UNESCO Convention for the Protection of Cultural Property in the Event of 
Armed Conflict, erstes Protokoll 1954 und zweites Protokoll 1999); 
   UNESCO-Konvention über Massnahmen zum Verbot und zur Verhütung der 
unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut (UNESCO Con-
vention on the Means of Prohibiting and Preventing the Illicit Import, Export 
and Transfer of Ownership of Cultural Property, 1970); 
   Washingtoner Artenschutzabkommen CITES (Convention on International 
Trade in Endangered Species of Wild Fauna and Flora, 1973); 
   UNO-Konvention über die biologische Vielfalt (UN Convention on Biological 
Diversity, 1992); 
   Unidroit-Konvention über gestohlene und illegal ausgeführte Kulturgüter 
(Unidroit Convention on Stolen and Illegally Exported Cultural Objects, 1995); 
   Übereinkommen zum Schutz des Unterwasserkulturerbes (UNESCO Conventi-
on on the Protection of the Underwater Cultural Heritage, 2001); 
   Übereinkommen zur Bewahrung des immateriellen Kulturerbes (UNESCO 
Convention for the Safeguarding of the Intangible Cultural Heritage, 2003). 
 

8. Museen arbeiten professionell. 

Grundsatz 
Museumsmitarbeiter/innen müssen anerkannte Standards und Gesetze beachten 
und die Würde und Ehre ihres Berufsstandes wahren. Sie sollen die Gesellschaft 
vor illegalem oder unethischem Verhalten schützen. Jede Möglichkeit ist wahr-
zunehmen, die Öffentlichkeit über Ziele, Zweck und Anspruch ihres Berufsstan-
des zu informieren und aufzuklären, um mehr öffentliches Verständnis für den 
gesellschaftlichen Beitrag von Museen zu erreichen. 

 
Verhalten von Museumsmitarbeiter/innen 

8.1 Vertrautheit mit einschlägigen Gesetzen 
Museumsmitarbeiter/innen sollen mit einschlägigen internationalen, nationalen 
und lokalen Gesetzen sowie den Bedingungen ihrer Anstellung vertraut sein. Sie 
müssen Situationen vermeiden, in denen ihr Verhalten als unangebracht ausge-
legt werden kann. 

8.2 Berufliche Verantwortlichkeit 
Museumsmitarbeiter/innen sind verpflichtet, die Handlungs- und Verhaltensre-
geln der Institution, bei der sie beschäftigt sind, zu befolgen. Sie dürfen jedoch 
zu Recht widersprechen, wenn sie Praktiken als schädlich für ein Museum oder 
ihren Berufsstand und dessen Ethos einstufen. 

8.3 Professionelles Verhalten 
Loyalität gegenüber Kolleginnen und Kollegen und dem sie beschäftigendem 
Museum istunabdingbar und muss auf der Treue zu den grundlegenden ethi-
schen Prinzipien des Berufsstandes basieren. Museumsmitarbeiter/innen sollen 
sich an die Bestimmungen der «Ethischen Richtlinien für Museen von ICOM» 
halten und auch alle anderen für die Museumsarbeit relevanten Grundsätze und 
Richtlinien kennen. 

8.4 Akademische und wissenschaftliche Verantwortung 
Museumsmitarbeiter/innen sollen die Gewinnung, Erhaltung und Anwendung 
von Informationen, die den Sammlungen innewohnen, fördern. Daher sollen sie 



 
 430 

jegliche Tätigkeiten oder Umstände vermeiden, die den Verlust von wissen-
schaftlichen Informationen zur Folge haben könnten. 

8.5 Illegaler Handel 
Museumsmitarbeiter/innen dürfen weder direkt noch indirekt den illegalen 
Handel mit Natur- und Kulturgütern unterstützen. 

8.6 Vertraulichkeit 
Vertrauliche Informationen, die Museumsmitarbeiter/innen im Rahmen ihrer 
Arbeit erlangen, dürfen nicht preisgegeben werden. Ausserdem sind Informati-
onen über Gegenstände vertraulich, die dem Museum zur Bestimmung überge-
ben werden; sie dürfen ohne ausdrückliche Zustimmung des Eigentümers nicht 
veröffentlicht oder an andere Institutionen oder Personen weitergegeben wer-
den. 

8.7 Museums- und Sammlungssicherheit 
Informationen über die Sicherheitsvorkehrungen des Museums oder privater 
Sammlungen und anderer Ausstellungsorte, die im Rahmen ihrer offiziellen 
Tätigkeit aufgesucht werden, sind von Museumsmitarbeiter/innen streng ver-
traulich zu behandeln. 

8.8 Ausnahme von der Pflicht zur Vertraulichkeit 
Vertraulichkeit wird durch die rechtliche Verpflichtung eingeschränkt, der 
Polizei oder anderen zuständigen Behörden bei der Untersuchung möglicher-
weise gestohlener, illegal erworbener oder unrechtmässig übereigneter Gegen-
stände behilflich zu sein. 

8.9 Persönliche Unabhängigkeit 
Zwar steht den Angehörigen jedes Berufsstandes ein gewisses Mass an persönli-
cher Unabhängigkeit zu, ihnen muss jedoch klar sein, dass kein Privatgeschäft 
oder berufliches Interesse völlig von ihrer Dienststelle zu trennen ist. 

8.10 Berufliche Beziehungen 
Museumsmitarbeiter/innen pflegen innerhalb und ausserhalb des Museums, in 
dem sie beschäftigt sind, berufliche Beziehungen zu vielen anderen Menschen. 
Man erwartet von ihnen, dass sie diesen ihre professionellen Dienste wirkungs-
voll und auf hohem Niveau zur Verfügung stellen. 

8.11 Berufliche Konsultation 
Es besteht die berufliche Verpflichtung, externe Berufskolleg/innen hinzuzuzie-
hen, wenn die Fachkenntnisse im Museum nicht ausreichen, um eine gute Ent-
scheidungsfindung sicherzustellen. 

 
Interessenkonflikte 

8.12 Geschenke, Gefälligkeiten, Darlehen oder andere persönliche  
Vorteile 
Museumsmitarbeiter/innen dürfen keine Geschenke, Gefälligkeiten und Darle-
hen annehmen oder andere persönliche Vorteile akzeptieren, die ihnen im Zu-
sammenhang mit ihren Museumsaufgaben angeboten werden. Gelegentlich 
kann es die berufliche Höflichkeit erfordern, Geschenke zu überreichen oder 
anzunehmen; dies soll jedoch stets im Namen der betreffenden Einrichtung 
erfolgen. 
  



 
 431 

8.13 Berufliche oder geschäftliche Interessen ausserhalb des Museums 
Auch wenn ihnen das Recht auf ein gewisses Mass an persönlicher Unabhängig-
keit zusteht, müssen sich Museumsmitarbeiter/innen bewusst sein, dass kein 
Privatgeschäft oder berufliches Engagement völlig von der Institution, bei der 
sie beschäftigt sind, zu trennen ist. Sie sollen keine weiteren bezahlten Tätigkei-
ten über- oder Aufträge von ausserhalb annehmen, die den Interessen des Mu-
seums zuwiderlaufen oder als solche wahrgenommen werden könnten. 

8.14 Handel mit Natur- oder Kulturerbe 
Museumsmitarbeiter/innen dürfen sich weder direkt noch indirekt am Handel 
(gewinnorientiertem Kauf oder Verkauf) mit Natur- oder Kulturerbe beteiligen. 

8.15 Umgang mit Händlern 
Museumsmitarbeiter/innen dürfen keine Geschenke, Gefälligkeiten oder sonsti-
ge Gegenleistungen von Händlern, Auktionatoren oder anderen Personen als 
Anreiz nehmen, einen Kauf oder Verkauf von Museumsstücken einzuleiten oder 
um offizielle Massnahmen zu ergreifen oder zu unterlassen. Ausserdem sollen 
sie Dritten gegenüber keine bestimmten Händler, Auktionatoren oder Sachver-
ständige empfehlen. 

8.16 Privates Sammeln 
Museumsmitarbeiter/innen sollen weder beim Erwerb von Objekten noch mit 
einer privaten Sammeltätigkeit mit ihrer Einrichtung in Konkurrenz treten. 
Zwischen Mitarbeiter/innen und dem Träger ist eine Vereinbarung bezüglich 
jeglicher Form von privatem Sammeln zu treffen und genauestens einzuhalten. 

8.17 Verwendung des Namens und des Logos von ICOM 
Name, Abkürzung und Logo der Organisation dürfen nicht zur Bewerbung oder 
Aufwertung einer gewinnorientierten Tätigkeit oder eines kommerziellen Pro-
duktes genutzt werden. 

8.18 Andere Interessenkonflikte 
Im Falle eines anderen Interessenkonflikts zwischen dem Museum und einer 
Einzelperson muss das Museumsinteresse den Vorrang haben. 

Glossar 

Begutachtung (Schätzungen) 
Die Bestätigung der Echtheit und Ermittlung eines Schätzwerts eines Objektes 
oder Gegenstandes. In bestimmten Ländern wird der Begriff für eine unabhän-
gige Schätzung eines vorgesehenen Geschenks zum Zwecke von Steuerbegüns-
tigungen verwendet. 

Gemeinnützige Organisation 
Ein als natürliche oder juristische Person rechtlich anerkanntes Organ, dessen 
Einkommen (einschliesslich aller Überschüsse und Gewinne) ausschliesslich 
zum Nutzen dieses Organs und seiner Funktion verwendet wird. Der Ausdruck 
«Nicht gewinnorientiert» hat die gleiche Bedeutung. 

Gewinnorientierte Aktivitäten 
Tätigkeiten zur Erzielung finanzieller Vorteile oder Gewinne zugunsten der 
Institution. 
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Gültiger (Rechts-)Titel 
Das durch vollständigen Herkunftsnachweis von der Entdeckung oder Herstel-
lung eines Gegenstandes an unzweifelhaft festgestellte Eigentumsrecht an einer 
Sache 

Handel 
Kauf und Verkauf von Gegenständen zum persönlichen oder institutionellen 
Vorteil. 

Herkunftsnachweis (Provenienz)  
Die vollständige Dokumentation eines Gegenstandes und seiner Besitzverhält-
nisse vom Zeitpunkt seiner Entdeckung oder Schöpfung bis in die Gegenwart, 
wodurch Echtheit und Eigentumsansprüche festgestellt werden. 

Interessenkonflikt 
Eine durch persönliche oder private Interessen verursachte Kollision von Prinzi-
pien in einer Arbeitssituation, die die Objektivität eines Entscheidungsprozesses 
dem Anschein nach oder tatsächlich beeinträchtigt. 

Konservator/Restaurator 
Angestellte oder selbstständige Personen, die befähigt sind, Kulturgüter tech-
nisch zu untersuchen, zu erhalten, zu konservieren und zu restaurieren (für 
weiterführende Informationen siehe ICOM News, Bd. 39, Nr. 1 (1986), S. 5 f.) 

Kulturerbe 
Alle Ideen und Dinge, die als ästhetisch, historisch, wissenschaftlich oder geistig 
bedeutsam erachtet werden. 

Mindeststandard 
Ein Standard, der nach realistischem Ermessen von allen Museen und deren 
Mitarbeiter/ innen erwartet werden kann. Manche Länder haben eigene Min-
deststandards festgelegt. 

Museum* 
Ein Museum ist eine gemeinnützige, auf Dauer angelegte, der Öffentlichkeit 
zugängliche Einrichtung im Dienste der Gesellschaft und ihrer Entwicklung, die 
zum Zwecke des Studiums, der Bildung und des Erlebens materielle und imma-
terielle Zeugnisse von Menschen und ihrer Umwelt beschafft, bewahrt, er-
forscht, bekannt macht und ausstellt. 

Naturerbe 
Jede natürliche Sache, jede Idee oder Erscheinung, die von wissenschaftlicher 
oder geistiger Bedeutung ist.  

Provenienz   siehe «Herkunftsnachweis» 

Qualifiziertes Museumspersonal* 
Qualifiziertes Museumspersonal bezeichnet alle entgeltlich oder ehrenamtlich 
beschäftigten Mitarbeiter/innen von Museen oder der Definition in Artikel 2, 
Absatz 1 und 2 der ICOM Statuten entsprechenden Einrichtungen, die in einem 
für die Leitung oder Funktion eines Museums relevanten Bereich ausgebildet 
wurden oder über entsprechende Berufserfahrung verfügen, sowie Selbstständi-
ge, die die «Ethischen Richtlinien für Museen von ICOM» aner-kennen und für 
Museen oder im oben zitierten Statut definierte Einrichtungen tätig sind. Dies 
gilt nicht für Personen, die mit für Museen und deren Dienstleistungen benötig-
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ten kommerziellen Produkten und Ausstattungen Handel treiben oder für sie 
werben.  

Rechtstitel 
Das gesetzlich verankerte Eigentumsrecht an einer Sache im betroffenen Land. 
In manchen Ländern kann dies ein verliehenes Recht sein, das nicht ausreicht, 
um der Sorgfaltspflicht zu genügen. 

Sorgfaltspflicht 
Die Verpflichtung, alle Anstrengungen zu unternehmen, um die Fakten eines 
Vorganges zu ermitteln, bevor man über das weitere Verfahren entscheidet, 
insbesondere die Feststellung von Ursprung und Geschichte eines zum Erwerb 
oder zur Nutzung angebotenen Gegenstandes vor seiner Anschaffung. 

Träger(schaft) 
Die Personen oder Organisationen, die laut Museumssatzung für Fortbestand, 
Weiterentwicklung und Finanzierung des Museums verantwortlich sind. 
 
*Es soll darauf hingewiesen werden, dass die Bezeichnungen «Museum» und 
«Museumsmitarbeiterin und -mitarbeiter» vorläufige Definitionen zur Interpre-
tation der «Ethischen Richtlinien für Museen von ICOM» sind. Die Definitionen 
von «Museum» und «professioneller Museumsmitarbeiterin und professionel-
lem Museumsmitarbeiter», wie sie in den ICOM Statuten verwendet werden, 
bleiben in Kraft, bis die Überarbeitung dieser Statuten abgeschlossen ist. 
 

B. ICOM Guidelines for Loans (1974) 

Conscious of the importance of the problem of insurance of cultural property, 
ICOM set up a working party to study this matter in the latter half of 1971.The 
members of the working group met three times between 1972 and 1973. One of 
the positive results of the work of this group were the "ICOM Guidelines for 
Loan Agreements" in1974. 

1. General 
1.1. Both the Borrower and the Lender agree to abide by the guidelines for loans 
as set out below, although by mutual agreement sections of these guidelines 
may be added to, waived, or modified in writing. 
1.2. The Lender reserves the right to recall the loan at any time if these guide-
lines are not respected, and disclaims any liability resulting from such action. 

2. Responsibilities and expenses 
2.1. The Borrower accepts the responsibility to pay, promptly and upon demand, 
all agreed expenses relating to insurance, packing, customs, transport (including 
the expenses of any official who may be required to travel with the loan), exhi-
bition and custody arising from the loan agreement. 
2.2. Where requested by the Lender, the Borrower will accept responsibility for 
agreed costs incurred in the preparation of the loan. 
2.3. The Borrower will exercise due care in the custody, handling, transport, 
unpacking, and repacking of the loan. 
2.4. The Borrower, upon unpacking, will acknowledge immediately the receipt 
of the loans. 
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3. Condition reports 
3.1. The Lender will prepare a condition report before packing and, where possi-
ble, will provide the borrower with full documentation. 
3.2. The condition report will specify any required environmental and travel 
conditions for the loan, with full regard to the media of the work as well as to its 
physical condition. 
3.3. The condition report will be forwarded to the Borrower prior to the removal 
of the loan so that he may satisfy himself that no undue risks are being accepted. 
Additional copies of the condition report will travel with the loan. 
3.4. On receiving the loan the Borrower will check the condition report and 
return one copy to the Lender within forty-eight hours of unpacking, noting any 
changes in the condition of the loan. The same procedure will be adopted on any 
occasion when the loan is transferred to another institution. 
3.5. Any evident changes in the condition of the loan, either in transit or during 
exhibition, will be reported immediately to the Lender. 
3.6. Should the Lender consider that the loan should be examined by himself or 
an officer of the lending museum or its agent, then the expenses incurred with 
such an examination shall be borne by the Borrower. 

4. Insurance 
4.1. The Borrower agrees to provide or pay for insurance, or provide an indem-
nity, acceptable to the Lender. 
4.2. The insurance or indemnity shall be "nail to nail", i.e. covering the loan from 
the time when it is removed from its location prior to its shipment to the Bor-
rower, and until returned directly to the location specified in the Certificate of 
Insurance or Indemnity. 
4.3. In the event of total loss the policy or indemnity agreement should provide 
for coverage of the declared value as specified in the certificate of Insurance or 
Indemnity. 
4.4. In the event of partial loss or damage the policy or indemnity should pro-
vide for the cost of replacing or repairing the loan so damaged, and depreciation. 
4.5. The policy may provide a waiver of subrogation against the borrower. 
4.6. When the Borrower provides the Insurance or indemnity he shall submit 
evidence to the Lender for approval by him prior to the removal of the loan. 
4.7. If the Lender elects to arrange his own insurance cover, he will on demand 
submit to the Borrower evidence of insurance. 

5. Customs formalities 
5.1. Customs formalities should be cleared by the Lender at the premises of final 
packing, before despatch. The Borrower is responsible for making every effort to 
ensure that customs examination is made only on his premises on arrival. No 
loan should be unpacked for examination at any point on the journey, and the 
same procedure should apply in reverse for the return of the loan. 

6. Packing 
6.1. The lender shall prepare the loan shipment in packing considered to be safe 
and adequate for the purpose, and reserves the right to appoint his own packing 
agent should it be deemed necessary. The Borrower reserves the right to exam-
ine the packing before despatch takes place. 
6.2. On return, the loan shall be packed in exactly the same way as received and 
with the same cases, packages, pads, and other furnishings when possible, un-
less a change isspecifically authorized by the Lender. All packing materials 
should be stored during the loanperiod in a place fully conditioned to the same 
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temperature and relative humidity levels as those under which the loan itself is 
stored or displayed. 

7. Transport 
7.1. The Borrower and the Lender shall mutually agree to the transport ar-
rangements. The Lender reserves the right to specify the transport programme 
to be employed and to object to a specific contractor without stating his reasons. 
The vehicles and other equipment used for handling should be suitable for the 
specialized work involved, and where necessary they are to be fitted with ap-
proved security devices. 
7.2. Both parties are responsible for ensuring that movement of the loan through 
ports of entry and exit are effected with speed and efficiency. 

8. Escorts 
8.1. When the Lender specifies that the loan be accompanied by a courier or 
escort, he mayreserve the right of nomination. 
8.2. Escorts should be experienced museum officials familiar with the modern 
packing andtransport methods employed. 
8.3. The escort will personally witness and oversee packing and unpacking, 
loading and unloading of the loan, and any transfer between different forms of 
transport. 

9. Physical environment 
9.1. The Borrower undertakes to maintain constant and adequate protection of 
the loan from the hazards of fire and flood, exposure to excessive light levels or 
harmful radiations, extremes of temperature and relative humidity, insect attack 
and pollution. The Borrower will also notify the Lender of any unusual envi-
ronmental exposure. 
9.2. The Lender reserves the right to define specific conditions relating to item 
9.1 above, and to require that the Borrower undertake to maintain environmen-
tal conditions within pre-agreed limits. (Note: Icom recommends that light 
sensitive loans should not be exposed to direct sunlight. Moderately light sensi-
tive loans should only be exposed to ultra-violet filtered light at intensity levels 
not exceeding 150 lux, and for very light sensitive loans, not exceeding 50 lux. 
Relative humidity in normal circumstances should be maintained at 54±4 per 
cent). 

10. Security 
10.1. The Borrower must undertake to maintain constant and adequate protec-
tion of the loan to minimize the risk of theft or damage. The Lender may agree 
to the employment of a security system relying upon electronic devices either 
alone or in conjunction with physical invigilation. 
10.2. The Lender or his authorized agent retains the right to inspect all environ-
mental and security precautions during the period of the loan without prior 
warning. 
10.3. The Borrower agrees that the loan will not in any way be treated, cleaned, 
repaired, remounted, reset or submitted to any scientific examination except 
when such an action has been specifically authorized by the Lender, or is under-
taken for the loan's immediate protection consequent to a mishap (see also para. 
3.5). 

11. Photography and reproduction 
11.1. The loan must not be individually photographed, filmed, televised, or re-
produced, without the prior consent of the Lender, although there is no objec-
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tion to general views of an exhibition being taken for press and publicity pur-
poses. 
11.2. In the case of the Lender agreeing to the loan being filmed, photographed 
or televised, the Borrower will ensure that: 

(a) Lamps are not placed closer than 2 metres from the loan. 
(b) The lamps used do not raise the surface temperature of the loan more 
than 3°C above room temperature. 
(c) The loan is not touched or moved, except by the qualified employees of 
the Borrower. 

11.3. In the case of the Lender agreeing to photographic reproduction of the 
loan, the Borrower will ensure that the ownership of the loan is indicated in 
such a form as the Lender may direct. 
11.4. It is the responsibility of the Borrower to acquaint himself with any copy-
right ownership which may apply to the loan and to take the legally required 
action in the event of the loan being reproduced. 
 
First published in ICOM News, Vol. 27, Nos. 3-4, 1974, p. 78-79. ©ICOM 
 

C. Code of Ethics for Art Galleries  

published by the Comité Professionel des Galeries d’Art in 2016 
 
The purpose of this Code of Ethics is to specify the rights and obligations of art 
galleries and dealer. It defines the professional relations with artists and an 
artist’s successors in title, presents relations with buyers and sellers, and rela-
tions between confreres.  The stipulations are based on the applicable legisla-
tion, case law and regulations. They are also based on accepted common prac-
tice within the profession, respecting the interests of each person.  Galleries that 
belong to the Professional committee of art galleries act in accordance with their 
legal obligations and undertake to comply with this Code of Ethics. 
 

1 RELATIONS WITH ARTISTS AND THEIR SUCCESSORS IN TITLE 
 
Reciprocal interests 
The interests of the gallery and of the artist that it represents are inextricably 
linked. Consequently, their professional relations are based on trust and evolve 
with the aim of achieving long-term collaboration. On principle, the artist and 
the gallery are bound by a verbal or written agreement, carried out in good 
faith, involving a sales mandate, responsibility towards the works and financial 
terms and conditions. The gallery has similar responsibilities toward an artist 
who is still alive, and toward the successors in title of a deceased artist. The 
Professional committee of art galleries recommends that the conditions for 
collaboration between galleries and artists or their successors in title should be 
formalised in writing. 

1.1 The gallery owner 
The gallery owner is appointed by the artist or his successors in title to promote, 
distribute and sell his works.  
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1.1.1 Advises    
1.1.1.a The gallery owner advises the artist he represents about how to develop 
and build his career; he offers support, adopting an attitude that is both benevo-
lent and critical towards his work and creations.  
1.1.1.b Similarly, the gallery owner advises his successors in title in order to 
increase the value of the work of a deceased artist. 
1.1.2 Exhibits    
1.1.2.a The gallery owner organises exhibitions and does everything possible to 
present the artist’s work in optimum conditions, by mutual agreement with the 
artist. 
1.1.2.b A gallery that belongs to the Professional committee of art galleries can-
not on any account charge an artist a rental fee for its picture rails or any other 
space in the gallery, for the purposes of presentation, exhibition or promotion.  
1.1.3 Promotes    
1.1.3.a The gallery owner has the role of an intermediary between the artist and 
institutional or private collectors and art professionals. He can promote contacts 
with journalists and art critics. In this way, the gallery owner improves the 
artist’s visibility, putting him in touch with all professionals likely to contribute 
to his fame. 
1.1.3.b The gallery owner develops communication tools in order to promote the 
artist and his works. He creates archives of the artist’s work (articles, reviews, 
photographs etc.).  
1.1.3.c For a deceased artist, given that his work is now completed, the gallery 
owner who represents him, in agreement with his successors in title, promotes 
his work and enhances its value. He takes part in scientific and historical re-
search on the works (catalogues raisonnés, authentication, valuations etc.) 
thereby contributing to recognition of the deceased artist. 
1.1.4 Produces    
First market galleries are sometimes required to produce or co-produce a work 
in connection with an exhibition linked to their activities in a gallery and at a 
trade fair, or during an external exhibition in an institution or a foreign gallery. 
1.1.5 Sells    
1.1.5.a The gallery owner looks for the best terms of sale and investment condi-
tions for his works, whether in private or public collections, for the artist he 
represents.  
1.1.5.b When an artist dies, the gallery honours the commitments made, looks 
after the interests of the successors in title, and if necessary negotiates new 
conditions for collaboration.  

1.2 The artist or his successors in title 
1.2.1 Creates    
1.2.1.a In return for the gallery’s work, the artist proposes lasting and completed 
works, intended for sale. 
1.2.1.b For that purpose, he deals personally with any third-party rights to the 
works and holds the gallery harmless from all claims: for example copyrights in 
the event of collaboration, intellectual property rights, rights to use works or 
pre-existing elements included in the work, and property rights of third parties 
to the work. 
1.2.1.c The artist proposes a certain number of works. The gallery owner and the 
artist select those that will be presented and offered for sale.  
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1.2.2 Makes visible – Communicates    
1.2.2.a The artist or his successors in title undertake to provide all of the ele-
ments required to promote the works: biographical and bibliographical infor-
mation, photographs and any other documentation required. 
1.2.2.b The artist or his successors in title transfer to the gallery that represents 
them, free of charge, the rights of reproduction and representation for cam-
paigns to promote the work, as well as to create documents and archives. If the 
artist has transferred his rights to a royalties collecting and distribution society, 
he makes sure that he has the society’s agreement to this. 
1.2.3 Produces    
1.2.3.a The artist produces his works, providing the resources needed to do so. In 
certain cases, if the artist needs help with production, he first contacts the gal-
lery which may offer technical or logistical support or specific financing. 
1.2.3.b In this case, a specific contract may stipulate the terms and conditions of 
production between the artist and the gallery, as well as with any third parties.  
1.2.3.c The involvement of the gallery in production of the work must be indi-
cated during its display or use of its image. 
1.2.4 Makes to order    
1.2.4.a When a work of art is ordered and regardless of the commissioning party, 
the artist and commissioning party must involve the gallery in the project from 
the start of the process. 
1.2.4.b If the artist is represented by a French gallery, it is customary to contact 
that gallery first. 
1.2.5 Exhibits    
1.2.5.a The artist must provide all the elements required to exhibit his work. 
1.2.5.b For certain works, instructions or an installation protocol must be pro-
vided.  
1.2.6 Sells    
Artists who grant a mandate to a gallery undertake not to sell directly, and 
therefore to inform the gallery of any purchase procedures by both private and 
institutional players. Consequently the sales mandate includes not only works 
consigned to the gallery, but also those in the workshop. 
consigned to the gallery, but also those in the workshop. 

1.3 The works  
1.3.1 The artist remains the owner of the works stored until they are sold by the 
gallery. 
1.3.1 Consignment receipt – Sales mandate    
1.3.1.a When a gallery accepts a work on consignment, it is preferable that a 
document should be drawn up when the work is entrusted to it. The document 
describes the work so that it can be identified: author, title, date of creation, size, 
techniques used, single work or number of copies (in this case, number of the 
consigned copy), state of conservation and other distinctive features.  
1.3.1.b It also specifies the financial terms and conditions regarding sale of the 
work: the sales price that the artist and gallery have agreed upon, the sharing 
out of the proceeds from the sale, the potentially considered negotiations, in-
formation regarding VAT and the time limits for payment. 
1.3.1.c The same document may concern the consignment of several works, in 
the form of a list repeating the same information. The document constitutes a 
contractual commitment, and must be dated and signed by the artist or his suc-
cessors in title and the gallery, with one copy for each party. 
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1.3.1.d The documents concerning the consignment of works must be updated 
regularly. It is recommended to review them once a year, or during an exhibi-
tion, for example.  
1.3.1.c The works must be returned to the artist at the time indicated in the 
agreement or earlier by mutual consent. 
1.3.2 Preservation    
1.3.2.a The gallery must insure the works that are entrusted to it and make sure 
they are preserved. For that purpose it informs the artist of the means and con-
ditions of preservation it can provide. 
1.3.2.b If a work needs to be restored, this is carried out with the agreement of 
the artist or his successors in title. 
1.3.3 Movement of works    
1.3.3.a The gallery ensures the traceability of the works consigned, thanks to a 
register or a file of incoming and outgoing works, and keeps the artists informed 
of this. The gallery is responsible for locating them when they are lent to third 
parties, for example to public or private institutions. This is also the case during 
procedures regarding management of the works, and in particular if movement 
of the works involves customs formalities. 
1.3.3.b The gallery organises the movement of works and has a responsible 
attitude regarding their handling, packaging, transport and storage, in order to 
protect the integrity of the work. 
1.3.3.c Works exhibited outside the gallery are treated as loans. These move-
ments of the works are recorded on a loan sheet managed by the gallery. It is 
drawn up in association with the borrower and indicates the name and place of 
the exhibition, its length, the insurance conditions, transport conditions and the 
condition of the work on departure and arrival.  
1.3.3.d If the request to borrow works is sent directly to the artist, the artist 
informs the gallery and entrusts the gallery with the management of the loan.   
1.3.4 Documentation regarding works     
1.3.4.a The gallery owner is advised to keep archives regarding the work of the 
artist it represents and to enrich them with all types of documentation: texts, 
images or relevant information concerning the artist’s work. 
1.3.4.b These archives remain entirely the property of the gallery, since they are 
the result of its work. It alone can allow them to be consulted or possibly to be 
used, under the conditions that it specifies, in accordance with the artists’ copy-
right. 
1.3.4.c The gallery must be mentioned in all uses of these archives. 
1.3.5 Certificates    
1.3.5.a At the artist’s request, or if required due to the nature of the work, the 
work must be accompanied by a certificate.  
1.3.5.b The works are described and guaranteed according to current knowledge 
of the market. The document indicates what the work comprises as clearly as 
possible and, where appro-priate, specifies the number of components. It must 
include at least one photograph of the work and include such additional descrip-
tions as the quality of the image alone cannot provide. 
1.3.5.c The certificate is a single, original document which accompanies the 
work and which cannot on any account be reproduced.  
1.3.5.d The gallery owner is however advised to keep a duplicate of the certifi-
cate for the purposes of traceability of the work once it has been sold.  
1.3.6 Payment of the artist    
1.3.6.a If the artist grants a mandate to the gallery to sell his works, the gallery 
acts as an intermediary in the sale. The gallery and the artist (or successors in 
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title) agree on the financial terms and conditions. They are free to agree on the 
sharing out of the proceeds from the sale. There are three recurrent possibilities: 
1.3.6.b — If there are no production costs, the sharing out of the proceeds from 
the sale must be determined with the artist or successors in title. 
1.3.6.c — If production costs are incurred by the artist, the gallery or a third 
person, the proceeds from the sale are shared out after deducting the agreed 
production costs, which are repaid to those who incurred them. 
1.3.6.d — If the work is made to a specific public or private order, a specific 
financial agreement is made between the artist, the gallery and the commission-
ing party. 
1.3.7 Statement of accounts    
1.3.7.a Works are generally sold in several stages: reservation, conclusion of the 
sale, billing and payment. This process takes a certain amount of time, and 
therefore the artist must be kept informed. The gallery owner undertakes to pay 
the artist on actual receipt of payment for the work. 
1.3.8 Termination of the collaboration    
1.3.8.a If one or other of the parties wishes to end the collaboration, a notice 
period is provided for; it should be reasonably long, in proportion to the length 
of the collaboration between the gallery owner and the artist, and may be de-
fined by mutual agreement.  
1.3.8.b Nevertheless, termination cannot prevent the finalisation of sales negoti-
ations already under way, in accordance with the agreed notice period. 
1.3.8.c The artist or his successors in title must do everything required to recov-
er, as soon as possible once the collaboration is ended, the works stored by the 
gallery, in compliance with the agreed notice period. 
1.3.8.c In the specific case where the production of the work was financed by the 
gallery, the gallery is given first option to purchase the work. The gallery can 
also waive this option, subject to repayment of the production costs. 
1.3.8.d In the event of breach of the contract, the expenses incurred due to the 
breach are payable by the party that broke the mandate. 
 

2 RELATIONS WITH BUYERS 

2.1 Advice    
2.1.1 The gallery owner advises his customers and helps them to make the right 
choice. He gives them the benefit of his expertise and passes on the information 
at his disposal. 
2.1.2 The gallery owner shows the greatest discretion and undertakes to respect 
the confidentiality of the discussions and the personal data he collects in order 
to protect the privacy of his clients, in particular in the event of the sale, pur-
chase or loan of a work carried out through the gallery. 

2.2 Works sold    
2.2.1 The gallery owners must obtain all of the guarantees required regarding 
the authenticity of the works he sells. For second market works, he must also 
attempt to determine their origin.  
2.2.2 Members of the Professional committee of art galleries undertake to sell 
works in compliance with French regulations regarding original works of art. 
They thereby offer their clients a guarantee and transparency. 
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2.3 Display of prices    
Prices are displayed in art galleries according to the recommendations of the 
French authorities: by “affixing a discreet label on the items exhibited to the 
public or consulting a price list”.  

2.4 Payment    
2.4.1 In principle, works of art are paid for on the spot. However it is possible to 
provide for deposits or down payments.  
2.4.2 An invoice is issued to conclude the sale of a work of art, on which it may 
be necessary to include a retention of title clause, until payment of the price in 
full. 
2.4.3 Cash payment is only possible within the maximum limit provided for by 
the law. 
2.4.4 For purchases carried out by a company, it is customary to identify a rep-
resentative who is a physical person (first name, surname, capacity) who carried 
out the transaction on behalf of the company, which is a legal entity, and to 
whom the invoice is sent. 
2.4.5 The invoice must specify the terms of payment, i.e. the due date for pay-
ment and the late payment penalties applicable [Like the interest rate and the 
lump-sum compensation for recovery costs set by decree, these statements are 
compulsory for professionals and recommended for invoices to private individu-
als.].   

2.5 Certificates    
2.5.1 Invoices 
2.5.1.a The gallery must issue an invoice describing the work sold: name of the 
artist, title of the work, year in which it was created, techniques, size, single 
item or numbering if necessary. 
2.5.1.b The invoice provides a guarantee to the buyer regarding the information 
it includes. 
2.5.1.c Members of the Professional committee of art galleries undertake to 
describe the works of art in accordance with normal practice in the profession 
and the terminology of French Decree n° 81-255 of 3 March 1981. 
2.5.2 Certificate of authenticity 
2.5.2.a On principle, the certificate is unique and must accompany the work to 
which it relates. 
2.5.2.b If a gallery has a certificate of authenticity for a work that it is selling, it 
must give it to the buyer together with the work.  
2.5.3 Origin 
The gallery owner can give the holder of a work the information contained in its 
archives, for example concerning the origin, but also the biography and bibliog-
raphy of the work sold. Research may result in costs for the person requesting 
the information. Information making it possible to identify a work is provided 
while respecting trade secrets and privacy.  
 

3 RELATIONS WITHSELLERS 

3.1 Purchases from private individuals    
3.1.1 Members of the Professional committee of art galleries must be vigilant 
regarding the origin of the works that they acquire or accept on consignment. 
To do so, they must obtain all of the customary guarantees. 
3.1.2 Purchases from private individuals, owners or representatives must be 
entered in the gallery’s police register.  
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3.2 Consignments    
3.2.1 A work of art may be consigned to a gallery for valuation, exhibition or 
sale. A gallery owner who accepts one must draw up a consignment note indi-
cating the nature of the consignment, the work consigned, its duration and the 
insurance value. In certain cases the additional insurance cost may be payable 
by the person who entrusted the work to the gallery owner. 
3.2.2 Consignments of works for valuation, exhibition or sale [Articles 321-7 
and R321-3 to R321-7 of the French penal code], carried out by private individu-
als, owners or representatives must be entered in the gallery’s police register.  

3.3 Sales mandate    
3.3.1 If a person other than the artist grants a mandate to the gallery to sell a 
work of art, a document is drawn up. Sales mandates are granted for a limited 
period of time, and indicate the nature of the work, its price, and if necessary the 
amount of commission, after deducting VAT and any resale right, both of which 
are payable by the seller but collected and transferred by the gallery [Capital 
gains tax for private individuals resident in France for tax purposes - Article 
150VI of the French General Tax Code (CGI). The resale right is payable by the 
seller when a work of art is resold.]. 
3.3.2 If it holds a mandate, the gallery makes sure that it has the owner’s agree-
ment before carrying out a sale, if the transaction is likely to be carried out 
under different conditions from those provided for by the parties. 
 

4 RELATIONS BETWEEN CONFRERES 
 

4.1 Work sold to a confrere    
4.1.1 A gallery owner who sells a work of art to a confrere undertakes to pro-
vide all of the information required to sell the work, while respecting trade 
secrets and privacy. 
4.1.2 In addition to the standard authentication details included on the invoice, 
information is provided concerning previous transactions, particularly those 
carried out by public sale. 

4.2 Joint purchase    
4.2.1 A joint purchase by professionals requires a retrocession invoice. The 
resale price of the work of art is decided by mutual agreement.  
4.2.2 In the event of additional costs (restoration, transport etc.) the costs must 
be divided in proportion to the share of each person or by agreement, and are 
recorded in an invoice. No significant or unusual expenses may be incurred 
without prior agreement between the parties.  
4.2.3 If one of the gallery owners does not agree to the sales price, his share may 
be bought by another participant in the purchase. 
4.2.4 The Professional committee of art galleries recommends that the condi-
tions of joint purchase should be recorded in writing. 

4.3 Work consigned for exhibition and possible sale    
4.3.1 If a gallery owner entrusts a work of art to a confrere, the conditions must 
be specified in a contract. This contract must stipulate the duration of the con-
signment, the sales price and the commission due to the borrower.  
4.3.2 It is customary for the borrower to pay all transport and insurance costs 
for the work. 
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4.4 Works on loan     
If a gallery owner wishes to hold an exhibition with an artist who is widely-
known to be attached to another gallery, he must inform that gallery and obtain 
its agreement. 

4.5 Seller’s responsibility for works entrusted    
4.5.1 A gallery owner who sells a work entrusted by a confrere is the only re-
sponsible interlocutor with regard to the client. 
4.5.2 In the event of a dispute between galleries, the galleries undertake to seek 
an amicable solution to the dispute rapidly and in good faith, based on their own 
commitment. 

4.6 Sale through an intermediary    
4.6.1 When an intermediary is involved in a transaction between a private indi-
vidual and a dealer, the conditions of the transaction must be set and the com-
mission must be negotiated before the sale is concluded.  
4.6.2 The intermediary must provide an invoice including the information mak-
ing it possible to identify the transaction and the final customer. 

4.7 Departure of an artist    
If an artist leaves a gallery to join another one, the new gallery informs the 
previous one. Compensation may be paid between confreres. 

4.8 Arbitration    
In the event of a dispute with a gallery, any party to the dispute (artist, succes-
sor in title, buyer, seller, gallery etc.) may call for arbitration to find an amicable 
solution rapidly. The President of the Professional committee of art galleries 
shall appoint an arbitrator if it considers action by the committee to be appro-
priate. 
This code of ethics was published by the Professional committee of art galleries 
presided by Georges-Philippe Vallois .Written by a committee of three members 
of the Board of Directors : David Fleiss, Benoit Sapiro et Philippe Valentin.The 
editorial coordination was carried out by Delphine Fournier, Executive Director, 
assisted by Laurène Henry, responsible for legal and tax mat-ters under the 
control of Me Olivier de Baecque.The content was validated by the entire Board 
of Directors consisting of Marion Papillon (Vice President), Bruno Delavallade 
(Vice President), Jean-Pierre Arnoux (Treasurer), Bénédicte Burrus, Chantal 
Crousel, Alix Dionot-Morani, Véronique Jaeger, Fabienne Leclerc, Eléonore 
Malingue, Thomas Bernard, Christian Berst and the members of the Committee. 
This code of ethics is available in French and English. Only the French language 
version is binding. The English version is provided for information only. COMI-
TÉ PROFESSIONNEL DES GALERIES D’ART  

D. Verhaltenskodex für den Bundesverband Deutscher Kunst-
versteigerer e. V. 

Die im Bundesverband Deutscher Kunstversteigerer e.V. (BDK) zusammenge-
schlossenen Firmen verpflichten sich:  
 
1. Als Mittler zwischen Auftraggebern und Erwerbern unter Beachtung der 

für Versteigerer geltenden Rechtsvorschriften die Interessen beider Partner 
ausgewogen wahrzunehmen.  
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2. Soweit sie die eigene Haftung für Mängel versteigerter Sachen beschrän-
ken, durch Vertragsgestaltung eine Haftungsbrücke zwischen Erwerber 
und Einlieferer herzustellen.  

3. Eigenware als solche zu kennzeichnen und die zwischen den Organisatio-
nen der Kunstversteigerer und des Kunsthandels vereinbarten Grenzen der 
Versteigerung von Eigenware zu beachten.  

4. Im Wettbewerbsverhalten die Regeln der Lauterkeit und Fairness einzuhal-
ten und in der Werbung keine irreführenden Aussagen zu machen, insbe-
sondere keine Schätzpreise zu nennen, die unterhalb vereinbarter Mindest-
preise liegen.  

5. Schriftliche Gebote nur in dem Umfang auszuschöpfen, der erforderlich ist, 
um anderweitige Gebote zu überbieten.  

6. Die Abrechung mit den Einlieferern innerhalb angemessener Frist durchzu-
führen.  

7. In ihren Ergebnislisten nur solche Ergebnisse aufzuführen, die zum Zeit-
punkt der Veröffentlichung der Liste tatsächlich erzielt worden sind, und 
dabei klarzustellen, wie sich die als Ergebnisse genannten Preise zusam-
mensetzen.  

8. Keine Objekte anzubieten, bei denen Anlass zu der Annahme besteht, dass 
sie mittels Diebstahls, Unterschlagung oder auf sonstige Weise unrechtmä-
ßig erworben oder wegen Verletzung der Ausfuhrbestimmungen eines 
Landes illegal importiert worden sind.  

9. Keine Objekte anzubieten, deren Materialien unter dem Schutz bedrohter 
Arten stehen und nicht von den Bestimmungen des Artenschutzes freige-
stellt sind.  

10. Nicht an Transaktionen mitzuwirken, bei denen der Verdacht besteht, dass 
sie der Geldwäsche dienen.  

 
Die Mitglieder des BDK erkennen diese Verhaltensgrundsätze als verbindlich an. 
Nachgewiesene schwere Verletzungen einzelner Bestimmungen gelten als Ver-
stöße gegen einen Verbandsbeschluss i.S.v. § 2 Ziff. 7 der Satzung und können 
den Ausschluss aus dem Verband nach sich ziehen.  
 
Der Bundesverband Deutscher Kunstversteigerer erklärt den „Verhaltenskodex 
für den internationalen Handel mit Kunstwerken” als verbindlich für seine 
Mitglieder. Schwere und nachhaltige Verletzungen der Bestimmungen des Ko-
dex sind als Verstöße gegen einen Verbandsbeschluss im Sinne § 2 Ziff. 7 der 
Verbandssatzung zu bewerten und können zum Ausschluss aus dem Verband 
führen. 

E. Verhaltenskodex für den internationalen Handel mit Kunst-
werken des deutschen Kunsthandels 

Angesichts der weltweiten Besorgnis über den Handelsverkehr mit gestohlenen 
Antiquitäten und Kunstwerken und der illegalen Ausfuhr solcher Objekte sowie 
angesichts des Verbots des Handels mit Objekten aus artengeschützten Materia-
lien unterwirft sich der von den unterzeichneten Verbänden repräsentierte 
deutsche Kunsthandel folgenden Verhaltensnormen:  
Der deutsche Kunsthandel wird sich nicht am Import, Export oder Handel sol-
cher Gegenstände beteiligen, bei denen hinreichender Grund zur Annahme 
besteht, dass  
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- der Verkäufer nach geltendem deutschen Recht nicht zur Verfügung über den 
Gegenstand berechtigt ist, insbesondere der Gegenstand mittels Diebstahls 
oder in anderer Weise unrechtmäßig erworben wurde. 

- ein importierter Gegenstand in seinem Herkunftsland unter Verstoß gegen das 
geltende Recht erworben oder exportiert wurde, 

- ein importierter Gegenstand ohne die erforderliche Erlaubnis ausgegraben 
oder aus Ausgrabungsstätten erworben wurde. 

 
Im Rahmen der gegebenen rechtlichen Möglichkeiten wird sich der deutsche 
Kunsthandel ferner für die Rückführung gestohlener oder illegal ausgeführter 
Gegenstände in ihr Ursprungsland einsetzen, sofern der Nachweis unrechtmäßi-
ger Ausfuhr aus diesem Land erbracht worden ist, die Rückführung innerhalb 
angemessener Zeit verlangt wird und im Falle eins rechtmäßigen Erwerbs eine 
angemessene Entschädigung gewährt wird. 
 
Der deutsche Kunsthandel befürwortet die Ziele der Artenschutzgesetze. Er wird 
sich auch zukünftig nicht am Handel mit Gegenständen aus artengeschützten 
Materialien beteiligen, die nach Verabschiedung des Washingtoner Artenschutz-
abkommens (CITES) hergestellt sind. Er wird seiner Deklarationspflicht nach 
den geltenden Artenschutzbestimmungen gewissenhaft nachkommen. 
 
Der deutsche Kunsthandel wird auch sonst nichts unternehmen, was geeignet 
ist, den illegalen Handel oder Export von Kunstgegenständen zu fördern, viel-
mehr an dessen Verhinderung nach Kräften mitwirken. 
Dieser Verhaltenskodex betrifft alle Gegenstände, die üblicherweise Gegenstand 
des Kunst- und Antiquitätenhandels sind. Die unterzeichneten Verbände werden 
ihre Mitglieder auf die Einhaltung dieses Kodex verpflichten. 
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Im ständig wachsenden Kunstmarkt hat sich das Kunstrecht zu einer 

eigenständigen Disziplin entwickelt und nimmt heute einen wichti-

gen Platz in der Praxis ein. Das neue Kulturgüterschutzgesetz zeigt 

dies exemplarisch auf.

Künstler, Sammler, Galeristen, Händler, Kunstvermittler, Auktionato-

ren, Kuratoren, Museumsleute, Publizisten und Juristen besitzen mit 

dieser Sammlung von Vorschriften, Gesetzen und ethischen Richt- 

linien den schnellen Zugriff auf alle relevanten Normen aus den ver-

schiedenen Rechtsgebieten, die für den täglichen Umgang mit der 

Kunst und dem Kunstrecht von Bedeutung sind.

Die Sammlung vereint in einem Band die anwendbaren deutschen 

Gesetze, europäischen Richtlinien und Verordnungen, internationale 

Übereinkommen, angefangen von den Washington Principles bis zu 

UNIDROIT, sowie die ethischen Grundsätze der einzelnen Kunsthan-

delsverbände.

KUNSTRECHT  
KOMPAKT 
BAND 1
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